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Teil I 


Einführung 


Kapitel 1 


Darstellung der Thematik 


Die Volkswirtschaften der meisten Industriestaaten sind von einem tiefgrei- 
fenden demografischen Wandel ihrer Gesellschaften betroffen. In den kom- 
menden Dekaden zählen die demografischen Veränderungen und deren Aus- 
wirkungen zu den wichtigsten gesellschaftlichen Herausforderungen. Unter 
den entwickelten Industriestaaten ist Deutschland in der Gruppe der am 
stärksten betroffenen Volkswirtschaften zu finden, zu der unter anderem 
Länder wie Italien, Spanien, Griechenland und Portugal gehören (siehe EU 
Kommission, 2005). Bevor in Kapitel 2 ausführlich auf die Ausprägungen 
des demografischen Wandels eingegangen wird, soll zunächst die Thematik 
der vorliegenden Arbeit dargestellt werden. 

Der demografische Wandel erzeugt vielfältige Auswirkungen auf ver- 
schiedenste Bereiche der Ökonomie. In den vergangenen zwei Jahrzehnten 
wurden in der wissenschaftlichen Literatur ausführlich die finanzpolitischen 
Folgen der Alterung der Gesellschaft analysiert. Das Hauptaugenmerk lag 
dabei auf den Auswirkungen auf das soziale Sicherungssystem Deutschlands 
und dessen Zukunftsfähigkeit, da die gesetzlichen Sozialversicherungen einen 
starken Zusammenhang zwischen dem Alter und der Leistungserbringung 
aufweisen (siehe Arnds und Bonin, 2003). Diese ausführliche Diskussion soll 
an dieser Stelle nicht nachvollzogen werden, da die dort untersuchten Fra- 
gestellungen in der vorliegenden Arbeit nicht weiter thematisiert werden. 
Es wird hierbei lediglich auf die relevante Literatur verwiesen, wobei exem- 
plarisch die Arbeiten von Börsch-Supan 1998a, 1998b, 1999, 2000; Raffelhü- 
schen 1999, 2002; Gokhale und Raffelhüschen 1999; Sinn und Thum 1999, 
Sinn 2000 sowie Sinn und Uebelmesser 2002 genannt werden sollen. 

Der Kapitalmarkt wird ebenfalls durch den demografische Wandel beein- 
flusst. Da nahezu alle Industriestaaten von der Alterung ihrer Gesellschaften 
betroffen sind, fällt die Möglichkeit der Diversifizierung der Kapitalanlagen 
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inländischer Investoren in diese Lander mit dem Ziel der Vermeidung der 
Auswirkungen des demografischen Wandels auf die Rendite weg. In der Li- 
teratur ist unbestritten, dass es aufgrund des Rückgangs der Bevölkerung in 
den Industrieländern in der Zukunft zu einem Absinken des Zinssatzes für 
Kapitalanlagen kommen wird. Der Faktor Kapital wird relativ reichlicher 
zur Verfügung stehen, was zu einer Reduktion des Zinssatzes führen wird. 
Lediglich über den Umfang der Zinsreduktion herrscht keine einhellige Mei- 
nung. Die Reduktion der Rendite des Kapitals aufgrund des demografischen 
Wandels der Gesellschaften ist in der Literatur unter dem Begriff “Asset 
Meltdown” bekannt. Als Startpunkt für mittlerweile zahlreiche Beiträge zu 
dieser Thematik ist der Artikel von Mankiw und Weil (1989) zu nennen. In 
allen daran anschließenden Studien wird ein negativer Effekt einer Bevöl- 
kerungsreduktion auf die Rendite des Kapitals nachgewiesen, wobei jedoch 
über die Stärke des Effektes kein Konsens besteht (siehe beispielsweise Po- 
terba 2001; Abel 2002; Börsch-Supan et al. 2003 sowie Börsch-Supan, Lud- 
wig und Winter 2006). 

Die Finanz- und Kapitalmärkte werden auch durch ein verändertes An- 
lageverhalten beeinflusst, da ältere Menschen ihr Vermögen in einer ande- 
ren Art und Weise anlegen als jüngere Personen. Darüber hinaus werden in 
den Industriestaaten vermehrt Rentenreformen durchzuführen sein, wobei 
der Anteil der privaten kapitalgedeckten Rentenversicherung ansteigen wird. 
Solche Reformen führen ebenfalls zu einer Beeinflussung der Finanz- und 
Kapitalmärkte. Das Kapital privater Rentenversicherungsfonds wird auf den 
Finanz- und Kapitalmärkten angelegt, was zu einer erhöhten Marktkapita- 
lisierung führen wird (siehe Europäische Zentralbank, 2006). 

Der demografische Wandel erzeugt ebenfalls Auswirkungen auf den Gü- 
termarkt. Da sich die Konsumgewohnheiten mit dem Alter verändern, wird 
sich die aggregierte Konsumgüternachfrage in einer alternden Gesellschaft 
verändern. Die Nachfrage nach Gütern der Gruppe “Verkehr und Nachrich- 
tenübermittlung” sinkt mit dem Alter, während die Ausgaben für Güter der 
Gruppe “Gesundheits- und Körperpflege” ebenso zunehmen wie die Ausga- 
ben für Wohnungsmieten (siehe Börsch-Supan, 2003). Daraus ergeben sich 
Rückwirkungen auf die Arbeitsnachfrage in den jeweiligen Sektoren. Die Be- 
schäftigung im Gesundheitssektor wird zunehmen, während die Beschäfti- 
gung im Verkehrssektor abnehmen wird. Groben Berechnungen zufolge wird 
in der Zukunft rund ein Sechstel aller Arbeitsplätze zwischen den Sektoren 
umgeschichtet, was eine wesentlich höhere Flexibilität des Faktors Arbeit 
im Vergleich zum Status quo erfordert (siehe Börsch-Supan, 2003). 
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Für die vorliegende Arbeit ist von besonderer Bedeutung, dass der de- 
mografische Wandel auch den Arbeitsmarkt beeinflusst. Zur Analyse der 
Arbeitsmarkteffekte ist indes nicht die Entwicklung der Gesamtbevölkerung 
ausschlaggebend, sondern die Entwicklung der Bevölkerung im erwerbsfähi- 
gen Alter von 18 bis 64 Jahren. Das Arbeitsangebot in einer Volkswirtschaft 
wird, wenn auch nicht ausschließlich, maßgeblich durch diese Altersgruppe 
determiniert. 

Aussagen über die Entwicklung der Erwerbsbevölkerung sind wesentlich 
unsicherer als Prognosen über die Gesamtbevölkerungsentwicklung. Das ag- 
gregierte Arbeitsangebot in einer Volkswirtschaft wird nicht nur durch die 
Anzahl der Personen im erwerbsfähigen Alter determiniert, sondern auch 
durch die Entscheidungen über die Höhe des individuellen Arbeitsangebo- 
tes. Die meisten der in den kommenden 20 Jahren in den Arbeitsmarkt 
eintretenden Personen sind zwar bereits geboren, deren Entscheidung über 
ihr Arbeitsangebot lässt sich jedoch ungleich schwerer vorhersagen (siehe 
Arnds und Bonin, 2003). 

Unter Zugrundelegung mit Unsicherheit behafteter Annahmen können 
Prognosen über die zukünftige Entwicklung der Erwerbsbevölkerung ge- 
troffen werden. Beispielsweise erwarten Zimmerman et al. (2002) bei einer 
unterstellten leichten Zunahme der Partizipationsrate der Personen im er- 
werbsfähigen Alter einen Rückgang der Erwerbspersonenzahl um lediglich 
1,2 Millionen bis zum Jahr 2015. Ab 2020 treten dann zunehmend mehr ge- 
burtenschwache Jahrgänge in den Arbeitsmarkt ein, so dass ab dieser Zeit 
von einer jährlichen Reduktion des Arbeitskräftepotenzials um 500.000 bis 
700.000 Personen ausgegangen wird. 

Börsch-Supan (2003) unterstellt in seiner Modellrechnung unterschied- 
liche Szenarien. Das von ihm als das wahrscheinlichste bezeichnete Szena- 
rio geht von einem sukzessiven Anstieg der Frauenpartizipationsrate von 
64% auf 74% aus, was eine Annäherung an die heutige Partizipationsrate 
von Männern mit rund 80% bedeutet. Das tatsächliche Rentenzugangsalter 
steigt in der Modellrechnung von 60 auf 62,5 Jahre, während die Arbeitslo- 
sigkeit bis zum Jahr 2030 auf 5% sinkt. Ausgehend von diesen Annahmen 
reduziert sich die Zahl der Erwerbstätigen vom Jahr 2000 (mit rund 36 
Millionen Erwerbstätigen) bis zum Jahr 2050 um rund acht Millionen (auf 
rund 28 Millionen Erwerbstätige), wobei dieser Rückgang weitgehend im 
Zeitraum 2010 bis 2035 stattfindet. Die Prognose des Deutschen Instituts 
für Wirtschaftsforschung (DIW) (2000) liegt in einem ähnlichen Rahmen 
wie die Modellrechnungen bei Börsch-Supan (2003). Das DIW geht je nach 
unterstellten Annahmen von einem Rückgang der Erwerbsbevölkerung bis 
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zum Jahr 2050 auf zwischen 27,3 Millionen und 31 Millionen Erwerbstatige 
aus. 
Durch die dargestellte Entwicklung der Zahl der Erwerbstätigen entsteht 
eine Sozialproduktslücke. Gemäß Börsch-Supan (2003) werden die Erwerbs- 
tätigen im Jahr 2035 pro Kopf rund 15% mehr produzieren müssen als im 
Jahr 2010, um die gleiche Gütermenge pro Kopf der Gesamtbevölkerung 
bereitzustellen. Dazu ist zwar lediglich ein Produktivitätszuwachs von rund 
0,45 Prozentpunkten pro Jahr während dieser Zeit notwendig. Bleibt diese 
Steigerung hingegen aus, so wird rund ein Drittel des langfristigen mitt- 
leren Produktivitätswachstums von ca. 1,5 Prozentpunkten pro Jahr allein 
dazu benötigt, die Reduktion der Erwerbstätigen auszugleichen. Um eine zu- 
sätzlich steigende Produktivität des Faktors Arbeit zu gewährleisten, sind 
große Anstrengungen der Politik in Bezug auf Bildung und Weiterbildung 
notwendig. Die politische Diskussion bewegt sich zunehmend in diese Rich- 
tung. Darüber hinaus könnte die entstehende Sozialproduktslücke durch ei- 
ne erhöhte endogene Humankapitalbildung verkleinert werden (siehe Arnds 
und Bonin, 2003). In Teil II der vorliegenden Arbeit wird deshalb die endo- 
gene Humankapitalbildung der Personen analysiert. Dazu wird ein Modell 
überlappender Generationen (OLG-Modell) entwickelt, in dem die Perso- 
nen über die Länge ihrer individuellen Ausbildungszeit entscheiden. Dabei 
wird deutlich, dass die Ausbildungsentscheidung wesentlich von der Ausge- 
staltung des Sozialversicherungssystems determiniert wird, was in Überein- 
stimmung mit der Literatur steht (siehe beispielsweise Kemnitz und Wigger, 
2000; Wigger, 2002 und Sinn, 2004). In Teil II werden zudem die weiteren 
Determinanten der Ausbildungsentscheidung detailliert herausgearbeitet. 
Die bereits angesprochene in der Zukunft entstehende Sozialprodukts- 
lücke wird indes nicht ausschließlich durch die Erhöhung der Produktivität 
des Faktors Arbeit geschlossen werden können. In der wissenschaftlichen 
Diskussion herrscht Einigkeit darüber, dass zusätzlich die Lebensarbeitszeit 
der Menschen verlängert werden muss. Die Politik greift diese Forderung 
der Wissenschaft zunehmend auf, was an der stufenweisen Anhebung des 
gesetzlichen Renteneintrittsalters auf 67 Jahre durch die Regierung Merkel 
im Jahr 2007 deutlich wird. Die Erhöhung der Arbeitsproduktivität, sprich 
die Humankapitalbildung, und die individuelle Renteneintrittsentscheidung 
sind indes interdependent. Beispielsweise würde man folgenden Zusammen- 
hang erwarten: Eine höhere individuelle Humankapitalbildung erzeugt einen 
Effekt, später in den Ruhestand einzutreten, um eine längere Zeit Erträge 
aus der höheren Investition in das eigene Humankapital zu erzielen. In der 
wissenschaftlichen Literatur wird die Interdependenz zwischen der Human- 
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kapitalbildung und der Renteneintrittsentscheidung weitestgehend nicht be- 
rücksichtigt. Beide Entscheidungen werden unabhängig voneinander analy- 
siert.! Deshalb wird das in Teil II entwickelte OLG-Modell erweitert, um 
die Interdependenz von individueller Humankapitalbildung und Rentenein- 
trittsentscheidung zu analysieren. Die Individuen entscheiden dabei simul- 
tan über ihre Ausbildungszeit sowie über den Zeitpunkt des Eintritts in den 
Ruhestand. In der vorliegenden positiven Mikroanalyse wird untersucht, ob 
die Individuen auf den demografischen Wandel und die damit verbunde- 
nen Veränderungen so reagieren, wie es für die Politik wünschenswert wäre. 
Dies würde bedeuten, dass die Individuen sowohl mit einer höheren Investi- 
tion in das eigene Humankapital als auch mit einem späteren Renteneintritt 
reagieren. Wenn dies der Fall wäre, könnten die entstehenden Kosten des 
demografischen Wandels zumindest teilweise durch die endogene Reaktion 
der Individuen abgemildert werden. Darüber hinaus werden in der vorliegen- 
den Arbeit mögliche politische Maßnahmen, wie beispielsweise eine Reduk- 
tion der späteren Rentenhöhe oder eine Erhöhung des Beitragssatzes zur 
Rentenversicherung, auf ihren Einfluss auf die Individuen bezüglich ihrer 
Ausbildungs- und Renteneintrittsentscheidung überprüft. 

Die Erwerbsbevölkerung wird aufgrund der demografischen Entwicklung 
nicht nur sinken, sie wird auch altern. Der Anteil älterer Erwerbstätiger wird 
steigen, während der Anteil jüngerer Erwerbstätiger sinken wird. Im Jahr 
1995 waren rund 32% der erwerbstätigen Personen älter als 45 Jahre. Dieser 
Anteil wird bis zum Jahr 2020 auf rund 45% steigen. Demgegenüber wird 
der Anteil der unter 35-Jährigen von rund 43 Prozent im Jahr 1995 auf rund 
30 Prozent im Jahr 2020 sinken. Das durchschnittliche Alter der Erwerbs- 
personen wird dadurch bis zum Jahr 2030 um rund vier Jahre auf 42 Jahre 
steigen (siehe Arnds und Bonin, 2003 und Börsch-Supan, 2003). Diese Ver- 
änderungen der Altersstruktur der Erwerbsbevölkerung erzeugen vielfältige 
Auswirkungen. Beispielsweise wird die Arbeitsproduktivität einer Person 
unter anderem durch das Alter determiniert. Folglich verändert sich die Ar- 
beitsproduktivität der gesamten Volkswirtschaft, wenn die Erwerbsbevölke- 
rung einen Alterungsprozess durchlebt. Der Zusammenhang zwischen Alter 
und Leistungsfähigkeit einer Person ist Forschungsgegenstand verschiedens- 
ter Disziplinen. Die biomedizinische Forschung, die Psychologie und auch 
die Gerontologie zeigen, dass mit steigendem Alter die kognitiven und phy- 
sischen Fähigkeiten nachlassen (siehe Arnds und Bonin, 2003). Andererseits 
steigt mit dem Alter die Erfahrung und die Personen werden stresserprob- 
ter (siehe Skirbekk, 2004). Kurzum, empirisch ist nicht eindeutig geklärt, 


!Für eine ausführliche Darstellung der beiden Literaturstränge siehe Kapitel 3. 
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welchen Einfluss die Alterung der Gesellschaft auf die Produktivität einer 
Volkswirtschaft hat. 

Die Veränderung der Altersstruktur in Verbindung mit einer Redukti- 
on der Erwerbsbevölkerung beeinflusst die Entwicklung der Entlohnung des 
Faktors Arbeit. Der Lohnsatz als Preis des Faktors Arbeit spiegelt in der 
neoklassischen Theorie die Knappheitsrelation auf den Faktormärkten wi- 
der. Der demografische Wandel der Gesellschaft reduziert den Faktor Arbeit 
relativ zum Faktor (physisches) Kapital. Gemäß dieser einfachen Betrach- 
tung wird der zukünftige Lohnsatz steigen. Jedoch werden dabei noch nicht 
die Rückwirkungen der Verschiebung der Altersstruktur berücksichtigt, son- 
dern die Erwerbstätigen werden als homogen betrachtet. Die Veränderung 
der Kohortengrößen erzeugt in der Theorie kompetitiver Arbeitsmärkte hin- 
gegen einen eindeutigen Effekt auf die Löhne der jeweiligen Kohorten, unter 
der Annahme, Personen verschiedener Alterskohorten seien keine perfekten 
Substitute. Dies bedeutet, die Löhne der einzelnen Kohorten spiegeln die 
relative Knappheit der jeweiligen Kohortenmitglieder als unterschiedliche 
Produktionsfaktoren wider. Aufgrund des demografischen Wandels treten 
immer weniger junge Arbeiter in den Arbeitsmarkt ein. Folglich wird dieser 
Produktionsfaktor relativ knapp im Vergleich zum Produktionsfaktor älte- 
re Arbeiter. Die Unternehmen sind bereit, einen höheren Lohn für junge 
Arbeiter zu zahlen, da das Angebot an jungen Arbeitern sinkt. Demnach 
steigt der Lohn junger Erwerbspersonen in Relation zum Lohn älterer Er- 
werbstätiger (siehe Nickell, 1993 sowie Fertig und Schmidt, 2004). 

In den meisten Industrieländern und insbesondere in Deutschland bil- 
den sich die Löhne hingegen nicht auf einem kompetitiven Arbeitsmarkt. 
Die Löhne werden durch Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertreter in Ta- 
rifverhandlungen ausgehandelt. Demnach ist davon auszugehen, dass die 
jeweiligen Löhne die Knappheitsrelationen der einzelnen Kohorten nicht 
vollkommen reflektieren, insbesondere dann nicht, wenn die Gewerkschaf- 
ten bestimmte Interessen einzelner Gruppen stärker vertreten als die Inte- 
ressen anderer Gruppen. Bezogen auf unterschiedliche Altersgruppen treten 
in Deutschland die Gewerkschaften stärker als Lobbyisten der älteren Ar- 
beiter denn der jüngeren auf (siehe Schnabel und Wagner, 2006a). Das typi- 
sche Gewerkschaftsmitglied ist ein älterer Arbeiter, da in Deutschland das 
Durchschnittsalter der Gewerkschaftsmitglieder deutlich über dem Durch- 
schnittsalter aller Erwerbspersonen liegt, selbst wenn man die Rentner als 
Gewerkschaftsmitglieder herausrechnet (siehe beispielsweise Schnabel, 1993; 
Frerichs und Pohl, 2004 sowie Addison, Schnabel und Wagner, 2007). Die 
Gewerkschaftsfunktionäre als Vertreter der Interessen ihrer Mitglieder wer- 
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den demnach daran interessiert sein, trotz des demografischen Wandels und 
der damit verbundenen relativ hohen Verfügbarkeit älterer Arbeiter kei- 
ne Verschlechterung der Lohnposition dieser Gruppe zuzulassen. Wie die 
Theorie zeigt, wird diejenige Gruppe von Arbeitern, deren relativer Lohn 
im Verhältnis zur relativen Knappheit zu hoch ist, eine relativ höhere Ar- 
beitslosigkeit zu verzeichnen haben. Im genannten Fall würde dies für ältere 
Arbeiter zutreffen. Beobachtungen in der Empirie unterstützen diese These 
für viele kontinentaleuropäische Arbeitsmärkte (siehe Fertig und Schmidt, 
2004). 

Die theoretische Literatur ist auf dem Gebiet der Analyse der Auswir- 
kungen des demografischen Wandels auf die Lohnverhandlungen und auf die 
Arbeitslosigkeit nicht sehr stark ausgeprägt.” Eine Ausnahme stellt Pissari- 
des (1989) dar, der den Lohnbildungsprozess durch den Verhandlungsansatz 
der effizienten Kontrakte modelliert. Wie später ausführlich dargestellt wird, 
verhandeln in diesem Ansatz Gewerkschaften und Unternehmen simultan 
über den Lohn und die Beschäftigung. Pissarides (1989) unterscheidet da- 
bei zwischen jungen und alten Arbeitern und untersucht, welchen Einfluss 
der demografische Wandel der Gesellschaft auf die Löhne und die Arbeits- 
losenraten dieser beiden Gruppen erzeugt. Dieser Ansatz wird in Teil III 
der vorliegenden Arbeit ausführlich dargestellt. In der Literatur existieren, 
zumindest meines Wissens, keine weiteren theoretischen Ansätze, die die 
gleichen Fragestellungen wie Pissarides (1989) untersuchen. In Teil III die- 
ser Arbeit soll diese Lücke zumindest ein Stück weit geschlossen werden. 
Es wird ein Right-to-Manage-Ansatz entwickelt, um die Auswirkungen des 
demografischen Wandels der Gesellschaft auf die Löhne und Arbeitslosen- 
raten junger und alter Arbeiter analysieren zu können. In diesem Right- 
to-Manage-Modell verhandeln Gewerkschaften und Unternehmen über die 
Löhne der beiden Gruppen. Die Entscheidung über die Höhe der Beschäfti- 
gung verbleibt bei den Unternehmen, die gemäß der ausgehandelten Löhne 
die gewinnmaximale Einsatzmenge junger und alter Arbeiter auswählen. 
Mit Hilfe dieses hier entwickelten Ansatzes wird unter anderem untersucht, 
ob die Ergebnisse bei Pissarides (1989) zu verallgemeinern sind oder ob die 
Resultate sensitiv auf die Modellannahmen reagieren. Erzeugt der Right- 
to-Manage-Ansatz zumindest in der Tendenz die gleichen Ergebnisse wie 
der bei Pissarides (1989) verwendete Ansatz der effizienten Kontrakte, so 
können die dort erzielten Resultate als robust bezeichnet werden. Im Ergeb- 
nis zeigt die eigene Analyse, dass die Resultate von Pissarides (1989) nicht 
verallgemeinert werden können und weitgehend dem speziellen Ansatz der 


2Siehe Kapitel 8. 
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effizienten Kontrakte geschuldet sind. Dariiber hinaus werden umfangreiche 
Simulationen mit Hilfe des entwickelten Right-to-Manage-Modells durchge- 
führt, um weitergehende Fragestellungen analysieren zu können. Welchen 
Einfluss hat beispielsweise die Produktivität junger und alter Arbeiter auf 
die Löhne und Arbeitslosenraten? Welche Auswirkungen hat die Verteilung 
der Verhandlungsmacht? 


Kapitel 2 


Der demografische Wandel in 
Zahlen 


Der demografische Wandel der Gesellschaften hat zwei wesentliche Ausprä- 
gungen. Erstens, es wird zu einem deutlichen Rückgang der Bevölkerung 
kommen. Damit einher geht, zweitens, eine zunehmende Alterung der Ge- 
sellschaft. Der Bevölkerungsanteil jüngerer Personen wird abnehmen, wäh- 
rend der Anteil ältere Personen erheblich ansteigen wird. Als Auslöser dieser 
demografischen Entwicklung lassen sich zwei Ursachen anführen, worauf im 
Folgenden noch detaillierter eingegangen wird: Zum einen sind die Gebur- 
tenraten seit den 60er Jahren des vergangenen Jahrhunderts stark gesunken 
und liegen seit längerer Zeit unter dem bestandserhaltenden Niveau. Zum 
anderen ist gleichzeitig die Lebenserwartung erheblich gestiegen (siehe bei- 
spielsweise Bonin, Clemens und Künemund, 2003; Börsch-Supan, 2003 und 
EU Kommission, 2005). 

Während des sogenannten “Baby-Booms” in den 50er und 60er Jahren 
des vergangenen Jahrhunderts stieg die Geburtenrate in Deutschland bis 
auf 2,5 Kinder pro Frau (siehe Tabelle 2.1). Diesem “Baby-Boom” folgte 
die sogenannte “Pillenknick-Generation”, bei der die Geburtenrate rapide 
abnahm. Bis 1975 sank die Geburtenrate auf 1,45 Kinder je Frau in den 
Ländern des früheren Bundesgebietes und auf 1,54 Kinder je Frau in den 
neuen Bundesländern. Insgesamt verharrt die Geburtenrate in Deutschland 
seit nunmehr rund 30 Jahren auf dem konstant niedrigen Niveau von ca. 
1,4 Kinder je Frau, was deutlich unter dem zur Bestandserhaltung notwen- 
digen Wert von ca. 2,1 Kinder je Frau liegt (siehe Statistisches Bundesamt, 
2006).! Deutschland ist indes nicht das einzige europäische Land, das einen 


1Die bestandserhaltende Geburtenrate muss leicht oberhalb des Wertes von durch- 


12 2. Der demografische Wandel in Zahlen 


Freres ` eue 


128 


121 

i3i 
Tabelle 2.1: Geburtenraten (Kinder je Frau) in Deutschland, Quelle: Statis- 
tisches Bundesamt (2006) 


derart starken Riickgang der Geburtenrate aufweist. Jedoch setzte der Ge- 
burtenrückgang in den betroffenen Ländern wesentlich später ein als dies in 
Deutschland der Fall war, weshalb der demografische Wandel in Deutsch- 
land vergleichsweise erheblich schneller ablief bzw. abläuft (siehe Abbildung 
2.1). 

Eine weitere Ursache für den demografischen Wandel besteht in der Ver- 
änderung der Sterblichkeit und der Lebenserwartung. Insbesondere die ver- 
besserte gesundheitliche Vorsorge und der medizinische Fortschritt sowie 
Verbesserungen der Hygiene und der Ernährung führten in den letzten 130 
Jahren zu einem Anstieg der Lebenserwartung und zu einer Reduktion der 
Sterblichkeit. Zu Zeiten des Deutschen Reichs lag die durchschnittliche Le- 
benserwartung eines neugeborenen Jungen in der Phase von 1871 bis 1881 
bei 35,6 Jahren, die eines neugeborenen Mädchens bei 38,4 Jahren. Grund 
für diese niedrigen Zahlen war die hohe Säuglings- und Kindersterblich- 
keit. Ein 5-jähriger Junge hatte indes bereits damals eine Lebenserwartung 
von 49,4 Jahren, ein 5-jähriges Mädchen von 51 Jahren (siehe Tabelle 2.2). 
Unter Vernachlässigung der unterschiedlichen Gebietsstände hat sich die 
Lebenserwartung Neugeborener seitdem mehr als verdoppelt. In der Pha- 


schnittlich 2 Kindern pro Frau liegen, da zum einen regelmäßig mehr Jungen als Mädchen 
geboren werden. Zum anderen erreichen nicht alle geborenen Mädchen das gebährfähige 
Alter (siehe Rürup-Kommission, 2003). 
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Abbildung 2.1: Geburtenraten in ausgewählten Ländern der EU mit niedri- 
ger Geburtenrate, Quelle: Eurostat (2006) 


se zwischen 2002 und 2004 lag die durchschnittliche Lebenserwartung in 
Deutschland bei 75,9 Jahren fiir Jungen und bei 81,5 Jahren fiir Madchen 
(siehe Abbildung 2.2). Der starke Anstieg der durchschnittlichen Lebenser- 
wartung, insbesondere bis zur Mitte des 20. Jahrhunderts, ist größtenteils 
auf die starke Reduktion der Säuglings- und Kindersterblichkeit zurückzu- 
führen. Während in der Phase von 1871 bis 1881 noch rund ein Viertel aller 
Neugeborenen im ersten Lebensjahr starb, sank diese Zahl auf rund 6% in 
der Zeit von 1949 bis 1951. Heutzutage liegt die Säuglingssterblichkeit unter 
0,5% (siehe Statistisches Bundesamt, 2006). 

Nicht nur die durchschnittliche Lebenserwartung Neugeborener ist ge- 
stiegen, sondern auch die durchschnittliche Lebenserwartung älterer Men- 
schen. In der Zeit von 1871 bis 1881 lebte ein 60-jähriger Mann durchschnitt- 
lich weitere 12,1 Jahre, eine 60-jährige Frau weitere 12,7 Jahre. Diese durch- 
schnittliche Lebenserwartung 60-jähriger Menschen stieg kontinuierlich an 
und betrug in der Zeit von 2002 bis 2004 für 60-jährige Männer weitere 20 
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in Jahren Neugeborenen in Jahren Neugeborenen 


1871/ | 2002/ | 1871/ | 2002/ | 1871/ | 2002/ | 1871/ | 2002/ 
0] 35,6 | 75,9 | 100.000 | 100.000 | 38,4 [81,5 | 100.000 | 100.000" 
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Gebietsstände: 1871/1881 Deutsches Reich; 2002/2004 Deutschland 


Tabelle 2.2: Lebenserwartung 1871/1881 und 2002/2004, Quelle: Statisti- 
sches Bundesamt (2006) 


Jahre, was einer Lebenserwartung von 80 Jahren entspricht. Eine gleich- 
altrige Frau wird durchschnittlich 84,1 Jahre alt (siehe Abbildung 2.3). 
Insgesamt kann aufgrund des kontinuierlichen medizinischen Fortschritts 
mit einem weiteren Anstieg der durchschnittlichen Lebenserwartung in der 
Zukunft gerechnet werden. Dieser Anstieg dürfte sich indes verlangsamen, 
da beispielsweise bei der bereits sehr niedrigen Säuglingssterblichkeit keine 
starke Verringerung mehr erreicht werden kann. Insbesondere in den niedri- 
gen Altersgruppen ist kein großes Verbesserungspotenzial mehr vorhanden 
(siehe Statistisches Bundesamt, 2006). 

Die Entwicklung der Bevölkerung Deutschlands wird außer durch Ge- 
burtenrate und Lebenserwartung auch durch das Migrationsverhalten be- 
einflusst. Annahmen über die Entwicklung grenzüberschreitender Wande- 
rungen sind sehr unsicher. Anders als bei den zuvor besprochenen Varia- 
blen lässt sich aus den historischen Daten über Zu- und Abwanderungen 
kein Trend für die Zukunft ableiten. Die Zuwanderungen werden zum einen 
determiniert durch die politischen, ökonomischen und sozialen Bedingungen 
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Abbildung 2.2: Entwicklung der Lebenserwartung Neugeborener seit 
1871/1881, Quelle: Statistisches Bundesamt (2006) 


und deren Entwicklungen im Herkunftsland. Zum anderen spielen die po- 
litischen und wirtschaftlichen Veränderungen Deutschlands eine Rolle. Die 
Prognose der Entwicklung der genannten Bedingungen und deren Einfluss 
auf die Wanderungssalden sind äußerst unsicher. In Modellrechnungen zur 
Bevölkerungsentwicklung werden meistens verschiedene Szenarien bezüglich 
des Wanderungssaldos unterstellt und auf die Unsicherheit dieser Variable 
hingewiesen (siehe Bonin, Clemens und Künemund, 2003; EU Kommission, 
2005 und Statistisches Bundesamt, 2006). In der 11. koordinierten Bevöl- 
kerungsvorausberechnung des Statistischen Bundesamtes werden beispiels- 
weise die zwei Szenarien einer jährlichen Nettozuwanderung von zum einen 
100.000 Personen und zum anderen 200.000 Personen angenommen (siehe 
Statistisches Bundesamt, 2006). 

Die genannten Faktoren determinieren die Bevölkerungsentwicklung ei- 
ner Gesellschaft. In Deutschland sinkt die Bevölkerungszahl bereits seit dem 
Jahr 2003, weil seitdem die Nettozuwanderung das Defizit an Geburten ge- 
genüber Sterbefällen nicht mehr ausgleichen konnte. Zum Ende des Jahres 
2005 lebten 82,4 Millionen Menschen in Deutschland. Die 11. koordinier- 
te Bevölkerungsvorausberechnung des Statistischen Bundesamtes progno- 
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de: 1871/1881 bis 1932/1934 Deutsches Reich; 1949/1951 bis 1986/1988 früheres Bundesgebiet; ab 1991/1993 Deutschland 


Abbildung 2.3: Entwicklung der Lebenserwartung 60-Jähriger seit 
1871/1881, Quelle: Statistisches Bundesamt (2006) 


stiziert einen Rückgang der Bevölkerung Deutschlands auf 69 Millionen 
Menschen bis zum Jahr 2050. Dabei wird eine weitgehend konstante Ge- 
burtenrate unterstellt. Außerdem wird ein Anstieg der Lebenserwartung von 
Männern um 7,6 Jahre und von Frauen um 6,5 Jahre sowie eine Nettozu- 
wanderung von 100.000 Personen angenommen. Bei einer unterstellten Net- 
tozuwanderung von 200.000 Personen sinkt die Bevölkerung bei ansonsten 
gleichen Annahmen auf 74 Millionen. Somit verringert sich die Bevölkerung 
Deutschlands bis zum Jahr 2050 um 10% bis 17%. 

Die Bevölkerung Deutschlands wird nicht nur sinken, sie wird darüber 
hinaus auch altern. Der demografische Wandel der Gesellschaft führt zu 
einer starken Veränderung der Altersstruktur der Bevölkerung. Der Anteil 
der Personen im erwerbsfähigen Alter zwischen 20 und 64 Jahren an der 
Gesamtbevölkerung betrug 61% im Jahr 2005. Dieser Anteil wird unabhän- 
gig von den bei der 11. koordinierten Bevölkerungsvorausberechnung des 
Statistischen Bundesamtes unterstellten Varianten auf 55% im Jahr 2030 
sinken und bis 2050 bis auf rund 50% weiter zurückgehen (siehe Statisti- 
sches Bundesamt, 2006). Der Anteil junger Personen im Alter von 0 bis 
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unter 20 Jahren lag 2005 bei 20%. In Abhängigkeit von der jeweils unter- 
stellten Variante sinkt dieser Anteil auf 17% bis 14%. Der Anteil der Perso- 
nen im Rentenalter über 65 Jahre steigt je nach unterstellter Variante von 
19% im Jahr 2005 auf 30% bis 36% im Jahr 2050. Diese Veränderungen der 
Alterstruktur implizieren eine Erhöhung des durchschnittlichen Alters der 
Bevölkerung, welches bereits von 1990 bis 2005 von 39 Jahre auf 42 Jahre 
angestiegen ist. Je nach unterstellter Variante erhöht sich das durchschnitt- 
liche Alter der Bevölkerung Deutschlands von 2005 bis zum Jahr 2050 um 
weitere sechs bis zehn Jahre und liegt dann bei rund 50 Jahren. 

Die dargestellte Veränderung der jeweiligen Anteile der Altersgruppen 
an der Gesamtbevölkerung impliziert eine Verschiebung der Relationen der 
Altersgruppen. Setzt man beispielsweise den Anteil der Bevölkerung im Ren- 
tenalter in Relation zum Anteil der Personen im erwerbsfähigen Alter, so er- 
hält man den sogenannten Rentner- oder Altenquotienten. Da insbesondere 
die Leistungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung von der Erwerbs- 
bevölkerung erwirtschaftet werden müssen, wird oftmals auch vom Alters- 
lastquotient gesprochen (siehe beispielsweise Börsch-Supan, 1999; Raffelhü- 
schen, 2002 und Bonin, Clemens und Künemund, 2003). Dieser Quotient 
berechnet sich als Anzahl der über 65-Jährigen je 100 Personen im erwerbs- 
fähigen Alter von 20 bis unter 65 Jahren. Der Altenquotient liegt derzeit bei 
32. Seinen stärksten Anstieg wird der Altenquotient zu verzeichnen haben, 
wenn in den 2020er Jahren die “Baby-Boom”-Jahrgänge das Rentenalter er- 
reichen. Bis zum Jahr 2030 wird er auf rund 50 ansteigen und im Jahr 2050 
rund 60 betragen, was nahezu eine Verdopplung gegenüber dem derzeitigen 
Niveau bedeutet (siehe Abbildung 2.4). 

Der Jugendquotient setzt den Anteil der jüngeren Personen im Alter 
von 0 bis 20 Jahren in Relation zum Anteil der Personen im erwerbsfähigen 
Alter. Die Erwerbstätigen müssen für die Gruppe der jüngeren Personen 
sorgen, deren Aufwachsen, Erziehung und Ausbildung finanzieren. Dieser 
Quotient berechnet sich konkret als Anzahl der unter 20-Jährigen je 100 
Personen im erwerbsfähigen Alter von 20 bis unter 65 Jahren und liegt 
derzeit bei 33 und wird bis zum Jahr 2050 nur leicht auf 29 sinken (siehe 
Abbildung 2.4). 

Die Addition beider Quotienten ergibt den Gesamtquotient, welcher aus- 
sagt, für wieviele Menschen 100 Personen im erwerbsfähigen Alter zu sorgen 
haben. Im Jahr 2050 werden 100 Personen im erwerbsfähigen Alter 89 Perso- 
nen außerhalb des erwerbsfähigen Alters gegenüberstehen (siehe Abbildung 
2.4). 
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Abbildung 2.4: Jugend-, Alten- und Gesamtquotient, Quelle: Statistisches 
Bundesamt (2006) 


Wie bereits angedeutet, sind die Industriestaaten vom demografischen 
Wandel unterschiedlich im Hinblick auf Geschwindigkeit und Ausmaß be- 
troffen. Tabelle 2.3 zeigt eine Übersicht über die durch die Europäische 
Zentralbank prognostizierten Bevölkerungsveränderungen für Länder des 
Euro-Währungsraums und die Vereinigten Staaten. Es wird deutlich, dass 
Länder wie Deutschland, Italien und Portugal eine starke Reduktion sowohl 
der Gesamtbevölkerung als auch der Bevölkerung im jugendlichen Alter und 
im erwerbsfähigen Alter zu verzeichnen haben werden. Für kleinere Länder 
wie beispielsweise Irland und Luxemburg wird hingegen gar ein Bevölke- 
rungszuwachs prognostiziert, was deren hohen Geburtenraten geschuldet 
ist. Auffallend ist hingegen für alle Länder ein Anstieg des Anteils der Per- 
sonen über 64 Jahre. Die Bevölkerungsentwicklung der Vereinigten Staaten 
wird indes anders als im Euroraum verlaufen. Das Wachstum der Gesamt- 
bevölkerung wird zwar auch in den Vereinigten Staaten abnehmen, jedoch 
nicht negativ werden. Der Altenquotient wird in den Vereinigten Staaten 
ebenfalls ansteigen, jedoch wird der Anstieg wesentlich niedriger ausfallen. 
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Veränderung 2004-2050 Veränd. 2004-2050 
Gesamt- | Bevölk. | Bevölk. zw. | Bevölk. | Alten- | Jugend- 


quotient 


Belgien 
Deutschl. 
Griechenl. 


Spanien 
Frankreich 
Irland 
Italien 


1 


Luxemb. 
Niederl. 
Österreich 
Finnland | 0] 14] 

Euroram | O[ ar 16) m 
m 


Tabelle 2.3: Übersicht der Bevölkerungsveränderungen in Ländern des Eu- 
roraums und der USA, Quelle: Europäische Zentralbank (2006) 


i) 1 ‘ ı 


bo 
00 


— 
or 


Die unterschiedliche Bevélkerungsentwicklung in den Vereinigten Staaten 
und im Euroraum kann auf unterschiedliche Bestimmungsfaktoren zuriick- 
geführt werden. Insbesondere die Geburtenraten beider Wirtschaftsräume 
unterscheiden sich erheblich voneinander. Während im Euroraum die Ge- 
burtenrate bei rund 1,5 Kindern pro Frau liegt und auf diesem niedrigen 
Stand verharren wird, weisen die Vereinigten Staaten eine Geburtenrate von 
rund 2,0 Kindern pro Frau auf, was annähernd dem bestandserhaltenden 
Wert von 2,1 entspricht. Auch wenn davon ausgegangen wird, dass die Ge- 
burtenrate leicht sinken wird, so wird sie doch weiterhin signifikant über 
dem Wert des Euroraums liegen. Die Lebenserwartung wird in beiden Wirt- 
schaftsräumen in der Zukunft weiter ansteigen. Im Euroraum wird hingegen 
weiterhin mit einer höheren Lebenserwartung als in den Vereinigten Staaten 
gerechnet. Es ist zu erwarten, dass die Nettozuwanderung in beiden Wirt- 
schaftsräumen positiv bleiben wird. Jedoch werden die Vereinigten Staaten 
weiterhin eine deutlich höhere Nettozuwanderung zu verzeichnen haben. 
Diese dargestellten unterschiedlichen Bestimmungsfaktoren führen zu einer 
wesentlich weniger dramatischen Alterung der Gesellschaft der Vereinigten 
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Staaten im Vergleich zur Bevölkerung des Euroraums (siehe Europäische 
Zentralbank, 2006). 


Teil II 


Demografischer Wandel und 
optimale Zeitallokation im 
Lebenszyklus 


Kapitel 3 


Fragestellung 


Die Entwicklung der Bevölkerung führt unter anderem zu einer Verringerung 
der Erwerbsbevölkerung. Für Deutschland wird beispielsweise eine Reduk- 
tion der Zahl der Erwerbstätigen in dem Zeitraum vom Jahr 2000 bis 2050 
um rund 8 Millionen prognostiziert (Börsch-Supan, 2003). Das Deutsche 
Institut für Wirtschaftsforschung (DIW) geht je nach unterstellten Annah- 
men sogar von einem noch drastischeren Rückgang aus (siehe DIW, 2000).! 
Um die daraus entstehende Sozialproduktslücke zu verringern, ist eine Er- 
höhung der Produktivität des Faktors Arbeit notwendig. In der politischen 
Diskussion wird die Intensivierung der Humankapitalbildung immer wie- 
der als einer der wichtigsten Bausteine der Zukunftsfähigkeit der deutschen 
Volkswirtschaft angeführt. 

Die Analyse der Humankapitalbildung der Individuen unter der beson- 
deren Berücksichtigung des demografischen Wandels der Gesellschaft ist das 
Ziel dieses Teils der vorliegenden Arbeit. In der Literatur gelten die Arbeiten 
von Mincer (1958), Becker (1964) sowie Ben-Porath (1967) als Startpunkte 
der Humankapitaltheorie. Die darauf aufbauende Literatur analysiert mi- 
kroökonomisch, wie sich die Humankapitalbildung auf die zukünftige Ar- 
beitsproduktivität auswirkt. Die Arbeitsproduktivität determiniert wiede- 
rum den Lohn. Somit soll der Lohnpfad der Individuen über den Lebenszy- 
klus erklärt werden (siehe beispielsweise Mincer, 1997 oder Card, 1999). Die 
endogene Wachstumstheorie baut auf dem Zusammenhang zwischen Hu- 
mankapitalbildung und Arbeitsproduktivität auf und stellt die Bedeutung 
des Humankapitals als Motor des wirtschaftlichen Wachstums heraus. Dabei 
spielen die intergenerationalen Wissens-Spillover eine wichtige Rolle (siehe 


1Fur eine ausführliche Darstellung der Veränderung der Erwerbsbevölkerung auf- 
grund des demografischen Wandels der Gesellschaft siehe Teil I. 
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beispielsweise Lucas, 1988; Benhabib und Spiegel, 1994 oder Krueger und 
Lindahl, 2001). Beriicksichtigen die Individuen bei ihrer Ausbildunsgent- 
scheidung nicht die positiven Spillover-Effekte ihrer Humankapitalbildung 
auf die nachfolgenden Generationen, wird eine ineffizient niedrige Human- 
kapitalbildung gewählt. Kemnitz und Wigger (2000) und Wigger (2002) 
zeigen, dass durch eine umlagefinanzierte Rentenversicherung, bei der die 
Rentenzahlung unter anderem durch die Ausbildungszeit determiniert wird, 
diese Ineffizienz beseitigt werden kann. 

Die vorliegende Analyse basiert auf einem Modell überlappender Ge- 
nerationen (OLG-Modell). Die identischen Individuen leben zwei Perioden 
und entscheiden zu Beginn der ersten Periode über die Länge ihrer Ausbil- 
dungszeit. Während der Ausbildung wird Humankapital gebildet, das in der 
Erwerbsphase zur Einkommenserzielung auf dem Arbeitsmarkt angeboten 
wird. Jedoch wird in der Zeit der Ausbildung kein Einkommen erzielt, es 
entstehen folglich Opportunitätskosten in Form von entgangenem Einkom- 
men. 

Es wird deutlich, dass die Ausbildungsentscheidung wesentlich von der 
Ausgestaltung des Systems einer Sozialversicherung bestimmt wird. Dieses 
Ergebnis steht in Übereinstimmung mit der Literatur. Kemnitz und Wigger 
(2000) und Wigger (2002) identifizieren beispielsweise eine höhere optimale 
Ausbildungszeit der Individuen, wenn sie über eine ausbildungsabhängige 
Rentenfunktion zumindest teilweise über das Erwerbsleben hinaus Erträge 
aus ihrer Humankapitalinvestition erzielen können. Der Fokus der genann- 
ten Untersuchungen liegt hingegen auf dem Einfluss der Sozialversicherung 
auf das Wachstum einer Volkswirtschaft. Dabei wird der Frage nach der op- 
timalen Ausgestaltung des Sozialversicherungssystems nachgegangen. Die 
einzelnen Determinanten der individuellen Ausbildungsentscheidung wer- 
den nicht explizit analysiert. 

Sinn (2004) findet ebenfalls heraus, dass ein umlagefinanziertes Sozi- 
alversicherungssystem einen positiven Effekt für die Humankapitalbildung 
erzeugen kann. Für die Eltern besteht eine Unsicherheit, ob ihre Kinder sie 
während ihrer Ruhestandsphase finanziell unterstützen. Demnach ist nicht 
sicher, ob die Eltern aus der Investition in das Humankapital ihrer Kin- 
der später profitieren werden. Als Konsequenz tätigen die Eltern ineffizient 
geringe Investitionen in die Ausbildung ihrer Kinder. Wenn hingegen eine 
Rentenversicherung nach dem Umlageverfahren installiert wird, entfällt für 
die Kinder die Möglichkeit, den “Generationenvertrag” mit ihren Eltern zu 
kündigen. Infolgedessen investieren die Eltern stärker in das Humankapital 
ihrer Kinder. Die vorliegende Analyse untersucht hingegen nicht die Investi- 
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tion der Eltern in das Humankapital ihrer Kinder, sondern die individuelle 
Investition in das eigene Humankapital. Ein umlagefinanziertes Sozialversi- 
cherungssystem erzeugt hier ebenfalls einen positiven Effekt auf die Ausbil- 
dungsentscheidung. Dies ist der Fall, wenn in der späteren Rentenzahlung 
zumindest teilweise die Ausbildungszeit berücksichtigt wird. 

Ein weiterer, entscheidender Unterschied zu den zitierten Untersuchun- 
gen über die Humankapitalbildung besteht in der in Kapitel 7 durchge- 
führten Erweiterung des Modellrahmens. Wie bereits erwähnt, können die 
Kosten des demografischen Wandels der Gesellschaft durch eine Erhöhung 
der Produktivität des Faktors Arbeit zumindest teilweise abgemildert wer- 
den. In der wissenschaftlichen Diskussion herrscht jedoch Einigkeit darüber, 
dass nicht nur die Arbeitsproduktivität steigen muss, sondern darüber hi- 
naus eine Verlängerung der Lebensarbeitszeit notwendig sein wird, um die 
entstehende Sozialproduktslücke verringern zu können. Die stufenweise An- 
hebung des gesetzlichen Renteneintrittsalters auf 67 Jahre durch die Regie- 
rung Merkel im Jahr 2007 deutet auf eine Bewegung auch der politischen 
Diskussion in diese Richtung hin. 

Ziel der Modellerweiterung in Kapitel 7 ist es, das Zusammenspiel zwi- 
schen individueller Ausbildungsentscheidung und individueller Rentenein- 
trittsentscheidung zu analysieren. Dazu wird das Renteneintrittsalter en- 
dogenisiert und die Individuen entscheiden simultan über die Länge ihrer 
Ausbildung sowie über den Zeitpunkt des Renteneintritts. Wie reagieren 
die Individuen auf den Einsatz des vorhandenen Instrumentariums der Po- 
litik, also auf eine Erhöhung der derzeitigen und/oder zukünftigen Steuer- 
und Sozialabgabenbelastung oder auf eine Reduktion der Rentenzahlung? 
Reagieren sie in der “gewünschten Richtung” mit einer stärkeren Humanka- 
pitalinvestition und einem späteren Renteneintritt? Die hier durchgeführte 
positive Mikroanalyse soll Antworten auf diese Fragen liefern. 

In der wissenschaftlichen Literatur wird die Interdependenz zwischen 
Humankapitalbildung und der Entscheidung über den Renteneintritt kaum 
beachtet und beide Bereiche werden meist isoliert voneinander betrachtet. 
Auf die Literatur der Humankapitaltheorie wurde bereits eingegangen. Die 
Arbeiten über die Analyse der Renteneintrittsentscheidung wurden maßgeb- 
lich von Feldstein (1974) inspiriert. Gemäß Feldstein reduziert eine umla- 
gefinanzierte Rentenzahlung das Arbeitsangebot, da die Notwendigkeit der 
Erzielung eines Erwerbseinkommens im Alter vermindert wird. Die Studien 
u.a. von Boskin und Hurd (1978), Sheshinski (1978) sowie Crawford und Li- 
lien (1981) verallgemeinern die Gültigkeit dieses Induced retirement effect. 
Raffelhüschen (1989) kommt zu dem Ergebnis, dass das deutsche Renten- 
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system einen Anreiz zur Friihverrentung setzt, da in dem System eine relati- 
ve Bevorzugung des Renteneinkommens gegeniiber dem Arbeitseinkommen 
festzustellen ist. In der Empirie wird dieses Ergebnis bestätigt. Das durch- 
schnittliche Verrentungsalter von deutschen Männern liegt rund fünf Jahre 
unter dem gesetzlichen Rentenzugangsalter, wenngleich bereits Reformbe- 
mühungen seitens der Politik zur Erhöhung der Arbeitszeit im Alter zu 
verzeichnen waren (Börsch-Supan et al., 2004). 

Die Interdependenz zwischen der Humankapitalbildung und der Renten- 
eintrittsentscheidung wird lediglich in zwei maßgeblichen Arbeiten detail- 
lierter analysiert. Nach Boucekkine, de la Croix und Licandro (2002) führt 
eine höhere Lebenserwartung sowohl zu einer längeren Ausbildungszeit als 
auch zu einer längeren Arbeitszeit im Alter. In einem polit-ökonomischen 
Modell zeigen Conde-Ruiz und Galasso (2004), dass ein politisches Gleichge- 
wicht durch Maßnahmen der Frühverrentung gekennzeichnet sein kann. Der 
Anreiz zur Ausbildung wird aufgrund eines vorgezogenen Renteneintritts 
reduziert, was negative Auswirkungen auf die Wachstumsrate erzeugt. 

Die vorliegende Analyse soll der Politik wertvolle Hinweise auf die zu 
erwartenden Anpassungsreaktionen bei verschiedenen Maßnahmen liefern. 
Aus staatlicher Sicht gilt es, dabei möglichst einen Zielkonflikt zwischen 
vermehrter Humankapitalbildung und Verzögerung des Renteneintritts zu 
vermeiden. 

Der Rest dieses Hauptteils ist wie folgt aufgebaut: In Kapitel 4 wird 
zunächst das für die Humankapitaltheorie bahnbrechende Modell von Ben- 
Porath (1967) dargestellt. Die Grundstruktur des für die eigene Analyse 
verwendeten OLG-Modells wird in Kapitel 5 näher erläutert. In Kapitel 6 
wird die optimale Investition in Humankapital in einem Modell mit aus- 
bildungsabhängiger Nutzenfunktion analysiert. Dabei wird argumentiert, 
dass Humankapital einen direkten, nutzensteigernden Effekt erzeugt. Aus- 
und Weiterbildung erhöht das Lebensgefühl, weil die Personen beispielswei- 
se stärker am öffentlichen und kulturellen Leben partizipieren können, je 
gebildeter sie sind. Dieses Modell wird in Kapitel 7 erweitert, indem die 
Entscheidung über den Zeitpunkt des Renteneintritts endogenisiert wird. 


Kapitel 4 


Das Lebenszyklus-Modell von 
Ben-Porath (1967) 


Den Startpunkt der Humankapitaltheorie bilden die auf den Arbeiten von 
Mincer (1958), Becker (1964) sowie Ben-Porath (1967) aufbauenden Lebens- 
zyklus-Modelle (siehe beispielsweise Polachek und Siebert, 1993; Polachek, 
1995; Mincer, 1997 sowie Card, 1999). In diesem Strang der mikroökonomi- 
schen Arbeitsmarktliteratur wird analysiert, welchen Einfluss die Human- 
kapitalbildung auf die Arbeitsproduktivität und damit auf den Lohnpfad 
über den Lebenszyklus hat. Der Lohn einer Person wird durch die indivi- 
duelle Entscheidung bezüglich der Humankapitalbildung erklärt. Auf der 
Mikro-Ebene sollen die zu beobachtenden Alter-Einkommens-Profile, also 
der Lohnpfad im Zeitablauf erklärt werden. Insbesondere werden die aggre- 
gierten volkswirtschaftlichen Größen nicht berücksichtigt bzw. nicht analy- 
siert. Der Staat setzt lediglich die Rahmenbedingungen wie beispielsweise 
Steuern, Gesetze oder eine Sozialversicherung. Größen wie die Staatsaus- 
gaben, die Geld- und Fiskalpolitik oder auch eine Budgetrestriktion der 
Sozialversicherung werden hingegen nicht analysiert. 

Die in der Empirie zu beobachtenden Lohnpfade zeigen zwei Muster: 
Erstens steigt der Lohn mit dem Alter, bis ein Maximum erreicht ist. An- 
schließend sinkt der Lohn in den letzten Jahren bis zum Renteneintritt 
wieder leicht. Der Anstieg des Lohns erfolgt mit einer abnehmenden Ra- 
te. Das heißt, der Lohn von jungen Arbeitern steigt stärker als der Lohn 
älterer Arbeiter. Zweitens steigt der Lohn mit der Ausbildung. Besser aus- 
gebildete Arbeiter erzielen einen höheren Lohn als weniger gut ausgebildete 
(siehe beispielsweise Polachek und Siebert, 1993; Borjas, 2004 sowie Ehren- 
berg und Smith, 2006). Die Humankapitaltheorie erklärt diese empirischen 
Muster durch die Produktivität der jeweiligen Individuen, wobei die Pro- 
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duktivität wiederum auf die berufliche Qualifikation zurückgeführt wird. 
Berufliche Qualifikation wird erworben durch die Ausbildung in der Schule 
sowie durch das Lernen im Job (on-the-job-Training). Die Investition in das 
eigene Humankapital geschieht beispielsweise durch die Entscheidung ei- 
nes Individuums für eine längere Schulzeit und demnach für einen späteren 
Eintritt in die Erwerbsphase. Ein heutiger Einkommensverlust wird hinge- 
nommen, wenn damit ein zukünftiger Einkommensgewinn verbunden sein 
wird (siehe Franz, 2006). Auch während der Erwerbsphase werden Inves- 
titionen in das eigene Humankapital getätigt, beispielsweise durch das so- 
genannte learning-by-doing, aber auch durch formale Trainingsprogramme 
im und außerhalb des Unternehmens. Während der Trainingsphase weisen 
die Arbeiter eine geringere Produktivität auf, beispielsweise durch die Ab- 
wesenheit vom Arbeitsplatz. Darüber hinaus sind noch Trainingskosten zu 
tragen, die bei betriebsspezifischer Weiterbildung oftmals zwischen Arbeiter 
und Unternehmen aufgeteilt werden und bei allgemeiner, betriebsunspezi- 
fischer Weiterbildung meistens allein vom Arbeiter zu tragen sind (siehe 
Ehrenberg und Smith, 2006). 

Im Folgenden wird ein solches Investitionsmodell dargestellt. Das Le- 
benszyklus-Modell von Ben-Porath (1967) gilt als einer der bahnbrechenden 
Analyserahmen im Bereich der Humankapitaltheorie (siehe beispielsweise 
Heckman, 1976; Killingsworth, 1982; Polachek, 1995; Mincer, 1997 sowie de 
la Croix und Michel, 2002). Ausgehend von der Annahme, dass Investitio- 
nen in das eigene Humankapital den Lohn einer Person erhöhen, unterstellte 
Ben-Porath, dass die Individuen ihre Investitionsentscheidung unter Berück- 
sichtigung der Maximierung ihres Gegenwartswertes des Lebenseinkommens 
treffen. Die Individuen verhalten sich bei der Investitionsentscheidung ähn- 
lich wie Unternehmen. Eine wesentliche Innovation seines Beitrags lag darin, 
keinen unendlichen Zeithorizont zu unterstellen, weil das Leben der Indivi- 
duen irgendwann endet. Deshalb berücksichtigen die Individuen in ihrem 
Maximierungskalkül, dass mit dem Zeitablauf ihre Investitionen weniger 
Erträge bringen werden. Demnach werden die Individuen ihre Investitions- 
tätigkeiten stetig reduzieren, wodurch das Humankapital und damit das zu 
erzielende Einkommen zwar steigt, jedoch mit abnehmender Rate. Somit 
erklärt dieser Lebenszyklus-Ansatz auch die bereits angesprochenen, in der 
Empirie zu beobachtenden Muster der Lohnpfade. 

In diesem Hauptteil der vorliegenden Arbeit nimmt die Analyse der Hu- 
mankapitalbildung eine zentrale Rolle ein. Infolgedessen erscheint es ange- 
bracht, das einflussreiche Modell von Ben-Porath hier kurz darzustellen. Da- 
durch kann zu einem späteren Zeitpunkt besser darauf eingegangen werden, 
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welche Probleme mit diesem Ansatz in Verbindung mit den hier analysierten 
Fragestellungen auftauchen. 


4.1 Grundstruktur des Modells 


In seinem Modell analysiert Ben-Porath die individuelle Investition in das 
eigene Humankapital über den Lebenszyklus." Demnach nimmt die Human- 
kapitalbildung Zeit in Anspruch. Jede Person wählt sodann die Aufteilung 
der zur Verfügung stehenden Zeit zum einen in Arbeitszeit und zum anderen 
in Ausbildungszeit, also in die Bildung von Humankapital. Die Entscheidung 
über die optimale Zeitallokation wird für jede Periode durchgeführt. Die In- 
dividuen entscheiden sich demnach jedes Jahr, wie viel Zeit sie arbeiten und 
wie viel Zeit sie in ihre Ausbildung investieren wollen. Während der Zeit der 
Ausbildung wird kein Einkommen erzielt. Jedoch steigen durch die zusätz- 
liche Humankapitalbildung die zukünftigen Einkommensmöglichkeiten. 
Das Humankapital einer Person wird jedoch nicht nur zur Erzielung 
von Einkommen verwendet, sondern mit dem vorhandenen Humankapital 
wird während der Ausbildungszeit weiteres Humankapital gebildet. Je hö- 
her der Stock an Humankapital ist, umso mehr zusätzliches Humankapital 
wird während einer Zeiteinheit Ausbildung gebildet. Einen grundlegenden 
Baustein des Modells bildet somit die Humankapital-Produktionsfunktion: 


Qi = rk)’, (4.1) 


wobei Q: das neu erstellte Humankapital während der Periode t darstellt. 
Um neues Humankapital zu bilden, muss Zeit investiert werden, wobei A, 
den Bruchteil der gesamten zur Verfügung stehenden Zeit in Periode t be- 
zeichnet und im Intervall [0, 1] liegt. Während der Ausbildungszeit wird das 
bereits vorhandene Humankapital X, eingesetzt und in Verbindung mit dem 
Produktivitätsparameter b entsteht neues Humankapital. Der Parameter b 
stellt die Fähigkeit einer Person zur Humankapitalbildung dar. Je höher b 
umso leichter fällt es einer Person, mit der vorhandenen Bildung neues Hu- 
mankapital aufzubauen. Es werden abnehmende Grenzerträge unterstellt, 
folglich ist b < 1, darüber hinaus wird b als konstant angenommen. 

Der Bestand an Humankapital verändert sich innerhalb einer Periode 
durch das neu gebildete Humankapital Q, abzüglich der Abschreibung des 
vorhandenen Kapitals: 


!Eine sehr intensive Auseinandersetzung mit dem Modell von Ben-Porath (1967) 
findet sich beispielsweise in Polachek und Siebert (1993). 
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OK 
Fp = Ot OK, (4.2) 


wobei 6 die Abschreibungsrate bezeichnet. Warum erscheint es ökonomisch 
sinnvoll, eine Abschreibung des Humankapitals einer Person zu modellie- 
ren? Zum einen unterliegen die Individuen der Vergesslichkeit, wodurch ein 
Teil des Erlernten verloren geht. Zum anderen verliert Wissen aufgrund des 
technologischen Fortschritts im Zeitablauf an Wert. Neue Technologien las- 
sen Teile des bisherigen Wissens obsolet werden. Folglich verfällt ein Teil 
des Humankapital-Bestandes im Zeitablauf. 

In der Humankapitaltheorie wird der Lohn einer Person zu einem Zeit- 
punkt durch das vorhandene Humankapital zu diesem Zeitpunkt erklärt. 
In dem hier dargestellten Ansatz ergibt sich das potenzielle Einkommen 
E, das eine Person im Alter t erzielen könnte, wenn sie die komplette zur 
Verfügung stehende Zeit erwerbstätig wäre, wie folgt: 


Er = wK. (4.3) 


Der exogen gegebene Marktlohn pro Einheit Humankapital wird mit w be- 
zeichnet. Er wird als konstant über den Lebenszyklus angenommen und ist 
insbesondere unabhängig vom individuellen Humankapital. Wie aus Glei- 
chung (4.3) ersichtlich wird, wird der Verlauf des potenziellen Einkommens 
durch die Entwicklung des Humankapitals einer Person K, determiniert. Der 
Bestand an Humankapital wiederum wird bestimmt durch die getätigten In- 
vestitionen der Vergangenheit, also durch den Verlauf von Q, abzüglich der 
Abschreibungen. 

Die Veränderung des potenziellen Einkommens in der Zeit stellt sich 
unter Berücksichtigung von Gleichung (4.2) wie folgt dar: 


Die Veränderung des potenziellen Einkommens ist positiv, sofern gilt: Q; > 
6K;. Ist hingegen das neu gebildete Humankapital eines Jahres geringer als 
die Abschreibung des vorhandenen Humankapitalbestandes, so sinkt das 
potenzielle Einkommen. Um die Veränderungen des potenziellen Einkom- 
mens erklären zu können, ist es folglich notwendig, die Entwicklungen der 
Humankapital-Investitionen zu analysieren. Der Pfad des potenziellen Ein- 
kommens eines Individuums wird beispielhaft in Abbildung 4.1 dargestellt. 
Hierbei wird angenommen, dass das Individuum nach Beendigung der Schul- 
zeit die Erwerbstätigkeit startet. Das potenziell zu erzielende Einkommen 
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steigt bis zu einem bestimmten Alter stetig an und sinkt danach bis zum 
Renteneintritt, da dann die Abschreibungen größer sind als das neu gebil- 
dete Humankapital. 


potenzielles 
Einkommen 


Schulende Renteneintritt Alter 


Abbildung 4.1: Entwicklung des potenziellen Einkommens, Quelle: Polachek 
und Siebert (1993) 


Das tatsächlich erzielte Einkommen einer Person /; besteht aus dem po- 
tenziellen Einkommen abzüglich den Kosten der Ausbildung C;. Für die 
Kosten der Ausbildung wird hier lediglich das entgangene Einkommen an- 
gesetzt. Von direkten Kosten wie Ausgaben für Bücher, Lernmaterial oder 
Kursgebühren wird abstrahiert: 


Ct = wA.K;, (4.5) 
so dass sich für das tatsächlich erzielte Einkommen ergibt: 


L = E = Cı = W (1 = At) ky. (4.6) 
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Unter Berücksichtigung der Humankapital-Produktionsfunktion (4.1) kön- 
nen die Ausbildungskosten in Gleichung (4.5) als Funktion von Q, ausge- 
drückt werden: 

G=wQi”. (4.7) 


Daraus ergibt sich die Grenzkostenfunktion: 


ƏC: _ pap (4.8) 

OQ b Žo l 
Die Grenzkosten steigen mit dem exogen gegebenen Lohnsatz w. Um eine 
weitere Einheit Humankapital bilden zu können, muss die Person auf ein hö- 
heres Einkommen verzichten. Andererseits sinken die Grenzkosten mit der 
Fähigkeit, Humankapital zu bilden (b steigt). Eine weitere Einheit Human- 
kapital kann mit einem geringeren Zeiteinsatz erzeugt werden, wodurch auf 
weniger Einkommen verzichtet werden muss. Die Grenzkosten sind indes un- 
abhängig von der Abschreibungsrate 6, da das neu gebildete Humankapital 
erst in der nächsten Periode von der Abschreibung betroffen ist. 

Wie wird der Ertrag aus der Humankapital-Investition bewertet? Der 
Gewinn aus einer zusätzlichen Einheit Humankapital ist gleich dem Bar- 
wert (Gegenwartswert) der zukünftigen Einkommensströme, die aus dieser 
zusätzlichen Einheit resultieren. Hierbei wird von zwei Vereinfachungen aus- 
gegangen. Der Zeitpunkt des Renteneintritts ist exogen gegeben und liegt 
bei 65 Jahren. Außerdem gelten die zukünftigen Einkommensströme als si- 
cher (perfekte Voraussicht). Der Barwert B; einer im Alter t gebildeten 
zusätzlichen Einheit Humankapital wird dargestellt als:? 


(1-6)w 1 
Hierbei ist i die individuelle Diskontierungsrate für zukünftige Einkommens- 
ströme. Das Renteneintrittsalter ist exogen bei 65 Jahren gegeben, folglich 
beträgt die verbleibende Anzahl Jahre der Erwerbstätigkeit und damit der 
produktiven Nutzung des im Alter t neu gebildeten Humankapitals 65 — t. 
Hierbei wird aus Gleichung (4.9) deutlich, dass für einen jungen Arbeiter 
(mit einem kleinen Wert für t) der Barwert B; = age - Qi beträgt. Für 
eine kurz vor dem Renteneintritt stehende Person hingegen (t nahe 65) liegt 
der Barwert nahe null. Eine im hohen Alter getätigte Investition erzeugt nur 


2Zu Annuitätengleichungen siehe beispielsweise Simon und Blume (1994). 
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sehr geringe Erträge aufgrund der nur noch kurzen verbleibenden Zeit der 
Erwerbstätigkeit. 
Aus Gleichung (4.9) ergibt sich die Grenzertragsfunktion: 


OB, (A-ö)w f _ 1 
dQ: 4 (1 3: a 


Der Ertrag aus einer zusätzlichen Einheit Humankapital steigt mit dem exo- 
gen gegebenen Lohn w, da das Humankapital höher entlohnt und folglich 
ein höheres Einkommen generiert wird. Je höher der Diskontierungsfak- 
tor i, umso geringer ist der Grenzertrag. Der Gegenwartswert der aus dem 
Humankapital resultierenden zukünftigen Einkommensströme ist geringer. 
Der Grenzertrag sinkt ebenfalls mit der Abschreibungsrate 6, da ein größe- 
rer Teil des heute gebildeten Humankapitals im Zeitablauf obsolet wird und 
somit keine Erträge generieren kann. Je jünger ein Individuum, umso höher 
ist die verbleibende Anzahl Jahre der Erwerbstätigkeit t, und umso höher 
ist der Grenzertrag. Der Zeitraum der produktiven, einkommenserzielenden 
Nutzung einer weiteren Einheit Humankapital ist bei einer jüngeren Person 
länger als bei einer älteren. 


(4.10) 


4.2 Die optimale Investitionsentscheidung 


Das Optimierungsproblem eines Individuums besteht darin, in jeder Periode 
die optimale Investition in das eigene Humankapital zu wählen. Die opti- 
male Investition wiederum ist gegeben, wenn die Grenzkosten einer zusätz- 
lichen Einheit Humankapital dem Grenzertrag dieser Einheit entsprechen, 
also wenn gilt Sot = om, Setzt man die Gleichungen (4.8) und (4.10) ein 
und lést nach Q; auf, so ergibt sich fiir die optimale Investition in das eigene 
Humankapital im Jahr t: 


Q = ee. ¢ — en] = (4.11) 


1 I+: 


Die optimale Investition, also die optimale Humankapitalbildung determi- 
niert die Entwicklung des Bestandes an Humankapital und damit auch 
das potenzielle sowie das tatsächlich erzielte Einkommen. Folglich kann der 
Lohnpfad eines Individuums durch die Humankapital-Investitionen erklärt 
werden. 
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Die optimale Investition sinkt mit dem Alter einer Person. Wie wir be- 
reits gesehen haben, sinkt der Barwert einer Investition mit dem Alter, da 
der Zeitraum der produktiven Nutzung des neu gebildeten Humankapitals 
immer kiirzer wird. Im Extremfall, wenn die Person in den Ruhestand ein- 
tritt (bei t = 65), ist der Barwert einer Investition gleich null und folglich 
wird kein Humankapital mehr gebildet, Os; = 0.° 

Angenommen, infolge des technologischen Fortschritts verliert das vor- 
handene Wissen stärker an Wert. Demnach werden Teile des in der Ver- 
gangenheit gebildeten Humankapitals immer schneller unbrauchbar, da bei- 
spielsweise neue Maschinen mit dem alten Wissen der Arbeiter nicht zu 
bedienen sind. Von dem rapiden Verfall des eigenen Humankapitals sind 
in der Realität insbesondere gering qualifizierte Arbeiter betroffen. In der 
Literatur wird dieses Phänomen als skill-biased technical change bezeich- 
net (siehe beispielsweise Krueger, 1993 oder Card und DiNardo, 2002). In 
der modelltheoretischen Umsetzung bedeutet dies eine Erhöhung der Ab- 
schreibungsrate 6, was zu einer Reduktion der Investition führt. Geht ein 
größerer Bruchteil des Humankapitals im Zeitablauf verloren, so generiert 
eine Investition einen geringeren Ertrag in der Zukunft. 

Die optimale Investition steigt mit der Fähigkeit zur Humankapitalbil- 
dung, = > 0. Je leichter es einem Individuum fällt, durch Lernen Hu- 
mankapital zu bilden, desto mehr wird dieses Individuum in seine weitere 
Humankapitalbildung investieren. Die Grenzkosten sind geringer, wenn we- 
niger Zeit aufgewendet werden muss, um eine Einheit Humankapital zu 
erzeugen. 

Individuen mit einer hohen Diskontierungsrate werden weniger in ihr 
Humankapital investieren als Personen mit einer geringeren Diskontierungs- 
rate. Je höher i, umso stärker werden zukünftige Einkommensströme ab- 
diskontiert, desto geringer ist also der Barwert der zukünftigen Erträge. 
Deshalb verzichten Personen mit solchen Präferenzen ungern auf heutiges 
Einkommen und damit auf heutigen Konsum. Sie werden folglich einen ge- 
ringeren Teil ihrer zur Verfügung stehenden Zeit für Ausbildung einsetzen 
und stattdessen eine längere Arbeitszeit bevorzugen. 

Die Humankapitaltheorie hat zum Ziel, den Lohnpfad bzw. Einkom- 
menspfad eines Individuums über den Lebenszyklus zu erklären und dar- 
zustellen. Wie wir bereits gesehen haben, berechnet sich das tatsächlich er- 


3In diesem Modellansatz werden lediglich die monetären Erträge aus dem Human- 
kapital berücksichtigt. In Kapitel 6 werden wir sehen, dass das Humankapital darüber 
hinaus einen nicht-monetären Nutzen stiftet. Wenn man der in Kapitel 6 ausführlich 
diskutierten Argumentation folgt, sind Humankapital-Investitionen auch im Rentenalter 
noch denkbar. 
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zielte Einkommen als , = E; — C; = w (1 — A4) K, (siehe Gleichung (4.6)). 
Außerdem wurde bereits deutlich, dass die Ausbildungszeit A, im Zeitablauf 
sinkt. Somit steigt ceteris paribus das tatsächlich erzielte Einkommen. Die 
Differenz zwischen potenziellem und tatsächlichem Einkommen sinkt im 
Zeitablauf und verschwindet, wenn A, = 0 ist (siehe Gleichungen (4.3) und 
(4.6)). Der Humankapitalbestand K, steigt, solange die Investitionen die 
Abschreibungen überwiegen, also solange Q; > 6K; gilt. Die Investitionen 
Q: sinken hingegen im Zeitablauf. Der Humankapitalbestand X, und da- 
mit ceteris paribus das tatsächliche Einkommen sinken, wenn Q; < 6K;. 
Die Entwicklung des tatsächlich erzielten Einkommens wird also durch die 
Veränderungen der Ausbildungszeit A; und des Humankapitalbestandes K; 
determiniert. Abbildung 4.2 zeigt den Verlauf des tatsächlich erzielten Ein- 
kommens. 


erzieltes 
Einkommen 


18 55 65 Alter 


Abbildung 4.2: Alter-Lohn-Profil einer Person, Quelle: Polachek und Siebert 
(1993) 


Zunächst steigt das Einkommen stetig an. Ab einem bestimmten Alter 
(hier bei 55 Jahren) kehrt sich dieser Trend hingegen um und das erzielte 
Einkommen sinkt bis zum Eintritt in den Ruhestand. Der Zeitpunkt, ab 
dem das erzielte Einkommen sinkt, ist bei folgender Bedingung erreicht: 
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Der Betrag des zusätzlichen Einkommens aufgrund der Reduktion der Aus- 
bildungszeit A; muss geringer sein als der Betrag der Reduktion des Ein- 
kommens aufgrund der Reduktion des Humankapitalbestandes K,. Es gilt 


folglich | < a. Dies bedeutet, für eine Reduktion des erzielten Ein- 


kommens ist das Übersteigen der Abschreibungen des Humankapitals über 
die Neuinvestitionen eine notwendige, aber nicht hinreichende Bedingung. 

Abbildung 4.2 spiegelt die angesprochenen, in der Empirie zu beobach- 
tenden Muster in der Lohnentwicklung eines Individuums wider. Somit ist 
das dargestellte Modell in der Lage, die Lohnpfade der Wirtschaftssubjek- 
te aus den Humankapital-Investitionen zu erklären. Bleibt noch Folgendes 
anzumerken: Die Optimierung über die Ausbildungszeit A, erbringt die glei- 
chen Ergebnisse wie die hier durchgeführte Optimierung über die Investi- 
tionen @;. Die Aussagen des Modells bleiben bestehen. Die hier gewählte 
Darstellung folgt hingegen der Literatur, wo in der Regel über Q; optimiert 
wird. 


4.3 Probleme und Ausblick 


Zwei mit dem dargestellten Modellansatz verbundene Probleme wurden be- 
reits angesprochen. Zum einen gelten die zukünftigen Einkommensströme 
als sicher (vollkommene Voraussicht). Zum anderen wird das Rentenein- 
trittsalter exogen bei 65 Jahren festgelegt. Darüber hinaus wird der Be- 
griff des Humankapitals abstrakt verwendet. Es besteht hingegen immer 
das Problem der Messung. Wie bewertet man beispielsweise den vorhande- 
nen Bestand an Humankapital? Welches ist der Anfangsbestand und wie 
wird er bewertet? Wie viel geht durch Abschreibungen verloren? Es er- 
scheint ökonomisch sinnvoll, davon auszugehen, dass durch eine Erhöhung 
des Humankapitals auch die Fähigkeit einer Person steigt, weiteres Human- 
kapital zu bilden. Der Produktivitäts- bzw. Fahigkeitsparameter 6 ist in der 
Realität eine Funktion des eigenen Humankapitals. Auch verändert sich die 
Diskontierungsrate der Individuen im Zeitablauf, was hier ebenfalls nicht 
berücksichtigt wird (siehe Ben-Porath, 1967 sowie Polachek und Siebert, 
1993). 

Eine wesentliche Intention der vorliegenden Arbeit besteht in der Frage 
nach den Auswirkungen des demografischen Wandels der Gesellschaft auf 
die Humankapitalbildung der Individuen. Diese teils makroökonomischen 
Auswirkungen sind in einem mikroökonomischen Lebenszyklus-Modell nur 
schwer zu analysieren. Beispielsweise fehlt die Möglichkeit der direkten Mo- 
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dellierung der Riickwirkungen einer gesetzlichen Rentenversicherung und 
deren Finanzierungsprobleme aufgrund des demografischen Wandels. In dem 
hier dargestellten Ansatz kann eine solche Analyse nur indirekt durchge- 
führt werden. Im weiteren Verlauf der Arbeit wird hingegen deutlich, dass 
die Ausgestaltung der Rentenversicherung die Ausbildungsentscheidung der 
Individuen beeinflusst und es deshalb angebracht erscheint, dies in der Mo- 
dellierung zu berücksichtigen. 

Aufgrund der Reduktion der Erwerbsbevölkerung in der Zukunft ist von 
einer Senkung der späteren Rentenzahlungen für die heutigen Erwerbstäti- 
gen auszugehen. In der Realität wird die Rentenzahlung wesentlich durch 
das während der Erwerbsphase erzielte Einkommen determiniert. Verein- 
facht gesprochen wird ein bestimmter Bruchteil des erzielten Einkommens 
als Rente ausbezahlt (zuzüglich einer Anrechnung von Ausbildungszeiten, 
Kindererziehungszeiten usw.). Da in der Zukunft immer weniger Rentenver- 
sicherungsbeitragszahler die späteren Renten der heutigen Erwerbstätigen 
zu finanzieren haben, wird das Bruttorentenniveau sinken. Dadurch sinkt 
die Rendite der Investitionen in das eigene Humankapital. In dem hier dar- 
gestellten Ansatz führt dies zu einer Reduktion der Investitionen, Q; sinkt. 

Der demografische Wandel der Gesellschaft und die Reaktionen der Po- 
litik auf die dadurch induzierten Finanzierungsprobleme der gesetzlichen 
Rentenversicherung erzeugen hingegen noch einen gegenläufigen Effekt. Die 
durch die Regierung Merkel im Jahr 2007 durchgesetzte stufenweise Er- 
höhung des gesetzlichen Renteneintrittsalters auf 67 Jahre hat zum Ziel, 
die Lebensarbeitszeit der Individuen zu erhöhen. In dem dargestellten Mo- 
dellansatz zeigt Gleichung (4.11), dass die Individuen auf eine Erhöhung 
des Renteneintrittsalters (beispielsweise von 65 auf 67 Jahre) mit einer ver- 
stärkten Investition in das eigene Humankapital reagieren. Der Zeitraum 
der produktiven Nutzung des Humankapitals steigt, folglich steigt Q.. So- 
mit erzeugt der demografische Wandel der Gesellschaft in diesem Ansatz, 
wenn auch indirekt, zwei gegenläufige Effekte, wobei der Nettoeffekt nicht 
zu bestimmen ist. 

Die angesprochenen Schwierigkeiten der Modellierung des demografi- 
schen Wandels der Gesellschaft lassen es als angebracht erscheinen, im Fol- 
genden das beschriebene Lebenszyklus-Modell nicht weiter als Analyserah- 
men zu verwenden. Vielmehr wird ein Modell überlappender Generationen 
(OLG-Modell) entwickelt, mit dem versucht werden soll, die angesprochenen 
Probleme besser handhaben zu können. 


Kapitel 5 


Die Grundstruktur des 
OLG-Modells 


In diesem Kapitel wird ein statisches Modell tiberlappender Generationen 
(OLG-Modell) entwickelt, das in den folgenden Kapiteln als Analyserah- 
men verwendet wird. In der theoretischen Literatur zur Analyse von Frage- 
stellungen beziiglich der Generationenproblematik wird dieser Modelltyp 
häufig verwendet, weshalb auch vom “Generationenmodell” gesprochen wird 
(siehe beispielsweise Homburg, 1988; Breyer, 1990 oder Wigger, 2002). In 
OLG-Modellen wird die Zeit in diskrete Perioden zerlegt, wobei die Pe- 
rioden jeweils gleich lang sind. Die Anzahl der Perioden variiert von zwei 
oder drei Perioden bis zu unendlich vielen Perioden, je nach Untersuchungs- 
gegenstand und Fragestellung. In einem 3-Perioden-OLG-Modell durchlebt 
beispielsweise jede Person die Periode der Kindheit bzw. des Heranwach- 
sens, die Periode der Erwerbstätigkeit sowie die Ruhestandsperiode. Oft- 
mals wird der erste Lebensabschnitt nicht explizit betrachtet, weil Kinder 
noch keine ökonomisch relevanten Entscheidungen treffen. Ihr Konsum wird 
dann unter dem Konsum der Eltern subsumiert. In der vorliegenden Arbeit 
wird ebenfalls die Kindheitsphase nicht explizit modelliert. Die individuelle 
Entscheidung über die Höhe der Investitionen in das eigene Humankapi- 
tal betrifft im Wesentlichen die Wahl der Schul- und Ausbildungszeit über 
die gesetzliche Schulpflicht hinaus. Somit erscheint es angebracht, die Kind- 
heitsphase nicht näher zu betrachten. 

Die Individuen leben folglich zwei Perioden, weshalb man auch vom 
“Modell zweier überlappender Generationen” sprechen kann (Breyer, 1990). 
Demnach existieren zu jedem Zeitpunkt zwei Generationen, eine Aktivenge- 
neration bzw. Erwerbsgeneration und eine Rentnergeneration, wodurch sich 
die charakteristische Überlappungsstruktur ergibt. Jede Generation besteht 
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aus einer Vielzahl homogener Individuen. Während der ersten Periode sind 
die Individuen erwerbstätig. Zu Beginn der zweiten Periode treten sie in den 
Ruhestand ein und erwirtschaften kein Arbeitseinkommen mehr.! Eine Pe- 
riode umfasst in diesem Modellrahmen einen Zeitraum von etwa 30 Jahren, 
was auf den ersten Blick etwas merkwürdig erscheinen mag. Da es in der 
vorliegenden Arbeit jedoch darum geht, qualitative Aussagen abzuleiten, 
die unabhängig davon sind, ob zwei oder 70 Generationen gleichzeitig le- 
ben, erscheint diese Vorgehensweise angebracht. Für quantitative Analysen 
ist die hier verwendete Modellierung ungeeignet, da wesentlich mehr Peri- 
oden benötigt würden. In quantitativen Simulationsanalysen wird teilweise 
jedes Lebensjahr als eine Periode modelliert.? 

Zurück zur Grundstruktur des Modells: Zu Beginn der ersten Periode 
entscheiden die Individuen, wie viel ihrer zur Verfügung stehenden Zeit (ge- 
samte Zeit abzüglich Freizeit) sie in die Bildung von Humankapital inves- 
tieren wollen. Das während der Ausbildungszeit gebildete Humankapital 
wird für den Rest der Periode auf dem Arbeitsmarkt angeboten, wobei 
die Entlohnung pro Einheit Humankapital für ein Individuum eine exo- 
gene Marktgröße ist. Im Umkehrschluss bedeutet dies folglich, dass wäh- 
rend der Ausbildungszeit kein Arbeitseinkommen erzielt wird. Diese Art 
der Modellierung wird auch als Learning-or-Doing-Ansatz bezeichnet und 
geht auf Lucas (1988) zurück. In dem darauf aufbauenden Strang der Li- 
teratur, der sich insbesondere mit wirtschaftlichem Wachstum beschäftigt, 
entsteht Wirtschaftswachstum nicht ausschließlich durch die Akkumulation 
von physischem Kapital, sondern auch durch die Akkumulation von Hu- 
mankapital. Vielmehr wird gerade der Inputfaktor Humankapital als Motor 
des wirtschaftlichen Wachstums angesehen. 

In dieser Arbeit geht es hingegen nicht um die Analyse von wirtschaft- 
lichem Wachstum, sondern darum, welche Auswirkungen insbesondere der 
demografische Wandel der Gesellschaft auf die individuelle Entscheidung 
über die Investition in Humankapital erzeugt. Mit der folgenden Partial- 
analyse kann man nur eingeschränkt Aussagen über die Auswirkungen auf 
das Wirtschaftswachstum treffen. Dazu würde man ein allgemeines Gleich- 
gewichtsmodell benötigen. Da jedoch das Wirtschaftswachstum nicht im 
Fokus der vorliegenden Analyse steht, erscheint es als opportun, eine parti- 


!Die Möglichkeit, in der zweiten Periode ebenfalls noch erwerbstätig zu sein, wird 
in Kapitel 7 behandelt. Dort wird die Renteneintrittsentscheidung endogenisiert und die 
Individuen treten zu Beginn der zweiten Periode nicht zwangsläufig in den Ruhestand 
ein. 

2Simulationsanalysen dieser Art werden beispielsweise verwendet von Raffelhüschen 
(1989), Hirte (2002) oder Börsch-Supan et al. (2003). 
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alanalytische Vorgehensweise zu wählen. Bei einer Partialanalyse kann der 
Einfluss ökonomischer Variablen auf die individuelle Ausbildungsentschei- 
dung analysiert werden, nicht jedoch die Wirkung einer veränderten Aus- 
bildungsentscheidung aller Individuen auf die gesamte Volkswirtschaft. Es 
bleibt weiteren Analysen vorbehalten, die vorliegende Partialanalyse auf ein 
allgemeines Gleichgewichtsmodell zu erweitern. 

Im restlichen Teil dieses Kapitels wird die Grundstruktur des zur Analy- 
se verwendeten OLG-Modells dargestellt. Dazu wird in Kapitel 5.1 zunächst 
das Modell ohne eine staatliche Rentenversicherung erläutert. Wie wir sehen 
werden, ist diese Art der Modellierung gleichzusetzen mit einem kapital- 
gedeckten Rentenversicherungssystem, da der Konsum eines Individuums 
während der Rentenphase durch eigene Ersparnisse finanziert wird. In Ka- 
pitel 5.2 wird in das Modell eine staatlich organisierte Rentenversicherung 
integriert, wobei die Rentenzahlung zunächst als lump-sum-Zahlung model- 
liert wird. In Kapitel 5.3 wird die Rentenzahlung modifiziert, wobei ähnlich 
wie in Deutschland die getätigte Ausbildungszeit in der Rentenberechnung 
zumindest teilweise berücksichtigt wird. 


5.1 Modell ohne staatliche Rentenversiche- 
rung 


Das in diesem Kapitel dargestellte Modell ohne Sozialversicherung impli- 
ziert, dass es keine staatliche Institution gibt, die ein Rentenversicherungs- 
system nach dem Umlageverfahren unterhält.” Dementsprechend müssen 
die Individuen von ihrem Erwerbseinkommen während der Aktivenphase 
Ersparnisse bilden, um somit Ressourcen in die Ruhestandsphase zu trans- 
ferieren. In der Ruhestandsphase wird der Lebensunterhalt dann von den 
gebildeten Ersparnissen bestritten. Diese Modellvariante ist gleichzusetzen 
mit einem kapitalgedeckten Rentenversicherungssystem, in dem der Kon- 
sum in der Rentenphase allein durch eigene während der Erwebsphase ge- 
bildete Ersparnisse zuzüglich Zinsen finanziert wird (siehe Blanchard und 
Fischer, 1989 sowie Michaelis, 1989). In der englischsprachigen Literatur 
wird dieses System als “Fully-Funded-System” bezeichnet (siehe beispiels- 
weise Breyer, 1989; Hirte und Weber, 1997 oder Sinn, 2000). Theoretisch 
kann ein kapitalgedecktes Rentenversicherungssystem auch durch eine staat- 
liche Institution unterhalten werden. Sofern jedoch zum einen die Höhe der 


®Eine Darstellung der Funktionsweise eines nach dem Umlageverfahren praktizierten 
Rentenversicherungssystems erfolgt in Kapitel 5.2. 
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Einzahlungen individuell gewählt werden können und nicht durch Zwangs- 
abgaben verpflichtend auferlegt werden und zum anderen die Einzahlungen 
auf dem Kapitalmarkt zum Marktzins angelegt werden, unterscheidet sich 
ein staatlich unterhaltenes Kapitaldeckungsverfahren nicht von einem pri- 
vat organisierten. Da diese beiden Voraussetzungen in diesem Kapitel unter- 
stellt werden, wird zur besseren Abgrenzung gegenüber den nachfolgenden 
Modellvarianten hier von einem Modell ohne staatliche Rentenversicherung 
gesprochen. 

Das Nutzenniveau V;, eines repräsentativen Individuums 7 der Genera- 
tion t wird eindeutig determiniert durch den Konsum in den beiden Lebens- 
abschnitten: 

Va = Via Cis) (5.1) 


wobei c}, den Konsum in der Aktivenphase beschreibt und c?, den Kon- 
sum während der Ruhestandsphase darstellt. Der hochgestellte Index (1 
oder 2) bezieht sich dabei auf die Lebensperiode, während der tiefgestellte 
Index (i,t) bedeutet, dass das betrachtete Individuum i in der Periode t 
der Aktivengeneration angehört. Die Nutzenfunktion (5.1) sei zunehmend, 
strikt quasi-konkav und additiv-separabel bezüglich ihrer Argumente und 
weise die Inada-Bedingungen auf: U, > 0, U, >0, U <0, U} < 
0, U,(0,.) =œ, U,(.,0) = x, wobei U, bzw. U, die partiellen Ablei- 
tungen der Nutzenfunktion nach dem ersten bzw. zweiten Argument dar- 
stellt, also beispielsweise U, = ae 

Die Budgetrestriktionen eines repräsentativen Individuums der Genera- 
tion t fiir die beiden Lebensperioden lauten: 


a = (1 — Viz) hiewe — Sit (5.2) 


Ge = (14 7241) Si. (5.3) 


Der Konsum während der Aktivenphase entspricht dem erzielten Arbeitsein- 
kommen abzüglich der Ersparnis s;.. In der Ruhestandsphase steht die ver- 
zinste Ersparnis für Konsum zur Verfügung, wobei r;;ı der erwartete Zins- 
satz, also die erwartete Ertragsrate des Kapitals in der Periode t +1 ist. 
Unterstellt man perfekte Voraussicht der Wirtschaftssubjekte, so ist der er- 
wartete auch gleich der tatsächliche Zinssatz. Der Zinssatz bildet sich auf 
dem Kapitalmarkt und ist für ein Individuum ein Datum. 

Wie setzt sich das Arbeitseinkommen zusammen? Nach dem unterstell- 
ten Learning-or-Doing-Ansatz 4 la Lucas (1988) wird das zur Verfügung 
stehende Zeitbudget in Ausbildungszeit und Arbeitszeit aufgeteilt. Wäh- 
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rend der Ausbildungszeit kann kein Erwerbseinkommen erzielt werden. Der 
Anteil der Ausbildungszeit an dem auf 1 normierten Zeitbudget wird mit 
A; bezeichnet. Folglich ist (1 — A;.) der Anteil der Arbeitszeit. Während 
der Arbeitszeit bieten die Individuen ihr während der Ausbildungszeit gebil- 
detes Humankapital h,. auf dem Arbeitsmarkt an und erzielen pro Einheit 
Humankapital den Lohnsatz w,. Der Lohnsatz bildet sich auf der Makro- 
Ebene und ist für ein Individuum ebenso ein Datum wie der Zinssatz. 

Ein wichtiger Baustein des Modells besteht in der Modellierung der Hu- 
mankapitalbildung. Die funktionale Beziehung wird in Gleichung (5.4) dar- 
gestellt: 

ve = A,cht_ı. (5.4) 


Das Humankapital h;, wird während der Ausbildungszeit A; , gebildet, auf- 
bauend auf dem Humankapital der Elterngeneration h,_ı in Verbindung 
mit einem Produktivitätsparameter ø. Die interessante Eigenschaft besteht 
dabei in der Modellierung einer intergenerationalen Interdependenz der Hu- 
mankapitalbildung. Je höher das (durchschnittliche) Humankapital der El- 
terngeneration, umso höher ist das Humankapital der Kindergeneration. 
Diese Form der intergenerationalen Abhängigkeit ist eine gängige Annah- 
me in der Literatur (siehe beispielsweise Azariadis und Drazen, 1990 sowie 
Kemnitz und Wigger, 2000). Eine weitere Möglichkeit der Modellierung ei- 
ner intergenerationalen Interdependenz der Humankapitalbildung besteht 
in der Modellierung einer Abhängigkeit des Humankapitals eines Individu- 
ums vom Humankapital der eigenen Eltern (siehe beispielsweise Bauer und 
Riphahn, 2005; Black, Devereux und Salvanes, 2005; Oreopoulos, Page und 
Stevens, 2006 sowie Spagat, 2006). Solch eine Art der Modellierung wird 
insbesondere in der Literatur über die Analyse der Transmission des Hu- 
mankapitals der Eltern auf ihre Kinder verwendet. Diesem Literaturstrang 
liegt folgende Beobachtung zugrunde: Die Kinder hochqualifizierter Eltern 
sind ihrerseits ebenfalls hochqualifiziert. Dabei stellt sich die Frage, inwie- 
fern diese emprirische Tatsache genetisch bedingt ist oder ob sie beispiels- 
weise durch eine höhere Investition hochqualifizierter, wohlhabender Eltern 
in die Ausbildung ihrer Kinder begründet werden kann. In der vorliegenden 
Analyse werden identische Individuen unterstellt. Somit besteht kein Un- 
terschied, ob das Humankapital eines Individuums determiniert wird durch 
das durchschnittliche Humankapital der Elterngeneration oder durch das 
Humankapital der Eltern. Diese Unterscheidung ist nur dann interessant, 
wenn heterogene Individuen unterstellt werden. Für die hier analysierte Fra- 
gestellung würde eine solche Modellierung heterogener Individuen jedoch 
keine substantiellen Erkenntnisfortschritte liefern. Folglich wird die interge- 
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nerationale Interdependenz der Humankapitalbildung hier modelliert durch 
die Abhängigkeit des Humankapitals eines Individuums vom durchschnitt- 
lichen Humankapital der Elterngeneration. 

Diese Art der Modellierung beruht darüber hinaus auf zwei Argumenten. 
Zum einen zeigen empirische Studien, dass besser ausgebildete Arbeitskräfte 
anpassungsfähiger sind und besser auf technologische Veränderungen rea- 
gieren. Dies impliziert eine Abhängigkeit der Einkommensmöglichkeiten der 
Kinder davon, wie flexibel die Elterngeneration auf Veränderungen reagiert 
hat. Ein zweiter Ansatz begründet die intergenerationale Abhängigkeit der 
Humankapitalbildung damit, dass eine Generation auf den Erfindungen und 
Entwicklungen der vorherigen Generationen aufbauen kann. Nicht jede Ge- 
neration muss das Rad oder die Dampfmaschine neu erfinden, sondern kann 
diese Erfindungen von den früheren Generationen übernehmen.‘ Dement- 
sprechend fällt es einer Generation umso leichter, Humankapital zu bilden, 
je höher das Humankapital der vorherigen Generation war. 

Wie in der Empirie zu beobachten ist, bilden junge Personen mehr Hu- 
mankapital als ältere Personen.” Für diese Beobachtung gibt es in der Li- 
teratur unterschiedliche Erklärungsansätze. Zum einen wird argumentiert, 
die Ausbildungszeit weise abnehmende Grenzerträge auf und folglich wird 
zu Beginn des Lebens mehr Humankapital gebildet als dies im Alter der Fall 
ist (siehe beispielsweise Polachek und Siebert, 1993 oder Kemnitz und Wig- 
ger, 2000). Zum anderen erklärt Lucas (1988) die empirische Beobachtung 
mit der begrenzten Lebenszeit einer Person. Demnach bilden ältere Perso- 
nen weniger Humankapital, da die verbleibende Zeit immer kürzer wird, um 
daraus Erträge zu generieren. Der Grenzertrag pro eingesetzter Einheit Aus- 
bildungszeit muss hingegen nicht zwangsläufig sinken. Die hier verwendete 
Gleichung (5.4) für die Lerntechnologie folgt dem Ansatz von Lucas (1988) 
und impliziert konstante Grenzerträge der Ausbildungszeit. Diese Art der 
Modellierung der Lerntechnologie wurde darüber hinaus auch der Einfach- 
heit halber gewählt. Bei abnehmenden Grenzerträgen der Ausbildungszeit 
treten schnell technische Probleme aufgrund von Nicht-Linearitäten auf, 
die die Analyse unübersichtlicher gestalten, ohne weitere Erkenntnisse zu 
liefern. An gegebener Stelle wird darauf hingewiesen, wie sich konkrete Er- 
gebnisse ändern, wenn man abnehmende Grenzerträge unterstellt. Wie man 
sehen wird, ändert sich an den Grundaussagen jedoch nichts Substanzielles. 


!Für eine ausführliche Auseinandersetzung mit der intergenerationalen Abhängigkeit 
der Humankapitalbildung sowie empirischer Evidenz siehe Galor und Tsiddon (1994). 
Siehe auch Kapitel 4. 
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Ein Individuum maximiert seine Nutzenfunktion (5.1) unter den Ne- 
benbedingungen (5.2) und (5.3) durch die Wahl der Konsumniveaus in den 
beiden Perioden sowie durch die Wahl der Ausbildungszeit. Das Individu- 
um trifft die Entscheidungen zu Beginn der ersten Periode unter perfekter 
Voraussicht aller zukiinftigen Variablen. Die Bedingungen erster Ordnung 
fiir ein Nutzenmaximum lauten: 


Ui = (1+ 1ia1) U> (5.5) 


U,ohy_1w, - (1 — 2A;4) = 0. (5.6) 


Gleichung (5.5) stellt den trade-off zwischen einer zusätzlichen Einheit Kon- 
sum in der ersten Periode und einer zusätzlichen Einheit Ersparnis dar, die 
dann verzinst mit (1+r;}ı) in der zweiten Periode für Konsum zur Verfü- 
gung steht. Von einem Vererbungsmotiv wird in diesem Ansatz abstrahiert, 
so dass die Vorsorge für den eigenen Konsum in der Ruhestandsphase das 
einzige Sparziel ist. Da in der vorliegenden Analyse die Entscheidung über 
die Investition in Humankapital eingehend betrachtet werden soll, wird auf 
die Konsumentscheidung, insbesondere auf die Aufteilung in Konsum heute 
und Konsum morgen, hier nicht näher eingegangen. 

Wie aus Gleichung (5.6) leicht zu erkennen ist, ist die optimale Aus- 
bildungszeit bei A;z = 3 gegeben. Dies bedeutet zunächst, der optimale 
Anteil der Ausbildungszeit am gesamten, auf 1 normierten, zur Verfügung 
stehenden Zeitbudget ist konstant. Die Individuen reagieren nicht mit ihrer 
Entscheidung über die Investition in ihr Humankapital, wenn Parameter wie 
beispielsweise der Lohnsatz oder der Zinssatz sich ändern. 

Wie lässt sich diese konstante optimale Ausbildungsentscheidung erklä- 
ren? Der Nutzen eines Individuums wird eindeutig bestimmt durch den 
Konsum in den beiden Lebensperioden. Gleichungen (5.2) und (5.3) zeigen, 
dass der Konsum wiederum ausschließlich durch erzieltes Arbeitseinkommen 
finanziert wird. In der ersten Periode ist der Konsum gleich dem Erwerbsein- 
kommen abzüglich der Ersparnis, während der Konsum der zweiten Periode 
wiederum gleich der verzinsten Ersparnis ist. Somit ist die nutzenmaxima- 
le Strategie für ein Individuum die Maximierung des Erwerbseinkommens 
(siehe Kemnitz und Wigger, 2000). In der gewählten Art der Modellierung 
wird das Erwerbseinkommen bestimmt durch (1— AiAi hie iw. Wie man 
leicht sehen kann, wird dieser Ausdruck in Abhängigkeit der Ausbildungs- 
zeit maximal bei \;, = 5. Jeder andere Wert für A; lässt den Term für das 
Erwerbseinkommen kleiner werden. 
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An diesem Punkt erscheint es angebracht, noch ein Wort iiber die Model- 
lierung konstanter Grenzerträge der Ausbildungszeit und seiner Auswirkung 
zu verlieren. Das Ergebnis einer konstanten optimalen Ausbildungszeit vom 
Wert 5 liegt genau in der Annahme konstanter Grenzerträge der Ausbil- 
dungszeit begründet. Was würde sich ändern, wenn man hingegen abneh- 
mende Grenzerträge unterstellen würde? Die Modellierung könnte beispiels- 
weise durch folgende Modifizierung der Lerntechnologie (5.4) geschehen (sie- 
he beispielsweise Kemnitz und Wigger, 2000 oder de la Croix und Michel, 
2002): 

hit = (Asehe-1)’, (5.7) 


wobei 6 die Humankapital-Produktionselastizität der Ausbildungszeit dar- 
stellt, die im Intervall [0,1] liegt. Wenn die Ausbildungszeit \;, um 1% 
steigt, so steigt das Humankapital um b%.° Die Bedingungen erster Ord- 
nung sind in diesem Fall gegeben durch: 


U, = (1+ ra) U3 (5.8) 


we [= Nie) Read Aue)” - Ah) =0. (59) 


Aus Gleichung (5.9) ergibt sich eine optimale Ausbildungszeit von A; = I 
Das heißt, auch bei einem unterstellten abnehmenden Grenzertrag der Aus- 
bildungszeit ist der optimale Anteil der Ausbildungszeit am gesamten Zeit- 
budget konstant, sofern die Humankapital-Produktionselastizität b konstant 
ist. Veränderungen einzelner Parameter haben keinen Einfluss auf die Ent- 
scheidung über die Investition in das individuelle Humankapital. Die nut- 
zenmaximale Strategie ist die Einkommensmaximierung, die bei einer opti- 
malen Ausbildungszeit von A;, = a erreicht wird. Jede von dem Anteil it 
abweichende Ausbildungszeit erzeugt ein geringeres Einkommen. Im Ubri- 
gen ergibt sich bei einem konstanten Grenzertrag der Ausbildungszeit mit 
b = 1 die bereits abgeleitete optimale Ausbildungszeit von A;; = L, Bei 
unterstellten abnehmenden Grenzerträgen mit b < 1 ergibt sich eine op- 
timale Ausbildungszeit von Ait < 3. Hieran wird die Unabhängigkeit der 
Grundaussagen der Analyse von der Modellierung konstanter oder abneh- 
mender Grenzerträge deutlich. Lediglich das Niveau der optimalen Ausbil- 
dungszeit À; + verändert sich, wenn abnehmende statt konstante Grenzerträ- 
ge modelliert werden. Insbesondere die Aussagen der später durchgeführten 


6Bei der Modellierung konstanter Grenzerträge der Ausbildungszeit ist die 
Humankapital-Produktionselastizität gerade eins. 
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komparativ-statischen Analyse sind weitestgehend unabhängig von der ge- 
wählten Art der Modellierung der Grenzerträge der Ausbildungszeit. 

Im Rest dieses Hauptteils werden aufgrund der bereits dargelegten Grün- 
de konstante Grenzerträge unterstellt. Darüber hinaus wird zur Vereinfa- 
chung der Notation im Folgenden der Index : für ein repräsentatives Indivi- 
duum einer Generation nicht mehr angeführt. Es sei jedoch an dieser Stelle 
abermals betont, dass es sich hier um eine Partialanalyse und nicht um ein 
allgemeines Gleichgewichtsmodell handelt. 


5.2 Modell mit Rentenversicherung als 
lump-sum-Rentenzahlung 


Im nächsten Schritt wird das Grundmodell um eine Rentenversicherung 
erweitert. Zunächst wird der einfachste Fall betrachtet, in dem die Indivi- 
duen eine lump-sum-Rentenzahlung während der Ruhestandsphase erhal- 
ten. Dies bedeutet, jeder Rentner erhält nach Eintritt in den Ruhestand 
in der zweiten Lebensphase die gleiche pro-Kopf-Rentenzahlung, unabhän- 
gig vom während der Erwerbsphase erzielten Einkommen. Die Rentenver- 
sicherung wird annahmegemäß durch ein staatlich unterhaltenes Umlage- 
verfahren organisiert. In einem umlagefinanzierten Rentensystem, in der 
englischsprachigen Literatur “Pay-As-You-Go-System” genannt (siehe bei- 
spielsweise Fenge, 1995; Schnabel, 1998 oder Sinn und Uebelmesser, 2002), 
werden die zu leistenden Rentenzahlungen einer Periode aufgebracht durch 
Renten-(Sozial-)versicherungsbeiträge der in dieser Periode Erwerbstätigen. 
Die junge Generation finanziert die Renten der alten Generation. Deshalb 
wird das Umlageverfahren auch als “Generationenvertrag” bezeichnet (sie- 
he beispielsweise Berthold und Schmid, 1997 oder Besendorfer, Borgmann 
und Raffelhüschen, 1998).’ 

Die Budgetrestriktionen eines Individuums für die beiden Lebensperi- 
oden modifizieren sich wie folgt: 


a = (1 == T)(1 = At hiwe — St (5.10) 


cd = (1 + T1141) St + pr, (5.11) 


wobei die Lerntechnologie wiederum durch hy = \,oh,_ı gegeben ist. Zur 
Finanzierung der umlagefinanzierten Rentenversicherung hat jedes Indivi- 


"Eine tiefere Auseinandersetzung mit dem Unterschied zwischen Umlage- und Kapi- 
taldeckungsverfahren findet sich beispielsweise in Homburg (1988) und in Breyer (1990). 
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duum den Beitragssatz 7; von seinem Erwerbseinkommen zu leisten. Das 
verbleibende Netto-Erwerbseinkommen steht dann abzüglich der Ersparnis 
für Konsum in der ersten Periode zur Verfügung. Der Konsum während der 
Ruhestandsphase wird jetzt nicht nur durch die verzinste Ersparnis finan- 
ziert, sondern darüber hinaus durch die lump-sum-Rentenzahlung p?. 

Die Nutzenfunktion ist weiterhin durch Gleichung (5.1) gegeben. Für die 
Bedingungen erster Ordnung erhält man: 


U, (1 — Ti) ohw- (1 — 24) = 0. (5.13) 


Gleichung (5.12) zeigt wieder die Optimalitätsbedingung für die Entschei- 
dung über eine zusätzliche Einheit Konsum während der Aktivenphase oder 
eine zusätzliche Einheit Konsum während der Ruhestandsphase. Wie sich 
aus Gleichung (5.13) erkennen lässt, ist die optimale Ausbildungsentschei- 
dung wieder bei A; = 5 gegeben. Die nutzenmaximale Strategie ist in dieser 
Modellvariante mit einer Rentenversicherung ebenfalls die Einkommensma- 
ximierung. Außerdem ist die Entscheidung über die Investition in das eigene 
Humankapital konstant und unabhängig von Parametern wie dem Lohn- 
satz oder dem Zinssatz. Die Erklärung dafür ist einfach. Aus der in dieser 
Modellvariante eingeführten Rentenversicherung erhalten die Rentner ei- 
ne exogen gegebene lump-sum-Rentenzahlung. Ein Individuum kann diese 
exogene Rentenzahlung nicht beeinflussen, da die Makrovariablen in diesem 
Modell für ein Individuum jeweils Daten sind. Demnach verbleibt als nut- 
zenmaximale Strategie wiederum die Einkommensmaximierung. Dies ist im 
Übrigen auch dann der Fall, wenn die Rentenzahlung keine exogene lump- 
sum-Zahlung ist, sondern vom eigenen während der Erwerbsphase erzielten 
Einkommen abhängig ist. Eine solche einkommensabhängige Rentenzahlung 
könnte wie folgt modelliert werden: 


pi = e(l — Ar)hewr, (5.14) 


wobei £ der Anrechnungsfaktor des während der Aktivenphase erzielten Ar- 
beitseinkommens darstellt. Die spätere individuelle Rentenzahlung berech- 
net sich demnach als ein Bruchteil des vormals erzielten Bruttolohns. Der 
Anrechnungsfaktor e kann somit auch als Bruttorentenniveau interpretiert 
werden. Wie bereits gesagt, ergibt sich auch in dieser Modellvariante ei- 
ne optimale Ausbildungszeit von X; = 3 Die gesamten für nutzenstiften- 
den Konsum zur Verfügung stehenden Ressourcen werden einzig und allein 


durch das erzielte Arbeitseinkommen determiniert. Es existiert keine andere 
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Quelle, aus der der Konsum finanziert werden kann. Somit ist die nutzenma- 
ximimale Strategie für ein Individuum die Einkommensmaximierung. Wir 
werden im folgenden Kapitel sehen, unter welchen Bedingungen sich dies 
ändert. 


5.3 Modell mit ausbildungsabhängiger Ren- 
tenzahlung 


Welches Ergebnis bezüglich der optimalen Ausbildungsentscheidung eines 
Individuums erhält man, wenn die Rentenzahlung derart modifiziert wird, 
dass man von einer vereinfachten Form des in Deutschland praktizierten Sys- 
tems der gesetzlichen Rentenversicherung sprechen kann? In der deutschen 
Rentenversicherung werden, vereinfacht gesprochen, die Rentenzahlungen 
an eine Person determiniert durch die während der Erwerbsphase erzielten 
Jahreseinkommen. Diese werden bewertet mit der Anzahl von Jahren, die 
eine Person erwerbstätig war und dementsprechend Rentenversicherungs- 
beiträge geleistet hat. Darüber hinaus werden zu einem (wenn auch gerin- 
gen) Teil Zeiten der Ausbildung, in denen kein Einkommen erzielt wurde, 
angerechnet und als Beitragszeit angesehen. Das heißt, die spätere Renten- 
zahlung erhöht sich durch eben diese Anrechnung von Ausbildungszeiten. 
Die modelltheoretische Umsetzung dessen kann durch folgende Modifizie- 
rung der Rentenfunktion geschehen:* 


pr =e(l-A)hıwı + Ort, (5.15) 


wonach die Rentenzahlung nicht mehr ausschließlich durch das erzielte Er- 
werbseinkommen determiniert wird, sondern darüber hinaus auch durch die 
Ausbildungszeit. Die investierte Ausbildungszeit erhöht die Rentenzahlung 
und geht mit dem Anrechnungsfaktor ¢ in die Berechnung ein, wobei ¢ im 
Intervall [0, 1] liegt. 

Unter Berücksichtigung der dargestellten Modifikation erhält man für 
die Bedingungen erster Ordnung jetzt: 


U, =(1+r4ı)U, (5.16) 


u le noch lER)+E, lech.-ıw. -(1-2\)+6] =0. (5.17) 


®Eine ähnliche Modellierung verwenden beispielsweise Kemnitz und Wigger (2000). 
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Gleichung (5.16) stellt erneut den bekannten trade-off zwischen einer zusätz- 
lichen Einheit Konsum in der ersten Periode und einer zusätzlichen Einheit 
Ersparnis dar. Aus Gleichung (5.17) lässt sich wiederum die optimale Aus- 
bildungszeit berechnen und man erhält nach einigen Umformungen: 


Q 1 


Mt = — + - 
2ch;_ıw; (1 + Tt41) (1 = Tt) + e] 2 


(5.18) 


Wie man sieht, hat sich das Ergebnis für die optimale Ausbildungszeit eines 
Individuums in der hier unterstellten Modellvariante mit ausbildungsabhän- 
giger Rentenfunktion gegenüber den vorhergehend dargestellten Varianten 
verändert. Sofern der Anrechnungsfaktor der Ausbildungszeit ¢ größer null 
ist, also sofern ein bestimmter Anteil der getätigten Ausbildungszeit in der 
späteren Rentenberechnung angerechnet wird, gilt: A; > 3. Dies bedeutet, 
die Individuen verfolgen nicht mehr die Strategie der Einkommensmaximie- 
rung. Wie in der vorhergehenden Analyse bereits deutlich wurde, führt bei 
der gewählten Art der Modellierung jede Ausbildungszeit A, # i ceteris 
paribus zu einem geringeren Erwerbseinkommen als das maximal mögliche. 

Wie kann man die optimale Ausbildungszeit von A; > 3 erklären? Die ge- 
tätigte Investition in Humankapital erhöht die spätere Rentenzahlung. Das 
erzielte Erwerbseinkommen stellt nicht mehr die ausschließliche Ressourcen- 
quelle dar, aus der der nutzenstiftende Konsum finanziert wird. Folglich ist 
die Strategie der Einkommensmaximierung nicht mehr die nutzenmaximale 
Strategie. Das Nutzenmaximum wird erreicht bei einer Ausbildungszeit von 
> 4. 

Welche Variablen beeinflussen die optimale Ausbildungsentscheidung ei- 
nes Individuums? Dazu muss Gleichung (5.18) näher betrachtet werden. 
Veränderungen einzelner Variablen von Gleichung (5.18) erzeugen jeweils 
einen Substitutions- und einen Einkommenseffekt. Die optimale Ausbil- 
dungszeit steigt beispielsweise mit dem Lohnsatz w. Ein höherer Lohnsatz 
erhöht die Opportunitätskosten der Ausbildung in Form von entgangenem 
Einkommen. Die Arbeitszeit wird attraktiver, was folglich den Anreiz re- 
duziert, in Ausbildung zu investieren. Der Substitutionseffekt lässt dem- 
nach die Ausbildungszeit sinken. Der Einkommenseffekt hingegen besagt, 
dass das gleiche Einkommen mit einer geringeren Arbeitszeit erzielt werden 
kann. Somit wird ein Anreiz erzeugt, die Arbeitszeit zu reduzieren und die 
Ausbildungszeit zu erhöhen. Beide Effekte wirken in entgegengesetzte Rich- 
tungen. Der Nettoeffekt ist hingegen negativ, die Ausbildungszeit sinkt mit 
dem Lohnsatz (siehe Gleichung (5.18)). Folglich dominiert der Substituti- 
onseffekt den Einkommenseffekt. 


5.3. Modell mit ausbildungsabhängiger Rentenzahlung ol 


Die gleiche Argumentation kann mit umgekehrten Vorzeichen bezüglich 
einer Erhöhung des Beitragssatzes zur Rentenversicherung 7, angeführt wer- 
den. Das Nettoeinkommen eines Individuums sinkt, wenn ein größerer An- 
teil des erzielten Bruttoeinkommens an die Rentenversicherung abgeführt 
werden muss. Folglich sinken die Opportunitätskosten der Ausbildung in 
Form von entgangenem (Netto-)Einkommen. Die Arbeitszeit wird unattrak- 
tiver und das Individuum erhöht die Ausbildungszeit. Der entgegengesetzt 
wirkende Einkommenseffekt erzeugt hingegen den Anreiz, weniger Ausbil- 
dungszeit zu investieren, denn das gleiche Einkommen kann nunmehr ledig- 
lich mit einer längeren Arbeitszeit erzielt werden. Auch hier dominiert der 
Substitutions- den Einkommenseffekt. Die Ausbildungszeit steigt mit dem 
Beitragssatz zur Rentenversicherung. 

Durch eine Erhöhung des Zinssatzes r}, wird die Ersparnisbildung at- 
traktiver. Die Ersparnisse werden aus dem erzielten Einkommen gebildet, 
folglich wird ein Anreiz erzeugt, mehr zu arbeiten. Die Ausbildungszeit 
sinkt. Aufgrund des Einkommenseffektes steigt hingegen die Ausbildungs- 
zeit, da weniger Ersparnisse gebildet werden müssen, um in der zweiten 
Periode den gleichen Konsum zu realisieren. Folglich erzeugt dies einen An- 
reiz, weniger in Arbeitszeit und mehr in Ausbildungszeit zu investieren. 
Insgesamt sinkt hingegen die Ausbildungszeit mit dem Zinssatz, der Sub- 
stitutionseffekt überwiegt. 

Der Substitutionseffekt dominiert auch bei einer Erhöhung des Anrech- 
nungsfaktors des erzielten Erwerbseinkommens in der Rentenberechnung 
€. Die spätere Rentenzahlung steigt mit £, folglich steigen die Opportuni- 
tätskosten der Ausbildungszeit in Form von entgangenem Einkommen. Der 
dadurch erzeugte Anreiz, die Ausbildungszeit zu reduzieren, überwiegt den 
durch den Einkommenseffekt induzierten Anreiz, die Ausbildungszeit zu er- 
höhen. Die gleiche einkommensabhängige Rentenzahlung kann durch eine 
geringere Arbeitszeit erreicht werden. 

Eine Erhöhung des Produktivitätsparameters der Lerntechnologie o so- 
wie eine Erhöhung des durchschnittlichen Humankapitals der Elterngenera- 
tion hı_ı erzeugen jeweils den gleichen Nettoeffekt auf die Ausbildungszeit. 
Beide Parameter sind Bestandteile der Lerntechnologie. Je höher diese bei- 
den Parameter, umso höher ist ceteris paribus das Humankapital h;. Steigt 
das Humankapital, so steigt ceteris paribus das erzielte Einkommen. Folglich 
steigen die Opportunitätskosten der Ausbildung in Form von entgangenem 
Einkommen, was einen Anreiz erzeugt, die Ausbildungszeit zu reduzieren. 
Jedoch erzeugt auch hier der Einkommenseffekt einen entgegengesetzten 
Anreiz. Durch einen Anstieg des Humankapitals kann das gleiche Einkom- 
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men mit weniger Arbeitszeit erzielt werden. Insgesamt dominiert hingegen 
der Substitutions- den Einkommenseffekt, die Ausbildungszeit wird redu- 
ziert. 

Die zuvor diskutierten Parameter sind für ein Individuum auf der Mi- 
kroebene exogene Daten. Die Variablen wie der Lohnsatz, der Zinssatz oder 
der Beitragssatz zur Rentenversicherung werden auf der Makroebene gebil- 
det. Folglich würde eine Endogenisierung dieser Variablen die Aggregation 
auf Makroebene notwendig machen. Der Fokus der vorliegenden positiven 
Mikroanalyse liegt hingegen auf der individuellen Ausbildungsentscheidung, 
bei der die Individuen die Makrovariablen als exogene Daten betrachten. Es 
bleibt weiteren Arbeiten vorbehalten, die vorliegende Partialanalyse auf ein 
allgemeines Gleichgewichtsmodell zu erweitern, um beispielsweise Wachs- 
tumseffekte analysieren zu können. Jedoch muss dabei Folgendes berück- 
sichtigt werden: Wie bereits dargelegt, kann das hier verwendete 2-Perioden- 
Modell so interpretiert werden, dass jede der beiden gleich langen Perioden 
rund 30 Jahre, also eine Generation umfasst. Bei der allgemeinen Gleichge- 
wichtsbetrachtung werden zwei Gleichgewichtswerte miteinander verglichen. 
Die Reaktion nach einer aufgetretenen Veränderung von einem Gleichge- 
wicht hin zu einem neuen Gleichgewicht kann unter Umständen jedoch meh- 
rere Perioden in Anspruch nehmen. Dies bedeutet, in dem hier unterstellten 
2-Perioden-Modell kann die Anpassungsreaktion einen Zeitraum von mehre- 
ren Generationen umfassen. Es erscheint hingegen wesentlich interessanter 
zu analysieren, wie die heutige Generation auf Veränderungen und insbe- 
sondere auf den demografischen Wandel der Gesellschaft reagiert. Aussagen 
hierüber liefert ein allgemeines Gleichgewichtsmodell jedoch nicht. Folglich 
erscheint es opportun, die Analyse der individuellen Ausbildungsentschei- 
dung in der hier durchgeführten positiven Mikroanalyse zu vollziehen. 

Im folgenden Kapitel 6 wird die optimale Investition in das Humankapi- 
tal eingehend analysiert, indem das Modell um eine ausbildungsabhängige 
Nutzenfunktion modifiziert wird. Zu Beginn des Kapitels wird auch die dort 
verwendete Modellvariante detaillierter motiviert. Darüber hinaus wird in 
das Modell die Budgetrestriktion der Rentenversicherung integriert. Wie 
wir sehen werden, sprechen mehrere Gründe für die Berücksichtigung der 
Rückwirkungen von Veränderungen auf die Budgetrestriktion der Renten- 
versicherung. 


Kapitel 6 


Die optimale Investition in 
Humankapital 


In der Literatur wird oftmals die Argumentation vertreten, dass Human- 
kapital den Individuen nicht nur einen indirekten Nutzen iiber den damit 
erzielten Konsum stiftet, sondern auch einen direkten, nutzensteigernden 
Effekt erzeugt. Denn Ausbildung, Weiterbildung oder allgemein Humanka- 
pitalbildung können einer Person Spaß bereiten. Das Lebensgefühl steigt, 
wenn man sich weiterbilden kann und der Geist “in Bewegung gehalten” 
wird. Die Modellierung eines solchen direkt nutzenstiftenden Effektes er- 
folgt in der Literatur durch zwei äquivalente Formen. Heckman (1976) und 
Franz (2006) nehmen beispielsweise das Humankapital einer Person direkt 
in die Nutzenfunktion auf. Es wird argumentiert, Humankapital erhöhe den 
Freizeitnutzen. Je gebildeter eine Person ist, umso stärker kann sie am ge- 
sellschaftlichen Leben teilhaben und davon profitieren. Die zur Verfügung 
stehende Freizeit wird intensiver genutzt und erzeugt dabei einen höheren 
Nutzen. Die Aneignung von Sprachkenntnissen erhöht beispielsweise den 
Freizeitgenuss eines Auslandsurlaubs. Gut besuchte Seniorenstudiengänge 
an den Universitäten deuten ebenfalls auf einen positiven Nutzeneffekt des 
Humankapitals hin. Franz und König (1984) modellieren in einem weite- 
ren Ansatz die intertemporale Nutzenmaximierung eines Haushaltes. In die 
zu maximierende Nutzenfunktion geht nicht nur der Haushaltskonsum ein, 
sondern auch das Humankapital des Mannes und das Humankapital der 
Frau. 

In einer anderen Form der Modellierung wird die Ausbildungszeit von 
einigen Autoren direkt in die Nutzenfunktion aufgenommen. Lazear (1977) 
beispielsweise modelliert Ausbildung als eine Art Konsumgut. Die Indivi- 
duen entscheiden dann, wie viel von dem Gut Ausbildung sie konsumieren 
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möchten. Michael (1973) zeigt, dass die Präferenzen der Individuen durch 
Ausbildung verändert werden. Bryant und Zick (2006) modellieren die Län- 
ge der Schulausbildung als direkten Nutzeneffekt, wobei sie die interessante 
Möglichkeit diskutieren, dass die Schulzeit positiv oder negativ in die Nut- 
zenfunktion eingehen kann. 

Im Folgenden soll der dargestellten Literatur gefolgt werden, wobei hier 
jedoch die übliche Annahme unterstellt wird, die Ausbildung bzw. das Hu- 
mankapital erzeuge einen nutzenerhöhenden Effekt. Wie bereits gesagt, sind 
die beiden Arten der Modellierung äquivalent. Die Ergebnisse unterschei- 
den sich nicht, wenn man entweder die Länge der Ausbildungszeit oder aber 
das Humankapital in die Nutzenfunktion aufnimmt. Hier wird die Variante 
mit einer ausbildungsabhängigen Nutzenfunktion dargestellt. Dabei werden 
ausführlich die Auswirkungen von Parameterveränderungen auf die Ausbil- 
dungsentscheidung der Individuen analysiert. Dazu wird in Kapitel 6.1 zu- 
nächst die Grundstruktur des Modellrahmens näher erläutert. Die optimale 
Ausbildungsentscheidung wird in Kapitel 6.2 abgeleitet. Die Auswirkungen 
von Parameterveränderungen werden in den Kapiteln 6.3 und 6.4 analysiert, 
in Kapitel 6.5 folgt eine kurze Zusammenfassung. 


6.1 Grundstruktur des Modells 


Das Nutzenniveau eines Individuums V; wird nicht nur determiniert durch 
den Konsum in beiden Perioden, c! und c?, sondern auch durch die Länge 
der Ausbildungszeit A: 

V; = Vilet, Ê, Ai), (6.1) 


wobei die Nutzenfunktion zunehmend, strikt quasi-konkav und additiv-se- 
parabel bezüglich ihrer Argumente sei und die Inada-Bedingungen aufweise. 
In einem ersten Schritt soll kurz darauf eingegangen werden, was sich für 
die optimale Ausbildungsentscheidung eines Individuums in dem Fall ohne 
staatliche Rentenversicherung ergibt. Die Budgetrestriktionen für ein Indi- 
viduum der Generation t in den beiden Lebensperioden sind gegeben durch: 


& = (1 = At) hewe — St (6.2) 


c = (1 + T141)St- (6.3) 


Die Lerntechnologie wird weiterhin dargestellt als h; = Agh. Ein Indi- 
viduum maximiert seinen Nutzen durch die Wahl der Konsumniveaus in 
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beiden Perioden sowie durch die Wahl der Ausbildungszeit. Für die Bedin- 
gungen erster Ordnung ergeben sich: 


U, = (1 + ra) U3 (6.4) 


Uhaw (1-24) = U (6.5) 


Gleichung (6.4) stellt den bekannten trade-off zwischen einer weiteren Ein- 
heit Konsum während der Aktivenphase und einer weiteren Einheit Erspar- 
nis dar. Aus Gleichung (6.5) erhält man für die optimale Ausbildungsent- 
scheidung eines Individuums: 


1 


ES ES = (6.6) 
2U 17 hiiw 2 

Da die partiellen Ableitungen U, und U, qua Annahme positiv sind, ist 
A > 5, im Unterschied zu dem Ergebnis in Kapitel 5.1. Die Erklärung, 
warum die Einkommensmaximierung in dieser Modellvariante nicht die nut- 
zenmaximale Strategie ist, ist intuitiv einleuchtend. Der Konsum ist nicht 
mehr die ausschließlich nutzenstiftende Quelle. Es wird hier unterstellt, dass 
die Ausbildung einen Eigenwert besitzt. Die Lebensqualität eines Individu- 
ums steigt, wenn es Ausbildungsangebote wahrnehmen kann und durch ein 
höheres Humankapital stärker an der kulturellen Vielfalt der Gesellschaft 
partizipieren kann. Somit wird über einen weiteren Kanal ein Anreiz er- 
zeugt, in die Bildung von Humankapital zu investieren. Nun gilt es noch im 
folgendem Kapitel das zuvor dargestellte Modell um eine Rentenversiche- 
rung zu erweitern. Dies soll die dann ausführlicher durchgeführte Analyse 
realitätsnäher und ökonomisch gehaltvoller gestalten. 


6.2 Die optimale Ausbildungsentscheidung 


Die Einführung einer nach dem Umlageverfahren organisierten Rentenversi- 
cherung verändert die Budgetrestriktionen eines Individuums für die beiden 
Lebensperioden. Darüber hinaus wird hier noch eine weitere Modifikation 
eingebracht. Im Folgenden wird in dem verwendeten Modellrahmen von 
der Möglichkeit einer Ersparnisbildung abstrahiert. Die vom Autor durch- 
geführte, hier jedoch nicht präsentierte Modellierung mit Ersparnisbildung 
ist zwar eindeutig realistischer. Wie sich hingegen zeigt, wird die theoreti- 
sche Analyse wesentlich unklarer. Das Vorzeichen des Nettoeffektes von Pa- 
rameterveränderungen wird jeweils determiniert durch komplexe und öko- 
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nomisch nicht sinnvoll interpretierbare Funktionen aller Modellparameter. 
Insbesondere können keine ökonomisch sinnvollen Bedingungen angegeben 
werden, wann die optimale Ausbildungszeit eines Individuums steigt oder 
fällt, wenn verschiedene Parameterveränderungen untersucht werden. Für 
eine rein theoretische Analyse ist dies wenig befriedigend. Deshalb erscheint 
es angebracht, von der realistischeren Modellierung der Ersparnisbildung zu 
abstrahieren, da ansonsten die interessanten Partialeffekte nicht mehr deut- 
lich herauszuarbeiten sind. Darüber hinaus liegt der Fokus der vorliegenden 
Partialanalyse ausdrücklich nicht auf den Wachstumseffekten. Folglich sind 
hier die Auswirkungen auf die Akkumulation von physischem Kapital, an- 
ders als bei einer allgemeinen Gleichgewichtsanalyse, nicht relevant. 

In der modelltheoretischen Umsetzung bedeutet die Abstrahierung von 
der Ersparnisbildung, dass das gesamte Erwerbseinkommen während der 
Aktivenphase konsumiert wird, wohingegen das gesamte Renteneinkommen 
in der Ruhestandsphase konsumiert wird. Folglich entfallen die Konsum- 
niveaus der beiden Perioden als Aktionsparameter für die Individuen. Ins- 
besondere besteht im Nutzenoptimum nicht mehr der trade-off zwischen 
einer weiteren Einheit Konsum während der ersten Lebensphase und einer 
weiteren Einheit Ersparnis, die in der zweiten Periode verzinst als Konsum 
zur Verfügung steht. Anders ausgedrückt, es entfällt die Bedingung erster 
Ordnung für den Konsum. Die intertemporale Betrachtung geht dadurch 
jedoch nicht verloren, sondern wird auf die Länge der Ausbildungszeit fo- 
kussiert. Wie wir im Folgenden sehen werden, determiniert die Länge der 
Ausbildungszeit sowohl den Konsum der ersten als auch den Konsum der 
zweiten Periode. Somit existiert auch ohne die Möglichkeit des Transfers von 
Einkommen via Erspanisbildung in die zweite Periode eine intertemporale 
Verknüpfung der individuellen Entscheidung. 

Die Nutzenfunktion eines Individuums der Aktivengeneration t ist wei- 
terhin gegeben durch Gleichung (6.1). Des Weiteren wird unterstellt, die 
Rentenzahlung an ein Individuum wird ausschließlich durch das während 
der Aktivenphase erzielte Erwerbseinkommen berechnet. Für die beiden 
Budgetrestriktionen in den jeweiligen Lebensphasen erhält man sodann: 


ce = (1 —7,)(1 — AL) iw, (6.7) 


c? = e(l = At) he we, (6.8) 


wobei weiterhin h; = Mohi gilt. In der Aktivenphase wird der Konsum 
finanziert durch das erzielte Netto-Erwerbseinkommen. Der Konsum wäh- 
rend der Ruhestandsphase ist dann ein Bruchteil € des vormals erzielten 
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Brutto-Erwerbseinkommens, wobei € auch als Bruttorentenniveau interpre- 
tiert werden kann. Unter diesen Nebenbedingungen maximiert ein Individu- 
um die Nutzenfunktion (6.1) durch die Wahl der Höhe der Ausbildungszeit 
zu Beginn der ersten Periode. Für die Bedingung erster Ordnung im Nut- 
zenmaximum ergibt sich: 


oh wr $ (1 = 2A) s |v; j (1 = Tt) + U, : el = =U (6.9) 


Hieraus lässt sich die optimale Ausbildungsentscheidung bestimmen: 


U; 1 
Z a ee a 6.10 
20 hiw (U; è (1 = Tt) + U» . e) 2 l ) 


Àt 
Im Folgenden soll ausführlich auf den Einfluss von Parameterveränderun- 
gen auf die optimale Entscheidung der Individuen bezüglich ihrer Investition 
in Humankapital eingegangen werden. Dabei werden Fragestellungen erör- 
tert, wie beispielsweise die Individuen mit ihrer Ausbildungsentscheidung 
auf eine Erhöhung der Opportunitätskosten der Ausbildung aufgrund eines 
erhöhten Lohnsatzes reagieren. Wie beeinflussen Veränderungen in der Lern- 
technologie die Entscheidung der Individuen oder wie reagieren sie auf eine 
antizipierte Erhöhung des Lohnsatzes in der Zukunft aufgrund des tech- 
nischen Fortschritts? Insbesondere wird der Frage nachgegangen, welchen 
Einfluss der demografische Wandel der Gesellschaft auf die Ausbildungsent- 
scheidung der heutigen Individuen hat. Welche Reaktionen sind zu erwarten, 
wenn die spätere Rentenzahlung reduziert wird und/oder der Beitragssatz 
zur Rentenversicherung steigt? 

Um diese Fragen analysieren zu können, ist es notwendig, die Budget- 
restriktion der Rentenversicherung in das Modell zu integrieren. Es wur- 
de schon dargelegt, dass das unterstellte Rentensystem nach dem Umla- 
geverfahren organisiert ist. Dies bedeutet, die Rentenzahlungen in einer 
Periode werden finanziert durch die Beitragszahlungen der Erwerbstätigen 
dieser Periode.! Das Rentenversicherungssystem unterliegt annahmegemäß 
einer Budgetrestriktion. Die Berücksichtigung dieser Budgetrestriktion ist 
aus mehreren Gründen angezeigt: Der demografische Wandel führt zu einer 
Reduktion der Beitragszahler in die umlagefinanzierte Rentenversicherung. 
Somit sind Anpassungen des Beitragssatzes zur Rentenversicherung oder 
der Höhe der Rentenzahlungen endogen aufgrund der Notwendigkeit eines 
ausgeglichenen Budgets. Außerdem sind Veränderungen der Ausbildungs- 


1Siehe auch Kapitel 5.2 und die dort angegebene Literatur. 
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entscheidung der Individuen budgetwirksam. Je nach Veränderung des er- 
zielten Erwerbseinkommens und der anzurechnenden Ausbildungszeit ver- 
ändern sich Einnahmen und Ausgaben der Rentenversicherung. Diese Rück- 
wirkungen sind zu berücksichtigen (Konzept der ex-post-Budgetneutralität, 
siehe Michaelis und Pflüger, 2000). 

Die Budgetrestriktion der nach dem Umlageverfahren organisierten Ren- 
tenversicherung lautet wie folgt: 


pi N; = Tia (1 — Ansa) Mega Wer Nit. (6.11) 


Die Anzahl Individuen der jeweiligen Generation wird mit N; bzw. Ni+ı 
bezeichnet. Auf der linken Seite der Gleichung (6.11) stehen folglich die 
gesamten späteren Rentenauszahlungen an die Aktivengeneration t. Die In- 
dividuen der Aktivengeneration t befinden sich in der Periode t + 1 im 
Ruhestand und deren Rentenzahlungen werden finanziert durch Beitrags- 
einnahmen der Nachfolgegeneration, dargestellt auf der rechten Seite von 
Gleichung (6.11). Unter der Berücksichtigung von p? = e(1 — \4)hyw, und 
hiyi = A4102 Athi—1, sowie 441 = Ny41/N; ergibt sich: 


e(1 = At) We = Trill = N41) At¢10We41441- (6.12) 


Der Parameter n;,ı wird im Rest dieses Teils der vorliegenden Arbeit von 
entscheidender Bedeutung sein. Der demografische Wandel fiihrt zu einer 
Reduktion der Zahl der Erwerbstätigen in der Zukunft.? In der vorliegenden 
modelltheoretischen Analyse bedeutet dies eine Reduktion der Anzahl der 
Individuen der Generation t + 1 im Vergleich zur Anzahl Individuen der 
Generation t. Folglich wird der demografische Wandel der Gesellschaft hier 
modelliert durch eine Reduktion des Parameters ny;ı = Neyi/Nt- 

Die Rentenversicherung weist qua Annahme in jeder Periode ein ausge- 
glichenes Budget auf. Hierbei eröffnet sich die Frage, welche Variable sich bei 
Veränderungen auf der Einnahme- und/oder Ausgabeseite anpasst, sprich 
welche Variable endogen ist. Es bestehen dabei mehrere Möglichkeiten. Zum 
einen kann sich die Ausgabeseite an Veränderungen anpassen. Das Brutto- 
rentenniveau der Rentenbezieher € ist dann endogen. Zum anderen besteht 
die Möglichkeit einer Reaktion der Einnahmeseite auf veränderte Koordi- 
naten der Rentenversicherung. Demnach wäre der Beitragssatz zur Renten- 
versicherung in der betreffenden Periode die endogene Variable. In dieser 
Variante würden die Beitragszahler die Anpassungslast sich verändernder 
Bedingungen tragen, wohingegen in der ersten Variante die Rentenbezie- 


2Siehe Teil I. 
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her die Anpassungslast zu tragen hätten. In Bezug auf den demografischen 
Wandel liegt in der Realität, wie so oft, die Wahrheit zwischen diesen bei- 
den Eckszenarien. Die bis dato ergriffenen Maßnahmen der Politik, um die 
gesetzliche Rentenversicherung auf den Rückgang der zukünftigen Beitrags- 
zahler und die damit verbundenen Finanzierungsprobleme einzustellen, zei- 
gen, dass es sowohl zu einer Reduktion des zukünftigen Bruttorentenniveaus 
kommen wird als auch zu einem Anstieg des zukünftigen Beitragssatzes zur 
Rentenversicherung. 

In der folgenden Analyse werden die beiden dargestellten Eckszenari- 
en analysiert. Wie sich zeigen wird, verändert sich die Reaktion der heu- 
tigen Individuen bezüglich ihrer Ausbildungsentscheidung, wenn entweder 
die zukünftige Rentnergeneration oder die zukünftigen Beitragszahler die 
Anpassungslast insbesondere des demografischen Wandels zu tragen haben. 


6.3 Endogene Anpassung der Ausgabeseite 
der Rentenversicherung 


In einem ersten Schritt wird der Fall betrachtet, bei dem die Ausgabe- 
seite der Rentenversicherung auf veränderte Rahmenbedingungen reagiert. 
Somit sind die beiden endogenen Variablen die Ausbildungszeit A, sowie 
das Bruttorentenniveau e. Die Bedingung erster Ordnung (6.9) sowie die 
Budgetrestriktion der Rentenversicherung (6.12) ergeben ein System zwei- 
er Gleichungen mit den zwei endogenen Variablen Ausbildungszeit A; sowie 
Bruttorentenniveau e. Im Folgenden soll analysiert werden, wie die heutigen 
Individuen mit ihrer Ausbildungsentscheidung reagieren, wenn sich ceteris 
paribus exogene Variablen wie beispielsweise n;+1, Wt, We41, Tt, Tt+1 Ändern, 
womit dann die zum Teil bereits skizzierten Fragestellungen besprochen 
werden können. 

Um die Analyse durchführen zu können, müssen zunächst die Bedingung 
erster Ordnung (6.9), die Budgetrestriktion der Rentenversicherung (6.12) 
sowie die beiden Nebenbedingungen (6.7) und (6.8) total differenziert wer- 
den. Die im Anhang in Kapitel 6.6 aufgezeigten Umformungen ergeben das 
folgende in Matrizenform dargestellte Gleichungssystem: 


—b, bl [ds] [ 0 0 0 -bedo 
— Ži 2% de u z3dni41 Z4dT 41 —z5dAt41 zgdo 
0 —bgdw —bodhi_1 biodtt 
0 


z7dwi41 —zgdw 0 


| . (6.13) 
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Die jeweiligen Koeffizienten sind im Anhang dieses Kapitels definiert (siehe 
Kapitel 6.6). Mit Hilfe dieses Gleichungssystems ist es nun möglich, die be- 
reits skizzierten Fragestellungen anzugehen, sprich die Auswirkungen von 
Parameterveränderungen auf die Ausbildungsentscheidung der Individuen 
zu analysieren. Dazu ist in einem ersten Schritt das Vorzeichen der Determi- 
nante der Koeffizientenmatrix (6.13) zu bestimmen. Für die Determinante 
ergibt sich Det = —b,2_ + bazı. Unter Berücksichtigung der Koeffizienten- 
definitionen lässt sich zeigen, dass für plausible Werte die Determinante 
negativ ist, weshalb im Folgenden Det < 0 angenommen wird. 


6.3.1 Reduktion der Erwerbsbevölkerung 


Der demografische Wandel der Gesellschaft führt zu einer Reduktion der Er- 
werbsbevölkerung in der Zukunft. Für die sozialen Sicherungssysteme und 
insbesondere für die gesetzliche, umlagefinanzierte Rentenversicherung be- 
deutet dies eine Reduktion der Beitragszahler in Relation zu den Leistungs- 
empfängern. 

Die Modellierung des demografischen Wandels erfolgt in der vorliegenden 
Analyse durch die Annahme einer Reduktion der Anzahl der Individuen der 
Generation t + 1 in Relation zur Anzahl Individuen der Generation t. Wie 
reagieren die heutigen Individuen mit ihrer Ausbildungsentscheidung, wenn 
sie eine Reduktion der Relation n+, = N:+1/N, antizipieren? Mit Hilfe der 
Cramer-Regel erhält man aus dem Gleichungssystem (6.13): 


dà 1 zZ 
T 7 = Hy 23 There (1 — 2A) Uy (1 — m). (6.14) 
t+ 
Da A > 5, gilt (1 ~ 2A) < 0. Das Vorzeichen von Fr wird demnach 


bestimmt aii den Parameter n, der die Grenznutzenelastizität des Kon- 
sums der zweiten Lebensperiode darstellt. Gleichung (6.14) ist positiv (ne- 
gativ), sofern 7, größer (kleiner) eins ist. Für 7, = 1 ist Gleichung (6.14) 
gleich null. Eine Bevölkerungsreduktion bedeutet eine geringere Anzahl von 
Rentenbeitragszahlern in der Zukunft. Da hier zunächst der Fall betrachtet 
wird, bei dem sich die Ausgaben der Rentenversicherung an Veränderungen 
anpassen, muss aufgrund der ceteris paribus geringeren Beitragseinnahmen 
das zukünftige Bruttorentenniveau sinken. Der eindeutig positive Multipli- 
kator (6.15) verdeutlicht diese Reaktion von e: 


de 1 
=-—: .l 
din; Det b,2z3 > 0 (6 5) 
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Die heutigen Individuen antizipieren also, dass sie während ihrer Ruhe- 
standsphase eine geringere Rentenzahlung erhalten werden, was gleichzeitig 
einen geringeren Konsum in diesem Lebensabschnitt nach sich zieht. Die- 
se Veränderungen aufgrund des demografischen Wandels der Gesellschaft 
lösen einen Substitutions- und einen Einkommenseffekt aus. Eine reduzier- 
te Rentenzahlung aufgrund eines geringeren Bruttorentenniveaus senkt die 
Opportunitétskosten der Ausbildung in Form von entgangenem Einkom- 
men. Der Grenzertrag der Arbeitszeit sinkt, was den Anreiz erhöht, stärker 
in Ausbildung zu investieren. Der Einkommenseffekt hingegen besagt, dass 
der gleiche Konsum c? lediglich mit einer höheren Arbeitszeit zu realisie- 
ren ist. Demnach wird ein Anreiz erzeugt, die Arbeitszeit zu erhöhen und 
folglich die Ausbildungszeit zu reduzieren. Beide Effekte wirken in entgegen- 
gesetzte Richtungen. Für die Bestimmung des Nettoeffektes ist die Krüm- 
mung der Nutzenfunktion U; (c?) von zentraler Bedeutung. Als Maß hierfür 
dient die Grenznutzenelastizität des Konsums der zweiten Lebensperiode 


No = I > 0. Je größer n, ist, umso stärker sinkt der Grenznutzen durch 
2 


eine Erhöhung des Konsums c?. Es sei zunächst der Fall n, > 1 betrach- 
tet, bei dem der Grenznutzen des Konsums schnell sinkt. Wenn jetzt auf- 
grund des demografischen Wandels das zukünftige Bruttorentenniveau und 
damit ceteris paribus der Konsum c? sinkt, so bedeutet dies, der Grenznut- 
zen des Konsums U, steigt mit sinkendem c? stark an (U; << 0). Folglich 
ist der Anreiz hoch, den Konsumrückgang über eine forcierte Arbeitszeit 
zu kompensieren. Der Einkommenseffekt dominiert den Substitutionseffekt, 
die Ausbildungszeit sinkt. 

Wenn hingegen die Grenznutzenelastizität des Konsums der zweiten Le- 
bensperiode 7, < 1 ist, dann überwiegt der Substitutionseffekt den Einkom- 
menseffekt. In diesem Fall sinkt der Grenznutzen des Konsums nur langsam, 
U, ist folglich nur leicht negativ. Durch den Rückgang des Konsums c? steigt 
der Grenznutzen des Konsums U, nur schwach. Entsprechend gering ist der 
Anreiz, den Konsumrückgang über eine höhere Arbeitszeit zu kompensieren. 
Die Ausbildungszeit steigt demnach bei dieser Konstellation. 

Der Fall n, = 1 entspricht einer logarithmischen Nutzenfunktion (siehe 
beispielsweise de la Croix und Michel, 2002). Hierbei gleichen sich Substitu- 
tions- und Einkommenseffekt gerade aus. Somit entsteht für die Individuen 
kein Anreiz, ihre optimale Zeitallokation zu ändern. Empirische Studien 
deuten auf eine Grenznutzenelastizität des Konsums von größer als eins als 
das relevante Szenario hin. Blundell, Browning und Meghir (1994), Evans 
und Sezer (2004) sowie Evans (2005) kommen übereinstimmend zu Schät- 
zungen für die Grenznutzenelastizität des Konsums, die signifikant größer 
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als eins sind. Evans (2005) beispielsweise ermittelt fiir 20 OECD-Lander 
einen Durchschnittswert von 1,4. Dabei ist die Streuung um diesen Wert 
nur gering. Empirisch existiert bis dato kein Beleg fiir eine altersbedingte 
Differenzierung der Grenznutzenelastizität des Konsums. Folglich ist es für 
die vorliegende Analyse ökonomisch sinnvoll, bei der Identifizierung relevan- 
ter Szenarios für die Grenznutzenelastizität des Konsums in der ersten und 
zweiten Lebensperiode ebenfalls keine Differenzierung vorzunehmen. Anders 
ausgedrückt, gelten für 7, und später auch für n, Werte größer als eins als 
die relevanten Szenarios. Somit ist davon auszugehen, dass in der Empirie 
der Einkommenseffekt den Substitutionseffekt dominiert und die Individuen 
auf den demografischen Wandel reagieren, indem sie ihre Ausbildungszeit 
reduzieren und dementsprechend die Arbeitszeit erhöhen. 

Um die volkswirtschaftlichen Kosten des demografischen Wandels zu- 
mindest abzumildern, wäre eine Erhöhung der Produktivität des Faktors 
Arbeit an sich notwendig bzw. wünschenswert (siehe Arnds und Bonin, 
2003). Die mit dem Rückgang der Erwerbsbevölkerung verbundene Sozi- 
alproduktslücke könnte durch eine erhöhte endogene Humankapitalbildung 
verkleinert werden. In der hier verwendeten Modellvariante reduzieren die 
Individuen hingegen als Reaktion auf den demografischen Wandel der Ge- 
sellschaft ihre Investition in Humankapital. 


6.3.2 Erhöhung des zukünftigen Beitragssatzes zur 
Rentenversicherung 


Aufgrund des demografischen Wandels der Gesellschaft sinkt die Zahl der 
Mitglieder der nachwachsenden Generationen in Relation zur Mitglieder- 
zahl der jeweiligen Elterngeneration. Für die heutige Generation bedeutet 
dies, dass ihren Mitgliedern während ihrer Ruhestandsphase eine geringere 
Zahl Erwerbstätiger gegenübersteht. Angenommen, die heutigen Individuen 
antizipieren, dass sie als spätere Rentnergeneration aufgrund ihrer relativen 
Größe eine Umverteilung zu ihren Gunsten erreichen können: Wie reagieren 
die heutigen Individuen mit ihrer Ausbildungsentscheidung, wenn sie eine 
Erhöhung des Rentenversicherungsbeitrags für die nachfolgende Generation 
erwarten, wodurch ceteris paribus ihr Bruttorentenniveau steigen wird? 
Die in diesem Kapitel unterstellte Modellstruktur impliziert, dass eine 
zukünftige Erhöhung des Rentenversicherungsbeitrages lediglich die nach- 
folgende Generation trifft. Wenn sich die heutigen Individuen in der nächs- 
ten Periode im Ruhestand befinden, so müssen sie keine Rentenversiche- 
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rungsbeiträge mehr entrichten.” Ein von der Aktivengeneration t + 1 zu 
leistender höherer Beitragssatz 7;,, impliziert ceteris paribus ein höheres 
Bruttorentenniveau in der Periode t + 1. Dies wird deutlich an folgendem 
Multiplikator: 


de 1 
= - — - bız4 > 0. 6.16 
dT 141 Det I ) 
Die Beitragseinnahmen steigen, folglich muss das Bruttorentenniveau eben- 
falls steigen, um die Budgetrestriktion zum Ausgleich zu bringen. 
Welche Reaktion ist von den Individuen bezüglich ihrer Ausbildungsent- 
scheidung zu erwarten? Der Multiplikator 
dà 1 


a ohy_1u, (1 — 2M) U3 (1 — m) (6.17) 


ist positiv (negativ), sofern die Grenznutzenelastizität des Konsums der 
zweiten Lebensperiode 7, größer (kleiner) eins ist. Für 7, = 1 ist ot 
gleich null. 

Der Nettoeffekt einer Erhöhung des zukünftigen Beitragssatzes zur Ren- 
tenversicherung wird wiederum determiniert durch die Kriimmung der Nut- 
zenfunktion U; (c?). Wenn die Nutzenfunktion stark gekriimmt ist, also wenn 
No > 1 und U, << 0 ist, dann sinkt der Grenznutzen des Konsums U, mit 
zunehmendem Konsum sehr stark. Die durch die Erhöhung des Bruttoren- 
tenniveaus erzeugte Konsumsteigerung während der Ruhestandsphase re- 
duziert durch den stark gesunkenen Grenznutzen des Konsums den Anreiz, 
durch eine längere Arbeitszeit den Konsum abermals zu erhöhen, obwohl 
der Grenzertrag der Arbeitszeit gestiegen ist. Der Substitutionseffekt ist 
geringer als der Einkommenseffekt, die Arbeitszeit wird reduziert, die Aus- 
bildungszeit steigt. 

Bei np < 1 sinkt durch den gestiegenen Konsum der Grenznutzen des 
Konsums lediglich leicht (U, ist nur leicht negativ). Da zudem der Grenz- 
ertrag der Arbeitszeit mit dem höheren Bruttorentenniveau gestiegen ist, 
entsteht ein Anreiz, die Arbeitszeit zu forcieren. Der Substitutionseffekt 
dominiert den Einkommenseffekt, die Ausbildungszeit wird reduziert. 

Interessant an der dargelegten Analyse ist insbesondere Folgendes: In 
der unterstellten Modellstruktur sind die heutigen Individuen von einer zu- 


3Die Modellvariante, in der die heutigen Individuen von einer Erhöhung des zu- 
künftigen Rentenbeitragssatzes eventuell auch direkt betroffen sind, wird in Kapitel 7 
behandelt. Dies ist dann der Fall, wenn sie während der zweiten Lebensperiode zumin- 
dest teilweise erwerbstätig sind und demnach den höheren Rentenbeitragssatz ebenfalls 
zu entrichten haben. 
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künftigen Erhöhung des Rentenbeitragssatzes nicht direkt betroffen. Die 
Erhöhung findet in der Periode statt, in der die heutigen Individuen sich 
im Ruhestand befinden. Folglich reagieren die Individuen mit ihrer Aus- 
bildungsentscheidung nicht direkt auf den zu erwartenden steigenden Bei- 
tragssatz, sondern auf das ceteris paribus daraus resultierende höhere Brut- 
torentenniveau. Dabei ist die entscheidende Bedeutung der Präferenzen der 
Individuen für die Richtung der Reaktion deutlich geworden. 


6.3.3 Erhöhung des heutigen Beitragssatzes zur Ren- 
tenversicherung 


Im vorhergehenden Kapitel wurde die Ausbildungsentscheidung der Indivi- 
duen bei einem antizipierten Anstieg des zukünftigen Rentenbeitragssatzes 
analysiert. In der Realität steht hingegen die Rentenversicherung bereits 
heute vor immensen Finanzierungsproblemen. Folglich ist von einem bereits 
in der gegenwärtigen Periode steigenden Beitragssatz zur Rentenversiche- 
rung auszugehen. In diesem Kapitel wird der Frage nachgegangen, wie die 
Ausbildungsentscheidung der Individuen beeinflusst wird, wenn der wäh- 
rend ihrer Erwerbsphase zu entrichtende Rentenbeitragssatz ansteigt. Aus 
dem Gleichungssystem (6.13) erhält man folgenden Multiplikator: 


dA: 1 


T. oa hiim (1 — 244) U, (1 =m. (6.18) 


Die Reaktion der heutigen Individuen wird wiederum entscheidend von de- 
ren Präferenzen bestimmt. In diesem Fall spielt der Verlauf der Nutzen- 
funktion in Bezug auf den Konsum der ersten Lebensperiode U; (c}) die 
wichtigste Rolle. Die Argumentation verläuft ansonsten analog zu den bis- 
her untersuchten Fällen. 

Ein höherer Rentenbeitragssatz während der Aktivenphase impliziert 
für die heutigen Individuen ein geringeres Nettoeinkommen, da ein höherer 
Anteil des erzielten Bruttoeinkommens an die Sozialversicherung abgeführt 
werden muss. Sinkt das Nettoeinkommen, dann sinkt der Konsum während 
der Aktivenphase c} ebenfalls. Weist die Nutzenfunktion eines Individuums 
U, (ct) jetzt eine starke Krümmung auf, mit der Grenznutzenelastizität des 


Konsums der ersten Lebensperiode 7, = -1 > 1 und U; << 0, es gelte 


also der empirisch relevante Fall, so steigt n Grenznutzen des Konsums 
U, stark. Obwohl der Grenzertrag der Arbeitszeit aufgrund des gestiege- 
nen Rentenbeitragssatzes gesunken ist, entsteht durch den stark gestiege- 
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nen Grenznutzen des Konsums ein Anreiz, den Konsumrückgang durch eine 
längere Arbeitszeit zu kompensieren. Der Einkommenseffekt ist stark aus- 
geprägt, wodurch die Ausbildungszeit der Individuen sinkt. 

Wie reagiert indes die zweite endogene Variable, das Bruttorentenniveau, 
auf einen gestiegenen heutigen Rentenbeitragssatz r;? Wie der Multiplikator 
(6.19) zeigt, ist auch diese Reaktion abhängig von der Grenznutzenelastizi- 
tät des Konsums der ersten Lebensperiode n;: 


de 


T = Det 2 -ohiit (1 — 2A) U, (L=). (6.19) 


Wenn 77, > 1 ist, dann ist der Multiplikator de/dr, negativ. Ein gestiegener 
Rentenbeitragssatz führt zu einem geringeren Bruttorentenniveau. Wie ist 
dieser Zusammenhang zu erklären? Die Budgetrestriktion der Rentenversi- 
cherung in der Periode t + 1, Gleichung (6.12), ist unabhängig vom heuti- 
gen Rentenbeitragssatz. Trotzdem sinkt das spätere Bruttorentenniveau der 
heutigen [Individuen mit 7;. 

Zur Erklärung hierfür ist die zuvor abgeleitete Reaktion der Individuen 
bezüglich ihrer Ausbildungsentscheidung heranzuziehen. Die Veränderung 
des Bruttorentenniveaus wird durch die Veränderung der Ausbildungszeit 
erzeugt, wenn der heutige Rentenbeitragssatz steigt. Es wirkt folglich kein 
direkter Effekt auf ¢, sondern ein indirekter über die Veränderung von Az. 
Wie wir gesehen haben, sinkt die Ausbildungszeit, sofern 7, > 1 ist. Was 
bedeutet dies für das Erwerbseinkommen? Durch Gleichung (6.10) wurde 
deutlich, in der hier unterstellten Modellvariante ist die Ausbildungszeit A; 
größer als 3. Das Erwerbseinkommen bildet sich durch (1 — A.)h.w. mit 
hi = Mohi. Dies impliziert einen Anstieg des Erwerbseinkommens mit 
der Reduktion der Ausbildungszeit, da à; > 3 ist.‘ Ein höheres Erwerbs- 
einkommen bedeutet hingegen ceteris paribus eine höhere Rentenzahlung 
während der Ruhestandsphase. Somit steigen die Auszahlungen der Ren- 
tenversicherung in der nächsten Periode. Aufgrund der Notwendigkeit eines 
ausgeglichenen Budgets muss folglich das Bruttorentenniveau e sinken. 

Bei 7, < 1 und U; nur leicht negativ steigt der Grenznutzen des Kon- 
sums U, durch den gesunkenen Konsum nur leicht. Da zudem noch der 
Grenzertrag des Konsums gesunken ist, besteht lediglich ein geringer An- 
reiz, den Konsumrückgang durch zusätzliche Arbeitszeit zu kompensieren. 
Der Substitutionseffekt ist stärker ausgeprägt als der Einkommenseffekt. 
Die Arbeitszeit wird reduziert und die Ausbildungszeit wird erhöht. 


4Zur Erinnerung: Das maximal zu erzielende Einkommen wird bei der hier unterstell- 


ten Modellstruktur ceteris paribus bei einer Ausbildungszeit von A; = 4 erreicht. 


66 6. Die optimale Investition in Humankapital 


Wenn sich die Individuen für eine höhere Ausbildungszeit entscheiden, 
dann sinkt aus den oben bereits erwähnten Gründen das Erwerbseinkom- 
men. Infolgedessen sinkt die spätere Rentenzahlung, was wiederum ceteris 
paribus eine geringere aggregierte Auszahlung der Rentenversicherung in 
der nächsten Periode nach sich zieht. Bei unveränderten Beitragseinnahmen 
steigt das Bruttorentenniveau, um den postulierten Ausgleich des Budgets 
der Rentenversicherung zu gewährleisten. 

In dem Spezialfall einer logarithmischen Nutzenfunktion mit n, = 1 
sind Substitutions- und Einkommenseffekt jeweils gleich groß. Die Indivi- 
duen verändern folglich ihre optimale Zeitallokation infolge der Erhöhung 
des Rentenbeitragssatzes 7, nicht. Eine unveränderte Aufteilung der indivi- 
duellen Arbeitszeit und Ausbildungszeit erzeugt indes keinerlei Veränderun- 
gen in den Ausgaben der Rentenversicherung der nächsten Periode. Da die 
Beitragseinnahmen ebenfalls konstant bleiben, besteht keine Notwendigkeit 
einer Anpassung des Bruttorentenniveaus. 


6.3.4 Steigerung der zukünftigen Entlohnung des Hu- 
mankapitals 


Aufgrund zumindest zweier Faktoren ist in der Zukunft von einer Steige- 
rung der Entlohnung des Faktors Humankapital auszugehen. Erstens führt 
der technische Fortschritt zu einer Steigerung der Produktivität des Faktors 
Arbeit, was eine Erhöhung des Lohnsatzes impliziert. Zweitens kommt es 
aufgrund des demografischen Wandels der Gesellschaft zu einer Redukti- 
on der Erwerbsbevölkerung. Der Lohnsatz als Preis für den Produktions- 
faktor Arbeit bzw. Humankapital spiegelt die Knappheitsrelation auf den 
Faktormärkten wider. Demnach bildet sich der Lohn gemäß der relativen 
Knappheit des Faktors Arbeit bzw. Humankapital im Verhältnis zu dem 
Produktionsfaktor (physisches) Kapital. Somit wird aufgrund des demogra- 
fischen Wandels der zukünftige Lohnsatz steigen, weil die Verfügbarkeit des 
Faktors Arbeit relativ zum Faktor (physisches) Kapital sinkt (siehe Arnds 
und Bonin, 2003 sowie Börsch-Supan, 2003). Eine Erhöhung des Lohnsatzes 
wird selbst dann zu erwarten sein, wenn man berücksichtigt, dass auf unvoll- 
kommenen Arbeitsmärkten die Lohnbildung aufgrund von Knappheitsrela- 
tionen nicht mehr gegeben ist. Infolge von Informationsasymmetrien und 
insbesondere aufgrund gewerkschaftlicher Lohnverhandlungen werden Löh- 
ne gezahlt, die sich von der Knappheitsrelation auf dem Arbeitsmarkt un- 
terscheiden. In der Literatur wird dies beispielsweise in den Effizienzlohn- 
modellen (siehe beispielsweise Yellen, 1984 oder Shapiro und Stiglitz, 1984) 
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oder in job-matching-Ansätzen (siehe beispielsweise Guasch und Weiss, 1981 
oder Pissarides, 2000) postuliert. Darüber hinaus ist selbstverständlich zu 
berücksichtigen, dass die Humankapitalbildung der Individuen nicht exogen, 
sondern endogen ist. Der Analyse der Reaktion der Individuen auf eine Re- 
duktion der Erwerbsbevölkerung zufolge wird die individuelle Ausbildungs- 
entscheidung vom demografischen Wandel beeinflusst, wenngleich die Rich- 
tung der Reaktion von den jeweiligen Präferenzen abhängt. Eine veränderte 
Humankapitalbildung hat wiederum Auswirkungen auf die Lohnbildung. 
Kommt es in der Zukunft zu einer Steigerung der Entlohnung des Fak- 
tors Humankapital, so kann dies in Bezug auf die entstehenden Kosten des 
demografischen Wandels als positive Entwicklung bezeichnet werden. Ins- 
besondere die Rentenversicherung wird dadurch entlastet. Die Zahl der Bei- 
tragszahler wird zwar sinken, jedoch steigt die Bemessungsgrundlage der 
zukünftigen Beitragszahlungen aufgrund einer Erhöhung des Lohnsatzes 
für Humankapital. Demnach werden die zukünftigen Finanzierungsprobleme 
der Rentenversicherung aufgrund des demografischen Wandels dadurch ab- 
gemildert. Wie reagieren indes die Individuen bezüglich ihrer Ausbildungs- 
entscheidung auf einen antizipierten Anstieg des zukünftigen Lohnsatzes? 
Aus dem Gleichungssystem (6.13) ergibt sich folgender Multiplikator: 
dà 1 a 


aa oe 27> ohw (1 — 2A) Uy (1 — m). (6.20) 


Das Vorzeichen wird auch hierbei wieder bestimmt durch die Grenznutzen- 
elastizitat des Konsums der zweiten Periode 7,. Bevor darauf näher einge- 
gangen wird, soll zunächst die Reaktion des Bruttorentenniveaus e abgelei- 
tet werden. Ein Anstieg des zukünftigen Lohnsatzes führt zu einer Erhöhung 


von £: di i 

IR = "Det ® bizz >0. (6.21) 
Wenn w;;ı steigt, so führt dies ceteris paribus zu höheren Einnahmen der 
Rentenversicherung in der Periode t + 1. Damit das Budget zum Ausgleich 
kommt, muss das Bruttorentenniveau steigen. Das bedeutet wiederum, der 
Grenzertrag der Arbeit eines Individuums der heutigen Generation steigt, 
weil mit derselben Arbeitszeit in Periode t später eine höhere Rentenzah- 
lung zu erwarten sein wird. Die Veränderung des Grenzertrags löst einen 
Substitutions- und einen Einkommenseffekt aus. Unterstellt man zunächst 
den empirisch relevanteren Fall einer Grenznutzenelastizität des Konsums 
von 1> > 1, dann reagieren die Individuen auf die spätere Lohnsatzerhöhung 
mit einer höheren Ausbildungszeit und einer geringeren Arbeitszeit. Der hö- 
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here Konsum infolge des höheren Bruttorentenniveaus lässt den Grenznut- 
zen des Konsums U, stark sinken. Der Einkommenseffekt ist relativ stark 
ausgeprägt, somit sinkt die Arbeitszeit trotz des gestiegenen Grenzertrags. 
Die Ausbildungszeit steigt. 

In dem Szenario n, < 1 dominiert hingegen der Substitutionseffekt den 
Einkommenseffekt. Der höhere Konsum lässt den Grenznutzen des Kon- 
sums nur leicht sinken. Der höhere Grenzertrag der Arbeitszeit erzeugt den 
Anreiz, die Arbeitszeit noch weiter zu erhöhen. Die Ausbildungszeit wird 
reduziert, at ist negativ. Im Fall einer logarithmischen Nutzenfunktion 
gleichen sich Substitutions- und Einkommenseffekt wieder aus, eine Reallo- 
kation des Zeitbudgets unterbleibt. 


6.3.5 Steigerung der heutigen Entlohnung des Hu- 
mankapitals 


Nachdem in der vorhergehenden Analyse die Veränderung des zukünftigen 
Lohnsatzes betrachtet wurde, soll nun eine Erhöhung der heutigen Ent- 
lohnung des Humankapitals analysiert werden. Angenommen, aufgrund ei- 
nes beschleunigten technischen Fortschritts, beispielsweise durch die Ent- 
deckung neuer Technologien (wie beispielsweise seinerzeit das Internet), 
kommt es zu einer Steigerung des heutigen Lohnniveaus in der Volkswirt- 
schaft. Wie reagieren die Individuen mit ihrer Ausbildungsentscheidung, 
wenn der heutige Lohnsatz steigt? Als Multiplikator erhält man: 


dy _ 1 


dw; Det 
= otua -2) [(1— 7) Ui (1 — m) + eU; (1 1)] - (-2)} 


1 — ! 
T Det ` (2 -ohw (1 — 2A) Ua (1 — na) } . (6.22) 


` (—bs2z2 + zeba) 


Das Vorzeichen des Multiplikators (6.22) kann nicht ohne weiteres bestimmt 
werden. Es ist abhängig von den Grenznutzenelastizitäten des Konsums 
beider Perioden, 7, und nz. 

Die Reaktion des Bruttorentenniveaus auf eine Erhöhung von w ist 
ebenfalls uneindeutig. Das Vorzeichen des folgenden Multiplikators ist auch 
hier abhängig von 7, und no: 
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a Zi ,, 
dw, Det = 
1 + 
= Da {21 -oht (1 — 2A) K — Tt) U, (1-n)+eDd; (1 -m)|}. 


(6.23) 


Selbst im empirisch relevanten Fall mit 7, > 1 und 7, > 1 können die 
Vorzeichen der Nettoeffekte auf A, und € nicht eindeutig bestimmt werden. 
Um die wirkenden Teileffekte herausarbeiten zu können, werden zwei wei- 
tere Spezialfälle analysiert. Zunächst wird der Fall mit 7, = 1 und 7, >1 
betrachtet. Wie aus (6.22) zu ersehen ist, ist der Multiplikator Su positiv. 
Die Individuen erhöhen ihre Ausbildungszeit als Reaktion auf einen höheren 
Lohn. Für 7, = 1 gleichen sich Substitutions- und Einkommenseffekt aus. 
Für 7, > 1 dominiert der Einkommens- den Substitutionseffekt. Steigt der 
Lohn, so kann das gleiche Konsumniveau mit weniger Arbeitszeit realisiert 
werden. Folglich reduzieren die Individuen ihre Arbeitszeit und erhöhen die 
Ausbildungszeit. Wie reagiert indes das Bruttorentenniveau mi einer Er- 
höhung des Lohnsatzes? Das Vorzeichen des Multiplikators & Zu, ist nicht 
zu bestimmen, was wie folgt zu erklären ist. Die Absenkung der Arbeits- 
zeit aufgrund des höheren Lohnsatzes reduziert die spätere Rentenzahlung. 
Der höhere Lohn lässt hingegen ceteris paribus die spätere Rentenzahlung 
steigen. Der Nettoeffekt auf die Rentenzahlung ist hingegen nicht eindeu- 
tig. Somit ist auch die notwendige Reaktion des Bruttorentenniveaus zur 
Sicherstellung der unterstellten Ausgeglichenheit des Budgets der Renten- 
versicherung nicht eindeutig. 

Angenommen, es gelte 7, = 1 und 7, < 1. In diesem Fall ist Zi nega- 
tiv. Die Individuen reduzieren ihre Ausbildungszeit infolge eines i ee 
Lohnsatzes. Für 7) = 1 gleichen sich Substitutions- und Einkommenseffekt 
wieder aus. Bei n, < 1 dominiert hingegen der Substitutions- den Einkom- 
menseffekt. Der Grenzertrag der Arbeitszeit steigt, weshalb die Individuen 
ihre Arbeitszeit erhöhen und demnach ihre Ausbildungszeit reduzieren. Dies 
impliziert wiederum einen Anstieg der späteren Rentenzahlung. Der gestie- 
gene Lohnsatz erhöht darüber hinaus ebenfalls die spätere Rentenzahlung. 
Folglich muss das Bruttorentenniveau sinken, damit cas Budget der Ren- 
tenversicherung ausgeglichen wird. Der Multiplikator & Zu, ISt somit negativ. 

Anzumerken bleibt, dass bei der Annahme des Spezialfalls einer logarith- 
mischen Nutzenfunktion der Nettoeffekt auf die Ausbildungszeit gleich null 
ist. Der Multiplikator oat wird null, wenn 7, = m = 1 gilt. Substitutions- 
und Einkommenseffekt gleichen sich in diesem Fall jeweils aus. Die Ba 
en unterlassen eine Reallokation ihres Zeitbudgets. Der Multiplikator & Zum ist 
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hingegen eindeutig negativ. Steigt der Lohn, so steigen ceteris paribus die 
späteren Rentenzahlungen. Folglich muss das Bruttorentenniveau sinken, 
um das Budget der Rentenversicherung auszugleichen. Im Endeffekt bleibt 
die spätere Rentenzahlung für das heutige Individuum jeweils unverändert, 
da die Erhöhung aufgrund des gestiegenen Lohns von der Reduktion des 
Bruttorentenniveaus rückgängig gemacht wird. 


6.3.6 Veränderung des Humankapitalbestandes der 
Elterngeneration 


Wie wir bereits gesehen haben, beinhaltet das unterstellte Modell eine wei- 
tere interessante intertemporale Interdependenz. Die Humankapitalbildung 
einer Generation wird unter anderem bestimmt durch den (durchschnittli- 
chen) Humankapitalbestand der Elterngeneration h,_,, was durch die Lern- 
technologie h; = A,chı_ı deutlich wird. Je höher das Wissen der Elterngene- 
ration, umso höher ist das Wissen und damit die Produktivität des Faktors 
Arbeit der Kindergeneration. Unterstützt wird diese Annahme durch die Li- 
teratur, in der die Modellierung einer solchen intertemporalen Interdepen- 
denz häufig vorgenommen wird (siehe beispielsweise Azariadis und Drazen, 
1990; Kemnitz und Wigger, 2000 sowie Wigger, 2002). Kurz gesagt fällt es 
einer Generation umso leichter eigenes Wissen zu generieren, wenn auf den 
Errungenschaften und Erfindungen der vorherigen Generationen aufgebaut 
werden kann.’ 

Jetzt ist es natürlich von besonderem Interesse zu schauen, wie die heu- 
tigen Individuen mit ihrer Ausbildungsentscheidung reagieren, wenn sich 
der durchschnittliche Humankapitalbestand der Elterngeneration verändert. 
Welche Reaktion ist zu erwarten, wenn beispielsweise aufgrund größerer In- 
novationen das Wissen der Elterngeneration gestiegen ist? Dem Staat gibt 
die Antwort auf diese Frage Hinweise darauf, ob durch eine Innovations- 
förderung oder allgemein gesprochen durch eine Förderung der Human- 
kapitalbildung positive spill-over-Effekte auf die nachfolgende Generation 
ausgelöst werden. Reagieren die zukünftigen Individuen auf eine solche Po- 
litik mit verstärkter eigener Humankapitalbildung oder reduzieren sie ihre 
Investitionen und konterkarieren eine staatliche Politik der Förderung der 
Humankapitalbildung? 

Die gewünschte Antwort erhält man durch die Betrachtung des folgenden 
Multiplikators: 


5Sjehe auch Kapitel 5.1. 
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dA, 1 | | 
dhs. -pa m (PRA [a = 7) U, (1—m) + eV, (1 - na)| . 
(6.24) 


Das Vorzeichen von Gleichung (6.24) wird bestimmt durch die Grenznut- 
zenelastizitäten des Konsums beider Perioden, 7, und 7. Dabei sind neun 
Konstellationen denkbar. Jedoch ist es möglich, relevante Szenarien von we- 
niger relevanten zu unterscheiden. Bei den empirisch bedeutsamen Szenarien 
ist die Bestimmung des Vorzeichens von Gleichung (6.24) möglich. 

Die bereits diskutierten empirischen Studien liefern Werte für die Grenz- 
nutzenelastizitäten des Konsums von größer als eins. Es gibt empirisch 
gesehen bisher keine Evidenz für eine starke Veränderung der Grenznutzen- 
elastizität des Konsums über den Lebenszyklus. Selbst wenn die Werte in 
Abhängigkeit der jeweiligen Lebensphase schwanken sollten, ist nicht von 
einer grundlegenden Veränderung auszugehen. Demnach erscheint es sinn- 
voll, für 7, und 7, jeweils “gleichartige” Werte zu unterstellen und diese als 
die relevanten Szenarien zu untersuchen. 

Wenn 7, > 1 sowie n, > 1 gilt, dann ist dA,/dh;_, > 0. Der Grenznutzen 
des Konsums in der jeweiligen Periode sinkt schnell bei einer Erhöhung des 
Konsums in beiden Perioden. Wie verändert sich jetzt der Konsum? Wie 
die Gleichungen (6.7) und (6.8) in Verbindung mit h; = \,oh,_1 erkennen 
lassen, steigt ceteris paribus der Konsum beider Perioden, wenn h,_, steigt. 
Unter sonst gleichen Bedingungen steigt das Humankapital eines Individu- 
ums, wenn die Elterngeneration ein höheres Wissen aufweist. Bei gleicher 
Arbeitszeit steigt folglich das Einkommen und somit der Konsum in beiden 
Perioden. Durch die Konsumerhöhung sinkt der Grenznutzen des Konsums 
U, und U, sehr stark. Dadurch wird trotz des gestiegenen Grenzertrags 
der Arbeitszeit ein geringer Anreiz erzeugt, durch zusätzliche Arbeitszeit 
einen noch höheren Konsum zu ermöglichen. Der Einkommenseffekt domi- 
niert den Substitutionseffekt, die Arbeitszeit wird reduziert und die Ausbil- 
dungszeit erhöht. Dies ist für die Politik eine gute Nachricht. Die staatli- 
chen Anstrengungen einer Förderung der Humankapitalbildung haben nicht 
nur positive spill-over-Effekte auf die Nachfolgegeneration. Die endogene 
Humankapitalbildung wird ebenfalls angeregt. Folglich unterstützt die zu- 
künftige Generation durch eine höhere individuelle Investition in das eigene 
Humankapital eventuelle Bemühungen der Politik. 

Wie reagiert das Bruttorentenniveau auf diese Veränderungen? Als Mul- 
tiplikator ergibt sich: 


6Siehe Kapitel 6.3.1. 
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de 1 
i eo zı-ow. (1 — 2A;) [a — Ty) U, (1-m)+eUl;(l- n)| 
(6.25) 


Sofern 7, > 1 und m > 1 gilt, steigt € mit dem Humankapitalbestand 
der Elterngeneration h;_;, der Multiplikator ist positiv. Warum ist dies der 
Fall? Wie Gleichung (6.12) zeigt, übt h;_ı keinen direkten Einfluss auf die 
Budgetrestriktion der Rentenversicherung aus. Bei einem höheren Wissen 
der Elterngeneration steigt die Ausgabeseite, da die Individuen der Gene- 
ration t ein höheres Humankapital aufweisen und dadurch ceteris paribus 
die Rentenzahlung steigt. Darüber hinaus steigt jedoch im gleichen Umfang 
die Einnahmeseite, da ebenfalls das Humankapital der Nachfolgegeneration 
t+1 steigt. Ein höheres Wissensniveau einer Generation erhöht via intertem- 
poraler Interdependenz der Humankapitalbildung das Wissensniveau aller 
nachfolgenden Generationen. Somit erzeugt die Erhöhung von h,_ı ledig- 
lich einen Niveaueffekt. Die absolute Rentenzahlung an die Individuen der 
Generation t steigt. Das Bruttorentenniveau bleibt hingegen ceteris paribus 
unverändert, da Einnahmen und Ausgaben im gleichen Ausmaß steigen. 
Wir haben jedoch gerade abgeleitet, dass die Individuen sich für eine höhe- 
re Ausbildungszeit entscheiden und demnach für eine geringere Arbeitszeit. 
Dies reduziert indes das Erwerbseinkommen eines Individuums und folglich 
sinkt auch die Rentenzahlung und die Ausgaben der Rentenversicherung in 
der Periode t+1. Infolgedessen muss das Bruttorentenniveau steigen, damit 
das Budget zum Ausgleich kommt. 

Die Erklärung der Reaktion der Individuen bezüglich ihrer Ausbildungs- 
entscheidung im Falle von Grenznutzenelastizitäten des Konsums in beiden 
Perioden von kleiner eins verläuft analog, jedoch mit anderen Vorzeichen. 
Wenn n, und n, kleiner eins gilt, dann ergibt sich ein negatives Vorzeichen 
des Multiplikators (6.24). Der höhere Konsum in beiden Perioden führt zu 
einer nur leichten Reduktion des Grenznutzens des Konsums U, und U}. 
Der gestiegene Grenzertrag der Arbeitszeit erzeugt einen relativ stärkeren 
Anreiz, den Konsum durch weitere Arbeitszeit nochmals zu erhöhen. Der 
Substitutionseffekt ist stark ausgeprägt, die Arbeitszeit steigt und die Aus- 
bildungszeit wird reduziert. 

Bezüglich der Reaktion des Bruttorentenniveaus ergibt sich bei 7, < 1 
und 7) < 1 für den Multiplikator de/dh,_ı < 0. Die gestiegene Arbeitszeit 
erhöht ceteris paribus die spätere Rentenzahlung und somit die Ausgabe- 
seite der Rentenversicherung. Folglich muss das Bruttorentenniveau sinken, 
damit das Budget weiterhin ausgeglichen bleibt. 
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6.3.7 Veränderung der Produktivität der Lerntechno- 
logie 


In der politischen Diskussion besteht Konsens über die Notwendigkeit der 
Verbesserung des Ausbildungssystems in Deutschland. Eine effizientere Aus- 
bildung erhöht die Humankapitalbildung und kann über eine Erhöhung der 
Produktivität dazu beitragen, die aufgrund des demografischen Wandels 
entstehende Sozialproduktslücke zu verringern.” In dem hier verwendeten 
Analyserahmen kann eine Verbesserung der Effizienz des Ausbildungssys- 
tems wie folgt modelliert werden. Für die Lerntechnologie wird bekannter- 
maßen unterstellt: h; = \,0hı_ı. Der Parameter ø ist ein Produktivitätspa- 
rameter, der im Zusammenspiel mit dem durchschnittlichen Humankapital- 
bestand der Elterngeneration als eine Art Katalysator aus einer Zeiteinheit 
eingesetzter Ausbildungszeit eine bestimmte Menge an Humankapitaleinhei- 
ten produziert. Eine Erhöhung der Effizienz des Ausbildungssystems kann 
über einen Anstieg des Produktivitätsparameters o modelliert werden. Je 
höher o, umso mehr Humankapital wird pro eingesetzter Zeiteinheit Aus- 
bildung gebildet. 

Wie reagieren die Individuen auf eine Veränderung der Produktivität 
der Lerntechnologie, sprich auf ein effizienteres Ausbildungssystem? Aus 
dem Gleichungssystem (6.13) ergeben sich folgende Multiplikatoren: 


dA 1 
= (ber — zeb) 
1 = ‚ 
= gg (2 un (1-24) [0 - 7:) U (1m) +0 (1-m)] } 
1 = i 
rs fz -oly-ıw: (1 — 2A) U, (i= 1) | (6.26) 
de 1 
do Det {-biz6} 
1 = r r 
- [a Bam = 2) [(1 = 74) U; (= m) + £U; (1 = m)] } 


(6.27) 


Unterstellt man den empirisch relevanten Fall mit 7, > 1 und m > 1, so 
ergibt sich ein positiver Multiplikator A, Bei Grenznutzenelastizitäten des 
Konsums von größer eins dominiert der Einkommens- den Substitutionsef- 


"Siehe Kapitel 3. 
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fekt. Eine höhere Produktivität der Lerntechnologie, also ein effizienteres 
Ausbildungssystem, führt ceteris paribus zu einem höheren Humankapital. 
Somit kann das gleiche Konsumniveau mit einer geringeren Arbeitszeit rea- 
lisiert werden. Die Individuen reduzieren demnach ihre Arbeitszeit und er- 
höhen ihre Ausbildungszeit. Eine geringere Arbeitszeit lässt hingegen die 
spätere Rentenzahlung sinken. Eine Erhöhung der Produktivität der Lern- 
technologie führt hingegen ceteris paribus zu einer höheren Rentenzahlung, 
da ein höheres Humankapital ein gestiegenes Erwerbseinkommen nach sich 
zieht. Aufgrund der bereits ausführlich beschriebenen intertemporalen In- 
terdependenz der Humankapitalbildung erhöht sich das Humankapital der 
nachfolgenden Generation ebenfalls, so dass die Einnahmen der Renten- 
versicherung im gleichen Umfang steigen wie die Ausgaben. Es kommt zu- 
nächst lediglich zu einer absoluten Niveauerhöhung der Rentenzahlung ohne 
Auswirkungen auf die Budgetrestriktion. Wenn man jedoch unterstellt, der 
Produktivitätsparameter der Lerntechnologie ø sei in den Perioden t und 
t+ 1 identisch (wie hier unterstellt wird) und somit ø in der Periode t + 1 
ebenfalls steigt, so führt dies zu einer abermaligen Steigerung der Humanka- 
pitalbildung in der Periode t+1. Dies wiederum bedeutet eine Erhöhung der 
Einnahmen der Rentenversicherung in der Periode t + 1. Gibt man die re- 
striktive Annahme identischer Produktivitätsparameter der Lerntechnologie 
in beiden Perioden auf, unterstellt jedoch die Erzeugung eines positiven Ef- 
fektes einer Erhöhung von o in Periode t auf die Produktivität der Lerntech- 
nologie der nachfolgenden Periode, führt dies ebenfalls zu der beschriebenen 
Erhöhung der Humankapitalbildung in der Zukunft und impliziert somit die 
dargestellte Erhöhung der Einnahmen der Rentenversicherung. Sowohl die 
Reduktion der späteren Rentenzahlung aufgrund der gesunkenen Arbeits- 
zeit als auch die Erhöhung der Einnahmen der Rentenversicherung in der 
Zukunft führen zu einem Anstieg des Bruttorentenniveaus, um das Budget 
der Rentenversicherung auszugleichen. 

Anzumerken bleibt, dass bei der Betrachtung des Spezialfalls einer loga- 
rithmischen Nutzenfunktion mit 7, = 7, = 1 eine Reallokation des Zeitbud- 
gets unterbleibt. Substitutions- und Einkommenseffekt gleichen sich aus, 
der Multiplikator u ist gleich null. Jedoch kommt es zu einer Erhöhung 
des Bruttorentenniveaus, der Multiplikator s ist positiv. Wie bereits dar- 
gestellt, führt die Erhöhung des Produktivitätsparameters der Lerntechno- 
logie unter der Annahme einer positiven Korrelation von ø in den Perioden 
t und t+ 1 zu einem Anstieg der Einnahmen der Rentenversicherung in 
der Zukunft. Zur Sicherstellung der Budgetrestriktion der Rentenversiche- 
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rung impliziert dies einen Anstieg des Bruttorentenniveaus für die späteren 
Rentenzahlungen. 


6.4 Endogene Anpassung der Einnahmeseite 
der Rentenversicherung 


Im vorhergehenden Kapitel wurde das Szenario betrachtet, in dem die heu- 
tige Aktivengeneration die Anpassungslast des demografischen Wandels zu 
tragen hat. Das Bruttorentenniveau der späteren Rentenzahlung passt sich 
demnach an Veränderungen der Rahmenbedingungen an. Jedoch steigt die 
Zahl der späteren Rentner relativ zur Zahl der Aktiven der nachfolgenden 
Generation. Infolgedessen ist denkbar, dass die zukünftige Rentnergenera- 
tion aufgrund ihrer relativen Stärke im Demokratieprozess die Auferlegung 
der Anpassungslast auf die nachfolgenden Aktivengenerationen durchsetzt. 
Dies bedeutet, Änderungen am späteren Bruttorentenniveau werden nicht 
akzeptiert und im politischen Prozess abgelehnt. Somit müsste primär der 
zukünftige Beitragssatz zur Rentenversicherung gemäß veränderter Rah- 
menbedingungen angepasst werden. 

In der modelltheoretischen Umsetzung hat dies zur Folge, dass nicht 
mehr das Bruttorentenniveau e, sondern der Beitragssatz zur Rentenversi- 
cherung der Periode t+1, T;+1, die zweite endogene Variable neben der Aus- 
bildungszeit A, darstellt. Die Einnahmeseite der Rentenversicherung passt 
sich den Veränderungen an. In der Umsetzung in unserem Modellrahmen 
ergeben die Bedingung erster Ordnung (6.9) sowie die Budgetrestriktion der 
Rentenversicherung (6.12) ein Gleichungssystem mit den beiden endogenen 
Variablen A, und T;;ı. Diese beiden Gleichungen sowie die beiden Neben- 
bedingungen (6.7) und (6.8) müssen wiederum total differenziert werden. 
Dabei ergeben sich die im Anhang in Kapitel 6.6 bereits aufgezeigten Um- 
formungen. Lediglich das daraus resultierende in Matrizenform dargestellte 
Gleichungssystem ändert sich aufgrund der jetzt veränderten endogenen Va- 
riablen und lautet nun: 


= 0 | = 0 -bade 0 
—2ı —24) |dTt41 zgdni41 —2z2de —25drz41 


—bedo 0 —bedu, = badhi biodT: 
0 


26do Z7dwW41 —zgdu; 0 (6.28) 
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Die jeweiligen Koeffizienten sind die gleichen, die im Anhang in Kapitel 6.6 
bereits definiert wurden. Im Folgenden sollen die gleichen Fragestellungen 
erörtert werden, wie im vorhergehenden Kapitel geschehen. Insbesondere 
soll darauf eingegangen werden, welche Veränderungen zu erwarten sind, 
wenn nicht die zukünftige Rentnergeneration die Anpassungslast des demo- 
grafischen Wandels der Gesellschaft zu tragen hat, sondern die Kindergene- 
ration. Wie verändern sich dadurch die Reaktionen der heutigen Individuen 
bezüglich ihrer Ausbildungsentscheidung? Zunächst muss das Vorzeichen 
der Determinante der Koeffizientenmatrix (6.28) bestimmt werden. Für die 
Determinante ergibt sich Det = bı24. Wie die in Kapitel 6.6 definierten 
Koeffizienten zeigen, gilt bı > 0 und 24 > 0 und somit ist die Determinante 
eindeutig positiv: Det > 0. 


6.4.1 Reduktion der Erwerbsbevölkerung 


In einem ersten Schritt soll analysiert werden, welche Reaktion der heutigen 
Individuen zu erwarten ist, wenn der demografische Wandel zu der bereits 
beschriebenen Reduktion der zukünftigen Erwerbsbevölkerung führt. Wie 
wird durch den demografischen Wandel der Gesellschaft die Ausbildungs- 
entscheidung der Individuen beeinflusst und wie reagiert der zukünftige Bei- 
tragssatz der Rentenversicherung? 
Das Gleichungssystem (6.28) ergibt mit Hilfe der Cramer-Regel folgen- 
den Multiplikator: 
dà ol 
dnızı Det 


Die Ausbildungsentscheidung der heutigen Individuen ist demnach unab- 
hängig von der zukünftigen Bevölkerungsentwicklung. Wie kommt es zu 
diesem Ergebnis? In der hier betrachteten Variante trägt, im Gegensatz 
zum vorherigen Kapitel, die zukünftige Aktivengeneration die Anpassungs- 
last des demografischen Wandels. Es wird angenommen, dass die zukünftige 
Rentnergeneration im Demokratieprozess eine Verhinderung der Anpassung 
des eigenen Bruttorentenniveaus durchzusetzen vermag. Folglich wird der 
späteren Aktivengeneration die Anpassungslast auferlegt. Dies wird deut- 
lich, indem man die Veränderung des zukünftigen Beitragssatzes zur Renten- 
versicherung als Reaktion auf den demografischen Wandel der Gesellschaft 
betrachtet: 


0 0 
Z3 724 


— 0. (6.29) 
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Die Koeffizientendefinitionen in Kapitel 6.6 zeigen: b} > 0 und z3 > 0, die 
Determinante ist positiv, somit ist der Multiplikator (6.30) eindeutig nega- 
tiv. Das heißt, die Reduktion der Erwerbsbevélkerung in der Zukunft lässt 
den zukünftigen Beitragssatz zur Rentenversicherung steigen. Die Beitrags- 
einnahmen der Rentenversicherung sinken, da weniger Beitragszahler zur 
Verfügung stehen. Da sich aufgrund des konstanten Bruttorentenniveaus 
die Rentenauszahlungen nicht verändern, muss der Beitragssatz T+; stei- 
gen, um für einen Ausgleich des Budgets zu sorgen. Die zukünftige Akti- 
vengeneration trägt hierbei die Anpassungslast des demografischen Wandels 
der Gesellschaft. Für die heutige Aktivengeneration ergeben sich keine Ver- 
änderungen, weshalb eine Reallokation des Zeitbudgets unterbleibt.® 

Das zuvor abgeleitete Ergebnis differiert von dem Ergebnis der unter- 
suchten Variante, in der die zukünftige Rentnergeneration die Anpassungs- 
last des demografischen Wandels zu tragen hatte. Dort unterbleibt lediglich 
in dem Spezialfall einer logarithmischen Nutzenfunktion eine Reallokati- 
on des Zeitbudgets der heutigen Individuen, weil sich Substitutions- und 
Einkommenseffekt ausgleichen. Ansonsten wird die Richtung der Reakti- 
on determiniert durch die Grenznutzenelastizität des Konsums der zweiten 
Lebensperiode 77). In dem empirisch bedeutsamsten Szenario mit n, > 1 
dominiert der Einkommenseffekt den Substitutionseffekt und die heutigen 
Individuen reduzieren ihre Ausbildungszeit und erhöhen die Arbeitszeit. 
In dem zuletzt untersuchten Szenario werden die heutigen Individuen von 
der zukünftigen Bevölkerungsreduktion jedoch nicht beeinflusst. Ihre spä- 
tere Rentenzahlung ist unabhängig von der Bevölkerungsentwicklung, da 
der Beitragssatz zur Rentenversicherung der nachfolgenden Generation so 
weit erhöht wird, dass die späteren Rentenzahlungen in der vollen Höhe 
finanziert werden können. 


6.4.2 Erhöhung des Bruttorentenniveaus 


Der demografische Wandel der Gesellschaft führt zu einer relativen Erhö- 
hung der Zahl der Rentner gegenüber der Zahl der Erwerbstätigen. Dies 
bedeutet gleichzeitig im Demokratieprozess eine erhebliche Steigerung der 
Macht der Gruppe der zukünftigen Rentner. Deshalb soll im Folgenden 
der Frage nachgegangen werden, welche Reaktion der heutigen Individu- 


8 Wie bereits gesagt wurde, wird in der Realität damit zu rechnen sein, dass die ent- 
stehenden Kosten der demografischen Veränderung sowohl auf die heutige als auch auf 
die nachfolgende Aktivengeneration verteilt werden wird. Somit stellt die hier durchge- 
führte Analyse selbstverständlich eine Extremsituation dar, in der jedoch die wirkenden 
Einzeleffekte wesentlich deutlicher werden. 
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en beziiglich ihrer Ausbildungsentscheidung zu erwarten ist, wenn sie davon 
ausgehen, aufgrund ihrer relativen Stärke in der Zukunft ein höheres Brut- 
torentenniveau durchsetzen zu können. Gleichzeitig impliziert ein höheres 
Bruttorentenniveau einen höheren Beitragssatz zur Rentenversicherung für 
die nachfolgende Generation. 

Aus dem Gleichungssystem (6.28) ergibt sich folgender Multiplikator für 
die Ausbildungszeit: 


COES 
de Det 


Der Nettoeffekt wird auch hier bestimmt durch die Grenznutzenelastizität 
des Konsums der zweiten Lebensperiode n,. Wie wir bereits gesehen haben, 
kann in der Empirie von einer Grenznutzenelastizität des Konsums größer 
eins ausgegangen werden. Eine Erhöhung des Bruttorentenniveaus impli- 
ziert ceteris paribus einen höheren Konsum während der Ruhestandsphase. 
Wenn also n, > 1 gilt, dann sinkt der Grenznutzen des Konsums U, sehr 
stark. Obwohl der Grenzertrag der Arbeitszeit gestiegen ist, besteht nur ein 
geringer Anreiz, den Konsum durch weitere Arbeitszeit nochmals zu erhö- 
hen. Der Einkommenseffekt ist stark ausgeprägt, die Arbeitszeit wird redu- 
ziert und die Ausbildungszeit erhöht. Es ist demnach zu erwarten, dass die 
heutigen Individuen auf eine Erhöhung des späteren Bruttorentenniveaus 
mit einer höheren Investition in ihr Humankapital reagieren. 

Wenn hingegen n, < 1 gilt, so erfolgt eine Umkehrung der Vorzeichen 
der Nettoeffekte. Der höhere Konsum lässt den Grenznutzen des Konsums 
nur leicht sinken. Der Substitutionseffekt, ausgelöst durch den gestiegenen 
Grenzertrag der Arbeitszeit, dominiert den Einkommenseffekt. Die Indivi- 
duen erhöhen ihre Arbeitszeit und senken folglich ihre Ausbildungszeit. 

Die dargestellten Ergebnisse stehen in Übereinstimmung mit den Er- 
gebnissen in der Variante mit endogenem Bruttorentenniveau. Dort wurde 
die Wirkung einer Erhöhung des zukünftigen Beitragssatzes zur Renten- 
versicherung in Verbindung mit einer Erhöhung des Bruttorentenniveaus 
untersucht. Die Analyse ergab identische Ergebnisse in Abhängigkeit von 
der Grenznutzenelastizität des Konsums der zweiten Lebensperiode n,, da 
sich in beiden Varianten sowohl € als auch r;;ı jeweils in die gleichen Rich- 
tungen bewegen. 

Bezüglich der Veränderung des Bruttorentenniveaus ist auch noch eine 
weitere Möglichkeit denkbar, auf die kurz eingegangen werden soll. Zuvor 
wurde eine von den Rentnern durchgesetzte Erhöhung von e unterstellt. 
Jedoch ist indes auch denkbar, dass die zukünftige Generation eine weite- 


“24° oh iwr (1 = 2,1) U, (1 = No) : (6.31) 
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re Erhöhung ihres Beitragssatzes zur Rentenversicherung nicht akzeptiert. 
Angenommen, die nachfolgende Kindergeneration setzt eine Reduktion des 
Bruttorentenniveaus durch. Wie reagiereren die heutigen Individuen darauf 
mit ihrer Ausbildungsentscheidung? Um eine Vermischung mit den Effekten 
einer Reduktion der Erwerbsbevölkerung zu vermeiden, wird eine gegebene 
Bevölkerungsstruktur unterstellt (konstantes n+). 

Zunächst kann durch die Reduktion des Bruttorentenniveaus der Bei- 
tragssatz zur Rentenversicherung in der Periode t+1 sinken, da die Renten- 
auszahlungen sinken. Die Reaktion der heutigen Individuen bezüglich ihrer 
Ausbildungszeit ergibt sich analog zum vorhergehend betrachteten Fall ei- 
ner Steigerung von €, nur mit umgekehrten Vorzeichen. Wenn 7, > 1 gilt, 
dann führt der ceteris paribus reduzierte Konsum c? zu einem starken An- 
stieg des Grenznutzens des Konsums U,. Der Anreiz, den Konsumriickgang 
über eine höhere Arbeitszeit zu kompensieren, ist hoch. Die Arbeitszeit wird 
erhöht und die Ausbildungszeit sinkt. Wenn hingegen n, < 1 gilt, so steigt 
der Grenznutzen des Konsums nur leicht. Es wird nur ein sehr geringer 
Anreiz erzeugt, den Konsumrückgang durch mehr Arbeit zu kompensieren. 
Der gesunkene Grenzertrag der Arbeitszeit führt zu einer Reduktion der 
Arbeitszeit und einer Erhöhung der Ausbildungszeit. 


6.4.3 Erhöhung des heutigen Beitragssatzes zur Ren- 
tenversicherung 


Welche Reaktion der heutigen Individuen ist zu erwarten, wenn aufgrund 
der Finanzierungsprobleme der Rentenversicherung bereits der heutige Bei- 
tragssatz zur Rentenversicherung steigt? Die Auswertung von Gleichungs- 
system (6.28) ergibt: 

= = ~55 -z4 ` ohw (1 — 244) U; (1 — m). (6.32) 
Der Nettoeffekt wird determiniert durch die Präferenzen der Individuen. 
Angenommen, die Nutzenfunktion U(c}) weise einen schnell abnehmenden 
Grenznutzen des Konsums auf, so gilt folglich U) << 0 und n, > 1. Die 
Beitragssatzerhöhung impliziert ceteris paribus ein geringeres Nettoeinkom- 
men und somit einen geringeren Konsum während der Erwerbsphase. Ein 
geringerer Konsum führt zu einem starken Anstieg des Grenznutzens des 
Konsums U,. Dies erzeugt wiederum einen starken Anreiz, den Konsumrück- 
gang durch eine höhere Arbeitszeit rückgängig zu machen. Die Arbeitszeit 
wird erhöht und die Ausbildungszeit reduziert. 
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Wie reagiert hingegen der zukiinftige Beitragssatz der Rentenversiche- 
rung, wenn der heutige Beitragssatz ansteigt? Die Richtung der Verände- 
rung wird ebenfalls durch den Grenznutzen des Konsums der ersten Er- 
werbsphase 77, bestimmt: 


dr 1 _ 
= = ng a There (1 2A) Uy (L— m4). (6.33) 


In dem zunächst betrachteten Fall mit 7, > 1 steigt der zukünftige mit dem 
heutigen Beitragssatz. Zur Erklärung muss das zuvor abgeleitete Ergebnis 
herangezogen werden. Wenn n, > 1 gilt, dann reagieren die Individuen auf 
eine Erhöhung von 7; mit einer Reduktion der Ausbildungszeit und einer 
Steigerung der Arbeitszeit. Dies bedeutet wiederum ein höheres Erwerbsein- 
kommen, wodurch ceteris paribus ebenfalls das spätere Renteneinkommen 
steigt. Um die gestiegenen Rentenauszahlungen finanzieren zu können, muss 
der zukünftige Beitragssatz 7,4, steigen. 

Wenn für die Individuen n, < 1 gilt, so ergeben sich analoge Ergebnisse 
mit umgekehrten Vorzeichen. Der reduzierte Konsum erhöht den Grenznut- 
zen des Konsums nur leicht. Der Substitutionseffekt aufgrund des gesunke- 
nen Grenzertrags der Arbeitszeit ist relativ stark ausgeprägt. Die Individu- 
en reduzieren ihre Arbeitszeit und erhöhen folglich die Ausbildungszeit. Die 
gesunkene Arbeitszeit reduziert das erzielte Erwerbseinkommen und somit 
sinkt die spätere Rentenzahlung. Zur Finanzierung der gesunkenen Renten- 
auszahlungen kann der zukünftige Beitragssatz T¿+ı sinken. 

In dem Spezialfall einer logarithmischen Nutzenfunktion mit 7, = 1 glei- 
chen sich Einkommens- und Substitutionseffekt aus, es findet somit keine 
Reallokation des Zeitbudgets statt. Dadurch entstehen aufgrund einer Erhö- 
hung des heutigen Beitragssatzes zur Rentenversicherung keinerlei Verände- 
rungen bei den gesamten Rentenauszahlungen, da diese durch den erzielten 
Bruttolohn determiniert werden. Folglich besteht auch keine Notwendigkeit 
einer Anpassung des zukünftigen Beitragssatzes 7;41. 

Anzumerken bleibt, dass die dargestellten Ergebnisse der Reaktion der 
heutigen Individuen bezüglich ihrer Ausbildungszeit auf eine Erhöhung des 
heutigen Beitragssatzes in beiden betrachteten Modellvarianten identisch 
sind. Die Individuen reagieren unabhängig davon, ob das Bruttorentenni- 
veau oder der zukünftige Beitragssatz an Veränderungen angepasst; wird. 
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6.4.4 Steigerung der zukünftigen Entlohnung des Hu- 
mankapitals 

In Kapitel 6.3.4 wurde bereits ausfiihrlich darauf eingegangen, warum in der 

Zukunft der Lohnsatz steigen wird. Welche Auswirkungen hat eine Erhö- 


hung von w;;ı auf die Ausbildungsentscheidung der heutigen Individuen? 
Wie der Multiplikator 


0 0 


27 T24 


dy 1 


dwr = Det ° = 0. (6.34) 


zeigt, bleibt die heutige Ausbildungsentscheidung davon unberiihrt. Eine 
Veränderung der zukünftigen Entlohnung des Humankapitals betrifft die 
heutigen Individuen nicht direkt, sondern lediglich indirekt über die Bud- 
getrestriktion der Rentenversicherung. In der bereits in Kapitel 6.3.4 analy- 
sierten Variante mit endogenem Bruttorentenniveau bedeutete dies, e steigt 
mit w,,1. Die Ausbildungsentscheidung der heutigen Individuen veränderte 
sich sodann gemäß der Präferenzen und der Stärke von Einkommens- und 
Substitutionseffekt. In der jetzigen Variante wird hingegen die Einnahmesei- 
te der Rentenversicherung bei Veränderungen angepasst. Wie der folgende 
Multiplikator zeigt, sinkt der zukünftige Beitragssatz zur Rentenversiche- 
rung 7:4; mit dem zukünftigen Lohnsatz w;;ı: 


dTt+1 _ 


dwe41 ~ Det 


-bizz < 0, (6.35) 


wobei Det > 0, bı > 0 und z7 > 0 gilt. Die Beitragseinnahmen steigen 
mit dem Lohnsatz w:+ı, somit kann der Beitragssatz 7;,, sinken, um die 
konstanten Rentenauszahlungen zu finanzieren. Für die heutigen Individuen 
ergeben sich hingegen keinerlei Veränderungen und demnach besteht keine 
Veranlassung, die gewählte Zeitallokation zu revidieren. 


6.4.5 Steigerung der heutigen Entlohnung des Hu- 
mankapitals 


Die Analyse zuvor zeigte die Unabhängigkeit der heutigen Ausbildungsent- 
scheidung vom zukünftigen Lohnsatz. Wie beeinflusst hingegen eine Erhö- 
hung des heutigen Lohnsatzes, beispielsweise aufgrund eines beschleunig- 
ten technischen Fortschritts, die Ausbildungsentscheidung? Aus dem Glei- 
chungssystem (6.28) ergibt sich folgender Multiplikator: 
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dA 1 — I / 
a a dhi (1 — 2X.) la =m) U (1 = 9) eu, = ns)| 
(6.36) 


Wie man leicht erkennen kann, wird das Vorzeichen des Nettoeffektes be- 
stimmt durch die beiden Grenznutzenelastizitäten des Konsums in den bei- 
den Perioden, 7, und n. Dabei sind wiederum neun Fälle zu unterscheiden. 
Wie bereits erläutert wurde, gibt es aus empirischer Sicht bisher keine Evi- 
denz für eine starke Veränderung der Grenznutzenelastizität des Konsums 
über den Lebenszyklus. Folglich erscheint es plausibel, für 7, und n, jeweils 
“gleichartige” Werte zu unterstellen und diese als die relevanten Szenarien 
zu untersuchen. 

Das empirisch bedeutsamste Szenario ist gegeben, wenn n, > 1 und 
na > 1 gilt. Ein höherer Lohnsatz impliziert ceteris paribus ein höheres 
Erwerbseinkommen und damit einen höheren Konsum, sowohl während der 
Aktivenphase als auch während der Ruhestandsphase. Der Grenznutzen des 
Konsums sinkt mit dem höheren Konsum sehr schnell. Folglich ist der An- 
reiz, aufgrund des höheren Grenzertrags der Arbeitszeit den Konsum durch 
eine höhere Arbeitszeit nochmals zu erhöhen, sehr gering. Der Einkommens- 
effekt ist relativ stark ausgeprägt, demnach sinkt die Arbeitszeit und die 
Individuen erhöhen ihre Ausbildungszeit. 

Wie reagiert der zukünftige Beitragssatz der Rentenversicherung auf die 
Erhöhung des heutigen Lohnsatzes? Man erhält folgenden Multiplikator: 


dTe 1 ( t 
dw, Det Det 
1 = 
— Det ‘ {a -ahi (1 — 2\:) ja T Tt) U, (1 u m) T EU, (1 na)| } ' 
(6.37) 


bizg = bg) = s bi zg 


Der erste Term der geschweiften Klammer ist eindeutig positiv, da b; > 0 
und zg > 0 gilt. Das Vorzeichen des zweiten Terms der geschweiften Klam- 
mer ist unklar und wird determiniert durch 7, und 7, wobei zı > 0 ist. 
Gilt 7, > 1 und 7 > 1, so ist der Term in der eckigen Klammer negativ, 
folglich ist der zweite Term der geschweiften Klammer positiv. Der Net- 
toeffekt einer Erhöhung von w, auf den zukünftigen Beitragssatz 7, bleibt 
hierbei uneindeutig, das Vorzeichen der geschweiften Klammer ist nicht zu 
bestimmen. Grund dafür sind zwei gegenläufige Effekte, die auf die Ren- 
tenzahlung wirken. Zum einen steigt die Rentenzahlung mit dem heutigen 
Lohnsatz. Zum anderen wurde jedoch bereits deutlich, dass die Individuen 
die Ausbildungszeit erhöhen und die Arbeitszeit als Reaktion auf die Lohn- 
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satzerhöhung reduzieren. Eine gesunkene Arbeitszeit verringert hingegen 
das Erwerbseinkommen und somit auch die Rentenzahlung. Der Nettoef- 
fekt dieser beiden gegenläufigen Effekte ist indes nicht zu bestimmen und 
demnach kann die endogene Reaktion des zukünftigen Beitragssatzes 7441 
nicht vorhergesagt werden. 

Welche Resultate ergeben sich für den Fall 7, < 1 und 7, < 1? Bezüglich 
der Ausbildungszeit gilt die analoge Argumentation mit umgekehrten Vor- 
zeichen. Der höhere Konsum aufgrund der Lohnsteigerung lässt den Grenz- 
nutzen des Konsums nur leicht sinken. Der Substitutionseffekt ist stark aus- 
geprägt, also führt der höhere Grenzertrag der Arbeitszeit zu einer Erhö- 
hung der Arbeitszeit und einer Reduktion der Ausbildungszeit durch die 
Individuen. 

Für den Fall 7, < 1 und 7, < 1 wird der Multiplikator = eindeutig 
positiv. Der Beitragssatz T;;ı steigt mit dem Lohnsatz w,, denn es werden 
zwei gleichgerichtete Effekte erzeugt. Die Rentenzahlung steigt ceteris pa- 
ribus mit dem Lohnsatz w,. Darüber hinaus erhöhen die Individuen, wie 
wir gesehen haben, ihre Arbeitszeit, was wiederum das erzielte Erwerbsein- 
kommen und somit die Rentenzahlung steigen lässt. Folglich erhöhen beide 
Effekte die Rentenauszahlungen und zu deren Finanzierung muss der zu- 
künftige Beitragssatz T;;ı Steigen. 

In dem Spezialfall einer logarithmischen Nutzenfunktion gleichen sich 
wiederum Substitutions- und Einkommenseffekt aus. Die Individuen ändern 
ihre Ausbildungsentscheidung nicht. Jedoch muss der zukünftige Beitrags- 
satz T}+ steigen, der Multiplikator en ist positiv. Dies ist notwendig, da 
bei gleicher Arbeitszeit und gestiegenem Lohnsatz w; die spätere Renten- 
zahlung steigt. 


6.4.6 Veränderung des Humankapitalbestandes der 
Elterngeneration 


In Kapitel 5.1 wurde bereits auf die in unserem Modell unterstellte intertem- 
porale Interdependenz der Humankapitalbildung ausführlich eingegangen. 
Welche Resultate ergeben sich bezüglich unserer Fragestellung, wenn man 
unterstellt, dass beispielsweise aufgrund stärkerer Innovationen das Wissen 
und damit das durchschnittliche Humankapital der Elterngeneration steigt? 
Aus dem Gleichungssystem (6.28) erhält man folgenden Multiplikator für 
die Ausbildungszeit A: 
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dy 1 . | 
Fn = pa 7m (= 2A) [0 - 7) Ui 0 — m) +204 (1 = m). 
(6.38) 


Der Parameter z4 ist positiv, jedoch wird das Vorzeichen des Nettoeffektes 
durch die Grenznutzenelastizitäten des Konsums in den beiden Perioden 
nı und n, determiniert. Hierbei sind ebenfalls neun Fälle zu unterscheiden, 
wobei wiederum nur die empirisch bedeutsamsten analysiert werden. 

Zunächst wird das Szenario mit 7, > 1 und 7, > 1 betrachtet. Wie leicht 
zu ersehen ist, ist der Multiplikator (6.38) dann positiv. Die Ausbildungszeit 
steigt mit dem durchschnittlichen Humankapitalbestand der Elterngenera- 
tion. Das Humankapital der Aktivengeneration t wird durch h; = Aghi- 
gebildet, folglich steigt das Wissen der Individuen der Generation t mit dem 
Humankapitalbestand der Elterngeneration. Aus den Gleichungen für den 
Konsum in beiden Perioden (6.7) und (6.8) wird ersichtlich, dass ceteris 
paribus der Konsum in beiden Perioden steigt. Wenn 7, > 1 und m > 1 
gilt, dann sinkt dadurch der Grenznutzen des Konsums U, und U, sehr 
stark. Es besteht nur ein geringer Anreiz, durch zusätzliche Arbeitszeit den 
Konsum abermals zu erhöhen. Der Einkommenseffekt dominiert, die Indi- 
viduen reduzieren die Arbeitszeit und wählen eine höhere Ausbildungszeit. 
Dieses Ergebnis stellt für die Politik eine ebenso gute Nachricht dar, wie 
im Fall des endogenen Bruttorentenniveaus. Eine staatliche Förderung der 
Humankapitalbildung hätte demnach nicht nur positive spill-over Effekte 
auf alle zukünftigen Generationen, sondern auch einen positiven Einfluss 
auf die endogene Humankapitalbildung der Individuen der nachfolgenden 
Generation. Insofern ist davon auszugehen, dass eine eventuelle Politik der 
Förderung der Wissensgenerierung durch eine gleichgerichtete Reaktion der 
Individuen unterstützt wird. 

Wie reagiert der zukünftige Beitragssatz zur Rentenversicherung hier- 
auf? Der folgende Multiplikator ist für 7, > 1 und 7 > 1 negativ: 


dr 1 ' / 
Fn -gg we a) [A= ro Ui (= m) + 60 (1 = m). 
(6.39) 


Wie in Kapitel 6.2 bereits erwähnt, übt der Humankapitalbestand der El- 
terngeneration keinen direkten Einfluss auf die Budgetrestriktion der Ren- 
tenversicherung aus, was aus Gleichung (6.12) deutlich wird. Eine Erhöhung 
von h,_; erzeugt lediglich einen Niveaueffekt. Die Ausgabenseite der Ren- 
tenversicherung steigt, da ein höheres Humankapital die Rentenzahlungen 
an die Individuen der Generation t erhöht. Jedoch steigt im gleichen Um- 
fang die Einnahmeseite der Rentenversicherung, da aufgrund der intertem- 
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poralen Interdependenz der Humankapitalbildung das Humankapital der 
Generation t + 1 ebenfalls steigt. Somit ergibt sich allein aus der Erhöhung 
von hı keine Anpassungsnotwendigkeit, weil für die Rentenversicherung 
weiterhin Ausgaben gleich Einnahmen gilt. Jedoch erhöhen die Individuen 
ihre Ausbildungszeit, wie wir bereits gesehen haben. Die dadurch reduzier- 
te Arbeitszeit lässt ceteris paribus das Erwerbseinkommen sinken, wodurch 
die spätere Rentenzahlung ebenfalls sinkt. Somit kann der zukünftige Bei- 
tragssatz zur Rentenversicherung 7;;ı fallen, um die gesunkenen Ausgaben 
zu finanzieren. 

Im Fall von Grenznutzenelastizitäten des Konsums von kleiner als eins 
ergibt sich wiederum eine analoge Argumentation mit umgekehrten Vorzei- 
chen. Der Substitutionseffekt, ausgelöst durch den Anstieg des Grenzertrags 
der Arbeitszeit, ist relativ stark ausgeprägt. Die Individuen wählen eine hö- 
here Arbeitszeit und reduzieren ihre Ausbildungszeit. Aufgrund der höheren 
Arbeitszeit erzielen die Individuen ceteris paribus ein höheres Erwerbsein- 
kommen, wodurch die spätere Rentenzahlung steigt. Demnach muss der 
zukünftige Beitragssatz r;;ı zur Finanzierung der gestiegenen Ausgaben 
steigen. 

Es bleiben noch zwei Dinge anzumerken. Erstens: Bei der Annahme des 
Spezialfalls einer logarithmischen Nutzenfunktion unterbleibt eine Reallo- 
kation des Zeitbudgets und folglich muss der zukünftige Beitragssatz nicht 
angepasst werden. Aufgrund des dargestellten Niveaueffekts erhalten die 
Individuen jedoch insgesamt eine höhere Rentenzahlung, wenn das durch- 
schnittliche Humankapital der Elterngeneration steigt. Zweitens wirkt eine 
Erhöhung des durchschnittlichen Humankapitalbestands wie eine Erhöhung 
des Lohnsatzes w+. Beides erhöht ceteris paribus das erzielte Erwerbseinkom- 
men und löst in Abhängigkeit von den jeweiligen Präferenzen die gleichen 
Effekte aus. 


6.4.7 Veränderung der Produktivität der Lerntechno- 
logie 


Die Lerntechnologie wird beeinflusst von dem Produktivitätsparameter o, 
der als eine Art Katalysator im Zusammenspiel mit dem durchschnittlichen 
Humankapital der Elterngeneration aus einer Zeiteinheit Ausbildung eine 
bestimmte Menge an Humankapital erzeugt. Wie bereits dargestellt wurde, 
kann eine Verbesserung der Effizienz des Ausbildungssystems über eine Er- 
höhung von o modelliert werden. Ein Anstieg dieses Parameters, also ein 
effizienteres Ausbildungssystem, hat die gleichen Auswirkungen wie eine 
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Lohnerhöhung oder eine Steigerung des Wissensstandes der Elterngenerati- 
on. Der Nettoeffekt einer Erhöhung von o wird ebenfalls bestimmt durch die 
Grenznutzenelastizitäten des Konsum der beiden Lebensperioden, 7, und 
n- Als Multiplikator für die Ausbildungszeit ergibt sich: 


dà 1 


do Da ~ hı-ıw. (1 — 2A) a — 14) U; (1 — m) + EU; (1 — n)| 


(6.40) 
Wenn 7, > 1 und 7 > 1 gilt, dann dominiert wiederum der Einkommensef- 
fekt den Substitutionseffekt. Die Individuen wählen eine geringere Arbeits- 
zeit und eine höhere Ausbildungszeit. Darüber hinaus sinkt der zukünftige 
Beitragssatz 7,,, mit dem Produktivitätsparameter der Lerntechnologie ø: 


aT 41 _ 


1 
do Det ai {0126} 


1 z ) ; 
— Det ; {a - hyw (1 — 24) )|( (1 — 7+) )U, (1 =) + €U, (1 -m)|}. 
(6.41) 


i (—bı ze = zıbg) = 


Es gilt Det > 0, bı > 0, z6 > 0 und 2, > 0. Bei 7, > 1 und 7, > 1 ist der 
Multiplikator (6.41) negativ. Wie Gleichung (6.12) zeigt, steigen die Ein- 
nahmen der Rentenversicherung mit ø. Zudem sinken die Ausgaben, da die 
Arbeitszeit der Individuen sinkt. Folglich kann der zukünftige Beitragssatz 
Tı+ı sinken, um ein ausgeglichenes Budget zu garantieren. 

Im Fall n; < 1 und 7 < 1 ist der Substitutionseffekt stärker ausgeprägt. 
Die Arbeitszeit steigt, die Ausbildungszeit sinkt. Die Reaktion des zukiinfti- 
gen Beitragssatzes T+: ist nicht eindeutig, das Vorzeichen des Multiplikators 
(6.41) ist nicht zu bestimmen. Grund hierfür sind zwei gegenläufige Effekte 
auf die Rentenversicherung. Die Einnahmen steigen mit o. Aufgrund der 
höheren Arbeitszeit steigen jedoch auch die Ausgaben. Der Nettoeffekt ist 
nicht zu bestimmen, da nicht eindeutig ist, welche Veränderung überwiegt. 

Unterstellt man den Spezialfall einer logarithmischen Nutzenfunktion 
mit 7, = m = 1, so kommt es wiederum zu keiner Reallokation des Zeit- 
budgets. Jedoch sinkt der zukünftige Beitragssatz 7,41, da die Einnahmen 
der Rentenversicherung mit ø steigen, was Gleichung (6.12) zeigt. 


6.5 Zusammenfassung 


In Kapitel 6 wurde die individuelle Ausbildungsentscheidung in einem Mo- 
dell mit ausbildungsabhängiger Nutzenfunktion analysiert. Dabei wurde an- 
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genommen, die Ausbildung oder allgemein gesprochen die Humankapitalbil- 
dung besitze einen Eigenwert und erhöhe den Nutzen der Freizeit einer Per- 
son. Höher gebildete Individuen können besser am gesellschaftlichen Leben 
teilhaben und dies stiftet ihnen einen höheren Nutzen. Ein weiterer Analy- 
sebaustein bestand in der expliziten Modellierung einer Budgetrestriktion 
der gesetzlichen Rentenversicherung. Die aus der Notwendigkeit eines aus- 
geglichenen Budgets innerhalb einer Periode entstehenden Rückwirkungen 
auf die Ausbildungsentscheidung der Individuen wurden also in der Analy- 
se mitberücksichtigt. Dies erschien aus mehreren im Text angesprochenen 
Gründen angezeigt, da insbesondere der demografische Wandel der Gesell- 
schaft und die damit verbundene Reduktion der zukünftigen Beitragszahler 
über die Budgetrestriktion Einfluss auf die individuellen Entscheidungen 
erzeugt. Darüber hinaus sind Veränderungen in den Ausbildungsentschei- 
dungen der Individuen budgetwirksam und die daraus resultierenden Rück- 
wirkungen gilt es ebenfalls mit einzubeziehen. 

Veränderungen auf der Einnahme- und/oder Ausgabeseite der Renten- 
versicherung implizieren aufgrund der Notwendigkeit eines ausgeglichenen 
Budgets Anpassungen im System. In Bezug auf den demografischen Wan- 
del der Gesellschaft und dem damit verbundenen Rückgang der zukünftigen 
Beitragseinnahmen bedeutet dies, dass sowohl Änderungen an den zukünf- 
tigen Beitragssätzen als auch an der zukünftigen Rentenhöhe zu erwarten 
sein werden. Wie die bisherigen Maßnahmen der Politik in der Realität 
zeigen, soll ein Mix aus Beitragssatzerhöhungen und Rentenkürzungen die 
Finanzierungsprobleme der gesetzlichen Rentenversicherung abmildern. Um 
die wirkenden Effekte klarer herausarbeiten zu können, wurden in der vor- 
liegenden Analyse die beiden Eckszenarien analysiert. Zum einen wurde 
das Szenario einer endogenen Anpassung der Ausgabeseite der Rentenversi- 
cherung untersucht, wobei das Bruttorentenniveau als Anpassungsvariable 
fungiert. Zum anderen wurde das Szenario untersucht, in dem die Einnah- 
meseite endogen durch eine Veränderung des zukünftigen Beitragssatzes der 
Rentenversicherung angepasst wird. 

Im ersten Fall mit endogenem Bruttorentenniveau erzeugt der demo- 
grafische Wandel im empirisch bedeutsamsten Szenario eine Reduktion der 
Ausbildungszeit der Individuen. Daher ist eine endogene Erhöhung der Pro- 
duktivität des Faktors Arbeit, wodurch eine entstehende Sozialprodukts- 
lücke zumindest teilweise geschlossen werden könnte, in dieser Modellvari- 
ante nicht zu erwarten. Im zweiten Fall mit endogener Anpassung der Ein- 
nahmeseite der Rentenversicherung wird indes keinerlei Veränderung der 
individuellen Ausbildungsentscheidung erzeugt. Wenn die nachfolgende Ge- 
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neration die Anpassungslast des demografischen Wandels in Form eines hé- 
heren Beitragssatzes zur Rentenversicherung komplett zu tragen hat, wird 
die Entscheidung tiber die Zeitallokation der heutigen Generation nicht be- 
einflusst. 

Im folgenden Kapitel 7 wird der Modellrahmen um einen wichtigen Bau- 
stein erweitert. Die bisherige Analyse unterstellte zu Beginn der zweiten 
Periode ein automatisches Eintreten der Indivduen in den Ruhestand. Der 
Zeitpunkt des Renteneintritts wurde somit exogen vorgegeben. In der Reali- 
tät ist dies jedoch nicht der Fall. Die Individuen entscheiden über die Länge 
ihrer Arbeitszeit im Alter, so dass diese Entscheidung in das Optimierungs- 
kalkül der Personen eingeht. Die Renteneintrittsentscheidung stellt somit 
eine weitere Anpassungsvariable dar. Wie wir sehen werden, ist insbeson- 
dere die Entscheidung über die Humankapitalbildung eng mit der Renten- 
eintrittsentscheidung verknüpft und somit erscheint es ökonomisch sinnvoll, 
die Analyse in der hier gewählten Form zu erweitern. 


6.6 Anhang 


Durch totales Differenzieren der Bedingung erster Ordnung (6.9), der Bud- 
getrestriktion der Rentenversicherung (6.12) sowie der beiden Nebenbedin- 
gungen (6.7) und (6.8) erhält man: 


(1 — Ti) ohw- (1 — 2A) U, del + ofy_yu; (1 — 224) EU, de? 
+ ohy_ıw (1 — 204) Uzde — 20h 1w (a ri eU;) dy 
+ nu (1 — 224) (a ae U;) do 
+ ow, (1 — 2A) (a — r) Ui + Us) dhii 
+ ohi (1 — 2%) (a — r) U! + eU, ) dw, 
— ohw (1 — 24) Udri + Ug dd, =0 (6.42) 


(1 = At) wde = ew,dr, +E (1 = At) dw; = (1 = Ar+1) At410 W414 4147 +41 
+ Tt WiN (1 — 2At41) dAyryı + Tip (1 = At+ı) Àt+1Wt+1nt+1d0 
+ Tipi (1 — Arpı) Acro Me¢ 1 dweps + Tepi (1 — Att) Avg o Werder (6.43) 
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del = (1 — Ty) ohw (1 — 2A) dM + (1 — Te) (1 — Ag) Ahr ıw.do 
-+ (1 = Tt) (1 — At) Aow;dh;_, + (1 = Tt) (1 = At) Mahi idw 
= (1 = Ac) A,ch,_1wıdr; (6.44) 


dc? = (1 = rz) A,ch;_ıu,de+tech;_ıw; (1 = 2\,) dAy+eE (1 = At) Ahı_1w,do 
+e (1 = At) Aow.dkı_ı +E (1 = At) Ahi dw; (6.45) 


Durch Einsetzen von (6.44) und (6.45) in Gleichung (6.42) ergibt sich: 
—bıd\; + bode = —bgdo = bsdw: = bodhi: + biodT:, (6.46) 
mit = ; 
bi =A { (hiw (1 — 2Az)) (1 E Ti) U, + €?U ) 
—20ohħ;, iw ((1 — 71) U, + U2) + U3 } >0 


bo = ohw (1 = 2A) U, (1 — No) = 0 
bg = hiw (1 — 224) (1 -= T4) U, (1 — n1) + €U; (1 — n2)] = 0 


bs = ahı (1 — 2%) (1 — 72) U (1—7,) + £U; (1 — N2)| = 0 

bg = TW: (1 = 2A:) [(1 = Tt) U, (1 = n) + EU, (1 = N2)| = 0 

bio = ohiu (1 — 244) U; (1 — m) Z 0. 
In diesen Parameter-Definitionen steht 7, = 7 > 0 für die Grenznut- 
zenelastizität des Konsums der ersten Lebensperiode und n, = — > 


0 für die Grenznutzenelastizität des Konsum der zweiten a ie 
Aus dem totalen Differenzial der Budgetrestriktion der Rentenversicherung 
(6.43) erhält man in Koeffizientenschreibweise: 


—21dA,+22de = 23drne44 +24dTt+1 — Z5dAt+1 +26do+ 27durz41 —zgduy, (6.47) 


mit 
2; zEeu, > 0 
Zz = (1 — rz) w: > 0 
23 = Tipi (1 — Avg) Ayıo wer > 0 
24 = (1 — Aryı) AH Werner > 0 
25 = —Tt+10Wt41Nt+1 (1 = 2+1) >0 
26 = Tipi (1 — Att) Aver Werner > 0 
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27 = Te (1 = At+1) Ar NH > 0 

zg =e(1—-A,) > 0. 
Aus den Gleichungen (6.46) und (6.47) erhält man das Gleichungssystem 
(6.13). 


Kapitel 7 


Endogene Ausbildungs- und 
Renteneintrittsentscheidung 


In der vorhergehenden Analyse wurde die Ausbildungsentscheidung der heu- 
tigen Individuen analysiert. Eines der zentralen Probleme betraf die Fra- 
ge, wie die individuelle Ausbildungsentscheidung durch den demografischen 
Wandel der Gesellschaft beeinflusst wird. Die endogene Ausbildungsent- 
scheidung determiniert ceteris paribus die Humankapitalbildung der Indi- 
viduen und damit die Produktivität der Arbeiter. Wie bereits erwähnt, ist 
eine Erhöhung der Produktivität ein notwendiger Kanal, um die volkswirt- 
schaftlichen Kosten des demografischen Wandels abzumildern. Jedoch wird 
in der wissenschaftlichen und vermehrt auch in der politischen Diskussion 
argumentiert, dass darüber hinaus durch eine Verlängerung der Lebensar- 
beitszeit dem demografischen Wandel und den dadurch entstehenden Kos- 
ten entgegengewirkt werden muss. Somit wäre es insbesondere aus wirt- 
schaftspolitischer Sicht wünschenswert, über Instrumente zu verfügen, die 
die Entscheidung der Individuen in die aus politischer Sicht richtige Rich- 
tung beeinflussen. Die Individuen sollten demnach sowohl eine forcierte Aus- 
und Weiterbildung als auch einen späteren Renteneintritt wählen. 

In diesem Kapitel soll das zuvor entwickelte modelltheoretische Instru- 
mentarium erweitert werden, um das Zusammenspiel zwischen individueller 
Ausbildungsentscheidung und individueller Renteneintrittsentscheidung zu 
analysieren. Wie in der Einleitung zu diesem Teil bereits dargelegt, wird in 
der Literatur die Interdependenz dieser Entscheidungen weitgehend nicht 
beachtet. Die Humankapitalbildung und die Renteneintrittsentscheidung 
werden meist unabhängig voneinander betrachtet. Dies ist jedoch eine ver- 
kürzte Sichtweise, weil beide Entscheidungen einander bedingen. Die in die- 
sem Kapitel durchgeführte Synthese dieser beiden Literaturstränge soll die 
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Analyse realitätsnäher erweitern und wertvolle Hinweise für die Beurteilung 
verschiedener Politikoptionen liefern. Dabei wird darauf zu achten sein, ob 
mögliche staatliche Politikmaßnahmen die gewünschten Reaktionen der In- 
dividuen erzeugen oder ob eventuell ein Zielkonflikt zwischen einer verstärk- 
ten Humankapitalbildung und einem späteren Renteneintritt zu erwarten 
sein wird. Dazu wird in Kapitel 7.1 zunächst die Modellerweiterung darge- 
stellt und in Kapitel 7.2 das individuelle Optimierungskalkül abgeleitet. Die 
optimale Ausbildungs- und Renteneintrittsentscheidung wird in Kapitel 7.3 
analysiert, wobei die Auswirkungen verschiedener Parameterveränderungen 
eingehend betrachtet werden. In Kapitel 7.4 wird eine zusätzliche Modeller- 
weiterung vorgenommen, indem die Budgetrestriktion der Rentenversiche- 
rung in das Modell integriert wird. Eine kurze Zusammenfassung schließt 
das Kapitel ab. 


7.1 Grundstruktur des Modells 


Grundlage der Analyse bildet weiterhin das Modell überlappender Genera- 
tionen (OLG-Modell), wobei jede Generation sich aus identischen Individu- 
en zusammensetzt. Die Individuen leben zwei gleich lange Perioden. Das zur 
Verfügung stehende Zeitbudget der ersten Periode wird in Ausbildungszeit 
und Arbeitszeit aufgeteilt. Es wird weiterhin der Learning-or-Doing- Ansatz 
von Lucas (1988) unterstellt. Dies bedeutet, während der Ausbildungszeit 
wird ausschließlich Humankapital gebildet und insbesondere kein Erwerbs- 
einkommen erzielt. Das während der Erwerbstätigkeit erzielte Arbeitsein- 
kommen wird abzüglich des zu leistenden Rentenversicherungsbeitrags voll- 
ständig konsumiert, es wird demnach von Ersparnisbildung abstrahiert. In 
Kapitel 6.2 wurde bereits ausführlich erläutert, warum die Ersparnisbildung 
hier nicht berücksichtigt wird. Der modelltheoretische Unterschied zu dem 
in der bisherigen Analyse zugrunde gelegten Instrumentarium liegt darin, 
dass zu Beginn der zweiten Lebensperiode die Individuen nicht mehr zwin- 
gend in den Ruhestand eintreten. Sie haben vielmehr die Wahl, entweder 
sofort in Rente zu gehen oder aber noch eine bestimmte Zeit erwerbstätig zu 
bleiben. Dies bedeutet, die Entscheidung über den Zeitpunkt des Renten- 
eintritts ist Gegenstand der individuellen Optimierung. Die im Folgenden 
gewählte Art der Modellierung basiert auf Breyer (1990), Conde-Ruiz und 
Galasso (2004) und insbesondere Debus und Michaelis (2006). 
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7.2 Das individuelle Optimierungskalkül 


Die Individuen wählen die Dauer ihrer Rentenzeit, sie optimieren über die 
Länge ihrer Freizeit im Alter. In der Literatur wird üblicherweise der Frei- 
zeit ein nutzenstiftender Effekt zugeschrieben (siehe beispielsweise Killings- 
worth, 1983; Barro und Sala-i-Martin, 2004; Gravelle und Rees, 2004 und 
Franz, 2006). Somit ist es üblich, die Freizeit in die Nutzenfunktion aufzu- 
nehmen. Ein Individuum der Generation t zieht also nicht nur Nutzen aus 
dem Konsum in den beiden Lebensperioden c} und c?, sondern auch aus der 
Länge der Ruhestandsphase in der zweiten Periode, dargestellt als a?: 


Vi = Ui (Ch, G, a4), (7.1) 


wobei die Nutzenfunktion die gleichen Eigenschaften aufweist wie die bis- 
her verwendeten Nutzenfunktionen. Insbesondere weist die Länge der Ru- 
hestandsphase ebenso wie der Konsum einen positiven und abnehmenden 
Grenznutzen auf. Da weiterhin von der Ersparnisbildung abstrahiert wird, 
ergibt sich für die Budgetrestriktion der ersten Lebensphase wiederum: 


cl = (1—7,)(1 — Arey. (7.2) 


Aus Vereinfachungsgründen wird hier für die Lerntechnologie h, = A, un- 
terstellt. Es werden demnach weiterhin konstante Grenzerträge der Ausbil- 
dungszeit unterstellt.! Es werden hingegen sowohl der Produktivitätspara- 
meter co, der auch die Effizienz des Ausbildungssystems darstellt, als auch 
die intertemporale Interdependenz der Ausbildung nicht mehr modelliert. 
Diese beiden Modellbausteine erzeugen keine Veränderungen an den qua- 
litativen Aussagen und sind für unsere Fragestellung nicht von besonderer 
Bedeutung, weshalb in diesem Kapitel darauf verzichtet wird. 

Der Konsum während der zweiten Lebensphase setzt sich aus zwei Kom- 
ponenten zusammen: 


Ch = 45 (1 Tip) wer + arp. (7.3) 
Die erste Komponente besteht aus dem während der zweiten Lebensphase 
erzielten Erwerbseinkommen. Entscheidet sich ein Individuum, zu Beginn 
der zweiten Periode nicht sofort in den Ruhestand einzutreten, sondern 
zunächst weiterhin sein Humankapital h, auf dem Arbeitsmarkt anzubie- 


1Die Diskussion konstanter vs. abnehmender Grenzerträge der Ausbildung wurde 
bereits in Kapitel 5.1 geführt, worauf hier nur verwiesen wird. 
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ten, so erhält dieses Individuum dafür die Entlohnung w;;ı als Lohnsatz 
pro Einheit Humankapital in der Periode t + 1. Davon ist der Rentenversi- 
cherungsbeitrag dieser Periode 7;,; zu entrichten. Wenn q? den Anteil des 
Zeitbudgets bezeichnet, den ein Individuum der Generation t während sei- 
ner zweiten Lebensperiode erwerbstätig ist, so stellt q? (1 — Ti+1) hiwiy1 das 
erzielte Nettoeinkommen dar. Das zur Verfügung stehende Zeitbudget der 
zweiten Periode ist ebenfalls auf 1 normiert, somit gilt: q? + a? = 1. 

Die zweite Komponente des Konsums während der Ruhestandsphase 
besteht aus dem Einkommen aus der Rentenversicherung. Die Rentenzah- 
lung wird als lump-sum-Zahlung pro Zeiteinheit modelliert und mit p? dar- 
gestellt. Demnach ergibt sich die gesamte Rentenzahlung für eine Person 
durch a? - p?. Für ein Individuum sind die Rentenzahlung pro Zeiteinheit 
ebenso wie die Beitragssätze zur Rentenversicherung und die Lohnsätze in 
den beiden Perioden exogene Daten (Partialanalyse). 

In diesem Kapitel wird die Budgetrestriktion der Rentenversicherung 
noch nicht berücksichtigt. Die Erweiterung der Berücksichtigung der Bud- 
getrestriktion der Rentenversicherung wird in Kapitel 7.4 durchgeführt. So- 
mit maximiert hier ein Individuum die Nutzenfunktion (7.1) unter den Ne- 
benbedingungen der Budgetrestriktionen beider Perioden (7.2) und (7.3) 
durch die Wahl der Ausbildungszeit A; und der Länge der Ruhestandsphase 
a?. Es gilt weiterhin perfekte Voraussicht und die Entscheidungen werden je- 
weils zu Beginn der ersten Periode gefällt. Die Bedingungen erster Ordnung 
im Nutzenmaximum für A, und a? lauten: 


U, -1- n)(1- 2X,)w; = =, -(1- a?)(1 — TH) Wes (7.4) 


U, i [(1 — T41)ArWr 1 — pi] = Uz, (7.5) 


wobei U,, U, und U, die partiellen Ableitungen der Nutzenfunktion nach 
dem ersten, zweiten und dritten Argument darstellen. Was sagen die beiden 
Bedingungen erster Ordnung aus? Eine Erhöhung der Ausbildungszeit A, 
erzeugt drei Teileffekte, wovon zwei auf den Konsum während der ersten 
Lebensperiode c! wirken. Das Humankapital eines Individuums h, steigt 
und somit steigt der Konsum c}. Eine höhere Ausbildungszeit bedeutet hin- 
gegen eine geringere Arbeitszeit. Dadurch reduziert sich ceteris paribus das 
Erwerbseinkommen und folglich auch der Konsum c!. Der Nettoeffekt dieser 
beiden gegenläufigen Effekte ist eindeutig negativ, folglich sinkt der Konsum 
cl mit der Ausbildungszeit. Welche Erklärung gibt es dafür? Die rechte Seite 
der Gleichung (7.4) ist eindeutig negativ. Folglich ist A, größer als 3, damit 
die linke Seite ebenfalls negativ ist. Würden die Individuen die Strategie 
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der Einkommensmaximierung während der ersten Lebensphase verfolgen, 
so wäre die optimale Ausbildungszeit gerade A = 3. Genau dann wäre 
der Konsum c} ceteris paribus maximal. Wenn jedoch X, > 3 gilt und die 
Ausbildungszeit steigt, dann sinkt das Erwerbseinkommen und somit auch 
der Konsum c!. Jedoch erzeugt eine Erhöhung der Ausbildungszeit noch 
einen dritten, intertemporalen Effekt. Wenn die Individuen sich entschei- 
den, zu Beginn der zweiten Lebensphase weiterhin erwerbstätig zu sein, so 
profitieren sie für einen längeren Zeitraum von der Erhöhung des Human- 
kapitals h,. Das Erwerbseinkommen der zweiten Periode steigt und somit 
auch der Konsum c?. Infolgedessen wird ein Anreiz erzeugt, eine optimale 
Ausbildungszeit von größer als $ zu wählen. Gemäß Gleichung (7.4) ist die 
optimale Ausbildungszeit dort gegeben, wo der Grenznutzen aus dem höhe- 
ren Konsum c? gerade den Opportunitätskosten in Form eines reduzierten 
Konsums c} entspricht. 

Wie Gleichung (7.5) zeigt, ist die optimale Länge der Erwerbstätigkeit in 
der zweiten Lebensphase erreicht, wenn die Opportunitätskosten in Form 
entgangener Freizeit gleich dem Grenznutzen des durch längere Arbeits- 
zeit ermöglichten zusätzlichen Konsums c? sind. Der Term in der eckigen 
Klammer von Gleichung (7.5) ist gleich dem Grenzertrag der Arbeitszeit, 
ausgedrückt in Einheiten Konsum, 0c?/0q?. Dieser Grenzertrag ist plau- 
siblerweise positiv, somit ist der während einer Zeiteinheit zu erzielende 
Nettolohn (1 —7¢41)A:W:41 größer als die Rentenzahlung pro Zeiteinheit p?. 
Wäre dies nicht der Fall, so käme es zur Randlösung mit a? = 1. Die Indivi- 
duen würden sich sinnvollerweise niemals für eine Erwerbstätigkeit während 
der zweiten Lebensperiode entscheiden. 


7.3 Die optimale Ausbildungs- und Renten- 
eintrittsentscheidung 


In diesem Kapitel wird die Fragestellung analysiert, wie die Individuen 
mit ihrer Ausbildungszeit und ihrer Renteneintrittsentscheidung reagieren, 
wenn sich ceteris paribus die exogenen Parameter w, Wt+1, Tt, Tıyı und p? 
ändern. Dabei werden in einem ersten Schritt die Rückwirkungen der Bud- 
getrestriktion der Rentenversicherung nicht berücksichtigt, dies geschieht in 
Kapitel 7.4. Folglich kann in diesem Kapitel die Bevölkerungsentwicklung 
über eine Veränderung des Parameters n;,, noch nicht analysiert werden, 
sondern lediglich die Auswirkungen des demografischen Wandels über die 
Veränderung der oben genannten Parameter. 
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Die beiden abgeleiteten Bedingungen erster Ordnung fiir ein Nutzenma- 
ximum, Gleichungen (7.4) und (7.5), ergeben ein System zweier Gleichun- 
gen mit den zwei endogenen Variablen Ausbildungszeit A, sowie der Länge 
der Ruhestandszeit während der zweiten Periode a?. Um die oben skizzierte 
Fragestellung angehen zu können, müssen zunächst die beiden Bedingungen 
erster Ordnung total differenziert werden. Die im Anhang in Kapitel 7.6 auf- 
gezeigten Umformungen ergeben das folgende in Matrizenform dargestellte 
Gleichungssystem: 


l lo dA, _ lzdw; —I,drT; lsdwy41 —lgdT 144 —lzdp? 
mı m| |d] | 0 0 -m5dwrı MedT141 Mdp? |" 
(7.6) 

Die jeweiligen Koeffizienten sind im Anhang definiert (siehe Kapitel 7.6). 
Mit Hilfe dieses Gleichungssystems können nun die bereits angesproche- 
nen Fragestellungen, sprich Parameteränderungen und ihre Auswirkungen 
auf die individuelle Ausbildungszeit und Renteneintrittsentscheidung, un- 
tersucht werden. Dazu muss zunächst das Vorzeichen der Determinante 
des Gleichungssystems (7.6) bestimmt werden. Diese ergibt sich als Det = 
lim — lamı. Unter Berücksichtigung der Koeffizientendefinitionen lässt sich 
zeigen, dass die Relation 1 — 27,4 < 0 eine hinreichende, aber nicht not- 
wendige Bedingung für eine positive Determinante ist. Für plausible Werte 
kann diese hinreichende Bedingung als erfüllt anzusehen sein, weshalb im 
Folgenden angenommen wird: Det > 0. Auf den Ausdruck m4, also das 
Produkt aus der Grenznutzenelastizität des Konsums der zweiten Periode 
nN und der Konsumelastizität der Arbeitszeit in der zweiten Periode u, wird 
im folgenden Kapitel näher eingegangen. 


7.3.1 Reduktion der Rentenzahlung 


Wie bereits diskutiert wurde, werden aufgrund des demografischen Wandels 
in der Zukunft die Rentenzahlungen sinken. Wie reagieren die heutigen Indi- 
viduen bezüglich ihrer Ausbildungsentscheidung und ihres Renteneintritts, 
wenn sie dies antizipieren? In unserem Ansatz bedeutet das modelltheore- 
tisch, die lump-sum-Rentenzahlung p? sinkt. Mit Hilfe der Cramer-Regel 
erhält man aus dem Gleichungssystem (7.6) folgenden Multiplikator für die 
Ausbildungszeit: 
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dr: 1 


SEE ET, 
ip? Dei (limo + lym7) 


= - 55 [lames + mM7-° (1 = Tt41) wey 1U, (1 = nol) ; (7.7) 
Der erste Term in der eckigen Klammer ist eindeutig positiv, Izma > 0, 
ebenso wie die Determinante und der Koeffizient m7. Somit ist unter der 
hinreichenden, aber nicht notwendigen Bedingung 1—17.y > 0 die Gleichung 
(7.7) negativ. Die Ausbildungszeit der Individuen steigt, wenn die spätere 
Rentenzahlung sinkt. 

Als Multiplikator für die Länge der Ruhestandsphase in der zweiten 
Lebensperiode ergibt sich: 


da; _ 1 


dp? = Det r (limy + lımı) = 
t 


— fhm; + lz- (1 = Te41) wu, (1 — nol) 
(7.8) 


Der Term !ım- ist ebenso positiv wie der Koeffizient l7. Folglich ist unter 
der gleichen hinreichenden, aber nicht notwendigen Bedingung wie oben, 
1 — nop > 0, der Multiplikator positiv. Die Ruhestandszeit sinkt, wenn die 
spätere Rentenzahlung sinkt. 

Welche ökomische Intuition kann indes für die abgeleiteten Ergebnisse 
angeführt werden? Antizipieren die Individuen eine Reduktion ihrer späte- 
ren Rentenzahlung aufgrund des demografischen Wandels der Gesellschaft, 
so antizipieren sie ceteris paribus einen geringeren Konsum während der 
zweiten Lebensphase, c? sinkt. Dadurch steigen die Opportunitätskosten 
der Freizeit. Die nutzenmaximale Reaktion der Individuen darauf ist ei- 
ne Verlängerung ihrer Erwerbsphase im Alter, um den Konsumrückgang 
zumindest teilweise zu kompensieren. Dies bedeutet, sie werden ihren Ren- 
teneintritt nach hinten verschieben. Durch die längere Arbeitszeit im Alter 
steigt der Grenzertrag der Ausbildung, da das eigene Humankapital über 
einen längeren Zeitraum produktiv genutzt wird. Der Ertrag der Investition 
in das eigene Humankapital steigt, wodurch ein Anreiz erzeugt wird, die 
Ausbildungszeit zu erhöhen. Eine längere Ausbildungszeit führt zwangsläu- 
fig zu einer geringeren Arbeitszeit während der ersten Lebensphase, wodurch 
ceteris paribus der Konsum in der Jugend c} sinkt. Somit wird die durch 
eine Absenkung der Rentenzahlung induzierte Konsumreduktion über den 
gesamten Lebenszyklus alloziiert. 

Wie sicher sind indes die dargestellten Ergebnisse, also wie wahrschein- 
lich ist die Einhaltung der hinreichenden, aber nicht notwendigen Bedingung 
1 — nop > 0? Die Relation nyu wird zum einen bestimmt von der Grenznut- 


Det 
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zenelastizität des Konsums der zweiten Lebensperiode 7. und zum anderen 
von der Konsumelastizität der Arbeitszeit der zweiten Lebensperiode p. 
Die letztgenannte, zwischen null und eins liegende Elastizität, definiert als 
u = u, gibt an, um wieviel Prozent der Konsum c? gesteigert werden 


kann, wenn die Arbeitszeit g? um ein Prozent erhöht wird. Wie anhand von 
Gleichung (7.3) für den Konsum während der zweiten Lebensphase leicht 
gezeigt werden kann, gilt 4 = 1 — p?/c?. Je geringer die Rentenzahlung, 
umso größer ist u. Eine niedrige Rentenzahlung impliziert einen relativ ge- 
ringen Konsum. Die Erhöhung der Arbeitszeit um ein Prozent führt dann 
ceteris paribus zu einer reltativ großen Steigerung des Konsums, was ei- 
ner großen Elastizität u entspricht. Auf diese Elastizität wird im folgenden 
Kapitel noch näher eingegangen. 

In Kapitel 6.3.1 wurde bereits diskutiert, welche Werte für die Grenz- 
nutzenelastizität des Konsums die empirisch relevantesten sind. Empirische 
Studien schätzen Werte, die signifikant größer als eins sind. Evans (2005) 
ermittelt beispielsweise für 20 OECD-Länder einen Durchschnittswert von 
1,4. Über Werte für die Konsumelastizität der Arbeitszeit der zweiten Le- 
bensperiode u können indes keine gehaltvollen Aussagen getroffen werden. 
Nimmt man für n, den Wert 1,4 an, so wäre die Bedingung 1 — nu > 0 
erfüllt für u S 0,7. Da diese Relation lediglich eine hinreichende, aber nicht 
notwendige Bedingung für obige Ergebnisse darstellt, erscheinen die Resul- 
tate empirisch plausibel. 

In der hier verwendeten Modellvariante führt der demografische Wandel 
der Gesellschaft zu einer Reaktion der Individuen, die für die Politik positiv 
zu bewerten ist. Die Individuen wählen einen späteren Renteneintritt und 
investieren stärker in ihre Humankapitalbildung. 


7.3.2 Steigerung der heutigen Entlohnung des Hu- 
mankapitals 


Wie reagieren die heutigen Individuen bezüglich ihrer Ausbildungsentschei- 
dung und ihrem Renteneintritt auf eine Erhöhung ihrer derzeitigen Entloh- 
nung, beispielsweise aufgrund eines forcierten technischen Fortschritts? Die 


Auswertung des Gleichungssystems (7.6) liefert den folgenden Multiplikator: 
dr, 1 
du pa ee (7.9) 


Durch eine Lohnerhöhung wird ein Substitutions- und ein Einkommens- 
effekt ausgelöst. Ein höherer Lohnsatz lässt die Opportunitätskosten der 
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Ausbildungszeit in Form von entgangenem Einkommen steigen. Durch den 
Substitutionseffekt steigt demnach die Arbeitszeit und die Ausbildungszeit 
sinkt. Jedoch kann durch die Lohnerhöhung der gleiche Konsum c} mit 
weniger Arbeitszeit realisiert werden. Infolgedessen reduziert der Einkom- 
menseffekt die Arbeitszeit und lässt die Ausbildungszeit steigen. 

Für die Bestimmung des Nettoeffektes ist die Krümmung der Nutzen- 
funktion U (c!) von entscheidender Bedeutung. Als Maß für die Krümmung 
dient die Grenznutzenelastizität des Konsums der ersten Lebensperiode 


n = -ain > 0. Gilt der empirisch relevante Fall mit n, > 1, so führt 
1 


der durch eine Lohnerhöhung ceteris paribus gestiegene Konsum c} zu ei- 
nem starken Sinken des Grenznutzen des Konsums UA << 0). Folglich ist 
der Anreiz, den Konsum durch zusätzliche Arbeitszeit nochmals zu stei- 
gern, trotz des gestiegenen Grenzertrags der Arbeitszeit sehr gering. Der 
Multiplikator (7.9) ist positiv, der Einkommenseffekt überwiegt, die Aus- 
bildungszeit steigt mit dem Lohn. Wenn hingegen 7, < 1 gilt, dann ist 
der Substitutionseffekt stärker ausgeprägt. Die Individuen reduzieren ihre 
Ausbildungszeit und werden eine längere Arbeitszeit während der ersten 
Lebensphase wählen. 

Wie reagieren die Individuen auf eine Lohnerhöhung bezüglich ihrer Ent- 
scheidung über den Zeitpunkt des Renteneintritts? Hierbei kommt der in- 
tertemporale Aspekt zum Tragen, wobei die intertemporale Verknüpfung 
zwischen den beiden Lebensphasen über das während der ersten Periode ge- 
bildete Humankapital stattfindet. Dieses Humankapital wird in der zweiten 
Periode ebenfalls einkommenswirksam eingesetzt und auf dem Arbeitsmarkt 
angeboten. Folglich ist diese intertemporale Verknüpfung bei der Analyse 
der Reaktion bezüglich des Renteneintritts zu berücksichtigen. Als Multi- 
plikator erhält man: 


m elle TH) W410; (1-n)(1-2%,) U; [1 — nau] [1 — m]. 
(7.10) 
Somit wird deutlich, dass das Vorzeichen des Nettoeffektes durch den Term 
[1 — my] [1 — n,] determiniert wird. Hierbei gelte der empirisch bedeutsam- 
ste Fall mit 7, > 1, d.h., die Individuen erhöhen die Ausbildungszeit auf- 
grund einer Erhöhung des Lohns. 

Der Nettoeffekt und damit die Richtung der Reallokation des Zeitbud- 
gets im Alter wird bestimmt durch das Produkt aus Grenznutzenelastizität 
des Konsums 77, und Konsumelastizität der Arbeitszeit der zweiten Periode 
u. Der erste Faktor stellt ein Maß fiir die Krümmung der Nutzenfunktion 
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U (c?) dar, definiert als n, = on Je größer n,, umso stärker sinkt der 
2 


Grenznutzen des Konsums U, durch eine Erhöhung des Konsums. Dadurch 
sinkt der Anreiz, den durch eine Lohnerhöhung ceteris paribus induzierten 
Konsumanstieg durch eine längere Arbeitszeit abermals zu erhöhen. Dem- 
nach kann für hohe Werte von n, eine Dominanz des Einkommenseffektes 
erwartet werden. Die Individuen reagieren somit auf die Lohnerhöhung ten- 
denziell mit einem nach vorne verschobenen Renteneintritt. Wenn man da- 
bei berücksichtigt, dass es empirisch gesehen keine Evidenz für ein starkes 
Schwanken des Grenznutzen des Konsums über den Lebenszyklus gibt und 
es demnach sinnvoll erscheint, für 7, und 7, ähnliche Werte anzusetzen, so 
ist der Fall n, > 1 plausibel.” Jedoch wird das Vorzeichen des Nettoeffektes 
einer Lohnerhöhung nicht ausschließlich durch die Grenznutzenelastizitäten 
des Konsums determiniert, sondern darüber hinaus auch durch die Konsum- 
elastizität der Arbeitszeit der zweiten Lebensphase u, worauf im Folgenden 
eingegangen wird. 

Für die relative Stärke von Einkommens- und Substitutionseffekt ist die 
in der Ausgangssituation gewählte Aufteilung des Zeitbudgets von besonde- 
rer Bedeutung. Darüber hinaus kommt hierbei die intertemporale Verknüp- 
fung der Humankapitalbildung mit der Renteneintrittsentscheidung zum 
Tragen. Wie wir gesehen haben, steigt die Humankapitalbildung mit dem 
Lohn. Ist im ursprünglichen Gleichgewicht die optimale Arbeitszeit bereits 
sehr hoch, so ist zu erwarten, dass die Konsumsteigerung infolge des höhe- 
ren Humankapitals hauptsächlich für eine Ausweitung der Freizeit genutzt 
wird. Die diesbezügliche Eigenschaft der Zeitallokation im ursprünglichen 
Gleichgewicht spiegelt sich in der Konsumelastizität der Arbeitszeit wider. 
Unter Berücksichtigung von Gleichung (7.3) für den Konsum während der 
zweiten Lebensphase ergibt sich u = 1 — p?/c?. Dies bedeutet, je geringer 
die Rentenzahlung p? ist, umso größer ist diese Elastizität. Je höher diese 
Elastizität (beispielsweise bei einer geringen Rentenzahlung), umso größer 
sind die Opportunitätskosten der Freizeit in Form von entgangenem Kon- 
sum. Folglich ist die nutzenmaximale Arbeitszeit im Ausgangsgleichgewicht 
relativ hoch. Je höher die Elastizität u ist, umso wahrscheinlicher wird eine 
Dominanz des Einkommenseffektes zu erwarten sein. 

Die exakte Bedingung für das Vorzeichen des Nettoeffektes einer Lohn- 
erhöhung auf die Renteneintrittsentscheidung ist gemäß Gleichung (7.10) 
durch nop = 1 gegeben. Für 7,4 > 1 überwiegt insgesamt der Einkommens- 
effekt. Die Individuen reagieren auf die Lohnerhöhung mit einem Vorziehen 


2Siehe auch Kapitel 6.3.6. 
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ihres Renteneintritts und entscheiden sich fiir mehr Freizeit. Wenn hingegen 
Not < 1 gilt, dominiert der Substitutionseffekt mit einer längeren Arbeits- 
zeit im Alter. Die Ruhestandsphase wird nach hinten verschoben. Im Spe- 
zialfall einer logarithmischen Nutzenfunktion mit 7, = 1 ist stets nu < 1 
gegeben. Unterstellt man in Übereinstimmung mit Evans (2005) m = 1,4, 
so ist der kritische Wert wiederum bei u ~ 0, 7 gegeben. 

Bleibt noch Folgendes anzumerken: Unterstellt man 7, < 1 mit einer 
Reduktion der Ausbildungszeit der Individuen als Reaktion auf die Lohner- 
höhung, so gilt eine analoge Argumentation. Lediglich die Vorzeichen kehren 
sich um. 


7.3.3 Erhöhung des zukünftigen Beitragssatzes zur 
Rentenversicherung 


Alterung der Gesellschaft wird nicht nur zu einem Sinken der zukünftigen 
Rentenzahlungen führen, sondern darüber hinaus werden auch die zukünf- 
tigen Steuer- und Sozialabgaben steigen. Wie reagieren die heutigen In- 
dividuen auf eine antizipierte Erhöhung des zukünftigen Beitragssatzes zur 
Rentenversicherung? Aus dem Gleichungssystem (7.6) erhält man folgenden 
Multiplikator für die Ausbildungszeit: 


dA; 
dran = -Det (lemo + lome) 


1 
= "De 7 fa W410 [1 — To (1 — ap: ie) -Mə + lame} : (7.11) 


Der Term lamg ist ebenso eindeutig positiv wie der Koeffizient mz. Folglich 
ist le = wer, [1 — m (1 — a2p?/c?)| > 0 eine hinreichende, aber nicht 
notwendige Bedingung fiir einen negativen Multiplikator (7.11). Im Spezi- 
alfall einer logarithmischen Nutzenfunktion mit 7, = 1 ist diese Bedingung 
erfüllt. Ob die Bedingung im empirisch relevanten Szenario mit n, > 1 
ebenfalls erfüllt ist, kann nicht eindeutig bestimmt werden. Da die Bedin- 
gung jedoch lediglich eine hinreichende, aber nicht notwendige Bedingung 
darstellt, wird von einem negativen Multiplikator (7.11) ausgegangen. Die 
Individuen reduzieren ihre Ausbildungszeit, wenn sie einen Anstieg der zu- 
künftigen Steuer- und Sozialabgaben antizipieren. Durch Ausbildung wird 
Humankapital gebildet, das in beiden Perioden auf dem Arbeitsmarkt an- 
geboten und somit einkommenswirksam wird. Wenn jedoch auf das erzielte 
Einkommen während der zweiten Lebensphase ein höherer Rentenversiche- 
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rungsbeitrag zu leisten ist, reduziert sich der Ertrag aus der Ausbildung und 
folglich wird ein Anreiz erzeugt, die Ausbildungszeit zu reduzieren. 

Welche Reaktion der Individuen ist indes bezüglich ihrer Renteneintritts- 
entscheidung zu erwarten? Das Gleichungssystem (7.6) führt zu: 


day __} _ wiU -A 
dry, Det (ime + lemu) = DE: (1 — oH), (7.12) 


wobei fiir A gilt: A= 2U, (1 = Tt) ALU = A (1 = Tt) (1 = 2A) w U, + 
q? (1 — T1) Wi41Uy > 0. Folglich wird das Vorzeichen des Multiplikators 
(7.12) durch den Term 1 — nu determiniert. Bezüglich der Reallokation 
des Zeitbudgets im Alter gilt es zwischen Substitutions- und Einkommens- 
effekt zu unterscheiden. Die höhere Beitragsbelastung vermindert ceteris 
paribus den Grenzertrag der Arbeitszeit. Diesem Substitutionseffekt entge- 
gen wirkt der Einkommenseffekt. Um den gleichen Konsum realisieren zu 
können, muss eine längere Arbeitszeit aufgewendet werden. Welcher der bei- 
den Effekte dominiert, wird durch das Produkt aus Grenznutzenelastizitat 
des Konsums der zweiten Periode 7, und Konsumelastizität der Arbeitszeit 
der zweiten Periode u determiniert. Dabei gilt im Wesentlichen der in der 
Analyse zuvor bereits dargelegte Sachverhalt. Gilt no > 1, so dominiert 
der Einkommens- den Substitutionseffekt. Der Konsumrückgang infolge des 
höheren Beitragssatzes wird abgemildert durch eine Verlängerung der Er- 
werbstätigkeit im Alter. Der Renteneintritt wird nach hinten verschoben. 
Bei mu < 1 überwiegt der Substitutionseffekt und die Individuen entschei- 
den sich für eine längere Freizeit, verlegen ihren Renteneintritt nach vorne 
und werden im Alter weniger arbeiten. Für 7,4 = 1 gleichen sich beide 
Effekte gerade aus und eine Reallokation des Zeitbudgets unterbleibt. Wie 
bereits erwähnt wurde, kann empirisch nicht eindeutig bestimmt werden, 
welches Szenario gegeben sein wird. Im Spezialfall einer logarithmischen 
Nutzenfunktion mit 7, = 1 gilt stets no < 1, die Individuen entscheiden 
sich für mehr Freizeit, der Substitutionseffekt dominiert den Einkommens- 
effekt. 


7.3.4 Steigerung der zukünftigen Entlohnung des Hu- 
mankapitals 
Nachdem bereits eine Veränderung des heutigen Lohnsatzes analysiert wur- 


de, soll jetzt eine Veränderung der zukünftigen Entlohnung des Humankapi- 
tals diskutiert werden. In Kapitel 6.3.4 wurde bereits ausführlich diskutiert, 


7.3. Die optimale Ausbildungs- und Renteneintrittsentscheidung 103 


warum man in der Zukunft einen Anstieg des Lohnsatzes als Preis fiir das 
eingesetzte Humankapital erwarten kann. Wie reagieren die heutigen Indi- 
viduen beziiglich ihrer Ausbildungsentscheidung und ihrem Renteneintritt, 
wenn sie eine Lohnerhöhung in der Zukunft antizipieren? Als Multiplikator 
fiir die Ausbildungszeit ergibt sich: 


dy 1 
dui; Det 


flams tma (1 — Tei) U, [1 — q(1 — agp; aal) . (7.13) 


u (lsmo + lams) 


_ 1 

~ Det 
Der erste Term in der geschweiften Klammer ist positiv, lms > 0. Da 
ma ebenfalls Da ist, ist der Multiplikator i 13) eindeutig positiv, wenn 


[1 — m (1 — a?p?/c?)] > 0 gilt. Somit ist n, < c?/ (c? — a?p?) eine hinreichen- 
de, aber nicht notwendige ie ees fiir m > 0. Der Multiplikator für 


die Länge der Ruhestandszeit a? lautet: 


da _ 
dwt — Det 


` (ims + lsm) . (7.14) 


Unter Beriicksichtigung der im Anhang in Kapitel 7.6 angegebenen Koeffi- 
zientendefinitionen ea sich Folgendes: Bei [1 — (1 — a?p?/c?)] > 0 gilt 
ebenfalls [1 — n, (1 — p?/c?)] > 0.3 Folglich sind bei Ma < c?/(c? — a2p?) die 
Koeffizienten l5, mı und l5 positiv und damit ist == < 0. 

Wie kann man die Ergebnisse interpretieren? Die Lohnerhöhung im Al- 
ter löst einen Substitutions- und Einkommenseffekt aus. Der Grenzertrag 
der Arbeitszeit im Alter steigt, die Opportunitätskosten der Freizeit in Form 
von entgangenem Einkommen steigen, Arbeit im Alter wird attraktiver. Der 
Substitutionseffekt lässt die Arbeitszeit im Alter infolgedessen steigen. Je- 
doch kann eine Person den gleichen Konsum mit einer geringeren Arbeitszeit 
im Alter realisieren. Der Einkommenseffekt erzeugt den Anreiz, die Arbeits- 
zeit zu reduzieren und den Eintritt in den Ruhestand zeitlich gesehen nach 
vorne zu ziehen. 

Wenn die Grenznutzenelastizität des Konsums der zweiten Lebensperi- 
ode n, den oben abgeleiteten Schwellenwert unterschreitet, dann dominiert 
eindeutig der Substitutionseffekt. Die Individuen reagieren auf die Lohn- 
erhöhung im Alter mit einer Ausweitung ihrer späteren Arbeitszeit. Der 
Renteneintritt wird nach hinten verschoben und die Freizeit wird reduziert. 


Dabei ist zu berücksichtigen, dass u = 1 — p?/c? gilt. 
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Wenn dies der Fall ist, dann steigt aufgrund der längeren Arbeitszeit im Al- 
ter der Grenzertrag der Ausbildung. Der Substitutionseffekt überwiegt auch 
hierbei den Einkommenseffekt, die Individuen erhöhen ihre Ausbildungszeit 


während der Jugend, 2: ist positiv. 


7.3.5 Erhöhung des heutigen Beitragssatzes zur Ren- 
tenversicherung 


In Kapitel 7.3.3 wurde eine Erhöhung des zukünftigen Beitragssatzes zur 
Rentenversicherung aufgrund des demografischen Wandels der Gesellschaft 
diskutiert. Jedoch zeigen die Diskussionen über die sozialen Sicherungssyste- 
me bereits die heutigen immensen Finanzierungsschwierigkeiten auf. Somit 
ist von einem Anstieg der Steuer- und Abgabenbelastung bereits in naher 
Zukunft auszugehen. Deshalb soll hier analysiert werden, wie die Individuen 
reagieren, wenn der heutige Beitragssatz zur Rentenversicherung steigt. 

Das Gleichungssystem (7.6) liefert folgenden Multiplikator für die Aus- 
bildungszeit: 

= 7 I Melia Di bad. (7.15) 
Die Erhöhung der heutigen Steuer- und Abgabenbelastung löst einen Substi- 
tutions- und Einkommenseffekt aus. Der Grenzertrag der Arbeitszeit sinkt, 
da ceteris paribus während der gleichen Arbeitszeit ein geringeres Netto- 
einkommen erzielt wird. Die Opportunitätskosten der Ausbildungszeit in 
Form von entgangenem Einkommen sinken, die Ausbildungszeit steigt. Wie 
der Einkommenseffekt hingegen besagt, kann die Aufrechterhaltung des al- 
ten Konsumniveaus nur mit einer längeren Arbeitszeit realisiert werden. 
Aufgrund des Einkommenseffektes steigt die Arbeitszeit und es sinkt die 
Ausbildungszeit. 

Der Nettoeffekt wird hierbei wiederum determiniert durch die Präferen- 
zen der Individuen, sprich durch den Verlauf der Nutzenfunktion U (c!). 
Der Multiplikator (7.15) wird negativ im empirisch bedeutsamsten Szenario 
mit einer Grenznutzenelastizität des Konsums der ersten Lebensperiode von 
nı > 1. Der Einkommenseffekt überwiegt, die Ausbildungszeit sinkt mit dem 
heutigen Beitragssatz zur Rentenversicherung. Für 7, < 1 gilt gs > 0, die 
Individuen erhöhen ihre Ausbildungszeit, der Substitutionseffekt dominiert. 
Im Spezialfall einer logarithmischen Nutzenfunktion gleichen sich beide Ef- 
fekte wiederum aus und die Individuen wählen keine andere Aufteilung ihrer 
zur Verfügung stehenden Zeit während der ersten Lebensphase. 
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Welches Resultat ergibt sich indes für den Zeitpunkt des Eintritts in den 
Ruhestand? Als Multiplikator erhält man: 


d _ 


Ta Da era) wU, (q= 2+) wU; 1- my] [1 -m ]. (7.16) 


Das Vorzeichen des Nettoeffektes wird demnach determiniert durch den 
Term [1 — nu] [1 — n,]. Angenommen, es gelte 7, > 1. Dies bedeutet, die 
Individuen reagieren auf die Erhöhung des heutigen Beitragssatzes mit ei- 
ner Reduktion ihrer Ausbildungszeit. Diese Reduktion der Ausbildungszeit 
und die dadurch induzierte Reduktion der Humankapitalbildung löst wie- 
derum aufgrund der intertemporalen Interdependenz einen Substitutions- 
und Einkommenseffekt aus. Das während der Jugend gebildete Humanka- 
pital wird im Alter auf dem Arbeitsmarkt angeboten und ist somit ein- 
kommenswirksam. Ein geringeres Humankapital impliziert ceteris paribus 
einen geringeren Konsum während der zweiten Lebensphase. Der Grenzer- 
trag der Arbeitszeit sinkt, wodurch Arbeit unattraktiver wird. Jedoch muss 
eine längere Arbeitszeit im Alter aufgewendet werden, um das gleiche Kon- 
sumniveau c? erreichen zu können. 

Die relative Stärke der beiden gegenläufigen Effekte wird bestimmt durch 
das Produkt aus Grenznutzenelastizität des Konsums 7, und Konsumelas- 
tizität der Arbeitszeit der zweiten Periode u. Je höher 7,, umso stärker 
steigt der Grenznutzen des Konsums U, durch den Konsumrückgang. Folg- 
lich erzeugt dies einen starken Anreiz, den Konsumrückgang durch eine 
längere Arbeitszeit im Alter zu kompensieren, obwohl der Grenzertrag der 
Arbeitszeit gesunken ist. Der Wert der Konsumelastizität u hängt, wie be- 
reits ausführlich diskutiert, eng mit der in der Ausgangssituation gewählten 
Zeitallokation zusammen. Je höher der Konsum im Alter c?, umso größer ist 
die Elastizität u = 1 — p?/c?. Da dann die Opportunitätskosten der Freizeit 
in Form von entgangenem Konsum sehr hoch sind, wird im Nutzenmaxi- 
mum eine lange Arbeitszeit im Alter gewählt. Der Einkommenseffekt wird in 
dieser Konstellation bei einer großen Elastizität u relativ stark ausgeprägt 
sein. Infolgedessen werden die Individuen bei einer Erhöhung des heutigen 
Beitragssatzes zur Rentenversicherung ihre Arbeitszeit im Alter verlängern, 
den Eintritt in den Ruhestand nach hinten verschieben und somit ihre Frei- 
zeit reduzieren. 

Welches Vorzeichen jetzt der Nettoeffekt einer Beitragserhöhung auf- 
weist, ist indes nicht eindeutig zu bestimmen. Wie aus Gleichung (7.16) 
ersichtlich wird, ist für 7,4 > 1 der Multiplikator gi negativ. Die Indivi- 
duen reduzieren die Länge ihrer Freizeit im Alter, der Einkommenseffekt 
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dominiert. Bei 7,4 < 1 hingegen überwiegt der Substitutionseffekt und der 
Renteneintritt wird nach vorne verschoben. 

Unterstellt man für die dargestellte Analyse n, < 1, so gilt die analoge 
Argumentation mit umgekehrten Vorzeichen. Die Effekte einer Erhöhung 
der heutigen Steuer- und Abgabenbelastung sind exakt die gleichen wie bei 
einer Reduktion des heutigen Lohnsatzes. Eine Steigerung von 7; wirkt wie 
eine Reduktion von w. Für das verfügbare Nettoeinkommen als Finanzie- 
rungsquelle des Konsums spielt es keine Rolle, ob der Beitragssatz zur Ren- 
tenversicherung steigt oder der Lohnsatz sinkt. Somit ist die Entscheidung 
der Individuen über eine Reallokation ihres Zeitbudgets in beiden Fällen 
identisch. 


7.4 Die Budgetrestriktion der Rentenversi- 
cherung 


Die vorhergehende Analyse hat die zentralen Wirkungszusammenhänge des 
Modellrahmens deutlich gemacht und dargestellt, welche Effekte verschie- 
dene Parameterveränderungen auf die Ausbildungs- und Renteneintritts- 
entscheidung erzeugen. Diese Analyse soll in dem folgenden Kapitel um 
die Rückwirkungen der Budgetrestriktion der Rentenversicherung erweitert 
werden (siehe Debus und Michaelis, 2006). 

Die gesetzliche Rentenversicherung ist nach dem Umlageverfahren orga- 
nisiert. Die heutigen Rentenauszahlungen werden durch die Beitragseinnah- 
men der heutigen Erwerbstätigen finanziert. Die Reduktion der Erwerbsbe- 
völkerung führt in der Zukunft zu einer geringeren Anzahl an Beitrags- 
zahlern, die die Renten der heute erwerbstätigen Personen aufzubringen 
haben. Die sich daraus ergebenden Finanzierungsprobleme machen Anpas- 
sungen im System unausweichlich. Veränderungen in den Beiträgen sowie 
in der Rentenhöhe sind demnach endogen aufgrund der Budgetrestriktion 
der Rentenversicherung. Die daraus resultierenden Rückwirkungen auf die 
Entscheidung der Individuen gilt es zu berücksichtigen. 

Darüber hinaus ist die Budgetwirksamkeit von Veränderungen der Wirt- 
schaftssubjekte bezüglich ihrer Ausbildungs- und Renteneintrittsentschei- 
dung für die Rentenversicherung zu beachten. Wählen die Individuen bei- 
spielsweise eine längere Lebensarbeitszeit, so impliziert dies im Zeitablauf 
zum einen höhere Einnahmen und zum anderen aber auch geringere Ausga- 
ben (Konzept der ex-post-Budgetneutralität, siehe Michaelis und Pflüger, 
2000). Die ökonomische Rationalität der stufenweisen Erhöhung des gesetz- 
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lichen Renteneintrittsalters auf 67 Jahre durch die Regierung Merkel im 
Jahr 2007 basiert genau auf diesen Rückwirkungen der Budgetrestriktion 
der Rentenversicherung. Diese exogene Politikmaßnahme hat zum Ziel, die 
Einnahmen zu erhöhen und gleichzeitig die Ausgaben zu reduzieren, um da- 
durch den zukünftigen Finanzierungsproblemen entgegenzuwirken. In unse- 
rer Analyse geht es indes um die Reaktion der Individuen auf Veränderungen 
in den Rahmenbedingungen, also um die endogene Entscheidung über den 
Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand. 

In den 88 35 und 36 des sechsten Sozialgesetzbuchs ist geregelt, dass 
das gesetzliche Renteneintrittsalter lediglich eine “Kann-Regelung” darstellt 
(Regelaltersrente). Die Individuen können problemlos über diese Altersgren- 
ze hinaus erwerbstätig bleiben. Sie bekommen lediglich das Recht einge- 
räumt, nach Erreichung der dort geregelten Altersgrenze ohne Abschläge 
bei ihrer Rentenzahlung in den Ruhestand eintreten zu können. Dies ist 
wichtig für unsere Analyse, da ein fest vorgegebenes Renteneintrittsalter 
somit nicht modelliert werden muss. Die Individuen können sich theoretisch 
bis zu ihrem Ableben für die Erwerbstätigkeit entscheiden. 

Die Berücksichtigung der Rückwirkungen der Budgetrestriktion der Ren- 
tenversicherung ermöglicht außerdem die Analyse weitergehender Fragestel- 
lungen, was in den folgenden Kapiteln geschehen soll. Angenommen, die zu- 
künftige Generation der Erwerbstätigen akzeptiere keine weiteren Beitrags- 
satzerhöhungen und setze im demokratischen Entscheidungsprozess statt- 
dessen eine Reduktion der späteren Rentenhöhe durch. Wie reagieren die 
heutigen Individuen bezüglich ihrer Ausbildungs- und Renteneintrittsent- 
scheidung, wenn sie dies antizipieren? In der Zukunft wird es zu einer Stei- 
gerung der Entlohnung des Faktors Humankapital kommen. Wie beeinflus- 
sen die dadurch induzierten Rückwirkungen auf die Rentenversicherung die 
Entscheidungen der Individuen? 


7.4.1 Die optimale Ausbildungs- und Renteneintritts- 
entscheidung 


Die Erweiterung des zuvor verwendeten Analyserahmens erstreckt sich, wie 
erwähnt, auf die Modellierung der Budgetrestriktion der Rentenversiche- 
rung, die wie folgt lautet: 


arp? Ne = Tii (L- Atti) Rrrı wer Ness + Tepe rwızı Nt. (7.17) 


Auf der linken Seite der Gleichung (7.17) stehen die Ausgaben der Ren- 
tenversicherung in der Periode t + 1. Jedes der N, identischen Individuen 
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der Generation t erhält in der Periode t + 1 eine Rentenzahlung in Höhe 
von a?p?, wobei a? wiederum den Anteil der Ruhestandszeit am gesamten 
zur Verfügung stehenden Zeitbudget der Periode t+ 1 darstellt. Die auf der 
rechten Seite dargestellten Einnahmen setzen sich aus zwei Komponenten 
zusammen. Der erste Term stellt die Beitragseinnahmen von den N;,, Er- 
werbstätigen der Generation t+1 dar. Darüber hinaus müssen die Individuen 
der Generation t, sofern sie sich zu Beginn der Periode t+1 für eine zunächst 
anhaltende Erwerbstätigkeit entscheiden (a? < 1), von ihrem Einkommen 
ebenfalls Rentenversicherungsbeiträge abführen. Ihr am Arbeitsmarkt ange- 
botenes Humankapital h; wird mit dem in Periode t+ 1 geltenden Lohnsatz 
w;+ı entlohnt. Die gewählte Arbeitszeit wird mit q2 = (1 — a?) dargestellt. 
Von dem in Periode t + 1 erzielten Bruttoeinkommen ist der Anteil 7;,, als 
Rentenversicherungsbeitrag zu entrichten (zweiter Term der rechten Seite). 

Bevor unter anderem die bereits skizzierten Fragestellungen analysiert 
werden sollen, bedarf es noch einer weiteren Anmerkung. Wie aus Gleichung 
(7.17) leicht zu ersehen ist, muss bei Veränderungen der Ausgangskonstel- 
lation und damit bei Veränderungen der Einnahme- und/oder Ausgabesi- 
tuation der Rentenversicherung entweder die Einnahmeseite oder die Aus- 
gabeseite oder beides angepasst werden. In der Realität werden die Aus- 
wirkungen des demografischen Wandels der Gesellschaft zu Anpassungen 
auf beiden Seiten der Budgetrestriktion führen. Um jedoch die wirkenden 
Effekte sauber herausarbeiten zu können, erscheint es angebracht, sich bei 
der Analyse auf die Eckszenarien zu konzentrieren. In der vorliegenden Ar- 
beit wird der Fall einer endogenen Anpassung der Ausgabeseite dargestellt. 
Somit fungiert die Rentenzahlung pro Zeiteinheit p? als endogene Variable.‘ 

Der Übersichtlichkeit halber werden hier die beiden Bedingungen erster 
Ordnung für die optimale Ausbildungs- und Renteneintrittsentscheidung 
nochmals aufgeführt: 


U, - (1 — Ta (1— 2) = —U, - (1 - ?)(1 - ey es (7.18) 


U, i [a = Tt+H1)ArWr41 = P| = aes (7.19) 


Zusammen mit der Budgetrestriktion der Rentenversicherung aus Gleichung 
(7.17) bilden diese beiden Gleichungen ein System von drei Gleichungen mit 


4Es lässt sich zeigen, dass die im Folgenden abgeleiteten Ergebnisse weitgehend auch 
in dem Szenario gelten, bei dem nicht die Rentenzahlung p?, sondern der Beitragssatz 
Tt41 endogen ist, sich also die Einnahmeseite anpasst. Da diese Modellvariante jedoch 
mit einem höheren Rechenaufwand verbunden ist, wird hier der Übersichtlichkeit halber 
auf die Darstellung verzichtet. 
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den drei endogenen Variablen à+, a? und p?. Die im Anhang in Kapitel 7.6 
aufgezeigten Umformungen ergeben unter der Berücksichtigung von h; = X; 
und hı = Az41 das folgende in Matrizenform dargestellte Gleichungssys- 
tem: 


L k ly dA: 
mi mg —mM7 da? = 
-9 9 a? dp? 


lzdw; —lıdr; lsdwr44 —IgdTi41 0 
0 0 —msdur41 Med 141 0 . (7.20) 
0 0 gsdwr+1 9647141 gednerı 


Die jeweiligen Koeffizienten sind im Anhang in Kapitel 7.6 definiert. Um 
mit diesem Gleichungssystem die bereits skizzierten Fragestellungen ana- 
lysieren zu können, muss zunächst das Vorzeichen der Determinante be- 
stimmt werden. Für die Determinante ergibt sich Det = lı (maa? + gom7) — 
ly (mıa? — gımz) + lz (mıg2 + gım2). Wie sich zeigen lässt, ist die Relation 
=52 > 1— np 2 0 eine hinreichende, aber nicht notwendige Bedingung für 
ein positives Vorzeichen der Determinante. Im Folgenden wird die Determi- 
nante als positiv angenommen. 


7.4.2 Reduktion der Erwerbsbevölkerung 


Die Berücksichtigung der Rückwirkungen der Budgetrestriktion der Renten- 
versicherung in der Analyse ermöglicht es, den direkten Einfluss der Bevöl- 
kerungsentwicklung zu betrachten. In der modelltheoretischen Umsetzung 
bedeutet dies eine Reduktion des Parameters n;;ı. Die Relation der Anzahl 
Erwerbstätiger sinkt, Nii: < N. 

Mit Hilfe der Cramer-Regel ergibt die Auswertung des Gleichungssys- 
tems (7.20): 


dA, 1 
ies Det gs (lgmz7 + mo 7) 


1 ; 
=a - gg [ma + my: (1 — Tr) WiU (1 — nan)| . (7.21) 


Die Determinante wird als positiv angenommen. Die Koeffizienten gg, mo, 
l7 sowie my sind ebenfalls positiv. Somit ist unter der hinreichenden, aber 
nicht notwendigen Bedingung nu < 1 der Multiplikator (7.21) negativ. Für 
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die Veränderung der Länge der Ruhestandszeit in der zweiten Periode erhält 
man: 


da? 1 
= — 98 ( 
dnızı Det 


1 , 
= Hea h hm: + lz: (1 = Tr) W410, (1 — nol)| . (7.22) 


limy + mly) 


Da die Koeffizienten gg, lı, my sowie ly jeweils positiv sind, ist die Rela- 
tion mu < 1 eine hinreichende, aber nicht notwendige Bedingung fiir ein 
positives Vorzeichen. 

Was ist die ökonomische Aussage dieser Ergebnisse? Aufgrund der Be- 
völkerungsreduktion sinkt die Zahl der zukünftigen Beitragszahler in die 
Rentenversicherung. Demnach muss die endogene Rentenzahlung ceteris pa- 
ribus sinken, um ein Defizit zu vermeiden. Wenn die heutigen Individuen 
dies antizipieren, so werden sie von einer Reduktion des späteren Konsums 
ausgehen. Dadurch steigen die Opportunitätskosten der Freizeit in Form von 
entgangenem Konsum. Die Freizeit wird unattraktiver und die Individuen 
reagieren darauf mit einer Ausdehnung der Arbeitszeit im Alter. Der Ren- 
teneintritt wird nach hinten verschoben, a? sinkt. Eine längere Arbeitszeit 
im Alter erhöht zudem den Grenzertrag der Ausbildung, da das gebildete 
Humankapital über einen längeren Zeitraum produktiv, sprich einkommens- 
wirksam genutzt wird. Somit steigt der Anreiz, während der Jugendphase 
eine längere Ausbildungszeit zu wählen, A, steigt. Infolgedessen sinkt die 
Arbeitszeit während der ersten Lebensperiode, somit wird die antizipierte 
Reduktion des späteren Konsums auf beide Lebensphasen alloziiert. 

Die Individuen wählen eine längere Ausbildungszeit und sie werden im 
Alter länger arbeiten. Folglich stellt sich die Frage nach der Veränderung 
der Lebensarbeitszeit. Die Reduktion der Arbeitszeit aufgrund der länge- 
ren Ausbildung ist kleiner als die Verlängerung der Arbeitszeit im Alter, 
wenn gilt: ot + (at. < 0. Wie man anhand der Gleichungen (7.21) und 
(7.22) zeigen kann, ist das Vorzeichen dieses Ausdrucks identisch mit dem 
Vorzeichen von ly (mı — ma) + mz (lı — l2). Jedoch ist es selbst fiir speziel- 
le Parameterkonstellationen wie no. = 1 mit mı = la = 0 nicht möglich, 
ökonomisch sinnvoll interpretierbare Bedingungen für die Veränderung der 
Lebensarbeitszeit zu identifizieren. Es ist sowohl eine Verlängerung als auch 
eine Verkürzung denkbar. 

Ähnliche Überlegungen gelten auch für die Veränderung des Lebensein- 
kommens. Die Arbeitszeit in der ersten Lebensperiode sinkt, während die 
Arbeitszeit im Alter steigt. Das Arbeitseinkommen im Alter wird durch 


7.4. Die Budgetrestriktion der Rentenversicherung 111 


zwei Quellen erhöht. Zum einen steigt die Arbeitszeit. Zum anderen er- 
zeugt die längere Ausbildung ein höheres Humankapital, was wiederum das 
Arbeitseinkommen im Alter steigen lässt. Insbesondere bei einem sehr ho- 
hen Lohnsatz w;;ı kann nicht ausgeschlossen werden, dass der Anstieg des 
Arbeitseinkommens im Alter die Reduktion des Arbeitseinkommens in der 
Jugend überkompensiert. 

Wie bereits dargestellt, hat die Politik einer sukzessiven Verlängerung 
der Arbeitszeit im Alter durch die Regierung Merkel zum Ziel, die zukünfti- 
gen Finanzierungsprobleme der gesetzlichen Rentenversicherung, verursacht 
durch den Rückgang der Anzahl der Beitragszahler, abzumildern. Wie die 
oben durchgeführte Analyse zeigt, unterstützt die endogene Reaktion der In- 
dividuen auf den demografischen Wandel der Gesellschaft diese Politik. Die 
Individuen verschieben den Zeitpunkt ihres Eintritts in den Ruhestand nach 
hinten. Dadurch sinken zum einen die späteren Ausgaben der Rentenversi- 
cherung. Zum anderen steigen aufgrund der längeren Phase der Beitragszah- 
lungen die Einnahmen. Darüber hinaus steigen die Einnahmen auch deshalb, 
weil die Individuen sich für eine höhere Humankapitalbildung entscheiden. 
Durch die intertemporale Interdependenz der Humankapitalbildung steigt 
das Humankapital der nachfolgenden Generation und somit ceteris paribus 
auch die Beitragszahlungen dieser Generation aus dem höheren Einkommen. 

Die Ergebnisse dieses Kapitels bei Berücksichtigung der Rückwirkungen 
der Budgetrestriktion der Rentenversicherung bestätigen die Grundaussa- 
gen der Ergebnisse des Modells ohne Budgetrestriktion der Rentenversiche- 
rung (siehe Kapitel 7.3.1). Dort wurde die Reaktion der Individuen auf eine 
exogene Reduktion der lump-sum-Rentenzahlung analysiert. Das grundle- 
gende Resultat, dass sowohl die Arbeitszeit im Alter als auch die Humanka- 
pitalbildung infolge des demografischen Wandels steigt, reagiert somit nicht 
sensitiv auf eine realitätsnähere Modellierung der Rentenzahlung. 


7.4.3 Simultane Reduktion des zukünftigen Beitrags- 
satzes und der späteren Rentenzahlung 


In der Realität wird der demografische Wandel der Gesellschaft sowohl zu 
einer Erhöhung der zukünftigen Beitragssätze zur Rentenversicherung als 
auch zu einer Reduktion des späteren Rentenniveaus führen. Beide Maß- 
nahmen reduzieren das durch eine verminderte Zahl an Beitragszahlern 
entstehende Defizit in der gesetzlichen Rentenversicherung. Im politischen 
Prozess wird hingegen zu klären sein, welcher der beiden Anpassungskanäle 
dominieren wird. Dies wiederum entscheidet darüber, wie die entstehenden 
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Kosten des demografischen Wandels auf die einzelnen Generationen verteilt 
werden. 'Trägt primär die Generation der Alten die Anpassungslast in Form 
einer geringeren Rente oder die nachfolgende Kindergeneration in Form hö- 
herer Beitragssätze? 

Im Folgenden wird von einer konstanten Bevölkerungsentwicklung aus- 
gegangen, um eine Vermischung der Auswirkungen einer Reduktion der 
Erwerbstätigenzahl mit den Folgen einer Veränderung des Beitragssatzes 
zu vermeiden. Es wird unterstellt, der jüngeren Generation gelinge es, ei- 
ne Reduktion des zukünftigen Beitragssatzes durchzusetzen. Bei konstanter 
Bevölkerungsentwicklung bedeutet dies eine simultane Reduktion der späte- 
ren Rentenzahlung für die ältere Generation. Wie reagieren darauf die heu- 
tigen Individuen, also die ältere Generation, bezüglich ihrer Ausbildungs- 
und Renteneintrittsentscheidung? Aus dem Gleichungssystem (7.20) erge- 
ben sich folgende Multiplikatoren: 


dA 1 
Tron eng [lo (mea; + gemr) + le (mza? + m7g2) — Ir (mega — gem2)] 
(7.23) 
da? a (mga; + gemr) + le (mia? — mrgı) + Ir (mige + gıme)] 
dri Det 1 64; 61187 6 14; 791 7 196 1/16) | - 
(7.24) 


Wie die Koeffizientendefinitionen des Anhangs in Kapitel 7.6 deutlich ma- 
chen, ist eine eindeutige Bestimmung der Vorzeichen der jeweiligen Netto- 
effekte nur im Spezialfall einer logarithmischen Nutzenfunktion mit 7, = 1 


möglich. In diesem Spezialfall gilt Free < 0 und jt. > 0. Antizipieren die 
Individuen der Generation t eine Reduktion des Beitragssatzes zur Renten- 
versicherung 7;4; in der Zukunft mit der Folge einer Reduktion der späteren 
Renten, so ist sowohl mit einer Erhöhung ihrer Ausbildungszeit während der 
Jugend als auch ihrer Arbeitszeit im Alter zu rechnen. 

Wie wir bereits gesehen haben, gilt bei einer Fokussierung auf den Spezi- 
alfall einer logarithmischen Nutzenfunktion mit 7, = 1 gleichfalls nou < 1. 
Dies wiederum bedeutet, der Substitutionseffekt dominiert den Einkom- 
menseffekt. Der Grenzertrag der Arbeitszeit im Alter steigt durch die Re- 
duktion des zu zahlenden Beitragssatzes. Dariiber hinaus steigen durch die 
antizipierte Rentenkürzung die Opportunitätskosten der Freizeit in Form 
von entgangenem Konsum. Beides führt bei einem relativ stark ausgepräg- 
ten Substitutionseffekt zu einer Reduktion der Freizeit. Die Individuen wer- 
den ihren Renteneintritt nach hinten verschieben und eine längere Arbeits- 
zeit im Alter wählen. Die längere Arbeitszeit erhöht wiederum den Grenz- 
ertrag der Ausbildung, da das gebildete Humankapital über einen längeren 
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Zeitraum produktiv eingesetzt wird. Folglich erhöhen die Individuen der 
Generation t ihre Ausbildungszeit in der Jugend. 


7.4.4 Steigerung der zukünftigen Entlohnung des Hu- 
mankapitals 


In Kapitel 6.3.4 wurde bereits ausführlich diskutiert, warum in der Zukunft 
von einem Anstieg der Entlohnung des Humankapitals auszugehen ist. Für 
die Rentenversicherung ist dies positiv zu bewerten. Es sinkt zwar die Zahl 
der Beitragszahler, jedoch erhöht sich die Bemessungsgrundlage der Bei- 
tragszahlungen.” In der modelltheoretischen Analyse ergeben sich folgende 
Multiplikatoren: 


dA 1 
ee = Det ‘ [ls (moa; + Jam) + lo (msa; = gsm7) — lz (M592 + yt 
da? u 
dwt 


- [I (msa? — gsm) + ls (ma? ~ gimn) — lr (mgs — ma) ; 
(7.26) 


Unter Berücksichtigung der im Anhang in Kapitel 7.6 dargestellten Koef- 
fizientendefinitionen wird deutlich, dass selbst bei einer Unterstellung des 
Spezialfalls einer logarithmischen Nutzenfunktion das Vorzeichen der jewei- 
ligen Nettoeffekte nicht eindeutig zu bestimmen ist. Der Grund dafür sind 
gegenläufig wirkende Effekte, deren relative Stärken nicht zu bestimmen 
sind. 

Wie wir bereits gesehen haben, dominiert bei einer logarithmischen Nut- 
zenfunktion mit 7, = 1 der Substitutionseffekt den Einkommenseffekt. So- 
mit führt eine Lohnerhöhung in der Periode t+1 zu einer Ausweitung der Ar- 
beitszeit im Alter, der Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand wird nach 
hinten verschoben. Die längere Arbeitszeit erhöht wiederum den Grenz- 
ertrag der Ausbildungszeit aufgrund der längeren Nutzung des gebildeten 
Humankapitals. Dadurch wird ein Anreiz erzeugt, während der Jugend stär- 
ker in Ausbildung zu investieren. 


In einer Modellerweiterung mit einer lohnabhängigen Rentenzahlung anstatt einer 
lump-sum-Rente ist durch einen w;+,-Anstieg die Ausgabeseite ebenfalls betroffen. 
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In der gewählten Modellvariante mit lump-sum-Rentenzahlung steigt 
hingegen durch eine Lohnerhöhung in der Periode t + 1 ceteris paribus die 
spätere Rente der heutigen Individuen, was wiederum in die entgegenge- 
setzte Richtung wirkt. Der ceteris paribus höhere Konsum c? führt zu einer 
Reduktion der Opportunitätskosten der Freizeit in Form von entgangenem 
Konsum. Die Freizeit wird attraktiver, die Individuen reduzieren ihre Ar- 
beitszeit im Alter und verlegen ihren Renteneintritt nach vorne. Dadurch 
sinkt der Grenzertrag der Ausbildungszeit, die Investition in das eigene Hu- 
mankapital wird reduziert. Der Nettoeffekt dieser gegenläufigen Effekte ist 
jedoch unklar und nicht eindeutig zu bestimmen. 

Bleibt noch Folgendes festzuhalten: Die in Kapitel 7.3.3 und 7.3.4 ab- 
geleitete Isomorphie zwischen einer Reduktion des Beitragssatzes zur Ren- 
tenversicherung 7:4; und einer Erhöhung der zukünftigen Entlohnung des 
Humankapitals w+, geht hier verloren. Eine Senkung des zukünftigen Bei- 
tragssatzes reduziert die spätere Rentenzahlung, während eine Erhöhung 
von w+, eine Rentenerhöhung nach sich zieht. Die Konsequenzen für die op- 
timale Ausbildungs- und Renteneintrittsentscheidung können dementspre- 
chend divergieren.® 


7.5 Zusammenfassung 


In Kapitel 7 wurde der bis dahin entwickelte Analyserahmen erweitert um 
die Interdependenz der individuellen Ausbildungsentscheidung und der indi- 
viduellen Entscheidung über den Zeitpunkt des Eintritts in den Ruhestand. 
Dies erschien angebracht, obwohl in der Literatur beide Stränge, sprich Hu- 
mankapitalbildung und Renteneintrittsentscheidung, weitgehend unabhän- 
gig voneinander betrachtet werden. Wie die Analyse jedoch gezeigt hat, 
werden die Ergebnisse insbesondere der Auswirkungen des demografischen 
Wandels der Gesellschaft auf die Humankapitalbildung stark davon beein- 
flusst, ob die Renteneintrittsentscheidung berücksichtigt wird oder nicht. 
Da in der Realität der Zeitpunkt des Renteneintritts nicht exogen vorgege- 
ben wird, was man an dem Unterschied von tatsächlichem und gesetzlichem 


6 Ahituv und Zeira (2000) betonen einen weiteren Aspekt des technischen Fortschritts. 
Ein forcierter technologischer Wandel lässt das Humankapital der älteren Arbeiter über- 
proportional erodieren, da sie einen geringeren Anreiz haben, dieser Abschreibung durch 
Weiterbildung entgegenzuwirken. Der Zeitraum für die Erträge einer weiteren Ausbil- 
dungsinvestion ist für ältere Arbeiter geringer. Als Konsequenz der im Vergleich zu den 
Jüngeren Arbeitnehmern geringeren Effizienz ergibt sich eine Tendenz zur Frühverren- 
tung. 
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Rentenzugangsalter sehen kann, wird die Analyse somit realitätsnäher ge- 
staltet. 

In einem ersten Schritt wurde die Analyse ohne die explizite Modellie- 
rung einer Budgetrestriktion der Rentenversicherung durchgeführt. Hierbei 
konnte der demografische Wandel jedoch nur indirekt modelliert werden, 
beispielsweise über die Reduktion der zukünftigen Rentenzahlungen. Im Er- 
gebnis entscheiden sich die heutigen Individuen sowohl für eine längere Ar- 
beitszeit im Alter als auch für eine stärkere Investition in ihr Humankapital. 
Der Renteneintritt wird nach hinten verschoben und die Ausbildungszeit in 
der Jugend verlängert. 

Der demografische Wandel führt zu einer Reduktion der zukünftigen 
Zahl der Beitragszahler in die gesetzliche Rentenversicherung. Anpassun- 
gen im Rentensystem sind somit endogen. Dieser Tatsache wurde in der 
vorliegenden Analyse Rechnung getragen, indem die Budgetrestriktion der 
Rentenversicherung in den Modellrahmen integriert wurde. Das zuvor ab- 
geleitete Ergebnis wurde hierbei bestätigt. Wenn die Rückwirkungen der 
Budgetrestriktion der Rentenversicherung in die Entscheidung der Indivi- 
duen einfließen, so werden sie weiterhin infolge des demografischen Wandels 
ihre Arbeitszeit im Alter erhöhen und die Humankapitalbildung steigern. 
Für die Politik ist dies eine gute Nachricht. Die zukünftigen Finanzierungs- 
probleme der gesetzlichen Rentenversicherung werden durch die endogenen 
Entscheidungen der Individuen abgemildert. Die Einnahmen der Renten- 
versicherung steigen und die Ausgaben sinken, wenn die Individuen eine 
längere Arbeitszeit im Alter wählen. Darüber hinaus wird durch die for- 
cierte Humankapitalbildung die Produktivität des Faktors Arbeit steigen. 
Die endogene Wachstumstheorie zeigt, dass dadurch ein positiver Effekt auf 
das Wachstum einer Volkswirtschaft erzeugt wird. Somit könnte die erhöh- 
te Humankapitalbildung die mit dem Rückgang der Erwerbsbevölkerung 
verbundene Sozialproduktslücke verringern. 

Die skizzierten Ergebnisse unterscheiden sich von den Resultaten in der 
Analyse ohne Berücksichtigung der Renteneintrittsentscheidung (Kapitel 6). 
Dort reagierten die Individuen auf eine Reduktion der zukünftigen Renten- 
zahlung mit einer Verringerung der Humankapitalbildung. Wenn hingegen 
für die Individuen die Möglichkeit besteht, auf den demografischen Wan- 
del und eine damit verbundene Reduktion der Rentenzahlung mit einer 
Verlängerung der Arbeitszeit im Alter zu reagieren, so wird ein weiterer 
Effekt auf die Ausbildung erzeugt. Aus einer Investition in das Humanka- 
pital können dann über einen längeren Zeitraum Erträge erzielt werden. 
Somit steigt der Anreiz, die Humankapitalbildung zu forcieren. Die vorlie- 
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gende Analyse macht folglich deutlich, dass sich die Literatur weiterentwi- 
ckeln muss. Die bisherige überwiegende Nichtberücksichtigung der Interde- 
pendenzen von Humankapitalbildung und Renteneintrittsentscheidung kann 
nicht mehr aufrechterhalten bleiben. Vielmehr sollten zukünftige Analysen 
in der Richtung einer simultanen Betrachtung beider Entscheidungen wei- 
tergeführt werden. Die Interdependenzen werden indes verstärkt durch die 
Berücksichtigung der Möglichkeit der Weiterbildung für die Individuen. In 
dieser Arbeit besteht diese Möglichkeit nicht. Die Individuen entscheiden 
sich zu Beginn der ersten Periode über die Länge ihrer Ausbildungs- und 
Rentenzeit. In der Realität spielt hingegen die Weiterbildung während der 
Arbeitsphase eine wichtige Rolle. Die Individuen können folglich zu jedem 
Zeitpunkt ihre Humankapitalbildung an bestimmte Veränderungen anpas- 
sen, indem sie die Intensität ihrer Weiterbildung variieren, theoretisch bis 
kurz vor ihrem Renteneintritt. Durch die Intergration der Weiterbildung 
in die Analyse verstärken sich die Interdependenzen von Humankapital- 
bildung und Renteneintrittsentscheidung, wodurch die Notwendigkeit der 
Weiterentwicklung der Literatur noch deutlicher wird. 

Von der Politik wird zu entscheiden sein, durch welchen Mix an Verän- 
derungen der “Stellschrauben” der Rentenversicherung die zukünftigen Fi- 
nanzierungsprobleme gelöst werden sollen. Die Ergebnisse der vorliegenden 
Analyse legen die Empfehlung nahe, primär eine Reduktion der Rentenzah- 
lung statt einer Erhöhung des zukünftigen Beitragssatzes zur Rentenversi- 
cherung als Anpassungsinstrument zu wählen. Die Individuen werden sich 
dann für eine längere Arbeitszeit im Alter entscheiden, da der Rentenbe- 
zug vergleichsweise unattraktiver wird. Dadurch wird wiederum der Anreiz 
einer stärkeren Investition in das eigene Humankapital erzeugt. 

Bei der Betrachtung der Ergebnisse muss jedoch berücksichtigt werden, 
dass es sich hierbei um Resultate einer Partialanalyse handelt. Weitere Ana- 
lysen müssen zeigen, ob die skizzierten Politikempfehlungen auch in einem 
allgemeiner formulierten Modellrahmen Bestand haben. 
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Durch totales Differenzieren der beiden Bedingungen erster Ordnung (7.4) 
und (7.5) sowie der beiden Nebenbedingungen (7.2) und (7.3) ergibt sich: 


U, (1 — Ti) (1 — 24) dw. — 2U; (1- Ti) wed A, — U, (1 - 24) wedr: 
+ (1 — Tt) (1 = 2A:) wU, de} + q?U, (1 au Tt41) dwırı = GU nad i 
EE U, (1 = Tt41) wda? + g (1 = Tt+1) wU; de? =0 (7.27) 


U,dp? + UAW dT 144 = U, (1 = 7144) Adwırı = U; (1 =- Tt41) Wey 1dr¢ 
— [(1 — Tey1At) wees — p?] Uz de? + Uz da? =0 (7.28) 


dc} = (1 = T1) (1 = At) Adu, == (1 = At) Awıdr; + (1 = Ti) (1 = 2X1) wid At 
(7.29) 


de? = g (1 — Tipi) Adwırı + q? (1 — Te41) Wey drt — Ge wey dey 
+ ay 2 dp? — [( l- Tt41) AWerı = pi] da?. (7.30) 


Setzt man die Gleichungen (7.29) und (7.30) in Gleichung (7.27) ein, so 
fiihrt dies in Koeffizientenschreibweise zu: 


Lda: + lda? = lgdu; = ladr, + l;dwrrı = lgdT 141 = l,dp? (7.31) 
mit 
lı = 2U, (1 — T4) w: — (a; = Te) (1 — 2A) wi)” U 
— (af (1 — Te41) ) wees) U, P 
= b= Tt+1) Wi+1U3 i Nob] = L 
l3 = (1 — T4) (1-24) U, [1 — m] 2 0 
lg = (1 — 2A) wU; [1-n]20 
ls =q (1 — T 141) U3 [1 -m (1 — az pe /c)] = 0 
ls = dus [1 — N (1 — ap; / cf) )] = 0 
by = —qy (1 — Te41) a; Wea > 0. 


Hierbei steht 7, = -n > 0 für die Grenznutzenelastizität des Konsums 
der ersten DENN No = -55 > 0 für die Grenznutzenelastizität 


des Konsums der zweiten Lade und u = E für die Konsum- 
elastizität der Arbeitszeit der zweiten Lebensperiode. Für diese im Intervall 
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[0,1] liegende Elastizität ergibt sich unter Berücksichtigung von Gleichung 
(7.3): u =1-prlc- 

Durch Einsetzen der Gleichungen (7.29) und (7.30) in Gleichung (7.28) 
ergibt sich: 


mdr; + mda? = —M5dw+1 + medti41 + mdp? (7.32) 
= 
= (1 — Te41) W103 [1 - nop] = = 0 
mM = — -U; - (1 = Tt+1) AtWe4+1 — 2) U, >0 


ms = (1 — Te41) AV) [1 - ge = 0 
me = Aw; [1 — nop] Z 
m =U, — a? [(1 — Tii) a - p] U, > 0. 
Aus den Gleichungen (7.31) und (7.32) erhält man das Gleichungssystem 
(7.6). 


Berücksichtigung der Budgetrestriktion der Rentenversicherung 
Das totale Differenzieren der Budgetrestriktion der Rentenversicherung aus 
Gleichung (7.17) ergibt: 


—gqıdàt + goda? + a? dp; = gsdwes1 + gedrir + gsdni+1 (7.33) 


mit 

Ji = Ting Wer > 0 

92 = P? + Tey ArWey1 > O 

95 = Tipa (1 — Aryı) Attia + Teg? At > 0 

go = (1 — Assi) Weer Mega + GAW > 0 

98 = Tt+1 (1 — At+1) At+1 W441 > 0. 
Gleichung (7.33) bildet zusammen mit den Gleichungen (7.31) und (7.32) 
das Gleichungssystem (7.20). 


Teil III 


Lohn- und 
Beschäftigungseflekte des 
demografischen Wandels: eine 
modelltheoretische Analyse 


Kapitel 8 
Fragestellung 


Der demografische Wandel der Gesellschaft äußert sich in mehreren Auspra- 
gungen.! In der Analyse dieses Teils der vorliegenden Arbeit ist die Verände- 
rung der Altersstruktur der Erwerbsbevölkerung von besonderem Interesse. 
Die demografische Entwicklung führt zu einem Anstieg des Anteils älterer 
Arbeiter. Im Jahr 1995 waren rund 32 Prozent der Erwerbspersonen älter 
als 45 Jahre. Bis zum Jahr 2020 wird ein Anstieg des Anteils älterer Arbei- 
ter auf rund 45 Prozent prognostiziert. Demgegenüber wird der Anteil der 
unter 35-Jährigen von rund 43 Prozent (1995) auf rund 30 Prozent (2020) 
sinken (siehe Arnds und Bonin, 2003 und Börsch-Supan, 2003). 

Die demografische Entwicklung erzeugt Auswirkungen auf alle Bereiche 
des Arbeitsmarktes. In dem vorliegenden Teil der Arbeit liegt der Fokus auf 
die Auswirkungen der demografischen Entwicklung auf die Lohnverhandlun- 
gen und die Arbeitslosigkeit. Der demografische Wandel wird hierbei in der 
Ausprägung der Veränderung der Altersstruktur der Erwerbsbevölkerung 
betrachtet. 

Die Altersstruktur der Erwerbsbevölkerung verändert sich, wenn die auf 
den Arbeitsmarkt eintretenden Kohorten gegenüber den bisher am Arbeits- 
markt vertretenen bzw. aus dem Arbeitsmarkt ausscheidenden Kohorten 
unterschiedlich groß sind. Die wissenschaftliche Forschung untersucht in die- 
sem Zusammenhang, ob die unterschiedliche Größe und das unterschiedliche 
Alter einzelner Kohorten Einfluss auf die Arbeitsmarkt-Performance der je- 
weiligen Kohorte hat. 

In der Theorie kompetitiver Arbeitsmärkte ist der Einfluss unterschied- 
licher Kohortengrößen auf den Lohn und die Arbeitslosigkeit eindeutig. Der 
Lohn spiegelt in kompetitiven Arbeitsmärkten die relative Knappheit des 


!Für eine ausführliche Darstellung siehe Teil I. 
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Produktionsfaktors Arbeit wider. Sind Mitglieder unterschiedlicher Kohor- 
ten keine perfekten Substitute, sondern als unterschiedliche Produktions- 
faktoren anzusehen, so gilt Folgendes: Treten immer weniger junge Arbeiter 
in den Arbeitsmarkt ein, so wird dieser Produktionsfaktor relativ knapp ge- 
genüber dem Produktionsfaktor ältere Arbeiter. Für die Unternehmen wird 
es zunehmend schwerer, junge Arbeiter beschäftigen zu können. Deshalb 
sind sie bereit, einen höheren Preis, also einen höheren Lohn für junge Ar- 
beiter zu zahlen. In einem kompetitiven Arbeitsmarkt sind darüber hinaus 
alle Produktionsfaktoren voll beschäftigt, wobei der Lohn als Anpassungs- 
variable fungiert (siehe Nickell, 1993 und Fertig und Schmidt, 2004). 

In einer Volkswirtschaft wie Deutschland, wo der Lohn durch Arbeitneh- 
mer- und Arbeitgebervertreter in Tarifverhandlungen ausgehandelt wird, ist 
schwerlich davon auszugehen, dass der Lohn tatsächlich die relative Knapp- 
heit der einzelnen Kohorten zueinander vollkommen reflektiert. Vielmehr 
spielen die Verhandlungsmacht der beteiligten Gruppen sowie deren Inte- 
ressen bei der Lohnbildung eine entscheidende Rolle. Die Gewerkschaften 
treten dabei stärker als Lobbyisten der älteren Arbeiter denn der jünge- 
ren auf (siehe Schnabel und Wagner, 2006a). Das Durchschnittsalter der 
Gewerkschaftsmitglieder in Deutschland liegt deutlich über dem aller Be- 
schäftigten, selbst ohne Berücksichtigung der Rentner (siehe beispielswei- 
se Schnabel, 1993; Frerichs und Pohl, 2004 sowie Addison, Schnabel und 
Wagner, 2007). Folglich ist das typische Gewerkschaftsmitglied der Gruppe 
der älteren Arbeiter zuzuordnen. Die für die Lohnverhandlung zuständigen 
Gewerkschaftsfunktionäre sind unter Umständen nicht bereit, eine Verbes- 
serung der relativen Lohnstruktur zu Gunsten junger Arbeiter gemäß des 
zuvor dargestellten Prozesses hinzunehmen. Vielmehr werden sie daran in- 
teressiert sein, trotz der geänderten Altersstruktur eine relativ stabile Lohn- 
struktur zu erhalten. Diejenige Gruppe von Arbeitern, deren relativer Lohn 
im Verhältnis zur relativen Knappheit zu hoch ist (was im beschriebenen 
Fall für ältere Arbeiter zutrifft), wird folglich eine relativ hohe Arbeitslo- 
sigkeit zu verzeichnen haben. Diese Beschreibung stimmt weitgehend mit 
Beobachtungen auf vielen kontinentaleuropäischen Arbeitsmärkten überein 
(siehe Fertig und Schmidt, 2004). 

Verhindern Rigiditäten auf dem Arbeitsmarkt die vollständige Anpas- 
sung der Lohnstruktur an die relative Knappheit der Produktionsfaktoren, 
so wird die Anpassung über die Beschäftigung erfolgen. Die empirische Li- 
teratur auf diesem Gebiet analysiert die alters- und kohortenspezifische Ar- 
beitslosigkeit und Beschäftigung. Dabei wird eine Reihe unterschiedlicher 
Aspekte mit verschiedenen methodischen Ansätzen untersucht, was es er- 
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schwert, ein einheitliches Bild zu erstellen. Jedoch sprechen Korenman und 
Neumark (2000) von einer iiber alle Studien hinweg zu erkennenden Ten- 
denz für die Evidenz eines negativen Einflusses der Kohortengröße auf die 
Beschäftigung und den Lohn einer Kohorte in vielen Ländern.? Jedoch ist 
bezüglich der Übertragung der Ergebnisse der empirischen Studien in die- 
sem Bereich auf den möglichen Einfluss des demografischen Wandels der 
Gesellschaft Folgendes anzumerken: Die empirischen Studien untersuchen 
den Einfluss des “Baby-Booms” und die damit verbundenen Veränderungen 
der Kohortengrößen in der zweiten Hälfte des vergangenen Jahrhunderts auf 
die angesprochenen Größen. Die Kohorten des “Baby-Booms” der fünfziger 
und sechziger Jahre des vergangenen Jahrhunderts traten im erwerbsfähi- 
gen Alter in den Arbeitsmarkt ein und veränderten die Altersstruktur der 
Erwerbsbevölkerung. Die Kohortengröße der jungen Arbeiter stieg in Rela- 
tion zur Kohortengröße älterer Arbeiter (siehe beispielsweise Börsch-Supan, 
1999). Die empirischen Studien untersuchen folglich die Auswirkung einer 
Erhöhung der Relation junger Arbeiter zu alten Arbeitern. Bei der zukünf- 
tigen demografischen Entwicklung verläuft die Veränderung der Bevölke- 
rungsstruktur hingegen in die entgegengesetzte Richtung. Wie wir bereits 
gesehen haben, steigt der Anteil älterer Erwerbstätiger gegenüber dem An- 
teil junger Erwerbstätiger. Demnach können die Ergebnisse der empirischen 
Studien lediglich als Approximation der möglichen Auswirkung des demo- 
grafischen Wandels angesehen werden. Insbesondere aufgrund von Rigidi- 
täten auf dem Arbeitsmarkt ist nicht unbedingt von einer symmetrischen 
Wirkung im Vergleich zu den Untersuchungen bezüglich der “Baby-Boom” 
Generation auszugehen. Dies sollte beim Studium des folgenden Literatur- 
überblicks berücksichtigt werden. 

In ihrer eigenen Analyse untersuchen Korenman und Neumark (2000) 
den Effekt von Veränderungen der Altersstruktur der Bevölkerung auf die 
Arbeitslosigkeit und die Beschäftigung junger Arbeiter. Die Autoren ver- 
wenden Zeitreihen-Daten 15 verschiedener Länder für den Zeitraum 1970- 
1994. Wie die Analyse zeigt, erhöhen größere Kohorten junger Arbeiter die 
Arbeitslosenrate junger Arbeiter. Außerdem finden die Autoren leichte Evi- 
denz dafür, dass Institutionen, die die Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt 
reduzieren, eine ausgeprägtere Reaktion der Arbeitslosenrate auf eine Ver- 
änderung der Altersstruktur erzeugen. 

Shimer (2001) verwendet Daten aller Staaten der USA für die Periode 
1978-1996, um die Reaktion der Arbeitslosigkeit junger Arbeiter auf die Ver- 


"Für einen ausführlichen Überblick der einzelnen Studien siehe Korenman und Neu- 
mark (2000). 
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änderung der Bevölkerungsstruktur zu analysieren. Es wird ein stark nega- 
tiver Effekt eines Anstiegs der relativen Kohortengröße junger Arbeiter auf 
die Arbeitslosigkeit junger und alter Arbeiter identifiziert. Dies bedeutet, je 
größer die relative Kohortengröße junger Arbeiter ist, umso niedriger fällt 
die Arbeitslosenrate beider Gruppen aus. Der Autor räumt jedoch ein, dass 
er dieses überraschende Ergebnis nicht eindeutig erklären kann. Er führt als 
möglichen Erklärungsansatz den verwendeten Schätzansatz an. In der Ana- 
lyse wird eine fixed effect-Schätzung mit Paneldaten der Staaten der USA 
durchgeführt, mit vollkommener Querschnitts-Kapitalmobilität. Durch die 
fixed effects entfällt eine Quelle der Variation, die in anderen Studien wich- 
tig war, nämlich die Veränderung der Kosten des Kapitals, die mit dem 
Anteil junger Personen an der Bevölkerung korreliert sind. 

Nickell (1993) untersucht den Effekt der relativen Kohortengröße auf den 
relativen Lohn junger Männer in Großbritannien für den Zeitraum 1961- 
1989. Dabei wird unterschieden zwischen einem Sektor ohne und einem 
Sektor mit gewerkschaftlicher Lohnbildung. Die Ergebnisse beider Analysen 
erzeugen einen substanziellen negativen Effekt der Kohortengröße auf den 
relativen Lohn junger Männer. Die relative Verfügbarkeit junger Männer be- 
einflusst also deren Lohn, selbst dann, wenn der Lohn durch Gewerkschaften 
ausgehandelt wird. 

Den Effekt der Kohortengröße auf die altersspezifischen Arbeitslosen- 
raten in West-Deutschland vor der Wiedervereinigung untersucht Zimmer- 
mann (1991). In der Analyse werden aggregierte Zeitreihen-Daten für junge 
Arbeiter (im Alter von 15-34 Jahre) und alte Arbeiter (35-54 Jahren) für 
den Zeitraum 1967-1988 verwendet. Dabei wird zwischen kurz- und lang- 
fristigen Auswirkungen unterschieden. Der identifizierte positive Einfluss 
der Kohortengröße auf die Arbeitslosigkeit ist in der kurzen Frist stärker 
als langfristig. Darüber hinaus beeinflussen große Kohorten junger Arbei- 
ter in der kurzen Frist nicht die Arbeitslosenraten alter Arbeiter. Jedoch 
scheint langfristig eine Interdependenz zu bestehen. Die Arbeitslosenrate 
alter Arbeiter steigt langfristig, wenn große Kohorten neu in den Arbeits- 
markt eintreten. 

Schmidt (1993) analysiert wie Zimmermann (1991) den Effekt der Ver- 
änderung der Altersstruktur auf die altersspezifischen Arbeitslosenraten in 
West-Deutschland. In seinem theoretischen Modell vertritt eine Monopol- 
gewerkschaft verschiedene Altersgruppen, deren relative Größen sich im 
Zeitablauf verändern. Maximiert die Gewerkschaft die Lohnsumme, so re- 
flektiert der Lohn einer jeden Gruppe nicht die relative Knappheit dieser 
Gruppe. Aufgrund der gewerkschaftlichen Lohnbildung fungiert nicht der 
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Lohn als hauptsächliche Anpassungsvariable. Folglich passen sich die Ar- 
beitslosenraten der verschiedenen Altersgruppen an. Das stilisierte Modell 
lässt vermuten, dass bei einer Veränderung der Altersstruktur der Erwerbs- 
bevölkerung die Arbeitslosenraten stärker reagieren als die Löhne. Wird 
die veränderte Altersstruktur nicht vollständig in höhere Löhne für junge 
Arbeiter übertragen, so sollte ihre relative Beschäftigung steigen und die 
relative Arbeitslosenrate sinken. Die Schätzungen auf Basis der Daten für 
West-Deutschland bestätigen das theoretische Modell von Schmidt (1993). 
Jedoch ist ein starker Zusammenhang zwischen der Kohortengröße und der 
relativen Arbeitslosenrate nur für einige Altersgruppen nachzuweisen. 

In den vorhergehend angesprochenen Analysen bleibt der Lohnbildungs- 
prozess weitgehend unberücksichtigt. In dem theoretischen Modell von 
Schmidt (1993) wird die Lohnbildung zwar explizit modelliert, jedoch wird 
der Lohn durch eine Monopolgewerkschaft gesetzt. Im weiteren Verlauf die- 
ses Teils der Arbeit wird deutlich, dass die Modellierung einer Monopol- 
gewerkschaft die Praxis der Lohnverhandlungen insbesondere in Deutsch- 
land nicht adäquat reflektiert. Der Lohnbildungsprozess wird in der wissen- 
schaftlichen Literatur eingehend analysiert. Die Forschung auf diesem Feld 
hat eine Reihe von Ansätzen hervorgebracht. Übersichten und ausführliche 
Darstellungen der einzelnen Ansätze finden sich beispielsweise bei Farber 
(1986), Cahuc und Zylberberg (2004), Wagner und Jahn (2004), Ehrenberg 
und Smith (2006) sowie Franz (2006). 

Der im folgenden Kapitel dargestellte Ansatz von Pissarides (1989) mo- 
delliert den Lohnbildungsprozess durch die Verhandlung effizienter Kon- 
trakte. Gewerkschaften und Unternehmen verhandeln über den Lohn und 
die Beschäftigung, wobei zwischen jungen und alten Arbeitern unterschie- 
den wird. Die Gewerkschaften behandeln zudem die verschiedenen Gruppen 
unterschiedlich, indem sie nach einer Senioritätsregel verfahren und mehr 
Wert auf die Belange alter Arbeiter legen. Gemäß dieser Senioritätsregel 
geht der Nutzen alter Arbeiter mit einem höheren Gewicht in die Nutzen- 
funktion der Gewerkschaften ein. Pissarides (1989) analysiert mit seinem 
Modell die Frage, welche Auswirkungen der demografische Wandel auf die 
Löhne und Arbeitslosenraten junger und alter Arbeiter erzeugt, wenn die 
Gewerkschaften diese Senioritätsregel in ihren Verhandlungen berücksich- 
tigen. Die demografische Entwicklung wird modelliert als Veränderung der 
Altersstruktur der Erwerbsbevölkerung. Die Relation alter Erwerbsfähiger 
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zu jungen Erwerbsfähigen steigt, wobei jedoch die Summe aller Erwerbsfä- 
higen konstant bleibt. 

Pissarides (1989) erhält teilweise nicht zu erwartende Resultate. Bei- 
spielsweise führt die Veränderung der Altersstruktur sowohl zu einer Re- 
duktion der Löhne als auch zu einer Reduktion der Arbeitslosenraten bei- 
der Gruppen, also zu einem ähnlich kontraintuitiven Ergebnis wie Shimer 
(2001) es erhält. Wie bei jeder modelltheoretischen Analyse stellt sich hier- 
bei die Frage, ob das unterstellte Modell die Realität adäquat abbildet 
oder ob realitätsnähere Ansätze existieren. Die theoretische Literatur ist auf 
dem Gebiet der Analyse der Auswirkungen des demografischen Wandes auf 
Lohnverhandlungen und auf Arbeitslosigkeit nicht sehr stark ausgeprägt. 
Es existieren keine weiteren theoretischen Ansätze, die die bei Pissarides 
(1989) untersuchten Fragestellungen betrachten. Ziel dieses Teils der vorlie- 
gende Arbeit ist es, diese Lücke zumindest ein Stück weit zu schließen. Wie 
wir später sehen werden, existiert gegenüber dem Modellansatz von Pissa- 
rides (1989) ein in der Praxis bedeutsameres Szenario. Darin verhandeln 
Unternehmen und Gewerkschaften über den Lohn, wobei den Unterneh- 
men das weitgehend exklusive Recht der Wahl der Beschäftigung obliegt. In 
der wissenschaftlichen Literatur wird diese Form der Verhandlung mit dem 
Right-to-Manage-Ansatz modelliert. Mit Hilfe dieses Ansatzes untersucht 
die vorliegende Studie insbesondere die Sensitivität der kontraintuitiven 
Resultate von Pissarides (1989) hinsichtlich der gewählten Modellannah- 
men. Die durchgeführte Analyse kann diese kontraintuitiven Ergebnisse bei 
Pissarides (1989) nicht bestätigen. Beispielsweise steigen in dem entwickel- 
ten Right-to-Manage-Ansatz infolge des demografischen Wandels die Löhne 
beider Gruppen, wohingegen die Arbeitslosenrate junger Arbeiter aufgrund 
der Modellierung einer konstanten Lohnersatzquote konstant bleibt, wäh- 
rend die Arbeitslosenrate alter Arbeiter steigt. Der Anstieg auch der Löhne 
älterer Arbeiter trotz der relativ größeren Verfügbarkeit dieser Gruppe ist 
auf die beschriebene Senioritätsregel der Gewerkschaften zurückzuführen, 
bei der diese besonderen Wert auf die Interessen älterer Arbeiter legen. Folg- 
lich muss konstatiert werden, dass die Ergebnisse bei Pissarides (1989) auf 
die Verwendung des speziellen Ansatzes der effizienten Kontrakte zurückzu- 
führen sind und mit dem hier entwickelten, als bedeutsamer einzustufenden 
Right-to-Manage-Ansatz nicht reproduziert werden. Insbesondere ist nicht 
zu erwarten, dass die Veränderung der Altersstruktur der Erwerbsbevölke- 
rung die Altersarbeitslosigkeit reduzieren wird, wie bei Pissarides (1989) 
prognostiziert. Die Alterung der Gesellschaft dürfte vielmehr, unter ansons- 
ten gleichen Bedingungen, die Arbeitslosenrate älterer Arbeiter erhöhen. 
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Der Rest dieses Teils ist wie folgt aufgebaut: In Kapitel 9 wird das Modell 
von Pissarides (1989) ausfiihrlich dargestellt. In Kapitel 10 wird der ange- 
sprochene Right-to-Manage-Ansatz detailliert erläutert. Die bei Pissarides 
(1989) analysierten Fragestellungen werden mit Hilfe dieses Ansatzes unter- 
sucht und Simulationen des unterstellten Analyserahmens durchgeführt. In 
Kapitel 11 folgt eine kurze Zusammenfassung. 


Kapitel 9 


Das Modell von Pissarides 
(1989) 


Das in diesem Kapitel dargestellte Modell von Pissarides (1989) analysiert 
den Einfluss der Alterung der Gesellschaft auf die Arbeitslosigkeit in einer 
Volkswirtschaft. Dies impliziert eine Interdependenz der Altersstruktur der 
Erwerbstätigen und insbesondere deren Veränderung mit der Beschäftigung. 
Im Fokus der Analyse steht folgender Einflusskanal: die Annahme, der zufol- 
ge die Gewerkschaften verschiedene Gruppen von Arbeitern unterschiedlich 
behandeln. Im Besonderen wird davon ausgegangen, dass die Gewerkschaf- 
ten mehr Wert auf die Belange der älteren Arbeiter legen und demnach die 
Gruppe der jüngeren Arbeiter in ihrer Nutzenfunktion weniger stark be- 
rücksichtigen. Diese Art des Agierens seitens der Gewerkschaften wird in 
der Literatur als Senioritätsregel bzw. seniority bezeichnet (siehe beispiels- 
weise Grossman, 1983; Pissarides, 1989; Altonji und Shakotko, 1995 und 
Altonji und Williams, 2005). Die Interessen älterer bzw. länger im Unter- 
nehmen beschäftigter Arbeiter (der letztgenannte Fall wird als job seniority 
bezeichnet) werden von den Gewerkschaften überproportional hoch bewer- 
tet und sie richten ihre Verhandlungen mit den Unternehmen danach aus. 
Die Gewerkschaften handeln für die jeweiligen Gruppen unterschiedliche 
Löhne und, falls dies Gegenstand der Verhandlungen ist, unterschiedliche 
Beschäftigungsmengen aus, mit einer stärkeren Gewichtung für die Gruppe 
älterer Arbeiter bzw. derjenigen Arbeiter mit längerer Betriebszugehörig- 
keit. Der Begriff Senioritätsregel bzw. seniority wird synonym verwendet 
für einen weiteren, das Alter bzw. die Betriebszugehörigkeit betreffenden 
Sachverhalt. Es handelt sich dabei um eine Regel für Entlassungen. Werden 
Entlassungen in den Unternehmen gemäß einer Senioritätsregel durchge- 
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führt, so werden zunächst die jüngeren Arbeiter bzw. diejenigen mit der 
kürzesten Betriebszugehörigkeit entlassen (last in first out) (siehe beispiels- 
weise Carruth und Oswald, 1987; Burda, 1990; Drazen und Gottfries, 1994 
und Booth und Frank, 1996). Im Folgenden bezieht sich der Begriff Senio- 
ritätsregel jedoch nicht auf die Entlassungsregel, sondern ausschließlich auf 
die höhere Gewichtung des Nutzens älterer Arbeiter in der gewerkschaftli- 
chen Nutzenfunktion. 

Wie kann man die Sichtweise belegen, die Gewerkschaften würden gemäß 
der zuvor skizzierten Senioritätsregel handeln und demnach die Interessen 
der älteren Arbeiter höher gewichten? Das typische Gewerkschaftsmitglied 
ist der Gruppe der älteren Arbeiter zuzuordnen. Das Durchschnittsalter der 
Gewerkschaftsmitglieder beispielsweise in Deutschland liegt deutlich über 
dem aller Beschäftigten, selbst wenn die Rentner als Gewerkschaftsmit- 
glieder nicht mitberücksichtigt werden (siehe beispielsweise Schnabel, 1993; 
Frerichs und Pohl, 2004 und Addison, Schnabel und Wagner, 2007). Da 
die Gewerkschaften in erster Linie gegenüber ihren Mitgliedern verpflichtet 
sind, ist es umso verständlicher, wenn sie sich stärker als Lobbyisten der 
älteren Arbeiter denn der jüngeren sehen. Darüber hinaus ist der typische 
Gewerkschaftsfunktionär als Repräsentant der Arbeitnehmer gegenüber den 
Arbeitgebern in der Regel selbst höheren Alters. Die jeweiligen Hierarchie- 
ebenen zu durchlaufen benötigt eine längere Zeit. In den Tarifverhandlungen 
sind die erfahrenen Gewerkschaftsfunktionäre zumindest in der Mehrheit. 
Je älter ein Gewerkschaftsfunktionär ist, umso eher wird er bereit sein, die 
Interessen älterer Arbeiter stärker durchzusetzen. 

Ein weiteres Argument für die stärkere Vertretung der Interessen älterer 
Arbeiter durch die Gewerkschaften kann darin gesehen werden, dass die Ge- 
werkschaften die älteren Arbeiter als diejenigen ansehen, die ihre Hilfe am 
meisten benötigen. Junge Arbeiter sind flexibler, mobiler und anpassungs- 
fähiger und folglich besser in der Lage, auf veränderte Rahmenbedingungen 
zu reagieren, als dies bei älteren Arbeitern der Fall ist. Kurz gesagt, junge 
Arbeiter können sich tendenziell besser selbst helfen als ältere Arbeiter. Ge- 
werkschaften sind im Rahmen der Sozialpartnerschaft für die Aushandlung 
der Tarifverträge mit den Arbeitgebervertretern zuständig. Durch diese Rol- 
le sind sie insbesondere die Vertreter der Interessen der arbeitenden Bevöl- 
kerung. Daraus lässt sich wiederum eine stärkere Gewichtung der Belange 
älterer Arbeiter ableiten, denn es liegt in der Natur der Sache, dass mit 
der Länge der Betriebszugehörigkeit auch das Alter eines Arbeiters steigt. 
Eine Insider-Outsider-Betrachtung liefert einen weiteren Erklärungsansatz 
für eine unterschiedliche Behandlung verschiedener Gruppen durch die Ge- 
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werkschaften (siehe beispielsweise Grossman, 1983; Oswald, 1985; Lindbeck 
und Snower, 1989 sowie Lindbeck und Snower, 2001). Gemäß einer solchen 
Betrachtung erhält ein Arbeiter durch eine längere Betriebszugehörigkeit 
einen Insider-Status. Werden durch die Gewerkschaften Insider stärker re- 
präsentiert als Outsider, so erklärt dies wiederum eine höhere Gewichtung 
älterer Arbeiter (als Insider). 

Pissarides verfolgt diesen letztgenannten Ansatz und nimmt an, dass 
die Gewerkschaften zwischen Insider und Outsider unterscheiden. Wie wir 
später sehen werden, bestehen in dem Modell zwei unterschiedliche Möglich- 
keiten, durch die ein Arbeiter den Insider-Status erlangt. Das entscheidende 
Kriterium zur Unterscheidung der beiden Möglichkeiten ist, ob ein arbeits- 
los gewordener Insider in einem anderen Unternehmen einen Insider-Job 
oder einen Outsider-Job erhält. Darauf wird im Detail später ausführlich 
einzugehen sein. 

In der komplett gewerkschaftlich organisierten Modellwirtschaft verhan- 
deln Unternehmen und Gewerkschaft auf der Firmenebene über den Lohn 
und über die Beschäftigung. Eine ausführliche Diskussion der Besonderheit 
dieses sogenannten Ansatzes der effizienten Kontrakte wird in einem Ex- 
kurs im folgenden Kapitel 9.1 durchgeführt. Der Meinungsbildungsprozess 
innerhalb der Gewerkschaften ist indes hier nicht Gegenstand der Analy- 
se. Stattdessen werden in Übereinstimmung mit dem überwiegenden Teil 
der Literatur die Gewerkschaften als rational handelnde Wirtschaftssub- 
jekte angesehen, deren Präferenzen eindeutig zu determinieren sind. Die 
Verhandlung wird über einen Nash Bargaining Ansatz modelliert. Dieser in 
der wissenschaftlichen Literatur und insbesondere im Bereich der Verhand- 
lungen auf dem Arbeitsmarkt weitverbreitete Verhandlungsansatz wird in 
einem weiteren Exkurs in Kapitel 9.2 näher erläutert. In Kapitel 9.3 wird die 
Verhandlung zwischen Gewerkschaft und Unternehmen auf der Mikroebe- 
ne dargestellt, bevor in Kapitel 9.4 das allgemeine Gleichgewicht abgeleitet 
wird. Der Einfluss des demografischen Wandels der Gesellschaft, modelliert 
als Veränderung der Altersstruktur der Erwerbsbevölkerung, wird in Kapitel 
9.5 analysiert. 


9.1 Exkurs 1: Der Ansatz der effizienten 
Kontrakte 


In der wissenschaftlichen Literatur über Lohnverhandlungen finden sich 
mehrere verschiedene Ansätze. Einen davon, den Ansatz der effizienten Kon- 
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trakte, verwendet Pissarides (1989). Dessen Besonderheit liegt darin, dass 
Unternehmen und Gewerkschaften sowohl über Löhne als auch über Be- 
schäftigung verhandeln. In der Literatur existiert demgegenüber ein weiterer 
Ansatz, bei dem lediglich über den Lohn verhandelt wird. Dieses sogenann- 
te Right-to-Manage-Modell wird in Kapitel 10 ausführlich diskutiert. Zur 
Abgrenzung gegenüber dem Ansatz der effizienten Kontrakte soll deshalb 
an dieser Stelle lediglich kurz auf diesen Ansatz eingegangen werden. 

Wie bereits angedeutet, verhandeln Unternehmen und Gewerkschaften 
im Right-to-Manage-Modell lediglich über den Lohn. Den Unternehmen 
obliegt das exklusive Recht der Wahl der Beschäftigung. Folglich wählen 
sie gemäß des gesetzten bzw. ausgehandelten Lohns die gewinnmaxima- 
le Arbeitseinsatzmenge. Theoretisch gesprochen wählen sie demnach einen 
Punkt auf der Arbeitsnachfragekurve. Jedoch hat bereits Leontief (1946) 
darauf hingewiesen, dass Kombinationen von Lohn und Beschäftigung auf 
der Arbeitsnachfragekurve nicht effizient sind. Es gibt Punkte und damit 
Lohn-Beschäftigung-Kombinationen abseits der Arbeitsnachfragekurve, die 
es ermöglichen, zumindest eine der beiden Parteien besserzustellen, ohne 
dass die andere Partei sich verschlechtert. Folglich verletzen Kombinationen 
auf der Arbeitsnachfragekurve das Kriterium der Pareto-Optimalität bzw. 
der Pareto-Effizienz. Beispielsweise ist es möglich, ausgehend von einer Ver- 
handlungslösung mit einer Kombination von Lohn und Beschäftigung auf 
der Arbeitsnachfragekurve eine andere Kombination zu wählen, bei der die 
Gewerkschaft einen höheren Nutzen erzielt, ohne einen gleichzeitigen Ge- 
winnverlust des Unternehmens zu induzieren. Anhand von Graphik 9.1 soll 
dies näher verdeutlicht werden. 

Angenommen, Gewerkschaft und Unternehmen einigen sich auf den 
Lohn w*7M (wobei RTM für Right-to-Manage steht). Das Unternehmen 
wählt daraufhin gemäß der Grenzproduktivitätsentlohnung die gewinnma- 
ximale Beschäftigung N*?™, also einen Punkt auf der Arbeitsnachfrage- 
kurve. Durch diesen Punkt A verläuft die Isogewinnlinie des Unternehmens 
m? sowie die Indifferenzkurve der Gewerkschaft V!. Der Punkt A ist jedoch 
nicht pareto-effizient, was deutlich wird, wenn man die zuvor angesproche- 
ne Möglichkeit durchspielt. Wenn Gewerkschaft und Unternehmen sich bei- 
spielsweise auf Punkt B einigen, so würde dies ein höheres Nutzenniveau für 
die Gewerkschaft implizieren, denn Punkt B liegt auf einer höheren Indif- 
ferenzkurve als Punkt A (nämlich auf V?). Der Gewinn des Unternehmens 
bleibt indes unverändert, Punkt B liegt weiterhin auf der Isogewinnlinie r?. 
Folglich war Punkt A nicht pareto-effizient, da durch eine veränderte Kom- 
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Kontraktkurve 


NRIM NEK 


Abbildung 9.1: Effiziente Kontrakte 


bination von Lohn und Beschäftigung eine der beiden Parteien bessergestellt 
werden kann, ohne die andere Partei schlechterzustellen. 

Eine pareto-effiziente Verbesserung gegenüber Punkt A würde auch eine 
Einigung auf die Kombination in Punkt C darstellen. Das Unternehmen 
verbessert sich durch die Erreichung einer weiter unten gelegenen (niedri- 
geren) Isogewinnlinie. Je niedriger die Isogewinnlinie, umso höher der Ge- 
winn des Unternehmens. Aus Sicht der Gewerkschaft ist der Übergang von 
Punkt A zu Punkt C nutzenniveauneutral, da beide Punkte auf der glei- 
chen Indifferenzkurve V! liegen. Kurz gesagt sind alle Lohn und Beschäf- 
tigungskombinationen innerhalb der durch die Isogewinnlinie mə und der 
Indifferenzkurve V+ gebildeten Linse pareto-superior gegenüber der Kombi- 
nation in Punkt A. Diese pareto-superioren Kombinationen sind wiederum 
gekennzeichnet durch einen niedrigeren Lohn und eine höhere Beschäftigung 
gegenüber Punkt A. 

Jedoch sind nicht alle Punkte innerhalb der Linse auch pareto-effizient. 
Lediglich Punkte auf der in Abbildung 9.1 eingezeichneten Kontraktkur- 
ve sind pareto-effizient. Solche pareto-effizienten Punkte ergeben sich dort, 
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wo sich jeweils eine Isogewinnlinie und eine Indifferenzkurve tangieren. Die 
Verbindung der Tangentialpunkte aller Isogewinnlinien und aller Indiffe- 
renzkurven ergeben die Kontraktkurve. Gegeniiber dem Punkt A sind al- 
le Punkte auf der Kontraktkurve innerhalb der Linse, also zwischen den 
Punkten B und C, pareto-effizient. Bei allen anderen Punkten auf der Kon- 
traktkurve außerhalb der Linse verschlechtert sich hingegen jeweils eine der 
beiden Parteien im Vergleich zu Punkt A. 

Wie werden jedoch Punkte auf der Kontraktkurve realisiert? Die Ver- 
handlung lediglich über den Lohn führt, wie bereits angesprochen, zu Punk- 
ten auf der Arbeitsnachfragekurve (Right-to-Manage-Modell). Bei Leontief 
(1946) und Fellner (1947) ist bereits zu lesen, dass Gewerkschaft und Unter- 
nehmen sich besserstellen, wenn sie über den Lohn und die Beschäftigung 
verhandeln. Spätestens seit Hall und Lilien (1979) und McDonald und So- 
low (1981) ist dieser Sachverhalt verstärkt diskutiert worden. Ergebnisse 
bezüglich der Verhandlung über Lohn und Beschäftigung müssen jedoch in 
einen verbindlichen Kontrakt münden. Das Unternehmen könnte ansonsten 
den Gewinn erhöhen, indem es nach der Einigung auf einen bestimmten 
Punkt auf der Kontraktkurve mit einem bestimmten Lohn die mit diesem 
Lohn korrespondierende Beschäftigungsmenge auf der Arbeitsnachfragekur- 
ve wählen würde. In Abbildung 9.1 wäre dies eine horizontale Bewegung von 
einem bestimmten Punkt der Kontraktkurve bis zur Arbeitsnachfragekur- 
ve. Durch die geringere Beschäftigung bei gleichem Lohn würde der Gewinn 
des Unternehmens steigen. Folglich müssen Verhandlungen über Lohn und 
Beschäftigung in einem verbindlichen Kontrakt festgeschrieben werden. An- 
ders ausgedrückt muss dem Unternehmen das Recht auf die eigenständige 
Festsetzung der Höhe der Beschäftigung vertraglich entzogen werden. 

Der Verlauf der Kontraktkurve wird determiniert durch den Grad der Ri- 
sikoaversion der Gewerkschaft. Die in Abbildung 9.1 dargestellte senkrech- 
te Kontraktkurve korrespondiert mit einer risikoneutralen Gewerkschaft. 
Technisch gesprochen ist in diesem Fall die zweite Ableitung der vom Lohn 
abhängigen linearen Nutzenfunktion V (w) gleich null, V” (w) = 0.! Die 
Kontraktkurve ist dann eine Senkrechte über dem Alternativeinkommen 
wĉ.? Der ausgehandelte Lohn bei effizienten Kontrakten liegt unterhalb des 
ausgehandelten Lohns im Right-to-Manage-Ansatz. Die Beschäftigung wird 


!Die mathematische Herleitung der Kontraktkurve erfolgt bei der ausführlichen (auch 
mathematisch-formalen) Darstellung des Modells von Pissarides (1989) in Kapitel 9.3. 

2 Die ausführliche ökonomische Erklärung des Alternativeinkommens erfolgt in Kapi- 
tel 9.4. 
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so weit erhöht, bis der Grenzertrag der Arbeit gleich dem Alternativeinkom- 
men ist und über der Beschäftigung im Right-to-Manage- Ansatz liegt. 

Risikoaverse Gewerkschaften sind hingegen gekennzeichnet durch eine 
konkave Nutzenfunktion mit V” (w) < 0. Die Kontraktkurve weist eine po- 
sitive Steigung auf. D.h., es besteht ein positiver Zusammenhang zwischen 
der Beschäftigung und dem Lohn. Da der Lohnsatz über dem Alternativein- 
kommen liegt, ist die Beschäftigung höher als bei einer risikoneutralen Ge- 
werkschaft. Wie die Theorie jedoch zeigt, ist die Beschäftigung im Fall einer 
risikoneutralen Gewerkschaft gleich der markträumenden Beschäftigung in 
einem Modell ohne Verhandlung auf einem kompetitiven Arbeitsmarkt (sie- 
he beispielsweise Layard, Nickell und Jackman, 1991 sowie Booth, 1995). 
Somit impliziert eine positiv geneigte Kontraktkurve eine Beschäftigung, 
die höher ist als die markträumende Beschäftigung. Anders ausgedrückt 
impliziert eine positiv geneigte Kontraktkurve eine Überbeschäftigung (Os- 
wald, 1985). Jedoch kann diese Aussage lediglich auf die Mikroebene bezo- 
gen werden. Nach der Aggregation auf die Makroebene verliert sich dieser 
positive Beschäftigungseffekt. Im allgemeinen Gleichgewicht ist eine höhere 
Beschäftigung als die markträumende Beschäftigung nicht möglich (siehe 
Layard und Nickell, 1990). 

Risikofreudige Gewerkschaften weisen konvexe Nutzenfunktionen auf, 
V” (w) > 0. Die Kontraktkurve ist negativ geneigt, verläuft jedoch steiler 
als die Arbeitsnachfragekurve. Kombinationen von Lohn und Beschäftigung 
unterhalb der Arbeitsnachfragekurve sind nicht effizient. Das Unternehmen 
könnte Lohn und Beschäftigung erhöhen, ohne den Gewinn zu reduzieren, 
wenn es sich entlang der Isogewinnlinie bis auf die Arbeitsnachfragekurve 
bewegen würde. Die Gewerkschaft würde dadurch ebenfalls besser gestellt, 
folglich besteht kein Anreiz, eine Kombination unterhalb der Arbeitsnach- 
fragekurve zu wählen.’ 

Nachdem das Konzept der effizienten Kontrakte allgemein dargestellt 
wurde, soll im folgenden Kapitel der in der Verhandlungstheorie und ins- 
besondere in der Modellierung der Verhandlung über Löhne und ggf. Be- 
schäftigung häufig verwendete Nash Bargaining Ansatz allgemein erläutert 
werden. Im Anschluss daran werden die erarbeiteten Konzepte bei der Dar- 
stellung des Modells von Pissarides (1989) formal-theoretisch angewendet. 


3Zur Diskussion risikoneutraler, risikoaverser und risikofreudiger Gewerkschaften und 
deren Auswirkungen auf die Kontraktkurve siehe beispielsweise Ulph und Ulph (1990), 
Booth (1995), Goerke und Holler (1997) sowie Michaelis (1998). 
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9.2 Exkurs 2: Der Nash Bargaining Ansatz 


In der ökonomischen Literatur über Verhandlungen zwischen mehreren Par- 
teien nimmt der Nash Bargaining Ansatz eine überragende Rolle ein. Insbe- 
sondere in der Arbeitsmarktliteratur werden Verhandlungen zwischen Un- 
ternehmen und Gewerkschaften oftmals durch den Nash Bargaining Ansatz 
modelliert (siehe beispielsweise Farber, 1986; Booth, 1996 oder Layard, Ni- 
ckell und Jackman, 1991). Der Ansatz geht zurück auf Nash (1950). Nash 
betrachtet darin nicht den eigentlichen Verhandlungsprozess, bei dem ei- 
ne Verhandlungspartei ein Angebot unterbreitet und die Gegenpartei dies 
entweder annimmt oder ablehnt und durch ein Gegenangebot beantwortet. 
Vielmehr werden Bedingungen festgelegt, die eine sinnvolle Verhandlungslö- 
sung erfüllen muss. Nur dieses Ergebnis, das die formulierten Bedingungen 
(Axiome) erfüllt, wird als das optimale Ergebnis identifiziert. Alle anderen 
Verhandlungsergebnisse sind nicht pareto-optimal. 

Welches sind nun die Axiome, die eine vernünftige Verhandlungslösung 
erfüllen sollte (siehe beispielsweise Gravelle und Rees, 2004 und Lingens, 
2004)? 


1. Pareto-Optimalitat: Die Verhandlungsparteien sollten sich auf das Er- 
gebnis einigen, bei dem sichergestellt ist, dass es keine andere Verhand- 
lungslösung gibt, bei der nicht zumindest eine Partei bessergestellt 
werden könnte, ohne eine andere Partei schlechterzustellen. 


2. Symmetrie: Zwei identische Verhandlungspartner sollten sich auf ein 
Ergebnis einigen, bei dem beide Partner den gleichen Nutzen erzielen. 
Alle anderen Ergebnisse würden eine verzerrte Struktur der Verhand- 
lung in Richtung eines Verhandlungspartners implizieren. 


3. Unabhängigkeit von irrelevanten Alternativen: Alternativen, bei de- 
nen beide Parteien bessergestellt werden, die jedoch nicht zu erreichen 
sind, dürfen keinen Einfluss auf das Verhandlungsergebnis erzeugen. 
Nur Alternativen, die auch erreicht werden könnten, dürfen berück- 
sichtigt werden. 


4. Unabhängigkeit von äquivalenter Nutzentransformation: Die Maßein- 
heit, in der der Nutzen gemessen wird, darf keinen Einfluss auf das 
Ergebnis haben. Eine Verhandlung, bei der die Präferenzen der Partei- 
en sich durch eine lineare Transformation einer anderen Verhandlung 
ergeben, muss die gleiche Aufteilung erzeugen, wie die Verhandlung 
ohne Transformation. 
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Nash (1950) hat nachgewiesen, dass eine Verhandlungslösung nur dann 
alle vier Axiome erfiillt, wenn die zu maximierenden Verhandlungsgewin- 
ne beider Parteien multiplikativ miteinander verkniipft sind. Alle anderen 
funktionalen Verknüpfungen implizieren den Verstoß der Verhandlungslö- 
sung gegen mindestens ein Axiom.’ Das zu maximierende so genannte Nash- 
Produkt (NP) stellt sich demnach wie folgt dar: 


NP = (U,—U,)’ a (9.1) 


wobei U} bzw. U> den Nutzen der Verhandlungspartei 1 bzw. 2 bei einer Ei- 
nigung angeben. Das Nutzenniveau der beiden Parteien, wenn es zu keiner 
Einigung kommt, wird mit U, bzw. U> bezeichnet. Diese werden auch als 
Fallback-Positionen bezeichnet, da sie die Positionen darstellen, auf die die 
jeweilige Partei bei einem Scheitern der Verhandlungen zuriickfallt (siehe 
beispielsweise Layard, Nickell und Jackman, 1991; Booth, 1996 sowie Land- 
mann und Jerger, 1999). Somit stellen die Klammerterme die jeweiligen Ver- 
handlungsgewinne der beiden Parteien dar. Der Parameter ß steht für die 
Verhandlungsmacht der ersten Partei, wohingegen die Verhandlungsmacht 
der zweiten Partei mit 1 — 8 bezeichnet wird. Das Axiom der Symmetrie 
(Axiom Nummer 2) kann folglich nur gelten, wenn beide Parteien die gleiche 
Verhandlungsmacht besitzen. 


9.3 Verhandlung auf Unternehmensebene 


Nachdem zuvor der Nash Bargaining Ansatz allgemein dargestellt wurde, 
soll im Folgenden die Modellstruktur ausführlich erläutert werden. Wie 
bereits erwähnt, verhandelt jedes Unternehmen mit einer Firmen-Gewerk- 
schaft sowohl über den Lohn als auch über die Höhe der Beschäftigung. 

Der Gewinn ~ eines Unternehmens berechnet sich aus dem Ertrag ab- 
züglich der Kosten: 


T= F (N,, N2) = w,N, = wo No. (9.2) 


Der Ertrag wird dargestellt durch die Produktionsfunktion F (.), die die 
Inada-Bedingungen erfüllt. Der Output wird determiniert durch die einge- 
setzte Arbeitsmenge, wobei es zwei Gruppen von Arbeitern gibt. Die ein- 
gesetzte Menge an jungen Arbeitern wird mit N, bezeichnet, der Einsatz 


i Mathematische Beweise dafür finden sich in vielen Lehrbüchern, siehe beispielsweise 
Muthoo (1999). 
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an alten Arbeitern mit Na. Für junge Arbeiter ist der Lohn w, zu zahlen, 
alte Arbeiter erhalten den Lohn we, so dass die Lohnkosten für beide Grup- 
pen sich durch wıNı bzw. wN ergeben. Die Fallback-Position, also der 
Gewinn bei Nichteinigung mit der Gewerkschaft, sei mit der Konstanten 7 
bezeichnet. 

Die Nutzenfunktion der Gewerkschaft V besteht aus der gewichteten 
Summe der Nutzenfunktionen der beiden Gruppen junger und alter Arbei- 
ter, Vi und b;: 

V=aV,+ Vo. (9.3) 


Der Gewichtungsfaktor a < 1 gibt an, mit welcher relativen Gewichtung die 
beiden Gruppen in die gewerkschaftliche Nutzenfunktion eingehen. Wenn a 
den Wert 1 annimmt, werden die Nutzenfunktionen beider Gruppen gleich 
gewichtet. Interessant ist hingegen der Fall, wenn a kleiner als 1 ist. Dies 
bedeutet, der Nutzen der jungen Arbeiter geht mit einem geringeren Ge- 
wicht in die gewerkschaftliche Nutzenfunktion ein als der Nutzen der alten 
Arbeiter. In diesem Szenario legt die Gewerkschaft mehr Wert auf die Be- 
lange und Interessen der älteren Arbeiter. Anders ausgedrückt, die alten 
Arbeiter werden als Insider betrachtet, während die jungen Arbeiter als 
Outsider angesehen werden.? Später wird deutlich, dass auch nur in diesem 
Fall im Verhandlungsprozess unterschiedliche Ergebnisse für beide Gruppen 
zustande kommen, selbstverständlich unter der Voraussetzung identischer 
Produktivitäten beider Gruppen von Arbeitern. 

Für eine jeweilige Gruppe wird der Nutzen determiniert durch die Sum- 
me der Nutzen der einzelnen Mitglieder dieser Gruppe. Der Nutzen eines 
Arbeiters wiederum wird definiert über den erzielten Lohn. Für einen jun- 
gen Arbeiter ergibt sich der Nutzen aus v (wı), für einen älteren Arbei- 
ter aus v (wa). Der Nutzen eines nicht in dem betrachteten Unternehmen 
beschäftigten Gewerkschaftsmitglieds wird determiniert durch das Alterna- 
tiveinkommen, dargestellt als J} bzw. U2. Über die Zusammensetzung des 
Alternativeinkommens aus einer eventuellen Arbeitslosenunterstützung bei 
Arbeitslosigkeit und einem eventuellen Lohn bei einer Beschäftigung in ei- 
nem anderen Unternehmen wird im folgenden Kapitel noch näher einzuge- 
hen sein. 

Für die Gewerkschaft ergibt sich für jede Gruppe Arbeiter eine Rente 
aus der Beschäftigung in Höhe von N, jungen bzw. Na alten Arbeitern in 
einem Unternehmen. Exemplarisch soll hier die Rente aus der Beschäfti- 


°Diese Sichtweise drückt sich auch in dem Titel des Papiers von Pissarides (1989) 
aus: “Unemployment Consequences of an Aging Population: An Application of Insider- 
Outsider Theory”. 
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gung N» alter Arbeiter in einem Unternehmen dargestellt werden. Dabei sei 
Ly die Zahl alter Gewerkschaftsmitglieder. Somit ergibt sich die Rente der 
Gewerkschaft Vo — V» als:® 


Və - Vs = Nov (we) + (Lo = Na) Be — Lodo, (9.4) 


wobei V} den Nutzen aus der Beschäftigung in diesem Unternehmen dar- 
stellt. Vz stellt den Nutzen der nicht in diesem Unternehmen beschäftigten 
alten Gewerkschaftsmitglieder dar. Von den alten Gewerkschaftsmitgliedern 
sind N, in dem betrachteten Unternehmen beschäftigt. Nach wenigen Um- 
formungen erhält man: 


Və = Vo = No [v (w2) = T2] F (9.5) 


Als gesamte gewerkschaftliche Rente aus der Beschäftigung von N, jungen 
und Na alten Arbeitern in dem Unternehmen ergibt sich sodann: 


V- V = aN, [v (w) = Tı] + No [v (w2) = Və] . (9.6) 


Die Verhandlung zwischen dem Unternehmen und der Gewerkschaft wird 
über ein Nash Bargaining modelliert. Wie bereits erwähnt, werden sowohl 
die Löhne als auch die Beschäftigung beider Gruppen verhandelt. Das zu 
maximierende Nash-Produkt lautet: 


NP =(V-V)°-(n-7)'?. (9.7) 


Nach Einsetzen der Gleichungen (9.2) und (9.6) ergeben sich als Bedin- 
gungen erster Ordnung für die Löhne sowie die Beschäftigung der beiden 
Gruppen: 


ONP 


Ow, = Bav (wy) (mr — 7) — (1 - 8) (V - V) =0 a8) 
— = Bu’ (we) (r — 7) — (1 - 8) (V - V) =0 (9.9) 
ON, = Ba[v(w1) — 01] (m — T) + (1-8) (V - V) (Fı -wı)=0 (9.10) 
he = Blu (we) — D2] (r -M)+(1-B)(V-V)(R-w)=0. (9.11) 


Für die Unterscheidung alternativer Nutzenfunktionen gegenüber der hier verwen- 
deten utilitaristischen Nutzenfunktion siehe beispielsweise Goerke und Holler (1997). 
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Hierbei bezeichnen F} bzw. Fo die partiellen Ableitungen der Produktions- 
funktion F (N1, N2) nach dem ersten bzw. zweiten Argument. 

Setzt man die beiden Bedingungen erster Ordnung (9.8) und (9.9) gleich, 
so erhält man als Relation der Löhne beider Gruppen: 


av (wı) = v (we). (9.12) 


Das Lohndifferenzial wird demnach lediglich von der Struktur der Nutzen- 
funktionen der einzelnen Individuen sowie dem Gewichtungsfaktor œ beein- 
flusst. Insbesondere die Produktivität der Gruppenmitglieder wie auch die 
Relation der Gruppengrößen haben keinen Einfluss auf das Lohndifferenzial. 
Unterstellt man konkave Nutzenfunktionen mit positiven und abnehmenden 
Grenznutzen des Lohns, so zeigt Gleichung (9.12), dass der Lohn beider 
Gruppen gleich ist, sofern der Gewichtungsfaktor der Gewerkschaft gleich 
eins ist. Wenn der Nutzen beider Gruppen mit dem gleichen Gewicht in die 
gewerkschaftliche Nutzenfunktion eingeht, dann wird die Gewerkschaft für 
junge und alte Arbeiter den gleichen Lohn aushandeln. Gilt hingegen a < 1, 
wobei die Gewerkschaft mehr Wert auf die Belange der alten Arbeiter legt, 
dann ist der ausgehandelte Lohn für alte Arbeiter w, höher als der Lohn jun- 
ger Arbeiter w,. Anders ausgedrückt, der Lohn der (Gewerkschafts-)Insider 
ist höher als der Lohn der (Gewerkschafts-)Outsider. Bleibt noch Folgendes 
festzuhalten: Gilt a < 1, so kann Gleichung (9.12) nicht erfüllt sein, sofern 
die Arbeiter risikoneutral sind, da in diesem Fall v’ (w;) = 1 gilt. 

Für die Kontraktkurven ergeben sich aus den Gleichungen (9.8) und 
(9.10) sowie aus den Gleichungen (9.9) und (9.11) die bekannten McDonald- 
Solow-Bedingungen (siehe McDonald und Solow, 1981): 


w -F = -~ ma (9.13) 
TE oe (9.14) 


Die Kontraktkurven der beiden Gruppen sind charakterisiert durch gleiche 
Steigungen der Indifferenzkurven der Gewerkschaft und der Isogewinnli- 
nien des Unternehmens fiir die jeweilige Gruppe, da die Kontraktkurven 
aus der Verbindung der Tangentialpunkte der Indifferenzkurven und Iso- 
gewinnlinien bestehen. Die Höhe der Beschäftigung von jungen und alten 
Arbeitern in einem Unternehmen wird determiniert durch die Struktur der 
Nutzenfunktionen der Arbeiter, da die Form der Nutzenfunktionen und da- 
mit der Grad an Risikoaversion die Lage der Kontraktkurven bestimmt. 
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Dies wird deutlich, indem man die Steigung der Kontraktkurven im Lohn- 
Beschäftigung-Raum berechnet. Dazu werden die Gleichungen (9.13) und 
(9.14) nach wı und N, bzw. wə und Na differenziert (siehe beispielsweise 
Goerke und Holler, 1997 und Michaelis, 1998): 


dN, — [v(wi) - %] - v” (wi) 
dw, “Fag [v' (w) (9.16) 


dN, [v (we) — da] - v” (w2) 

Risikoaverse Arbeiter sind gekennzeichnet durch konkave Nutzenfunktio- 
nen, folglich gilt v” (.) < 0 (siehe beispielsweise Muthoo, 1999 sowie Gravelle 
und Rees, 2004). Die Nenner der Gleichungen (9.15) und (9.16) sind dem- 
nach negativ. Die Produktionsfunktion weist abnehmende Grenzertrage auf. 
Mit zunehmender Beschäftigung sinkt der Grenzertrag der Arbeit, folglich 
gilt: Fy, < 0 und Fa < 0. Somit ergibt sich für die Kontraktkurven risiko- 
averser Arbeiter eine positive Steigung.’ Die Kontraktkurve (einer jeweiligen 
Gruppe) startet auf der Arbeitsnachfragekurve des Unternehmens in Höhe 
des Alternativeinkommens, das ein Arbeiter außerhalb des Unternehmens 
erzielen kann, was wie folgt zu erklären ist. Für die Arbeitsnachfragekurve 
des Unternehmens gilt F; = w;, mit i = 1,2. Folglich ist für jeden Punkt 
entlang der Arbeitsnachfragekurve die jeweilige linke Seite der Gleichungen 
(9.13) und (9.14) gleich null. Die jeweilige rechte Seite wird jedoch nur dann 
null, wenn v (wı) = V, gilt. Demnach startet die Kontraktkurve mit ihrem 
positiven Verlauf auf der Arbeitsnachfragekurve in Höhe des Alternativein- 
kommens. Dies impliziert eine höhere Beschäftigung in dem Unternehmen 
im Vergleich zur Beschäftigung gemäß der Grenzproduktivitätsentlohnung 
(also einem Punkt auf der Arbeitsnachfragekurve). Analytisch kann dies fol- 
gendermaßen abgeleitet werden. Aus den Gleichungen der Kontraktkurven 
(9.13) sowie (9.14) ist zu erkennen, dass für Löhne, die über dem Alterna- 
tiveinkommen liegen, der Grenzertrag der Arbeit geringer ist als der Lohn 
w;. Die jeweiligen rechten Seiten der beiden Gleichungen sind positiv, wenn 
der jeweilige Lohn über dem Alternativeinkommen liegt. Die jeweiligen lin- 
ken Seiten sind jedoch nur dann positiv, wenn der jeweilige Grenzertrag 
der Arbeit geringer ist als der Lohn. Somit ist die Beschäftigung in dem 
Unternehmen höher als im Fall der Beschäftigung gemäß der Grenzproduk- 
tivitätsentlohnung. Darüber hinaus ist die Beschäftigung bei einer positi- 


"Zur Diskussion des Verlaufs von Kontraktkurven in Abhängigkeit vom Grad der 
Risikoaversion siehe Kapitel 9.1 und die dort angegebene Literatur. 
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ven Kontraktkurve höher als im Fall eines kompetitiven Arbeitsmarktes bei 
vollkommener Konkurrenz (Überbeschäftigung) (siehe beispielsweise Goer- 
ke und Holler, 1997). Jedoch muss angemerkt werden, dass dieses Ergeb- 
nis lediglich auf einer partialanalytischen Sichtweise beruht und demnach 
nur auf der Mikroebene gilt. Wie Layard und Nickell (1990) nachgewiesen 
haben, entsteht nach der Aggregation auf der Makroebene kein positiver 
Beschäftigungseffekt durch effiziente Kontrakte. Auf der Makroebene gibt 
es keine Überbeschäftigung durch effiziente Kontrakte. 

Was ändert sich, wenn die Arbeiter risikoneutral sind? Die Nutzenfunk- 
tion der Arbeiter ist in diesem Fall linear, mit v (w;) = w;; v’ (w;) = 1 und 
v” (w;) = 0 (siehe beispielsweise Michaelis, 1998 sowie Gravelle und Rees, 
2004). Die Kontraktkurven modifizieren sich folglich zu F; = 0; (siehe Glei- 
chungen (9.13) und (9.14)), der Grenzertrag der Arbeit entspricht dem Al- 
ternativeinkommen. Die Steigungen der Kontraktkurven sind unendlich (sie- 
he Gleichungen (9.15) und (9.16)), demnach sind im Lohn-Beschäftigung- 
Raum die Kontraktkurven jeweils vertikale Geraden über dem Alterna- 
tiveinkommen. Die Beschäftigung in dem Unternehmen ist unabhängig vom 
Lohn w;, die eingesetzte Arbeitsmenge wird erweitert, bis der Grenzertrag 
der Arbeit dem Alternativeinkommen entspricht. 

Interessant bleibt festzuhalten, dass auf der Unternehmensebene der Ge- 
wichtungsfaktor der Gewerkschaft keinen Einfluss auf die Höhe der Beschäf- 
tigung der jeweiligen Gruppen hat. Außerdem beeinflusst die Gruppengröße 
die Beschäftigung lediglich über die Grenzerträge der Arbeit. Sofern man 
für junge und alte Arbeiter identische Produktivitäten unterstellt, hat die 
relative Gruppengröße überhaupt keinen Einfluss. Wir werden jedoch se- 
hen, dass diese Ergebnisse lediglich in der Partialanalyse auf der Unterneh- 
mensebene gelten und sich im folgenden allgemeinen Gleichgewichtsmodell 
ändern. 


9.4 Allgemeines Gleichgewichtsmodell 


Nachdem im vorherigen Kapitel die Verhandlung auf Unternehmensebene 
dargestellt wurde, soll nun die Aggregation auf Makroebene vorgenommen 
werden. Dazu müssen die auf Mikroebene exogenen Alternativeinkommen ?; 
endogenisiert werden. Es wird angenommen, alle Unternehmen seien iden- 
tisch. Wird ein Arbeiter entlassen, so findet er mit der Wahrscheinlich- 
keit (1 — u;) eine Anstellung in einem anderen Unternehmen, wobei u; die 
gesamtwirtschaftliche Arbeitslosenrate der jeweiligen Gruppe von jungen 
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bzw. alten Arbeitern darstellt. Das Alternativeinkommen eines Arbeiters 
der Gruppe i = 1, 2 stellt sich wie folgt dar: 


Ui = (1 = ui) v (Wi) + UV (bi) . (9.17) 


Hierbei bezeichnet w; den Lohn, den ein Arbeiter der Gruppe i in einem 
anderen Unternehmen erzielen kann. Die Wiedereinstellungswahrscheinlich- 
keit liegt bei (1 — w;). Mit der Wahrscheinlichkeit u; findet ein arbeitslos 
gewordener Arbeiter keine neue Anstellung und erhält dann ein Arbeitslo- 
sengeld in Höhe von b;. 

Der kritische Punkt in der Analyse besteht in der Annahme bezüglich 
des Lohns W;, den ein Arbeiter der Gruppe i bei Wiedereinstellung in einem 
anderen Unternehmen erzielen kann. Wir haben im vorherigen Kapitel ge- 
sehen, dass sich der Lohn von jungen Arbeitern gegenüber dem Lohn alter 
Arbeiter unterscheidet, wenn die Gewerkschaft den Nutzen beider Gruppen 
unterschiedlich bewertet (siehe Gleichung (9.12)). Für junge Arbeiter ist der 
Sachverhalt eindeutig. Wenn ein junger Arbeiter arbeitslos wird, so erhält 
er bei einer Wiedereinstellung in einem anderen Unternehmen wiederum 
einen so genannten junior job. Dies bedeutet, in jeder anderen Firma erzielt 
ein junger Arbeiter den gleichen Lohn, den er zuvor in seinem bisherigen 
Unternehmen erhalten hat, nämlich den Lohn eines juniors, also eines jun- 
gen Arbeiters bzw. eines Arbeiters mit kurzer Betriebszugehörigkeit. Es gilt 
folglich: 

Wi = Wj. (9.18) 


Bei alten Arbeitern gestaltet sich der Sachverhalt indes nicht so ein- 
deutig. Zum einen kann unterstellt werden, dass arbeitslos gewordene alte 
Arbeiter nach einer Wiedereinstellung den gleichen Lohn wie zuvor erhalten. 
Anders ausgedrückt, erhält ein alter Arbeiter in einem anderen Unterneh- 
men einen so genannten senior job, folglich gilt: 


Wo = Wo. (9.19) 


Bei dieser Art der Entlohnung spielt das Alter die entscheidende Rolle. Ein 
alter Arbeiter erhält in jedem Unternehmen einen senior job, auch wenn er 
beispielsweise erst mit 50 Jahren neu in das Unternehmen eintritt. Solch ein 
Prinzip der Entlohnung nach dem Alter erfolgt in der Realität in Deutsch- 
land überwiegend im öffentlichen Dienst. 

In der privaten Wirtschaft herrscht indes weitestgehend ein anderes Prin- 
zip der Entlohnung, wobei die Entlohnung die Länge der Betriebszugehö- 
rigkeit berücksichtigt. Neu eingestellte Arbeiter werden in Relation zu ver- 
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gleichbaren Arbeitern mit längerer Betriebszugehörigkeit in eine niedrigere 
Lohngruppe eingruppiert. Dementsprechend erhalten arbeitslos gewordene 
alte Arbeiter nach einer Wiedereinstellung in einem anderen Unternehmen 
einen junior job. Modelltheoretisch folgt daraus: 


wa = Ww. (9.20) 


Um die jeweiligen allgemeinen Gleichgewichtssituationen ableiten zu 
können, wird folgende Cobb-Douglas-Produktionsfunktion unterstellt: 


F (M, No) = (Ny + No)”, (9.21) 


mit 0 < y < 1. Beide Typen von Arbeitern gelten gemäß der von Pissari- 
des (1989) gewählten Modellierung somit als perfekte Substitute. Aus den 
Kontraktkurven (9.13) und (9.14) erhält man folglich: 


vw) — Vy v (w2) — Ve 
er es ern 


(9.22) 
Im jeweiligen Zähler der beiden Brüche in Gleichung (9.22) stehen die Ren- 
ten der jeweiligen Gruppen junger und alter Arbeiter aus der Beschäftigung 
in einem Unternehmen. Diese gilt es im Folgenden näher zu spezifizieren. 
Die soeben diskutierte mögliche Entlohnung eines arbeitslos gewordenen 
Arbeiters in einem anderen Unternehmen ist hier von entscheidender Be- 
deutung. Für junge Arbeiter ist sinnvollerweise lediglich der Fall w, = wı 
relevant. Unter Berücksichtigung von Gleichung (9.17) ergibt sich: 


v (wi) — T, = u [v (w1) — v (b1)] . (9.23) 


Es wird eine konstante Lohnersatzquote p = bı/W, unterstellt. Für loga- 
rithmische Nutzenfunktionen der Arbeiter erhält man sodann: 


U (wy) —- V1 =U, [In wı — In (pwı)] ; (9.24) 
woraus sich durch Umformen ergibt: 


v (wi) — 0, = —u ln p. (9.25) 


8Fiir eine ausführlichere Diskussion, welches Szenario die Realität besser abbildet, 
siehe Kapitel 10.3.1 und die dort angegebene Literatur. 
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Im Fall alter Arbeiter sind hingegen die beiden zuvor geschilderten Fälle zu 
unterscheiden. 


Senior job 
Zunächst wird das Szenario betrachtet, bei dem alte Arbeiter in jedem 
Unternehmen nach einer Wiedereinstellung einen senior job erhalten, es gilt: 


We = W2. (9.26) 


Für die Rente eines alten Arbeiters aus der Beschäftigung in einem Unter- 
nehmen ergibt sich analog zum Fall junger Arbeiter: 


UV (we) — = - In p- (9.27) 


Das abgeleitete Lohndifferenzial aus Gleichung (9.12) stellt sich bei loga- 
rithmischen Nutzenfunktionen wie folgt dar: 


w = aun. (9.28) 


Die Relation der Arbeitslosenraten beider Gruppen erhält man, indem in 
Gleichung (9.22) die Gleichungen (9.25), (9.27) und (9.28) eingesetzt wer- 


den: 
l-a 


Inp ` 


U = Ua — (9.29) 
Dabei wird deutlich, dass die gleichgewichtige Arbeitslosenrate beider Grup- 
pen gleich ist, wenn a = 1 gilt. Die Gewerkschaften bevorzugen in diesem 
Fall keine der beiden Gruppen. Der Nutzen junger und alter Arbeiter geht 
mit dem gleichen Gewicht in die gewerkschaftliche Nutzenfunktion ein. 

Wie gestaltet sich hingegen die Relation der Arbeitslosenraten, wenn 
a < 1 ist? Dazu wird Gleichung (9.29) nach a abgeleitet: 


Our 1 
Das Vorzeichen ist auf den ersten Blick nicht zu bestimmen, denn es gilt: 
In p = In (b;/W;) = lnb; — ln W; < 0. Sinnvollerweise ist das Arbeitslosengeld 
b; kleiner als das Alternativeinkommen bei Beschäftigung in einem anderen 
Unternehmen %;. Aus Gleichung (9.25) erhält man: 
UV (w) = V1 


uU = np ` (9.31) 
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Diesen Ausdruck für u, setzt man in Gleichung (9.30) ein und man erhält 


sodann: 
ðu 1-—v(w)+7 


ða In p 
Aus Gleichung (9.13) für die Kontraktkurve junger Arbeiter ergibt sich nach 
einigen Umformungen: 


(9.32) 


— = 1 -v (w) +m. (9.33) 


Setzt man diesen Ausdruck wiederum in Gleichung (9.32) ein, so ergibt 


sich: 
Our = F 1 


da wln p (9.34) 


Das Vorzeichen ist eindeutig negativ, da ln p negativ ist. 

Was bedeutet dieses Ergebnis nun ökonomisch? Wie wir bereits gesehen 
haben, sind die Arbeitslosenraten beider Gruppen gleich, sofern a = 1 ist. 
Wenn jetzt a sinkt, d.h. die Gewerkschaft den Nutzen der alten Arbeiter 
höher bewertet als den Nutzen der jungen Arbeiter, dann steigt die Arbeits- 
losenrate der älteren Arbeiter. Zum einen ist in diesem Fall der Lohn der 
alten Arbeiter bei Beschäftigung in einem Unternehmen höher als der Lohn 
der jungen Arbeiter. Zum anderen ist der Lohn bei einer Wiederbeschäfti- 
gung nach Arbeitslosigkeit für alte ebenfalls höher als für junge Arbeiter. 
Junge Arbeiter erhalten lediglich einen junior job, während ältere Arbeiter 
einen höher bezahlten senior job bekommen. Folglich ist die Arbeitslosen- 
rate von alten Arbeitern höher als die Arbeitslosenrate junger Arbeiter. 


Junior job 

Lässt sich dieses Ergebnis auch auf den realistischeren Fall übertragen, 
in dem ein älterer Arbeiter nach einer Wiederbeschäftigung einen junior job 
erhält? In diesem Szenario gilt 


Wo = UW), (9.35) 


so dass sich für die Rente eines alten Arbeiters aus der Beschäftigung in 
einem Unternehmen Folgendes ergibt: 


v (we) — Ve = ln — — ug ln p. (9.36) 
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Setzt man in Gleichung (9.22) die Gleichungen (9.25), (9.36) und (9.28) ein, 
so erhält man als Relation der beiden Arbeitslosenraten: 


l-a+tlna 


= (9.37) 


U = UA — 


Auch in diesem Szenario sind beide Arbeitslosenraten gleich, wenn die Ge- 
werkschaft beide Gruppen in ihrer Nutzenfunktion gleich gewichtet, also 
wenn a = 1 gilt. Leitet man die Gleichung nach a ab, so ergibt sich: 
ee ua EN (9.38) 
Oa a ln p 
Das Vorzeichen ist eindeutig positiv, da In p negativ ist. Somit ist in die 
sem Szenario die Arbeitslosenrate der alten Arbeiter geringer als die Ar- 
beitslosenrate junger Arbeiter, sofern die Gewerkschaften alten Arbeitern 
ein stärkeres Gewicht beimessen, also wenn a < 1 ist. Dies gilt, obwohl 
der Lohn beschäftigter alter Arbeiter höher ist als der Lohn beschäftigter 
junger Arbeiter. Der Lohn, den ein Arbeiter in einem anderen Unterneh- 
men erzielen kann, ist für alle Arbeiter gleich. Sowohl junge als auch älte- 
re Arbeiter erhalten bei Wiedereinstellung in einem anderen Unternehmen 
einen junior job. Um jedoch die Gruppe der alten Arbeiter auch bezüglich 
der Verdienstmöglichkeiten außerhalb eines bestehenden Beschäftigungsver- 
hältnisses besserzustellen als die Gruppe der jungen Arbeiter, muss das Al- 
ternativeinkommen alter Arbeiter höher sein als das Alternativeinkommen 
junger Arbeiter. Das Alternativeinkommen eines alten Arbeiters stellt sich 
wie folgt dar: 
Vo = (1 — uz) v (W2) + Uw (b2) . (9.39) 


Der zu erzielende Lohn in einem anderen Unternehmen ist für junge und 
alte Arbeiter gleich, W, = Wz = wı. Für das Arbeitslosengeld gilt b; = pW;. 
Folglich ist auch das Arbeitslosengeld für Mitglieder beider Gruppen gleich. 
Diese Art der Modellierung des Arbeitslosengeldes stellt eine Vereinfachung 
des theoretischen Modells dar. Das Arbeitslosengeld eines alten Arbeiters 
wird hierbei determiniert durch den zu erzielenden Lohn bei Wiedereinstel- 
lung in einem anderen Unternehmen. In der Realität ist das Arbeitslosengeld 
hingegen ein bestimmter Bruchteil des zuvor erzielten Einkommens. Somit 
ist nicht die zukünftige Verdienstmöglichkeit bei der Festsetzung relevant, 
sondern der Verdienst im bisherigen Beschäftigungsverhältnis. Jedoch ver- 
einfacht die von Pissarides (1989) gewählte Modellierung des Arbeitslosen- 
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geldes die mathematische Handhabung des Modells in einem nicht unerheb- 
lichen Maße. 

Die 6konomische Intuition fiir das dargestellte Resultat kommt bei Pissa- 
rides (1989) ein wenig zu kurz. Es wird hingegen lediglich eine eher techni- 
sche Argumentation geliefert. Wie bereits erwähnt, ist das Arbeitslosengeld 
in dem aktuellen Szenario für Mitglieder beider Gruppen gleich. Folglich 
gilt Wa = W, = wı und bo = bı. Das Alternativeinkommen alter und jun- 
ger Arbeiter unterscheidet sich demnach lediglich, wenn beide Gruppen un- 
terschiedliche Arbeitslosenraten aufweisen (siehe Gleichung (9.17)). Somit 
kann die Gruppe der alten Arbeiter im Gleichgewicht bezüglich des Alterna- 
tiveinkommens nur dadurch bessergestellt werden, dass diese Gruppe eine 
geringere Arbeitslosenrate im Vergleich zu den jüngeren Arbeitern aufweist. 
Somit sinkt die Arbeitslosenrate der alten Arbeiter, wenn «& von eins aus 
sinkt. 


9.5 Veränderung der Altersstruktur der Er- 
werbsbevölkerung 


In diesem Kapitel wird der Ausgangsfragestellung nachgegangen, welche 
Auswirkungen der demografische Wandel der Gesellschaft auf die Arbeits- 
losigkeit erzeugt. Von den vielen Ausprägungen der demografischen Ent- 
wicklung ist in dem vorliegenden Teil die Veränderung der Altersstruktur 
der Erwerbsbevölkerung die entscheidende Komponente.” Die Implikatio- 
nen dieser Verschiebung der Altersstruktur auf die Arbeitslosigkeit sollen 
in diesem Kapitel analysiert werden. Dazu wird die gesamte in der Volks- 
wirtschaft zur Verfügung stehende Anzahl junger Arbeiter als Lı definiert 
und Ls bezeichnet dann die gesamte Anzahl alter Arbeiter in der Volkswirt- 
schaft. Die Verschiebung der Altersstruktur der Erwerbsbevölkerung wird 
modelliert, indem die Relation L/L, steigt, ohne jedoch die Summe L1 + L2 
zu verändern. Dies bedeutet, die Gesamtzahl der Erwerbsfähigen bleibt bei 
Pissarides (1989) konstant. 

Um die Auswirkungen einer solchen Strukturverschiebung analysieren 
zu können, wird zunächst die Bedingung erster Ordnung für die Beschäf- 
tigung junger Arbeiter, Gleichung (9.10), mit N, und die Bedingung ers- 
ter Ordnung für die Beschäftigung alter Arbeiter, Gleichung (9.11), mit Na 


°Für eine ausführlichere Darstellung der Veränderung der Altersstruktur der Er- 
werbsbevölkerung aufgrund des demografischen Wandels der Gesellschaft siehe Teil I. 
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multipliziert. Anschließend werden beide Gleichungen addiert. Nach einigen 
Umformungen ergibt sich: 


Br + (1 — B) (Ni Fy + Nofo — wıNı - weNo) = 0. (9.40) 


Hierbei wurde der Einfachheit halber angenommen, der Gewinn des Un- 
ternehmens sei gleich null wenn Unternehmen und Gewerkschaft sich nicht 
einigen, 7 = 0. Unter Berücksichtigung der Gewinnfunktion (9.2) sowie der 
Produktionsfunktion (9.21) wird aus Gleichung (9.40): 


_ N,w, + Nowe 
BPU=p)y 


wobei auf der linken Seite die Produktionsfunktion steht. Wie bereits er- 
wähnt, gelten die Arbeiter beider Gruppen in der gewählten Modellierung 
der Produktionsfunktion als perfekte Substitute. Demnach weisen beide 
Gruppen gleiche Grenzprodukte auf, dargestellt als F”: 


(Ni + No)" (9.41) 


F'=7(N,+No)"". (9.42) 
Setzt man Gleichung (9.41) ein, so ergibt sich: 


n y N, w + Now 


= 847-8) MFN et 


Diesen Ausdruck gilt es jetzt so umzuformen, dass die Struktur der gesam- 
ten Erwerbsbevölkerung L/L, darin auftaucht, damit also eine Relation 
zwischen der in der Volkswirtschaft zur Verfügung stehenden Anzahl junger 
und alter Arbeiter hergestellt wird. Die gesamte Anzahl Beschäftigter der 
jeweiligen Gruppe lässt sich demnach wie folgt beschreiben: 


N; = (1 = Uj) Li, (9.44) 
woraus sich für die Beschäftigungsrelation beider Gruppen ergibt: 


Nk 1 — u2 
N — Lay 


(9.45) 


mit k = L/L, als Parameter für die Altersstruktur der Erwerbsbevölke- 
rung. Dies kann wiederum in (9.43) eingesetzt werden und man erhält: 
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= Y (1 = uy) w+ & (1 — ug) we 
B+yA—-B) (l-m)+K(1-u) ` 


Aus der Kontraktkurve (9.13) erhält man im allgemeinen Gleichgewicht 
durch Einsetzen von Gleichung (9.46) nach einigen Umformungen: 


(9.46) 


y a(l- u)+sr(l-— uw) 
B+y(1-B) (A-u)+K(l-W) 


Mit Hilfe der Gleichung (9.47) können die gleichgewichtigen Arbeitslosen- 
raten berechnet werden, und zwar für den Fall W. = w in Verbindung 
mit Gleichung (9.29) und in Verbindung mit Gleichung (9.37) für den Fall 
Wı = wy. In der vorliegenden Analyse ist jedoch lediglich von Interesse, wie 
die Arbeitslosenraten beider Gruppen auf den demografischen Wandel der 
Gesellschaft und die dadurch veränderte Struktur der Erwerbsbevölkerung 
reagieren. Die Berechnung der expliziten Arbeitslosenraten im allgemeinen 
Gleichgewicht ergibt äußerst voluminöse Terme, aus denen keine weiteren 
Erkenntnisse zu ziehen sind. Deshalb soll der Übersichtlichkeit halber hier 
auch auf die Darstellung der Berechnung verzichtet werden. Es bleibt zu 
erwähnen, dass die Löhne im allgemeinen Gleichgewicht aus den Bedingun- 
gen erster Ordnung (9.8) und (9.9) bestimmt werden können, was aus den 
gleichen Gründen hier jedoch nicht dargestellt wird. 

Für eine Analyse der Auswirkungen des demografischen Wandels ist der 
in Gleichung (9.47) enthaltene Parameter k = L/L, von besonderer Be- 
deutung. Wie bereits erwähnt, wird aufgrund der Alterung der Gesellschaft 
der Anteil älterer Arbeiter an der gesamten Erwerbsbevölkerung steigen, 
wohingegen der Anteil junger Arbeiter sinken wird. In der modelltheoreti- 
schen Analyse impliziert dies einen Anstieg des Parameters «x, da La steigen 
und L sinken wird. Die Gesamtzahl der in der Volkswirtschaft zur Verfü- 
gung stehenden Erwerbsbevölkerung Lı + La wird indes konstant gehalten. 
Dies bedeutet, die Anzahl junger Arbeiter sinkt im gleichen Ausmaß, wie 
die Anzahl alter Arbeiter steigt. 

Die Auswirkungen eines Anstiegs des Parameters « erhält man, indem 
Gleichung (9.47) total nach « differentiert wird, mit folgendem Ergebnis: 


-all+uNnp)=0. (9.47) 
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17, Fraduy + dk (1 ~ w) ~ rdu: [(1— u) + «(1 -— u)] 

B+7(1- 8) l-u +e (1 — walk 

1 fa (tat) +6 (= ta) du + des (= u) = sdu) 
Poa?) [1 -u +K (1 — w))" 


—a(Inp)-du,; =0. (9.48) 


Aus den Relationen der Arbeitslosenraten beider Gruppen, Gleichungen 
(9.37) und (9.29), wird deutlich, dass du2/du, = a gilt, und zwar unab- 
hängig davon, ob das Szenario junior jobs mit Wa = w, oder der Fall senior 
jobs mit W = w unterstellt wird. Berücksichtigt man dies, so erhält man 
nach einer Reihe von Umformungen: 


„slow ol] ‚dur 
Fee [1 — u + K (1 — u2)? ano} dk 
ol tht =) y 


l-u+kll-w] DFA 0. (9.49) 


Zunächst wird der Fall junior jobs mit W, = wı analysiert. In diesem 
Szenario ist die Arbeitslosenrate alter Arbeiter eindeutig geringer als die Ar- 
beitslosenrate der Gruppe junger Arbeiter.!° Folglich gilt: 1 — ug > 1 — u. 
Der erste Term innerhalb der geschweiften Klammer ist somit eindeutig 
positiv. Da ln p negativ ist, wird der gesamte Ausdruck innerhalb der ge- 
schweiften Klammer positiv. Die zweite Zeile ist ebenfalls positiv, so dass 
der Multiplikator du,/d« negativ sein muss. Folglich sinkt die Arbeitslo- 
senrate der jungen Arbeiter, wenn aufgrund des demografischen Wandels 
die Relation von alten zu jungen Arbeitern steigt. Da die Relation der Ar- 
beitslosenraten beider Gruppen im Gleichgewicht durch Gleichung (9.37) 
gegeben ist, sinkt somit auch die Arbeitslosenrate der alten Arbeiter. Auf 
die ökonomische Intuition dieses Ergebnisses wird weiter unten eingegangen. 

Im Szenario senior jobs mit W = we ist das Ergebnis auf den ersten 
Blick nicht eindeutig. Die Arbeitslosenrate alter Arbeiter ist in diesem Fall 
größer als die der jungen Arbeiter.!! Somit ist das Vorzeichen des Ausdrucks 
1 — ug — a (1 — u,) nicht mehr eindeutig. Unter der Berücksichtigung der 
Relation beider Arbeitslosenraten aus Gleichung (9.29) ergibt sich für diesen 
Ausdruck Folgendes: 


10 Siehe Kapitel 9.4. 
1 Siehe Kapitel 9.4. 
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t-m-a(t-u)= (1-0) i+. (9.50) 


Sind beide Seiten der Gleichung (9.50) positiv, so ist der Multiplikator 
du, /d«s wiederum eindeutig negativ. Ist Gleichung (9.50) hingegen nega- 
tiv, so ist das Vorzeichen des Ausdrucks innerhalb der geschweiften Klam- 
mer von Gleichung (9.49) unbestimmt. Folglich ist auch das Vorzeichen des 
Multiplikators du, /d« unbestimmt. Die rechte Seite von Gleichung (9.50) ist 
positiv, wenn In p < —1 ist. Dies ist der Fall, wenn für die Lohnersatzquote 
gilt: p < 0,37. In der Realität sind Lohnersatzquoten zu beobachten, die 
eher tiber diesem Wert liegen, was auf den ersten Blick gegen die Eindeu- 
tigkeit von du, /d« < 0 spricht. Jedoch ist das Modell mit seinen speziellen 
funktionalen Annahmen nur bedingt geeignet, realitätsnahe Zahlenwerte 
abzubilden. Die höhere Wahrscheinlichkeit für ein positives Vorzeichen der 
Gleichung (9.50) kann indes durch folgende Argumentation untermauert 
werden. Die Relation der Arbeitslosenraten beider Gruppen ist durch Glei- 
chung (9.29) gegeben. Simuliert man diese Gleichung mit Werten für die 
Lohnersatzquote, die über der oben genannten kritischen Grenze von 0, 37 
liegen, so ergeben sich sehr große Differenziale für die beiden Arbeitslosen- 
raten. Selbst wenn man für den Gewichtungsparameter der Gewerkschaft 
a Werte nahe 1 verwendet, stellen sich relativ hohe Differenziale ein, ob- 
wohl gezeigt wurde, dass für a = 1 die Arbeitslosenraten beider Gruppen 
gleich sind. Somit ist davon auszugehen, dass plausiblerweise auch im Fall 
W = w der Multiplikator du,/d« negativ sein wird. Demnach sinkt in 
beiden Szenarien sowohl die Arbeitslosenrate der jungen Arbeiter als auch 
die der alten Arbeiter, wenn es aufgrund der Alterung der Gesellschaft zu 
einem Anstieg des Anteils alter Arbeiter kommt. Bevor auf die ökonomi- 
sche Rationalität dieses Ergebnisses nochmals näher eingegangen wird, soll 
zunächst die Veränderung der Löhne beider Gruppen analysiert werden. 

Aus der Kontraktkurve für junge Arbeiter, Gleichung (9.13), ergibt sich 
im allgemeinen Gleichgewicht folgende Bedingung: 


y (Ni + No)" =w(l+ulnp). (9.51) 


Die zuvor durchgeführte Analyse erbrachte eine Reduktion der gleichgewich- 
tigen Arbeitslosenraten beider Gruppen infolge eines Anstiegs der Relation 
alter Arbeiter zu jungen. Somit steigt die Beschäftigung als Summe von 
Nı + No, wenn der Parameter « aufgrund des demografischen Wandels der 
Gesellschaft steigt. Das totale Differenzial der Bedingung (9.51) im allge- 
meinen Gleichgewicht nach der Gesamtbeschäftigung ergibt: 
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y(y¥-1) (Ni + N)" d(N, + Na) — duw: ln p — dw, (l+ulnp) =0. 

(9.52) 
Der erste Term gibt die Veränderung der Grenzproduktivität der Arbeit 
an. Diese sinkt mit der steigenden Beschäftigung. Die Arbeitslosenrate der 
jungen Arbeiter u, sinkt ebenfalls, da die Beschäftigung N} gestiegen ist. 
Der zweite Term ist folglich positiv mit du, < 0 und Inp < 0. Somit muss 
der dritte Term negativ sein. Wie aus Gleichung (9.51) zu ersehen ist, gilt 
(1+u,lnp) > 0. Demnach muss dw, negativ sein. Der Lohn der Jungen 
sinkt mit der Gesamtbeschäftigung. Das Lohndifferenzial beider Gruppen 
wird bekanntlich durch die Relation wı = aw», bestimmt. Somit sinkt der 
gleichgewichtige Lohn der alten Arbeiter w ebenfalls. 

Jetzt kommen wir, wie angekündigt, nochmals auf die ökonomische In- 
terpretation der abgeleiteten Ergebnisse zu sprechen. Warum sinken die 
Arbeitslosenraten und Löhne beider Gruppen, wenn die Relation alter Ar- 
beiter zu jungen Arbeitern steigt? Die Erklärung wird dargestellt anhand 
des Szenarios junior jobs mit Wz = wı, wobei für den Fall senior jobs ana- 
loge Überlegungen gelten. Ausgangspunkt ist ein allgemeines Gleichgewicht 
mit einem bestimmten Verhandlungsergebnis zwischen Gewerkschaften und 
Unternehmen, bestehend aus einer bestimmten aggregierten Beschäftigung 
und bestimmten Löhnen für beide Gruppen. Angenommen, der demogra- 
fische Wandel führe nun zu einer Veränderung der Relation von alten zu 
Jungen Arbeitern, « steige. Bei der zuvor ausgehandelten Beschäftigung bei- 
der Gruppen impliziert dies eine Veränderung des Differenzials der beiden 
Arbeitslosenraten. Die Arbeitslosenrate junger Arbeiter sinkt, während die 
Arbeitslosenrate der alten Arbeiter steigt. Diese Veränderung korrespon- 
diert nicht mehr mit dem zuvor ausgehandeltem Ergebnis, bei dem die Ge- 
werkschaften eine bestimmte relative Stellung beider Gruppen zueinander 
angestrebt hatten. 

Der Anstieg der Arbeitslosenrate alter Arbieter, ausgelöst durch den 
Anstieg der Zahl der alten Erwerbstätigen Lə, lässt das Alternativeinkom- 
men der alten Arbeiter % = (1 — ug) v (We) + uzv (b2) mit W = T, = 
w, und b) = b, sinken. Folglich sinkt der Lohn wa. Aus der theoreti- 
schen Literatur ist bekannt, dass der in einem Verhandlungsmodell zwi- 
schen Gewerkschaft und Unternehmen ausgehandelte Lohn ein mark-up auf 
das Alternativeinkommen darstellt (siehe beispielsweise Carlin und Soski- 
ce, 1990; Layard, Nickell und Jackman, 1991; Michaelis, 1998 sowie Jerger 
und Michaelis, 1999). Die Arbeitslosenrate junger Arbeiter sinkt, da Lı 
sinkt. Dies impliziert einen Anstieg des Alternativeinkommens dieser Grup- 
pe T, = (1 — u)v (T1) + uw (b1), was wiederum einen Anstieg des Lohns 
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w nach sich zieht. Diese Veränderungen erzeugen eine relative Verschlech- 
terung der Position alter Arbeiter gegenüber jungen Arbeitern, denn wa 
sinkt, wı steigt und ua steigt, während u, sinkt. Die Verschlechterung der 
alten Arbeiter wird von den Gewerkschaften jedoch nicht akzeptiert und sie 
richten ihre nächste Verhandlung daran aus, die relative Position der alten 
Arbeiter wieder zu verbessern. Dies geschieht, indem sie einen niedrigeren 
Lohn für junge Arbeiter und einen höheren Lohn für alte Arbeiter aushan- 
deln. Jedoch zeigt die Reaktion der Arbeitslosenrate alter Arbeiter, dass 
nicht nur ein höherer Lohn für alte Arbeiter ausgehandelt wird, sondern 
auch eine Beschäftigungserhöhung. Im Endeffekt sinkt u, aufgrund der Ver- 
änderung der Altersstruktur. Der Anstoßeffekt lässt hingegen ug steigen. 
Wenn dann in der nächsten Verhandlung auch noch der Lohn wy» steigt, 
so wäre ein weiterer Anstieg der Arbeitslosenrate u, zu erwarten. Der von 
Pissarides (1989) unterstellte Modellrahmen impliziert hingegen nicht nur 
die Verhandlung über die Löhne, sondern auch über die Beschäftigung. So- 
mit besteht für die Gewerkschaft die Möglichkeit, die Position der alten 
Arbeiter auch durch die Aushandlung einer höheren Beschäftigung zu ver- 
bessern, wodurch wiederum die Arbeitslosenrate sinkt. Dieses Resultat ist 
eines der Kernergebnisse bei Pissarides (1989) und weicht von der orthodo- 
xen Theorie ab. 

Ein weiteres Kernergebnis betrifft die Veränderung der Löhne beider 
Gruppen. Der Anstoßeffekt einer Veränderung der Altersstruktur lässt den 
Lohn alter Arbeiter sinken. Zur Verbesserung der relativen Position älte- 
rer Arbeiter steigt in den weiteren Verhandlungen der Lohn wz wieder. Im 
Endeffekt ist w hingegen gesunken, folglich kommt es lediglich zu einer 
Teilkompensation der ursprünglichen Lohnreduktion. Der Lohn junger Ar- 
beiter ist zunächst gestiegen. In den weiteren Verhandlungen wird w; wieder 
reduziert. Da im Endeffekt w ebenfalls gesunken ist, wird die ursprüngliche 
Lohnerhöhung in den weiteren Verhandlungen sogar überkompensiert. 

Das Modell von Pissarides (1989) liefert teilweise unorthodoxe Resultate. 
Beispielhaft soll hier lediglich das Ergebnis bezüglich der Arbeitslosenraten 
junger und alter Arbeiter genannt werden, wenn die Gewerkschaft gemäß ei- 
ner Senioritätsregel die Interessen älterer Arbeiter stärker gewichtet. Im Fall 
Junior jobs ist die Arbeitslosenrate alter Arbeiter geringer als die Arbeits- 
losenrate jüngerer Arbeiter, obwohl der Lohn der älteren größer ist als der 
Lohn der jüngeren Arbeiter. Diese gleichgewichtige Relation der Arbeitslo- 
senraten war, wie auch andere Ergebnisse, im Vorhinein nicht zu erwarten. 
Wie bei jeder modelltheoretischen Analyse ist auch hier die Frage zu stel- 
len, wie robust die Resultate sind. Wie sensitiv reagieren die Ergebnisse, 
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wenn die unterstellten Annahmen des Modellrahmens variiert werden? Sind 
insbesondere die unorthodoxen Ergebnisse das Resultat eines unorthodoxen 
Modellrahmens? Diese Fragen sind Gegenstand der Analyse des folgenden 
Kapitels 10. Dort werden die von Pissarides (1989) analysierten Fragestel- 
lungen in einem Right-to-Manage-Ansatz untersucht, um herauszuarbeiten, 
inwiefern die dargestellten Ergebnisse verallgemeinert werden können. Zu 
Beginn des Kapitels 10 wird ausführlich diskutiert, warum der Right-to- 
Manage-Ansatz als der bedeutsamere Ansatz angesehen werden kann. Er- 
bringt die Analyse mit Hilfe dieses Ansatzes zumindest tendenziell die glei- 
chen Resultate wie bei Pissarides (1989), so könnte von robusten Resultaten 
gesprochen werden. Wie wir sehen werden, ist dies jedoch nicht der Fall. Ins- 
besondere die unorthodoxen Ergebnisse bei Pissarides (1989) können mit ei- 
nem Right-to-Manage-Ansatz nicht bestätigt werden. Beispielsweise steigen 
infolge der demografischen Entwicklung die Löhne beider Gruppen, wäh- 
rend die Arbeitslosenrate junger Arbeiter sinkt und die Arbeitslosenrate 
alter Arbeiter steigt. 


Kapitel 10 
Das Right-to-Manage-Modell 


Wie bereits erwähnt, erzeugt das im vorhergehenden Kapitel dargestellte 
Modell der effizienten Kontrakte teilweise unorthodoxe Ergebnisse. In die- 
sem Kapitel soll analysiert werden, ob die Resultate dem speziellen Mo- 
dellrahmen geschuldet sind oder ob die Ergebnisse als robust in Bezug auf 
die Modellannahmen bezeichnet werden können. Dazu wird zunächst ein 
Right-to-Manage-Modell entwickelt, um die gleichen Fragestellungen wie 
bei Pissarides (1989) untersuchen zu können. Mit Hilfe der Simulation des 
hier entwickelten Modells können dann auch noch darüber hinausgehende 
Fragen analysiert werden. Wie modifizieren sich die Resultate, wenn bei- 
spielsweise junge und alte Arbeiter unterschiedliche Produktivitäten auf- 
weisen oder wenn sich die Verhandlungsmacht zwischen Gewerkschaft und 
Unternehmen verändert? 

Zunächst soll jedoch kurz dargestellt werden, warum in der Realität 
nicht oder zumindest nur selten über Löhne und Beschäftigung mittels eff- 
zienter Kontrakte verhandelt wird. Bevor auf die möglichen Gründe näher 
eingegangen wird, ist es wichtig, folgende Abgrenzung deutlich zu machen. 
In der Praxis ist in Tarifverhandlungen die Beschäftigung in einigen Fällen 
in der Tat Gegenstand der Verhandlungen. Jedoch kann man nur dann von 
einem effizienten Kontrakt sprechen, wenn ein konkretes Beschäftigungsziel 
vereinbart wird, welches dann auch Rechtsverbindlichkeit aufweist. Die Ver- 
einbarung der Unterlassung betriebsbedingter Kündigungen, die in der Ver- 
gangenheit nicht selten getroffen wurde, ist hingegen nicht mit einem kon- 
kreten Beschäftigungsziel gleichzusetzen. Das jeweilige Unternehmen kann 
immer noch wählen, ob die Stellen ausscheidender Arbeiter wieder besetzt 
werden oder nicht. Jedoch kann bei der Vereinbarung der Unterlassung be- 
triebsbedingter Kündigungen durchaus von einer Art Grenzfall gesprochen 
werden, der in die Richtung eines effizienten Kontraktes tendiert. Diese Ver- 
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einbarung ist hingegen nicht mit effizienten Kontrakten gleichzusetzen, denn 
dem Unternehmen obliegt weiterhin, wenn auch mit geringerem Spielraum, 
die Wahl der Beschäftigung. 

Kurzum, Verhandlungen über Lohn und Beschäftigung mittels effizien- 
ter Kontrakte in der reinen Form sind in der Realität de facto nicht zu 
beobachten. In der Literatur werden dafür hauptsächlich die nachfolgend 
dargestellten Gründe angeführt.! Zum Zeitpunkt der Verhandlung muss die 
zukünftige Nachfrage nach den Produkten eines Unternehmens prognosti- 
ziert werden. Dabei ist jedoch unsicher, ob sich die Nachfrage in der Zukunft 
tatsächlich so entwickelt, wie von den Verhandlungspartnern zum Zeitpunkt 
der Verhandlung angenommen. Sollte sich die Nachfrage besser entwickeln 
als prognostiziert, so stellt dies selbstverständlich kein Problem dar. Kei- 
ne Gewerkschaft würde sich dagegen wehren, wenn die Unternehmen mehr 
Arbeiter einstellen wollen als zuvor vereinbart. Tritt hingegen ein unerwar- 
teter Nachfragerückgang ein, dann hätte das Unternehmen die gesamte An- 
passungslast zu tragen, da aufgrund der fixen Vereinbarung keine Arbeiter 
entlassen werden dürfen. Das Risiko eines Nachfrageeinbruchs wird nicht 
mehr von Unternehmen und Arbeitern gemeinsam getragen, sondern voll- 
ständig vom Unternehmen. Folglich würde ein Unternehmen einer Festset- 
zung der Beschäftigungsmenge nur dann zustimmen, wenn Öffnungsklauseln 
in die Vereinbarung aufgenommen würden. Solche Öffnungsklauseln erzeu- 
gen wiederum den Anreiz für ein Unternehmen, einen nicht vorhandenen 
Nachfragerückgang vorzutäuschen, um folglich die Beschäftigung bei dem 
ausgehandelten Lohn reduzieren zu können, wodurch der Gewinn erhöht 
wird. 

Die Verhandlung über effiziente Kontrakte mit einer verbindlichen Fi- 
xierung der Beschäftigung impliziert eine Erhöhung der Verhandlungsmacht 
der Gewerkschaften. Die Unternehmen müssen auf das exklusive Recht der 
freien Wahl der Beschäftigung verzichten. Es besteht hingegen per se kein 
Anreiz, dieser Reduktion ihrer Handlungsmacht zuzustimmen. 

Konkrete Vereinbarungen über die Höhe der Beschäftigung können le- 
diglich auf Unternehmensebene ausgehandelt werden. Bei Verhandlungen 
zwischen Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretern auf der sektoralen bzw. 
auf der nationalen Ebene können Vereinbarungen über Beschäftigungszie- 
le niemals rechtsverbindlichen Charakter besitzen. Es stehen der Arbeit- 
nehmerseite keine speziellen Unternehmen gegenüber, gegen die bestimm- 
te Vertragsbestandteile bei Nichteinhaltung eventuell einzuklagen wären. 


lFür eine ausführliche Diskussion der angesprochenen Gründe siehe beispielsweise 
Booth (1996), Michaelis (1998) und Franz (2006). 
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In Deutschland werden Tarifverhandlungen überwiegend auf der sektoralen 
Ebene geführt, mit Ausnahme der Haustarifverträge bei einigen Großunter- 
nehmen. Folglich besteht aus den dargelegten Gründen keine Möglichkeit, 
effiziente Kontrakte zu vereinbaren, mit Ausnahme der besagten Hausta- 
rifverträge. In der empirischen Literatur wird der Versuch unternommen, 
die Relevanz der verschiedenen Modellansätze bezüglich der Lohnbildung 
zu testen.” Booth (1996) ist jedoch der Auffassung, die empirische For- 
schung könne die jeweiligen Modelle nicht adäquat voneinander unterschei- 
den. Folglich seien die ohnehin uneindeutigen Ergebnisse auch mit großer 
Vorsicht zu interpretieren. Bezogen auf die USA, wo viele Verhandlungen 
auf der Unternehmensebene geführt werden, argumentiert Booth (1996), die 
Unternehmen würden sich in den Verträgen das Recht der freien Wahl der 
Beschäftigung bewahren, was eindeutig gegen die Vereinbarung effizienter 
Kontrakte spräche. 

Ein weiteres Problem der praktischen Durchführbarkeit von Verhandlun- 
gen über Lohn und Beschäftigung mittels effizienter Kontrakte ist bereits 
angeklungen. Es besteht mithin die Frage, inwieweit bei einer Abweichung 
von einer bestimmten Beschäftigungsvereinbarung seitens des Unterneh- 
mens die Gewerkschaften die Möglichkeit besitzen, eine Beschäftigungserhö- 
hung auf das vereinbarte Niveau einklagen zu können. Solch ein Szenario ist 
in der Praxis noch nie aufgetreten und es ist zumindest fragwürdig, ob dies 
juristisch durchführbar wäre. Die fixe Vereinbarung einer bestimmten Be- 
schäftigung ist hingegen zwingend an die Rechtsverbindlichkeit gebunden, 
da solche Vereinbarungen ansonsten eher als Versprechen denn als effiziente 
Kontrakte zu interpretieren wären. 

Die dargestellten Argumente beziehen sich auf die praktischen Probleme 
der simultanen Verhandlung über Lohn und Beschäftigung. Es existieren 
darüber hinaus jedoch weitere Mechanismen, um die Resultate effizienter 
Kontrakte zu generieren. Beispielsweise hat Pohjola (1987) nachgewiesen, 
dass im Gegensatz zu einer Fixlohnökonomie die Einführung einer Gewinn- 
beteiligung für die Arbeitnehmer eine Lösung erbringt, die die gleichen Ei- 
genschaften aufweist wie die Verhandlungslösung bei effizienten Kontrak- 
ten. Wie Booth (1995) herausgefunden hat, gilt dies auch für den Fall, 
wenn neben dem Lohn auch über Abfindungszahlungen bei Entlassungen 
verhandelt wird. Folglich sollte man dem Ansatz der effizienten Kontrakten 
nicht zwangsläufig die empirische Relevanz absprechen. Jedoch herrscht in 


? Beispiele für solche empirischen Tests finden sich in Brown und Ashenfelter (1986), 
MaCurdy und Pencavel (1986), Alogoskoufis und Manning (1991) sowie Andrews und 
Harrison (1998). 
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der Literatur Einigkeit darüber, den Right-to-Manage-Ansatz als den be- 
deutsameren einzuschätzen. Außerdem muss konstatiert werden, dass bis 
dato kein existierendes geschlossenes theoretisches Modell die Empirie des 
Lohnbildungsprozesses vollständig reproduzieren kann. Die derart weitgefä- 
cherten institutionellen Regelungen, wie beispielsweise in Deutschland der 
Fall, ermöglichen auf theoretischer Ebene lediglich die Unterscheidung der 
einzelnen Modelle dahingehend, ob ein Modell gegenüber einem anderen als 
realitätsnäher zu bezeichnen ist. Ein allumfassender Ansatz existiert hinge- 
gen nicht (siehe Franz, 2006). 

Bei dem im Folgenden entwickelten Right-to-Manage- Ansatz werden die 
Löhne zwischen den Unternehmen und den Gewerkschaften ausgehandelt. 
Die Unternehmen besitzen aber das exklusive Recht der Wahl des Beschäf- 
tigungsniveaus. Sie werden gemäß des ausgehandelten Lohns diejenige Be- 
schäftigung wählen, die den Gewinn des jeweiligen Unternehmens maxi- 
miert. Der entwickelte Modellrahmen wird sodann auf die bereits mit dem 
Ansatz der effizienten Kontrakte analysierten Fragestellungen angewendet, 
um die Robustheit der Ergebnisse von Pissarides (1989) bewerten zu kön- 
nen. 

Unter dem Begriff Right-to-Manage werden mehrere Modellvarianten 
subsummiert. In Kapitel 10.1 wird zunächst die einfachste Variante, das 
Modell der Monopolgewerkschaft dargestellt. Anhand dieses Modells wer- 
den die Besonderheiten des generellen Right-to-Manage-Ansatzes ausführ- 
lich erläutert. In Kapitel 10.2 wird das einfache Modell erweitert und der 
Verhandlungsansatz präsentiert. Daran schließt sich in Kapitel 10.3 die Si- 
mulation des Verhandlungsansatzes an, bei der die Ergebnisse des Right-to- 
Manage- Ansatzes mit den Ergebnissen des Modells der effizienten Kontrak- 
te verglichen werden. Darüber hinaus werden weitergehende Fragestellun- 
gen analysiert. Welche Resultate ergeben sich, wenn beispielsweise ein kon- 
stantes Arbeitslosengeld statt einer konstanten Lohnersatzquote modelliert 
wird? Welche Auswirkungen hat dann die Erhöhung des Arbeitslosengeldes 
für beide Gruppen? Was passiert, wenn nur das Arbeitslosengeld für alte 
Arbeiter erhöht wird? 


3Für eine ausführliche Darstellung des allgemeinen Right-to-Manage-Modells siehe 
beispielsweise Layard, Nickell und Jackman (1991), Booth (1996), Goerke und Holler 
(1997), Michaelis (1998), Landmann und Jerger (1999), Cahuc und Zylberberg (2004) 
sowie Wagner und Jahn (2004). 
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10.1 Die Monopolgewerkschaft 


In der denkbar einfachsten Variante des Right-to-Manage-Modells wird un- 
terstellt, die Gewerkschaft setze auf der Unternehmensebene den von dem 
Unternehmen zu zahlenden Lohn für junge und alte Arbeiter. Die Gewerk- 
schaft besitzt demnach ein Monopol bei der Bestimmung des Lohns, daher 
auch die Bezeichnung Monopolgewerkschaft. Die gewerkschaftliche Nutzen- 
funktion wird durch die Wahl der Löhne beider Gruppen maximiert. Dabei 
ist jedoch zu beachten, dass die Unternehmen unter der Berücksichtigung 
der zu zahlenden Löhne über das Beschäftigungsniveau beider Gruppen ent- 
scheiden. 

Jedes der homogenen Unternehmen maximiert seinen Gewinn 7 durch 
die Wahl der eingesetzten Arbeitsmenge an jungen und alten Arbeitern: 


T= F (Ni, No) = wi Nı = w No. (10.1) 


Der Output wird allein durch die eingesetzten jungen und alten Arbeiter 
hergestellt, wobei die Produktionsfunktion die Inada-Bedingungen erfüllt. 
Als Bedingungen erster Ordnung für ein Gewinnmaximum ergeben sich so- 
mit: 


Fy, = w1 (10.2) 
Fy = Wo. (10.3) 


Im Gewinnmaximum ist der Grenzertrag des Faktors Arbeit gleich dem Re- 
allohn, wobei das gesamtwirtschaftliche Preisniveau auf 1 normiert ist. Die 
(Nominal-)Lohnsetzung findet in diesem Ansatz auf der Unternehmensebe- 
ne statt. Da das gesamtwirtschaftliche Preisniveau auf Unternehmensebene 
ein exogenes Datum und insbesondere auch unabhängig von der Preisset- 
zung des betrachteten Unternehmens ist, ist der gesetzte Lohn de facto 
ein Reallohn. Aufgrunddessen wird im Folgenden auch nicht mehr zwischen 
Nominal- und Reallohn unterschieden, sondern lediglich vom Lohn gespro- 
chen. 

Abbildung 10.1 stellt die Arbeitsnachfragekurve der Gruppe i mit i = 
1,2 im w,, N,-Diagramm grafisch dar, die sich als geometrischer Ort der 
Maximalpunkte aller Isogewinnlinien ergibt. Die Steigung der Isogewinn- 
linie kann bestimmt werden, indem man die Gewinnfunktion (10.1) nach 
w; auflöst und anschließend nach N; ableitet. Nach einigen Umformungen 
ergibt sich (siehe beispielsweise McDonald und Solow, 1981; Addison, 1989 
oder Creedy und McDonald, 1991): 
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N;* N; 


Abbildung 10.1: Isogewinnlinien und Arbeitsnachfragekurve 


ae = (10.4) 


Die Steigung einer Isogewinnlinie wird demnach null fiir die Bedingung 
F; = w;, also auf der oben abgeleiteten Arbeitsnachfragekurve der jewei- 
ligen Gruppe. Bewegt man sich von der Arbeitsnachfragekurve nach links, 
so gilt Grenzertrag größer Grenzkosten, da der Grenzertrag mit sinkender 
Arbeitseinsatzmenge steigt. Somit hat die Isogewinnlinie links der Arbeits- 
nachfragekurve einen steigenden Verlauf. Horizontal rechts der Arbeitsnach- 
fragekurve hingegen gilt Grenzertrag kleiner Grenzkosten, die Isogewinnlinie 
hat einen fallenden Verlauf. 

Wie stellt sich das Optimierungskalkül der Gewerkschaften dar? Es wird 
angenommen, alle Arbeiter seien Mitglieder der Gewerkschaft bzw. würden 
von ihr vertreten. Das Arbeitsangebot ist demnach durch die exogene Zahl 
an jungen und alten Gewerkschaftsmitgliedern L, bzw. La gegeben. Die 
Anzahl Arbeitsloser einer Gruppe ergibt sich sodann als Differenz der Zahl 
der Mitglieder einer Gruppe abzüglich der Beschäftigten dieser Gruppe, 
Lı = N; bzw. La = No. 
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Die Nutzenfunktion der Gewerkschaft besteht wiederum aus der gewich- 
teten Summe der Nutzenfunktionen beider Gruppen junger und alter Ar- 


beiter: 
V=aV,+ Vo. (10.5) 


Aus der Humankapitaltheorie ist bekannt, dass der Lohn eines Individuums 
vom Beginn der Erwerbstätigkeit an über den Lebenszyklus fortwährend 
steigt, später ein Maximum erreicht, um anschließend bis zum Rentenein- 
tritt wieder etwas zu sinken.? Folglich ist zu hinterfragen, ob die Modellie- 
rung lediglich zweier von den Gewerkschaften unterschiedlich behandelter 
Gruppen sinnvoll ist oder ob nicht noch eine dritte Gruppe integriert wer- 
den müsste. Dies würde bedeuten, die Gruppe der alten Arbeiter müsste 
aufgesplittet werden. Demnach würden diejenigen alten Arbeiter eine eige- 
ne Gruppe bilden, deren Lohn sich bereits wieder reduziert, da sich diese 
Gruppe signifikant von den restlichen alten Arbeitern unterscheidet. Jedoch 
zeigt die empirische Literatur über die Alter-Lohn-Profile von Individuen 
folgendes Bild: Der Lohn sinkt zwar ab einem bestimmten Alter bis zum 
Renteneintritt. Diese Reduktion erfolgt zum einen aber erst in den letzten 
fünf bis zehn Jahren der Berufstätigkeit. Zum anderen wird das Ausmaß der 
Reduktion als nicht besonders signifikant eingeschätzt (siehe beispielsweise 
Murphy und Welch, 1990; Murphy und Welch, 1992 sowie Robinson, 2003). 
Folglich kann dieser Effekt als vernachlässigbar angesehen werden. Die Re- 
duktion des Lohns zum Ende der Berufstätigkeit tritt demnach weder bereits 
sehr früh auf, noch ist die Reduktion sehr groß. Dies erscheint die Modellie- 
rung einer zusätzlichen Gruppe nicht zwingend notwendig zu machen, was 
den technischen Aufwand darüber hinaus immens erhöhen würde. 

Der Nutzen einer jeweiligen Gruppe wird determiniert durch die Sum- 
me der Nutzen der einzelnen Mitglieder dieser Gruppe. Der Nutzen eines 
Beschäftigten der Gruppe 7 wird definiert über den erzielten Lohn, v (w;). 
Eine nicht in diesem Unternehmen beschäftigte Person der Gruppe i erzielt 
über das Alternativeinkommen einen Nutzen, der mit v; bezeichnet wird.’ 
Folglich ergibt sich für die Nutzenfunktion der Gewerkschaft: 


V 


Qa: [Niv (w) + (Li — N) T] + Nov (we) + (La — No) Vo 
= a: [N; (v(wi) — 01) + Lit] + No (v (w2) — T2) + Lede. (10.6) 


1Siehe Kapitel 4 und die dort angegebene Literatur. 
5 Hierbei ist zu beachten, dass ein nicht in diesem Unternehmen beschäftigter Arbeiter 
entweder in einem anderen Unternehmen beschäftigt oder aber auch arbeitslos sein kann. 
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Die Nutzenfunktion einer jeweiligen Gruppe wird von der Gewerkschaft 
über die Wahl der Löhne der jeweiligen Gruppe unter der Berücksichtigung 
der Arbeitsnachfragekurve der Unternehmen maximiert. In Abbildung 10.2 
sind die Indifferenzkurven der Gewerkschaft grafisch dargestellt. Hierbei be- 


Abbildung 10.2: Indifferenzkurven der Gewerkschaft 


zeichnet w den von der Gewerkschaft gesetzten Lohn. Die Unternehmen 
wählen daraufhin die gewinnmaximale Beschäftigungsmenge N*. In Abbil- 
dung 10.2 ist das Nutzenmaximum der Gewerkschaft dort gegeben, wo die 
Indifferenzkurve V? die Arbeitsnachfragekurve F; tangiert. Die Indifferenz- 
kurven haben die übliche zum Ursprung konvexe Gestalt. Je höher die In- 
differenzkurve liegt, umso größer ist der Nutzen für die Gewerkschaft. Das 
Alternativeinkommen, aus dem der Nutzen 7, gezogen wird, wird mit w4 
bezeichnet. Die Indifferenzkurven können nicht unterhalb des Alternativein- 
kommens fallen. Ein durch die Gewerkschaft niedriger gesetzter Lohn wäre 
irrational, da jedes Gewerkschaftsmitglied sich besserstellen könnte, wenn 
es stattdessen das Alternativeinkommen in Anspruch nehmen würde. 
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Um die Steigung der Indifferenzkurven einer jeweiligen Gruppe zu erhal- 
ten, muss zunächst das totale Differenzial einer beliebigen Indifferenzkurve 
nach w, und N; bzw. w und N3 gebildet werden: 


dV? = aN (w) dw +a (v (w) == T) dN, =0 (10.7) 


dV? = Nov’ (we) dwz + (v (wa) — T2) dNo = 0. (10.8) 


Daraus ergibt sich die Steigung der Indifferenzkurve der Gruppe i durch 
(siehe beispielsweise Oswald, 1982 oder Addison, 1989): 


a a (10.9) 


Die Steigung ist negativ, da v’(w;) positiv ist und der Nutzen aus dem 
während der Beschäftigung in diesem Unternehmen erzielten Lohn größer 
ist als der Nutzen aus dem Alternativeinkommen. Ist hingegen der von den 
Gewerkschaften gesetzte Lohn lediglich so groß wie das Alternativeinkom- 
men, so ist die Steigung der Indifferenzkurve null. Dies bedeutet, die In- 
differenzkurven nähern sich asymptotisch an das Alternativeinkommen an, 
in der Abbildung 10.2 als w4 bezeichnet. Wie bereits gesagt, kann das Al- 
ternativeinkommen jedoch nicht unterschritten werden, so dass der Nutzen 
daraus, bezeichnet als U;, als Minimalnutzen interpretiert werden kann. 

Die Maximierung der gewerkschaftlichen Nutzenfunktion (10.6) durch 
die Wahl der Löhne beider Gruppen liefert folgende Bedingungen erster 
Ordnung: 


=- = a (v (w) — T1) — + aNıv’ (w1) + (v (wa) — T2) z = 0 (10.10) 

5 = (v (w2) — de) — + Nov’ (we) +a (v (wi) — T1) m =0, (10.11) 
woraus sich im Nutzenmaximum ergibt: 

a (u) = -a (vf) Sm) (1012 

Nav (w) =- (v (wa) =) - ale) (1018) 


Hierbei steht auf der jeweiligen linken Seite der Nutzengewinn der Beschäf- 
tigten durch eine Lohnerhöhung, wobei jeder Beschäftigte einen Nutzenzu- 
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wachs in Höhe von v’(w;) zu verzeichnen hat. Auf der jeweiligen rechten 
Seite ist der Nutzenrückgang infolge geringerer Beschäftigung aufgeführt. 
Dieser setzt sich aus zwei Teilen zusammen. Zum einen reduziert eine Lohn- 
erhöhung der Gruppe 7 die Beschäftigung dieser Gruppe 7 in Höhe von a 
aufgrund der negativ geneigten Arbeitsnachfragekurve. Jeder freigesetzte 
Arbeiter hat eine Nutzeneinbuße in Höhe von (v (w;) — 0;) hinzunehmen. 
Zum anderen führt die Reduktion der Beschäftigung dieser Gruppe zu ei- 
nem geringeren Grenzertrag der anderen Gruppe (positive Kreuzableitun- 
gen). Dies gilt, sofern alte und junge Arbeiter nicht additiv separabel in die 
Produktionstechnologie eingehen, da bei additiv separablen Inputfaktoren 
die Kreuzableitungen gleich null sind. Im Folgenden wird hier jedoch unter- 
stellt, junge und alte Arbeiter seien keine additiv separablen Inputfaktoren. 
Somit sinkt die Beschäftigung der einen Gruppe, wenn der Lohn der ande- 
ren Gruppe steigt, und zwar in Höhe von Ge bzw. a. Jeder freigesetzte 
Arbeiter hat auch hierbei eine Nutzeneinbuße in Höhe von (v (w;) — 0;) hin- 
zunehmen. Ökonomisch bedeutet dies, die Gewerkschaft muss bei der Wahl 
des nutzenmaximalen Lohns einer Gruppe berücksichtigen, dass die Höhe 
des Lohns einer Gruppe einen Einfluss auf die Beschäftigung der jeweils an- 
deren Gruppe ausübt. Das Nutzenmaximum der Gewerkschaft ist erreicht, 
wenn der Nutzengewinn einer Lohnerhöhung für die Beschäftigten einer 
Gruppe mit dem Nutzenverlust der durch die Lohnerhöhung freigesetzten 
Arbeiter beider Gruppen übereinstimmt. 

Darüber hinaus ist folgender Aspekt interessant: Die Gewerkschaft be- 
wertet den Nutzengewinn bzw. -verlust der Gruppe junger Arbeiter jeweils 
mit dem Gewichtungsfaktor a (siehe Gleichungen (10.12) und (10.13)). Bei 
eine niedrigeren Gewichtung des Nutzens junger Arbeiter im Vergleich zum 
Nutzen alter Arbeiter gilt « < 1 in Gleichung (10.5). Wie Gleichungen 
(10.12) und (10.13) zeigen, beeinflussen dann die jeweiligen Nutzenverände- 
rungen junger Arbeiter das Maximierungskalkül der Gewerkschaft weniger 
stark als vergleichbare Nutzenveränderungen alter Arbeiter. 

Um die nachfolgende Analyse noch etwas klarer darstellen zu können, 
werden der Einfachheit halber lineare Nutzenfunktionen für die einzelnen 
Arbeiter unterstellt (= Risikoneutralität). Es gilt somit v (w;) = w; und 


v' (w;) = 1. Die Bedingungen erster Ordnung aus der Maximierung der 
Nutzenfunktion (10.6) modifizieren sich sodann zu: 
OV ON, ON? 
— = —U,;) — + aN. - %) — = 
Du, a (w — T1) Du, + aN, + (we — U2) 3: 0 (10.14) 
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OV ON? ON, 

— V2) —— + N: = =). 10.15 
Bus = (we — U2) Dun + No +Q (w - 01) — din 0 ( ) 
Nach einigen Umformungen erhält man für die Löhne beider Gruppen auf 


der Mikroebene: 


wı = = MB -vı (10.16) 
6 (22) Enno, + a7 (Emn — 1) 
wm= — a n, (10.17) 
ay (m 2) Emun +Ô (Enw — 1) 
_ aN, w 


mit en; = nad als absoluten Betrag der Lohnelastizität der Ar- 
beitsnachfrage. Diese positiv definierte Lohnelastizität muss auf der Mikro- 
ebene immer größer eins sein. Ansonsten würde bei einer einprozentigen 
Lohnsteigerung die Beschäftigung um weniger als ein Prozent sinken. Die 
Lohnsumme würde folglich steigen und es würde ein unendlich hoher Lohn 
durch die Gewerkschaft gesetzt. Darüber hinaus werden die Kreuzlohnelas- 
tizitäten dargestellt als en,w, = an > 0 bzw. en = — 3h A > 0. 
Mit y = co bzw. 6 = ee werden die Lohnquoten junger bzw. alter 
Arbeiter bezeichnet. Hierbei ist zu beachten, dass die Lohnquoten sich zu 
einem Wert kleiner als eins addieren. Es werden abnehmende Skalenerträge 
benötigt, da mit konstanten Skalenerträgen bei vollkommener Konkurrenz 
auf den Gütermärkten kein Gewinn durch die Unternehmen erwirtschaftet 
würde. Folglich stünde auch nichts zur Verteilung zwischen Unternehmen 
und Arbeitern zur Verfügung. Die konstanten Lohnquoten stimmen in der 
gewählten Definition mit den Produktionselastizitäten der Inputfaktoren 
überein, was beispielsweise auch für eine Produktionsfunktion vom Cobb- 
Douglas-Typ gilt. 

Wie reagieren die Löhne beider Gruppen auf der Mikroebene, wenn die 
Gewerkschaft die Interessen der alten Arbeiter höher bewertet als die Inte- 
ressen junger Arbeiter, also wenn der Gewichtungsfaktor der Gewerkschaft 
a sinkt? Aus Gleichungen (10.16) und (10.17) ergibt sich 24 > 0 sowie 
en < 0. Eine Reduktion von a lässt ceteris paribus auf der Mikroebene den 
Lohn junger Arbeiter w, sinken, während der Lohn alter Arbeiter we steigt, 
was ökonomisch plausibel ist. Die Gewerkschaft legt mehr Wert auf die 
Belange alter Arbeiter, folglich steigt das gesetzte Lohndifferenzial w/w. 

Wie bereits gesagt, sind die Kreuzableitungen gleich null, wenn junge 
und alte Arbeiter additiv separable Inputfaktoren darstellen. Ist dies der 
Fall, so geht die Interdependenz zwischen den beiden Gruppen über die 
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Produktionstechnologie verloren. Die Gleichungen (10.16) und (10.17) mo- 
difizieren sich sodann zu: 


w = ——— (10.18) 
u EN yw, 

w = a (10.19) 
ENgwa 


Die Gewerkschaft maximiert dann ihren Gesamtnutzen über die Maximie- 
rung der Nutzen der Teilgruppen. Folglich sind die gesetzten nutzenmaxi- 
malen Löhne auf Mikroebene auch unabhängig von dem Gewichtungspara- 
meter a. 

In der vorliegenden Analyse werden hingegen positive Kreuzableitun- 
gen unterstellt. Die Kreuzlohnelastizitäten en,w, bzw. €y,w, sind dann po- 
sitiv und es ergeben sich für die Löhne auf Mikroebene Gleichungen (10.16) 
und (10.17). Welche Auswirkungen erzeugt eine Veränderung der Kreuz- 
lohnelastizitäten? Angenommen, die Kreuzlohnelastizität en,u, steigt. Wie 
Gleichung (10.16) zeigt, erzeugt dies ceteris paribus einen negativen Effekt 
auf den von der Gewerkschaft gesetzten nutzenmaximalen Lohn w. Eine 
höhere Kreuzlohnelastizität en,„, impliziert bei gleichem Lohn junger Ar- 
beiter eine niedrigere Beschäftigung alter Arbeiter. Sinkt die Beschäftigung 
alter Arbeiter, so sinkt der Nutzen der Gewerkschaft. Folglich wirkt eine hö- 
here Kreuzlohnelastizität ¢y,., lohndisziplinierend, die Gewerkschaft wird 
einen niedrigeren Lohn für junge Arbeiter setzen. Diese Argumentation gilt 
analog für eine Erhöhung der Kreuzlohnelastizität en,„, und den dadurch 
sinkenden Lohn alter Arbeiter. 

Wie die theoretische Literatur zeigt, ist in einem Gewerkschaftsmodell 
der Lohn ein mark-up auf das Alternativeinkommen (siehe beispielsweise 
Carlin und Soskice, 1990; Layard, Nickell und Jackman, 1991; Michaelis, 
1998 sowie Jerger und Michaelis, 1999). In den Gleichungen (10.16) und 
(10.17) ist jeweils der Bruch auf der rechten Seite als mark-up auf den Nut- 
zen des Alternativeinkommens zu interpretieren, der bei unterstellten li- 
neraren Nutzenfunktionen dem Alternativeinkommen entspricht. Wie man 
sieht, hat der mark-up auf das Alternativeinkommen einer jeweiligen Grup- 
pe m , wiederum Einfluss auf den Lohn der jeweils anderen Gruppe. Der 
Lohn. einer Gruppe sinkt mit dem mark-up auf das Alternativeinkommen 
der jeweils anderen Gruppe. Je größer der mark-up auf den Lohn beispiels- 
weise junger Arbeiter, desto größer ist der Einkommensrückgang bei einer 
Reduktion der Beschäftigung junger Arbeiter. Dies wirkt disziplinierend auf 
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die Setzung des Lohns alter Arbeiter durch die Gewerkschaft, um den Nut- 
zenrückgang durch die Beschäftigungsreduktion zu kompensieren. 

Im nächsten Schritt wird die Aggregation auf die Makroebene vorge- 
nommen, also das Alternativeinkommen wird endogenisiert. Das Alterna- 
tiveinkommen fiir ein Mitglied einer jeweiligen Gruppe ergibt sich durch 
T; = (1 — u,) v (W;) + uv (b;). Bezüglich der Unterscheidung, ob ein freige- 
setzter Arbeiter nach der Wiedereinstellung in einem anderen Unternehmen 
einen junior job oder einen senior job erhält, soll hier lediglich auf die Dis- 
kussion in Kapitel 9.4 verwiesen werden. Fiir junge Arbeiter ist eindeutig 
W, = w das relevante Szenario. Somit ergibt sich für das Alternativeinkom- 
men junger Arbeiter: 


vı = w (1 — u (1 — p)), (10.20) 


mit p = b,/W, als konstanter Lohnersatzquote. In der folgenden Darstellung 
wird für alte Arbeiter das Szenario junior jobs unterstellt. In diesem Fall 
mit W = w ergibt sich das Alternativeinkommen durch: 


T = w (1 — uwz (1 — p)), (10.21) 


mit p = bə/W2. Durch Einsetzen der Alternativeinkommen in die Gleichun- 
gen (10.16) und (10.17) ergeben sich die durch die Monopolgewerkschaft 
gesetzten Löhne für junge und alte Arbeiter, jedoch in Abhängigkeit von 
endogenen Variablen. Um gehaltvolle Aussagen über die endogenen Varia- 
blen wi, wa, u} sowie u, und insbesondere auch über das Verhältnis der 
endogenen Variablen beider Gruppen zueinander treffen zu können, werden 
im Folgenden weitere Umformungen durchgeführt. 

Unter Berücksichtigung von Gleichung (10.17) erhält man einen Aus- 
druck für den mark-up auf den Lohn alter Arbeiter: 


= = wiU 
W — V2 ð -ay ( Ww) ) EN we 


FE en (10.22) 


Dieser Ausdruck wird nun in die nach wı /d, umgeformte Gleichung (10.16) 
eingesetzt und unter Berücksichtigung von w/v, = 1/ (1 — u (1 — p)) (aus 
Gleichung (10.20)) ergibt sich: 


1 , QAYEN2w2 — ÔE Nowy 


pe l 10.23 
ay (1 = p) ENywiE Nowe — EN2wiE Nw l ) 


ui = 
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Die Arbeitslosenrate junger Arbeiter u, ist hiermit eindeutig determiniert. 
Sie ist eine Konstante in Abhängigkeit der exogenen Größen der rechten 
Seite von Gleichung (10.23). Insbesondere wird u, nicht durch den Lohn 
der jungen Arbeiter w, determiniert. Folglich ist die Lohnsetzungskurve 
(LS,) der Monopolgewerkschaft im w, uı-Diagramm eine Vertikale, wobei 
die Lage determiniert wird durch die exogenen Größen (siehe Abbildung 
10.3). Aus der ökonomischen Theorie ist bekannt, dass bei homogenen Ar- 


Wi 


LS; 


ul 


Abbildung 10.3: Lohnsetzungskurve fiir junge Arbeiter, Quelle: eigene Dar- 
stellung 


beitern aus der Annahme einer konstanten Lohnersatzquote eine vertikale 
Lohnsetzungskurve resultiert (siehe beispielsweise Layard und Nickell, 1990; 
Michaelis, 1998 sowie Landmann und Jerger, 1999). Veränderungen im Lohn 
werden durch die Politik mit einer gleichstarken Erhöhung des Arbeitslosen- 
geldes beantwortet, woraus dann eine konstante Arbeitslosenrate resultiert, 
was wiederum eine vertikale Lohnsetzungskurve impliziert. Dies ist in der 
vorliegenden Analyse bei der Gruppe junger Arbeiter mit konstanter Loh- 
nersatzquote p = b/w, der Fall, wie Gleichung (10.23) zeigt. 

Die Lohnsetzungskurve für die Gruppe der alten Arbeiter erhält man, in- 
dem zunächst unter Berücksichtigung von Gleichung (10.16) folgender Aus- 
druck für den mark-up auf den Lohn junger Arbeiter abgeleitet wird: 
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Se N) (10.24) 


Dieser mark-up wird in die nach w2/¥_ umgeformte Gleichung (10.17) einge- 
setzt und unter Beriicksichtigung des Alternativeinkommens alter Arbeiter 
aus Gleichung (10.21) ergibt sich: 


w o PlemwmEnu Emmen) sy ayy (1 — p)) 


wı u QYEN we Ar ÔE Ny wy (E Noii = 1) = OE N wE Naw) 
(10.25) 


Hieraus lassen sich zwei interessante Sachverhalte ableiten. Die Lohnset- 
zungskurve für alte Arbeiter (LS,) hat im we, ue-Diagramm bei gegebenen 
w einen fallenden Verlauf (siehe Abbildung 10.4). Je höher die Arbeitslo- 


W2 


LS; 
u2 


Abbildung 10.4: Lohnsetzungskurve für alte Arbeiter, Quelle: eigene Dar- 
stellung 


senrate alter Arbeiter, desto niedriger wird die Gewerkschaft den Lohn alter 
Arbeiter setzen (bei gegebenen w,), was wie folgt zu erklären ist: Die Wie- 
dereinstellungswahrscheinlichkeit sinkt mit der Höhe der Arbeitslosigkeit. 
Für die Arbeiter wird es mit zunehmender Arbeitslosigkeit immer schwie- 
riger in einem anderen Unternehmen eine Beschäftigung zu finden. Folglich 
wird die Gewerkschaft einen niedrigeren Lohn für diese Gruppe setzen. Das 
Alternativeinkommen sinkt mit der Arbeitslosenrate. Da der durch die Mo- 
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nopolgewerkschaft gesetzte Lohn ein mark-up auf das Alternativeinkommen 
darstellt, sinkt der gesetzte Lohn mit der Arbeitslosenrate. 

Des Weiteren lässt sich aus Gleichung (10.25) eine Aussage über die 
Lohnsetzungsrelation zwischen den Löhnen alter und junger Arbeiter ab- 
leiten. Je höher die Arbeitslosenrate alter Arbeiter uy, desto geringer ist 
die Lohnsetzungsrelation wa/wı. Die Kurve der Lohnsetzungsrelation (LSR) 
hat demnach einen negativen Verlauf im (wa/wı) , (u2/u,)-Diagramm (siehe 
Abbildung 10.5). Die ökonomische Intuition hierfür läuft analog zum zuvor 


W2/W1 


l uUr/u 


Abbildung 10.5: Lohnsetzungsrelation, Quelle: eigene Darstellung 


dargestellten Fall der Lohnsetzungskurve für alte Arbeiter. Je höher die 
Arbeitslosenrate alter Arbeiter, desto geringer ist die Wiedereinstellungs- 
wahrscheinlichkeit der Mitglieder dieser Gruppe. Das Alternativeinkommen 
sinkt und folglich wird die Gewerkschaft ceteris paribus einen niedrigeren 
Lohn für alte Arbeiter setzen. Die Lohnsetzungsrelation w2/w, sinkt mit der 
Relation der Arbeitslosenraten ua/u,. Dabei ist zu beachten, dass die Lohn- 
setzungsrelation unabhängig von der Arbeitslosenrate junger Arbeiter u; ist 
(siehe Gleichung (10.25)). Wie bereits dargestellt, ist u, eine durch exogene 
Parameter determinierte Konstante (siehe Gleichung (10.23)). Folglich ist 
entlang der Kurve der Lohnsetzungsrelation in Abbildung 10.5 u, konstant. 

Aus Gleichungen (10.23) und (10.25) lässt sich Folgendes zeigen: Weisen 
beide Gruppen gleiche Konstellationen auf, also gleiche Lohnelastizitäten 
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der Arbeitsnachfrage, €n,w, = €N2w,, Sowie gleiche Kreuzlohnelastizitäten, 
ENywa = ENow,, gleiche Lohnquoten, y = ô, sowie gleiche Arbeitslosenraten, 
u2/u, = 1, und gewichtet die Gewerkschaft darüber hinaus beide Gruppen 
gleich, dann ist die Lohnsetzungsrelation wa/w, an der Stelle u2/u; = 1 
gleich 1. Dieser Fall wird in Abbildung 10.5 durch den Punkt 1/1 darge- 
stellt. Es besteht in diesem Szenario mit a = 1 keine Veranlassung für die 
Gewerkschaft, für eine der beiden Gruppen einen relativ höheren Lohn zu 
setzen. 

Wie verändert sich die Lohnsetzungsrelation, wenn die Gewerkschaft die 
Gruppe der alten Arbeiter in ihrer Nutzenfunktion stärker gewichtet, also 
wenn gilt: œ < 1? Aus Gleichung (10.25) wird deutlich, dass zwei Effekte bei 
einer Reduktion des Gewichtungsfaktors der Gewerkschaft œ wirken. Eine 
Reduktion von a führt zu einer Erhöhung der Lohnsetzungsrelation w/w. 
Es muss hingegen noch die Reaktion der Arbeitslosenrate uz auf die Reduk- 
tion von a berücksichtigt werden. Jedoch ist = nicht zu bestimmen. Dazu 
müsste das Gesamtmodell nach der Arbeitslosenrate ug aufgelöst werden, 
was hingegen aufgrund der Komplexität des Modells nicht möglich ist. Die 
ökonomische Intuition lässt hingegen vermuten, dass insgesamt die Lohn- 
setzungsrelation wa/w, steigt, wenn a sinkt. Die LSR-Kurve aus Abbildung 
10.5 wird in diesem Fall nach oben verschoben. Für jede gegebene Rela- 
tion der Arbeitslosenraten uz/u, steigt die gesetzte Lohnrelation w2/w. 
Bewertet die Gewerkschaft den Nutzen der alten Arbeiter höher als den 
Nutzen junger Arbeiter, so wird sie ceteris paribus bei jeder Relation der 
Arbeitslosenraten einen relativ höheren Lohn für alte Arbeiter setzen. Es 
kann darüber hinaus eindeutig gezeigt werden, dass die Arbeitslosenrate 
junger Arbeiter u, sinkt, wenn a sinkt, denn aus Gleichung (10.23) ergibt 
sich — > 0. In Abbildung 10.3 bedeutet dies eine Linksverschiebung der 
Lohnsetzungskurve für junge Arbeiter. 

Nachdem das Lohnsetzungsverhalten der Monopolgewerkschaft analy- 
siert wurde, ist in einem nächsten Schritt als zweiter Baustein des Mo- 
dells die Arbeitsnachfrage der Unternehmen zu betrachten. Die gewinnmaxi- 
mierenden Unternehmen wählen gemäß der Grenzproduktivitätsentlohnung 
den Einsatz junger und alter Arbeiter. Es werden folglich Punkte auf der 
Arbeitsnachfragekurve gewählt, wobei die Arbeitsnachfragekurven beider 
Gruppen sich ergeben durch: 


Fi = Wı (10.26) 
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Dividiert man die Arbeitsnachfragekurve der alten Arbeiter durch die der 


Jungen, so erhält man: r 

w2 2 

o n (10.28) 
Sind die Löhne beider Gruppen gleich, wa/wı = 1, dann werden die Un- 
ternehmen von beiden Gruppen gleich viele Arbeiter nachfragen, sofern die 
Produktivitäten beider Gruppen gleich sind. Unterstellt man ferner glei- 
che Gruppengrößen, so sind folglich die Arbeitslosenraten beider Gruppen 
gleich, up/u; = 1. Steigt hingegen das von der Monopolgewerkschaft ge- 
setzte Lohndifferenzial w2/w,, so muss der Grenzertrag der alten Arbeiter 
größer sein als der Grenzertrag junger Arbeiter, damit Gleichung (10.28) 
gilt. Folglich sinkt der Einsatz alter Arbeiter in Relation zum Einsatz junger 
Arbeiter. Dies wiederum impliziert einen Anstieg der Relation der Arbeits- 
losenraten uz/u1. Je höher w/w, umso höher ist u2/u;. Dieser positive Zu- 
sammenhang wird grafisch in Abbildung 10.6 verdeutlicht, wobei als ANR. 
die Arbeitsnachfragerelation bezeichnet wird. 


1 ur/uı 


Abbildung 10.6: Arbeitsnachfragerelation, Quelle: eigene Darstellung 


Führt man beide Bausteine, Lohnsetzung der Gewerkschaft und Arbeits- 
nachfrage der Unternehmen, zusammen, so ergibt sich das tatsächlich im all- 
gemeinen Gleichgewicht geltende Lohndifferenzial wa/wı in Beziehung zur 
Relation der Arbeitslosenraten uz/u,. Aus Abbildung 10.7 ist zu ersehen, 
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dass die durch die Monopolgewerkschaft gesetzten Löhne beider Gruppen 
gleich sind, wenn beide Gruppen gleiche Arbeitslosenraten aufweisen, unter 
der Annahme identischer ökonomischer Charakteristika junger und alter Ar- 
beiter. Darüber hinaus muss die Gewerkschaft alle Arbeiter in ihrer Nutzen- 
funktion gleich gewichten. Die Kurve der Arbeitsnachfragerelation (ANR) 


U/W) 


Abbildung 10.7: Lohnsetzungs- und Arbeitsnachfragerelation: alpha sinkt, 
Quelle: eigene Darstellung 


schneidet die Kurve der Lohnsetzungsrelation (LSR,) im Punkt 1/1. Für 
die Gewerkschaft besteht keine Veranlassung, für eine der beiden Gruppen 
einen höheren Lohn zu setzen, wenn beide Gruppen vollkommen identische 
Eigenschaften besitzen. Bei gleichen Löhnen und gleichen Produktivitäten 
ist es für die Unternehmen gewinnmaximal, von beiden Gruppen gleich viele 
Arbeiter nachzufragen, was wiederum bei identischen Gruppengrößen glei- 
che Arbeitslosenraten für beide Gruppen impliziert. 

Was verändert sich, wenn die Gewerkschaft der Belange alter Arbeiter 
ein stärkeres Interesse entgegenbringt? Wie bereits dargestellt, wird die Kur- 
ve der Lohnsetzungsrelation realistischerweise nach oben verschoben, wenn 
a von 1 aus sinkt. Die Monopolgewerkschaften setzen ceteris paribus bei 
jeder Relation der Arbeitslosenraten alter und junger Arbeiter einen relativ 
höheren Lohn für die Gruppe alter Arbeiter. Somit steigt das gleichgewich- 
tige Lohndifferenzial. In Abbildung 10.7 wird dies durch den neuen Schnitt- 
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punkt der ANR-Kurve mit der LSR,-Kurve verdeutlicht. Die Erhöhung des 
Lohndifferenzials zwischen alten und jungen Arbeitern zieht hingegen eine 
Reduktion der relativen Nachfrage nach alten Arbeitern durch die Unter- 
nehmen nach sich. Folglich steigt die Relation der Arbeitslosenraten von 
alten und jungen Arbeitern. 

In dem in diesem Kapitel dargestellten Monopolgewerkschaftsmodell 
setzt die Gewerkschaft den Lohn für beide Gruppen, während das Unter- 
nehmen gemäß des gesetzten Lohns die gewinnmaximale Beschäftigung jun- 
ger und alter Arbeiter bestimmt. Im vorherigen Kapitel wurde bereits aus- 
führlich diskutiert, dass die zweite Annahme mit der Realität weitgehend 
vereinbar ist. Darüber hinaus erscheint die Annahme, die Gewerkschaft set- 
ze eigenständig den Lohn, sehr weit von den tatsächlichen Bedingungen 
und institutionellen Regelungen des praktischen Arbeitsmarktes entfernt 
zu sein. Folglich bietet das Monopolgewerkschaftsmodell keine realistisch- 
approximative Darstellung des Lohnbildungsprozesses. In den meisten In- 
dustrienationen und insbesondere auch in Deutschland wird der Lohn zwi- 
schen Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertretern ausgehandelt. In Deutsch- 
land ist diese sogenannte Tarifautonomie sogar im Grundgesetz in Artikel 
9 Absatz 3 festgeschrieben. Somit ist im Vergleich zum Monopolgewerk- 
schaftsmodell der im folgenden Kapitel dargestellte Verhandlungsansatz als 
realistischer in Bezug auf die Modellierung des Lohnbildungsprozesses anzu- 
sehen. Wie wir jedoch sehen werden, lässt sich das Monopolgewerkschafts- 
modell als ein Spezialfall des Verhandlungsansatzes identifizieren, was aus 
der Theorie bekannt ist (siehe beispielsweise Booth, 1996; Goerke und Hol- 
ler, 1997 sowie Michaelis, 1998). Die qualitativen Ergebnisse des Mono- 
polgewerkschaftsmodells bleiben weitgehend auch im Verhandlungsansatz 
bestehen. 


10.2 Der Verhandlungsansatz 


Der in diesem Kapitel dargestellte Verhandlungsansatz basiert auf dem im 
vorherigen Kapitel 10.1 diskutierten Monpolgewerkschaftsmodell. Der ein- 
zige, jedoch wichtige Unterschied besteht darin, dass die Gewerkschaft den 
Lohn nicht mehr eigenständig setzen kann, sondern mit dem Unternehmen 
aushandelt. Nachdem der Lohn ausgehandelt wurde, entscheiden die Un- 
ternehmen gemäß Grenzproduktivitätsentlohnung über die Höhe der Be- 
schäftigung. Die Unternehmen besitzen demnach, genau wie im Monopol- 
gewerkschaftsmodell, das Recht der alleinigen Bestimmung der Höhe der 
Beschäftigung, also das Right-to-Manage. 
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Die Löhne werden zwischen einem Unternehmen und einer Gewerkschaft 
über den in den Kapiteln 9.2 und 9.3 bereits kennengelernten Nash Bargai- 
ning Ansatz ausgehandelt. Die Modellierung der einzelnen Bausteine des 
Nash Bargainings erfolgt in der gleichen Art und Weise wie in Kapitel 9.3 
bereits ausführlich dargestellt. Der Übersichtlichkeit halber werden die Glei- 
chungen hier nochmals aufgeführt. Die gewerkschaftliche Rente aus der Be- 
schäftigung junger Arbeiter in Höhe von N; und alter Arbeiter in Höhe von 
N, in einem Unternehmen lässt sich wie folgt darstellen: 


V —V =aN, [v (wy) — By] + No [v (w2) — Do]. (10.29) 
Die Gewinnfunktion der identischen Unternehmen wird beschrieben durch: 
nm = F (Ni, No) — wıNı — waNn. (10.30) 

Das Nash-Produkt 
NP=(V-V).(r-m'? (10.31) 


wird hierbei durch die Wahl der Löhne beider Gruppen maximiert. Da die 
Unternehmen einen Punkt auf der jeweiligen Arbeitsnachfragekurve wählen 
werden, dienen diese als Nebenbedingungen.° Die Arbeitsnachfragekurven 
der jeweiligen Gruppe i = 1,2 ergeben sich durch: 


Fi = wi. (10.32) 


Unter Berücksichtigung der Gleichungen (10.29) und (10.30) erhält man fol- 
gende Bedingungen erster Ordnung, wenn man der Einfachheit halber zum 
einen lineare Nutzenfunktionen der Arbeiter (= Risikoneutralität) unter- 
stellt, und zum anderen die Annahme trifft, der Gewinn des Unternehmens 
sei bei Nichteinigung im Verhandlungsprozess gleich null, 7 = 0: 


6Der Unterschied zu dem Nash Bargaining in Kapitel 9.3 ist folgender: Beim An- 
satz der effizienten Kontrakte wird das Nash-Produkt durch die Wahl der Löhne und 
der Beschäftigung maximiert, ohne eine Nebenbedingung berücksichtigen zu müssen. Im 
Right-to-Manage-Modell wird das Nash-Produkt hingegen durch die Wahl der Löhne ma- 
ximiert, unter der Berücksichtigung der Nebenbedingungen der Arbeitsnachfragekurven, 
da die Unternehmen einen Punkt auf der jeweiligen Arbeitsnachfragekurve wählen. 
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ðlg NP Æ _ ON N 2 
Be ay [tn Ta 
1 B ON, ON, ON» ON» _ 
T = [r Ow, -N- wg i a en Ma =0 (10.33) 
OlogNP 8 _ ON, _. ON» 
dw. V-V fo me) ðw + (tte ta dw, j na| 
1-8 ON, ON, ON» ONo| _ 
+ 5 [r 3 Wy 3 + Lo Na — w] =Q. (10.34) 


Nach diversen Umformungen ergibt sich für den Lohn junger Arbeiter auf 
der Mikroebene: 


= ay (BU —y oe ıwı +9 (= p) = 
O 022000, (10.35) 


W) 
mit 
A= ay (1 — y -— ô) (Emw, — 1) + a7? (1 — B) 


+6 (==) HÜ-B)+BU-Y-8)emm): (10.36) 


w2 
Für den Lohn alter Arbeiter auf der Mikroebene erhält man: 


u, BUY Denn ti- A] 


- (10.37) 


mit 
B= 68 (1 — 7 — ô) (erm — 1) +6 (1-8) 
Foi (==) (5(1— 8) +B(1—7—8)enam)- (10.38) 


Mit enu, = re > 0 wird wiederum der absolute Betrag der Lohnelas- 


tizität der Arbeitsnachfrage bezeichnet. Darüber hinaus werden die Kreuz- 


lohnelastizitäten dargestellt als en,u, = —92% > 0 bzw. em, = UM 
> 0. Mit y = magi bzw. ô = ago, werden die Lohnquoten junger bzw. alter 
Arbeiter bezeichnet, die addiert wiederum einen Wert kleiner als eins erge- 
ben. Die Verhandlungsmacht der Gewerkschaft wird durch den Parameter 


8 dargestellt. Für das Unternehmen ergibt sich dementsprechend die Ver- 
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handlungsmacht als (1 — 8). Im Folgenden wird deutlich, welchen Einfluss 
die Verhandlungsmacht der beiden Parteien auf die ausgehandelten Löhne 
hat. 

Zunächst soll jedoch analysiert werden, ob eine Veränderung des Ge- 
wichtungsparameters œ durch die Gewerkschaft im Verhandlungsansatz den 
gleichen Einfluss erzeugt wie im Monopolgewerkschaftsmodell. Wie reagie- 
ren die ausgehandelten Löhne beider Gruppen auf der Mikroebene, wenn 
die Gewerkschaft die Interessen der Gruppe der alten Arbeiter höher bewer- 
tet als die Interessen junger Arbeiter? Aus Gleichung (10.35) in Verbindung 
mit Gleichung (10.36) ergibt sich 24 > 0. Eine Reduktion des Gewich- 
tungsfaktors der Gewerkschaft a lässt ceteris paribus den ausgehandelten 
Lohn junger Arbeiter w, auf der Mikroebene sinken. Demgegenüber erhält 
man aus Gleichung (10.37) in Verbindung mit Gleichung (10.38) 22 < 0. 
Der auf Mikroebene ausgehandelte Lohn alter Arbeiter steigt, wenn die Ge- 
werkschaft die Interessen alter Arbeiter höher bewertet als die Interessen 
junger Arbeiter. Somit liefert der Verhandlungsansatz das gleiche ökono- 
misch plausible Ergebnis wie das Monopolgewerkschaftsmodell. 

Welchen Einfluss hat die Verhandlungsmacht der Parteien auf die ausge- 
handelten Löhne junger und alter Arbeiter auf der Mikroebene? Zur Analyse 
dieser Frage wird zunächst der Spezialfall betrachtet, bei dem die Kreuz- 
lohnelastizitäten gleich null sind, €y,~, = €N,w. = 0. Dies resultiert be- 
kanntlich aus der Annahme, junge und alte Arbeiter seien additiv separable 
Inputfaktoren mit Kreuzableitungen von null. In diesem Fall modifizieren 
sich die Gleichungen (10.35) und (10.37) zu: 


a[B(l-y~d)emw, +7 (1 — 8) By 
aß (1 — y — ô) (Enw, — 1) + (1 — 8) (ay + a) 


BIA Y= 9) EW tiU -p) -Ta. (10.40) 
B (1 ~~ 8) (eu — 1) + (1-8) (6 + ayem) 


(10.39) 


wı = 


ua = 


Hieraus ergibt sich Sa > 0 sowie en > 0. Die ausgehandelten Löhne jun- 
ger und alter Arbeiter steigen auf der Mikroebene mit der Verhandlungs- 
macht der Gewerkschaft.’ Bildlich gesprochen, vermag die Gewerkschaft bei 
einer höheren Verhandlungsmacht einen größeren Teil des zu verteilenden 
Kuchens für sich bzw. für ihre Mitglieder zu erzielen. Sie kann für beide 


"Zu den Determinanten der Verhandlungsmacht von Gewerkschaften siehe beispiels- 
weise Layard, Nickell und Jackman (1991) sowie Michaelis (1998). 
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Gruppen in der Verhandlung mit dem Unternehmen einen höheren Lohn 
durchsetzen. 

Die Analyse des Einflusses der Verhandlungsmacht der Gewerkschaft im 
Fall nicht additiv separabler Inputfaktoren junger und alter Arbeiter mit 
sowohl positiven Kreuzableitungen als auch daraus resultierenden positi- 
ven Kreuzlohnelastizitäten zeigt Folgendes: Die notwendige und hinreichen- 
de Bedingung für einen positiven Einfluss der gewerkschaftlichen Verhand- 
lungsmacht auf den Lohn junger Arbeiter lautet: 


Ô (wa — T2) (enw — ENow,) + AYW2 > 0. (10.41) 


Diese Bedingung ist insbesondere bei €y,w, 2 Enzu, erfüllt, da (wa — U2) > 
0. Aus ökonomischer Sicht ist davon auszugehen, dass der Einfluss des Lohns 
junger Arbeiter auf die Beschäftigung junger Arbeiter stärker ist als der Ein- 
fluss des Lohns junger Arbeiter auf die Beschäftigung alter Arbeiter. Anders 
gesprochen, sollte die Lohnelastizität der Arbeitsnachfrage größer sein als 
die Kreuzlohnelastizität. Folglich gilt auch hier a > 0. Für den positi- 
ven Einfluss der gewerkschaftlichen Verhandlungsmacht auf den Lohn alter 
Arbeiter ergibt sich ebenfalls eine notwendige und hinreichende Bedingung: 


ay (wi - D1) (Emu: — ENyw2) + ôW > 0. (10.42) 


Hierbei gilt die analoge Argumentation wie zuvor. Es ist davon auszugehen, 
dass gilt: €n,w, Z EN,w,- Unter dieser hinreichenden Bedingung ergibt sich 
eindeutig ae > 0. Der Lohn alter Arbeiter steigt mit der Verhandlungs- 
macht der Gewerkschaft. 

Welche Veränderungen ergeben sich bei der Betrachtung des Grenz- 
falls einer gewerkschaftlichen Verhandlungsmacht von 8 = 1, wenn also 
die gesamte Verhandlungsmacht bei der Gewerkschaft liegt? Die Gleichun- 
gen (10.35) und (10.37) für die Löhne junger und alter Arbeiter auf der 
Mikroebene sind dabei zu modifizieren. Es ergeben sich identische Glei- 
chungen wie im Monopolgewerkschaftsmodell, also Gleichungen (10.16) und 
(10.17), womit selbstverständlich auch die im vorherigen Kapitel abgeleite- 
ten Aussagen der dort durchgeführten Analyse gelten. Sofern die Gewerk- 
schaft die gesamte Verhandlungsmacht besitzt, konvergiert das Ergebnis 
des Verhandlungsansatzes zu dem Resultat im Monopolgewerkschaftsmo- 
dell. Die Gewerkschaft muss nicht mehr verhandeln, wenn das Unternehmen 
über keinerlei Verhandlungsmacht verfügt. Sie kann den nutzenmaximalen 
Lohn nach ihren Vorstellungen setzen. Folglich schließt der in dieser Ar- 
beit entwickelte Verhandlungsansatz mit zwei Gruppen von Arbeitern das 
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Monopolgewerkschaftsmodell als Spezialfall ein, was aus der Theorie der 
Lohnverhandlungen bereits bekannt ist (siehe beispielsweise Booth, 1996; 
Goerke und Holler, 1997 sowie Michaelis, 1998). Die bei der Analyse des 
Monopolgewerkschaftsmodells abgeleiteten Aussagen gelten demnach weit- 
gehend auch im Verhandlungsansatz. 

Fiir die Aggregation auf die Makroebene sind wiederum die bereits aus- 
führlich angesprochenen Alternativeinkommen beider Gruppen, 0; sowie v2, 
zu endogenisieren. Um bestimmte Fragestellungen durch die Analyse der 
Auswirkungen einzelner Parameterveränderungen auf die gleichgewichtigen 
Werte der endogenen Variablen analysieren zu können, müsste das Glei- 
chungssystem, bestehend aus zwei Lohnsetzungs- und zwei Arbeitsnachfra- 
gegleichungen, nach den vier endogenen Variablen, den Löhnen und Ar- 
beitslosenraten beider Gruppen, gelöst werden. Diese 4x4-Matrix ist auf- 
grund der Komplexität insbesondere der Lohnsetzungsgleichungen indes 
nicht eindeutig zu lösen. In solchen Fällen besteht die Möglichkeit, mittels 
der Methode der Simulation Aussagen ableiten zu können. Dabei werden 
für die einzelnen exogenen Parameter der Modellgleichungen konkrete Zah- 
lenwerte eingesetzt, um anschließend das Gleichungssystem nach den endo- 
genen Variablen numerisch zu lösen. Im folgenden Kapitel wird eine solche 
Simulation mit dem Gleichungssystem des in diesem Kapitel entwickelten 
Verhandlungsansatzes durchgeführt, die Ergebnisse werden dargestellt und 
interpretiert. 

Warum wird in der vorliegenden Arbeit der Verhandlungsansatz und 
nicht das Monopolgewerkschaftsmodell simuliert? Wie wir bereits abgeleitet 
haben, beinhaltet das Verhandlungsmodell den Monopolgewerkschaftsan- 
satz als Spezialfall. In der Realität werden die Löhne durch Arbeitnehmer- 
und Arbeitgebervertreter ausgehandelt. Demnach hat die Verteilung der 
Verhandlungsmacht in der Realität einen Einfluss auf das Resultat der Ver- 
handlungen. Folglich sollte in dem Simulationsmodell die Verhandlungs- 
macht integriert sein. Außerdem kann somit analysiert werden, welchen Ein- 
fluss die Veränderung der Verhandlungsmacht der Parteien auf die Löhne 
und Arbeitslosenraten erzeugt. Dies ist bei der Simulation des Monopol- 
gewerkschaftsmodells indes nicht möglich. Darüber hinaus basiert der in 
Kapitel 9 dargestellte Ansatz von Pissarides (1989) ebenfalls auf einem Ver- 
handlungsmodell. Wie bereits ausführlich diskutiert, verhandeln bei Pissa- 
rides (1989) Gewerkschaften und Unternehmen simultan über Lohn und 
Beschäftigung. Ein Ziel der vorliegenden Analyse ist es, die von Pissarides 
(1989) in seinem Ansatz der effizienten Kontrakte abgeleiteten Resultate auf 
die Robustheit bezüglich der unterstellten Modellannahmen zu überprüfen. 


182 10. Das Right-to-Manage-Modell 


Zur besseren Vergleichbarkeit sollte deshalb das hier entwickelte Verhand- 
lungsmodell simuliert werden und nicht das Monopolgewerkschaftsmodell. 
Aus den dargestellten Gründen und weil darüber hinaus in der Literatur 
das Verhandlungsmodell als der relevantere Ansatz angesehen wird, soll im 
folgenden Kapitel die Simulation mit dem hier entwickelten Verhandlungs- 
ansatz durchgeführt werden. 


10.3 Simulation 


Die in diesem Kapitel dargestellte Simulation baut auf dem zum Ende 
des vorhergehenden Kapitels angesprochenen, bereits abgeleiteten System 
von vier Gleichungen mit vier Unbekannten auf. Das Gleichungssystem be- 
steht aus zwei Lohnsetzungs- und zwei Arbeitsnachfragegleichungen für jun- 
ge und alte Arbeiter. Es werden weiterhin lineare Nutzenfunktionen für 
die Arbeiter unterstellt, mit v (w;) = w;. Als Produktionsfunktion würde 
sich zur besseren Vergleichbarkeit anbieten, zunächst die gleiche Funkti- 
on zu verwenden, die Pissarides (1989) in seinem Modell verwendet hat: 
F (Ni, No) = (Ni + Na)’. Bei Pissarides (1989) wird perfekte Substituier- 
barkeit zwischen jungen und alten Arbeitern unterstellt. Relevant ist ledig- 
lich die Summe der eingesetzten Arbeiter, nicht jedoch die altersbezogene 
Struktur. Über die Höhe der Beschäftigung junger und alter Arbeiter wird 
indes verhandelt. In dem hier simulierten Right-to-Manage-Ansatz wird le- 
diglich über die Löhne verhandelt. Die Wahl der Höhe der Beschäftigung 
junger und alter Arbeiter liegt exklusiv bei dem Unternehmen. Weisen junge 
und alte Arbeiter gleiche Produktivitäten auf, so ergibt sich, wie wir gesehen 
haben, für alte Arbeiter ein höherer Lohn im Vergleich zu jungen Arbeitern, 
sofern die Gewerkschaft mehr Wert auf die Interessen alter Arbeiter legt. In 
dem Fall mit perfekten Substituten besteht die gewinnmaximale Strategie 
eines Unternehmens darin, lediglich junge Arbeiter zu beschäftigen, da diese 
bei gleicher Produktivität einen niedrigeren Lohn erhalten. Es werden erst 
dann alte Arbeiter eingestellt, wenn auf dem Arbeitsmarkt keine jungen 
Arbeiter mehr zur Verfügung stehen. Theoretisch bedeutet dies, dass Eck- 
lösungen zu Stande kommen. Bei Pissarides (1989) sind die Ecklösung nicht 
relevant, da die Beschäftigung Bestandteil der Verhandlung ist. Die Unter- 
nehmen können nicht eigenständig entscheiden, lediglich junge Arbeiter zu 
beschäftigen. 

Aufgrund der dargestellten Problematik wird in der Simulation eine 
Produktionsfunktion verwendet, die die im theoretischen Modell unterstell- 
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ten Annahmen aufweist, was bei folgender Produktionsfunktion vom Cobb- 
Douglas-Typ der Fall ist: 


F (Ni, No) = N? - NÈ. (10.43) 


Bei dieser Spezifikation sind junge und alte Arbeiter keine perfekten Substi- 
tute, die Kreuzableitungen sind positiv und die Lohnquoten beider Gruppen 
sind konstant in Höhe von y bzw. ô. 
Die Beschäftigung der Gruppe i in der gesamten Volkswirtschaft wird 
dargestellt als: 
N; = (1 = ui) Li. (10.44) 


Die Arbeitslosenrate einer Gruppe wird bekanntlich mit u; bezeichnet. Li 
stellt die Gesamtzahl Erwerbsfähiger einer Gruppe dar, folglich ist der Anteil 
(1 — u;) einer Gruppe in der Volkswirtschaft beschäftigt. 


10.3.1 Das Szenario junior jobs 


Die Simulation fokussiert zunächst auf den Fall junior jobs, wofür sich zu- 
mindest zwei Gründe anführen lassen. Zum einen soll ein Vergleich der Er- 
gebnisse des Modells mit effizienten Kontrakten gegenüber den Ergebnissen 
des Right-to-Manage-Ansatzes erfolgen. Das Modell von Pissarides (1989) 
mit dem Ansatz der effizienten Kontrakte erzeugt speziell bei der Unterstel- 
lung des Szenarios junior jobs ein unorthodoxes, aber zu hinterfragendes Er- 
gebnis. Wenn die Gewerkschaften den Interessen der Gruppe alter Arbeiter 
ein stärkeres Gewicht beimessen und demnach gemäß einer Senioritätsregel 
handeln, dann sind die ausgehandelten Löhne der alten Arbeiter immer grö- 
Ber als die Löhne junger Arbeiter. Jedoch ist trotz der höheren Löhne die 
Arbeitslosenrate alter Arbeiter niedriger als die Arbeitslosenrate der jun- 
gen Arbeiter. Für die vorliegende Analyse ist von besonderem Interesse, zu 
untersuchen, ob dieses Resultat in einem Right-to-Manage-Modell ebenfalls 
Bestand hat oder ob es dem spezifischen Ansatz der effizienten Kontrakte 
geschuldet ist. 

Zum anderen ist die Analyse des Falls junior jobs mit der Einschätzung 
zu begründen, dieser Fall sei der realistischere, weshalb in der theoretischen 
Darstellung im vorherigen Kapitel ebenfalls das Szenario junior jobs unter- 
stellt wurde. Das Prinzip der Entlohnung nach dem Szenario senior jobs, bei 
dem das Alter die entscheidende Rolle spielt, ist in Deutschland überwiegend 
im öffentlichen Dienst anzutreffen. Im weitaus größeren Teil der deutschen 
Volkswirtschaft wird hingegen bei der Entlohnung die Dauer der Betriebszu- 
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gehörigkeit berücksichtigt, nicht das Alter. Der Lohn steigt hierbei mit der 
Länge der Betriebszugehörigkeit. Ein neu eingestellter Arbeiter wird dem- 
nach in eine niedrigere Lohngruppe einsortiert gegenüber vergleichbaren Ar- 
beitern mit längerer Betriebszugehörigkeit, was in der vorliegenden Analyse 
dem Szenario junior jobs entspricht. Da der Sektor der privaten Wirtschaft 
wesentlich größer ist als der Sektor des öffentlichen Dienstes, kann folglich 
der Fall junior jobs als der realistischere eingeschätzt werden. Berücksich- 
tigt man darüber hinaus, dass in dem zuletzt abgeschlossenen Tarifvertrag 
für den öffentlichen Dienst eine Abschwächung des Prinzips der Entlohnung 
nach dem Alter vereinbart wurde, wird diese Einschätzung zusätzlich ge- 
stützt (siehe OECD, 2005 und Eichhorst, 2006). Die empirische Literatur 
über die Lohneffekte bei einer Wiedereinstellung untermauert diese Ansicht 
ebenfalls. Müssen Arbeitslose bei einer Wiedereinstellung eine Lohnreduk- 
tion akzeptieren oder können sie den gleichen Lohn erzielen wie vor der 
Entlassung? Die empirische Forschung zeigt ein eindeutiges Ergebnis. Vor- 
mals Arbeitslose erzielen nach einer Wiedereinstellung einen substanziell 
niedrigeren Lohn als vor der Entlassung (siehe beispielsweise Farber, 1993; 
Mavromaras und Rudolph, 1997; Burda und Mertens, 2001; Farber, 2003 
sowie Farber, 2005). Dies lässt eindeutig auf ein in der Empirie praktiziertes 
Entlohnungsprinzip schließen, bei dem die Dauer der Betriebszugehörigkeit 
berücksichtigt wird, was wiederum mit dem im Folgenden verwendeten Fall 
der junior jobs korrespondiert. 

Unterstellt man die in diesem Kapitel diskutierten Modellspezifikatio- 
nen, so ergibt sich aus den beiden Lohnsetzungsgleichungen (10.33) und 
(10.34) sowie aus den Arbeitsnachfragegleichungen für jede Gruppe aus 
Gleichung (10.32) nach diversen Umformungen das folgende System von 
vier Gleichungen mit vier Unbekannten: 


vy, = Ba-9 +74 - Blum (1 -u -p) 


ayw + ô (we — w (1 — uz (1 — p2))) oe) 

— (BU -7) +60 — B)] w (1 — u (1 — p)) 
wa = —— a ea F ayu a — 2) (10.46) 
w = y [(1 ~ ux) Ly] - [(1 — u) Le]? (10.47) 
WwW, = 6 [(1 — ug) Lo]? ? - [(1 — uy) Ly]. (10.48) 


Anhand dieser Gleichungen wird die Simulation durchgefiihrt. Wie bereits 
angedeutet, werden bei der Simulation fiir die exogenen Parameter konkrete 
Zahlenwerte eingesetzt, um anschließend das Gleichungssystem nach den 
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vier endogenen Variablen, Löhne und Arbeitslosenraten für junge und alte 
Arbeiter, numerisch zu lösen. Die Ausgangswerte der exogenen Parameter 
werden wie folgt spezifiziert: 


a=1 

Y=0,3 
6=0,3 
pı = 0,6 
Pa = 0,6 
Ly = 1 
Ig =1 
B = 0,5. 


In der Ausgangssimulation berücksichtigt die Gewerkschaft die Interessen 
junger und alter Arbeiter gleich, a = 1. Die Produktionselastizitäten beider 
Gruppen werden ebenfalls als identisch unterstellt, was wiederum identi- 
sche Lohnquoten impliziert. Wichtig hierbei ist zu berücksichtigen, dass 
die Summe der Produktionselastizitäten kleiner eins sein muss, aufgrund 
der bereits angesprochenen Notwendigkeit abnehmender Skalenerträge. Die 
Lohnersatzquote für Arbeitslose wird mit 0,6 spezifiziert. Um bei späte- 
ren Variationen zwischen einer Lohnersatzquote für junge und alte Arbeiter 
unterscheiden zu können, wird die Lohnersatzquote junger Arbeiter mit p, 
und die alter Arbeiter mit p, dargestellt. Die Gesamtzahl junger und al- 
ter erwerbsfähiger Personen in der Volkswirtschaft ist gleich und wird auf 1 
normiert. Wie wir sehen werden, wird die demografische Entwicklung später 
modelliert, indem die Annahme gleicher Gruppengrößen aufgegeben wird. 
Des Weiteren wird in der Simulation unterstellt, Unternehmen und Ge- 
werkschaft hätten eine gleich starke Verhandlungsmacht, 6 = 0,5. Wäre 
dies nicht der Fall, so würde sich lediglich an den Niveaus der einzelnen 
endogenen Größen etwas verändern. Die Ergebnisse bezüglich der relati- 
ven Auswirkungen von Parameterveränderungen würden hingegen bestehen 
bleiben. In einer der simulierten Varianten werden die Auswirkungen einer 
Veränderung der Verhandlungsmacht analysiert.® 


Ausgangssimulation 

Die Ergebnisse der Ausgangssimulation mit den oben dargestellten Wer- 
ten der exogenen Parameter spiegeln die Aussagen wider, die im theore- 
tischen Modell abgeleitet wurden. In der Ausgangssimulation werden die 


8Die nachfolgend dargestellten Simulationen wurden mit Mathematica® im 
FindRoot-Verfahren berechnet. Die Notebook-Dateien können vom Autor angefordert 
werden. 
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Gruppen junger und alter Arbeiter mit identischen ökonomischen Charak- 
teristika modelliert. Mitglieder beider Gruppen weisen die gleiche Produk- 
tivität auf, die Gruppengrößen sind gleich und die Gewerkschaft bewertet 
die Interessen aller Mitglieder gleich stark. Folglich sind die ausgehandelten 
Löhne für junge und alte Arbeiter identisch (wı = wa = 0,4441), was wie- 
derum gleiche Arbeitslosenraten für beide Gruppen impliziert (u, = uz = 
0, 625). Dieses intuitive Ergebnis ist wenig überraschend, da es ökonomisch 
keine Erklärung dafür gäbe, für identische Arbeiter unterschiedliche Löhne 
auszuhandeln. Für ein Unternehmen ist es sodann gewinnmaximal, bei iden- 
tischen Löhnen und gleichen Produktivitäten von beiden Gruppen gleich viel 
Arbeiter zu beschäftigen. 

Das dargestellte Ergebnis der Simulation des Right-to-Manage-Modells 
steht in Übereinstimmung zu dem Ergebnis bei Pissarides (1989) mit dem 
Ansatz effizienter Kontrakte. Konkrete Zahlenwerte können hingegen nicht 
verglichen werden. Dazu müsste das Modell von Pissarides (1989) ebenfalls 
simuliert werden. Jedoch erbringt diese Simulation keine stabilen Ergebnis- 
se. Folglich können die konkreten Zahlenwerte nicht miteinander verglichen 
werden und man muss sich auf den Vergleich der Ergebnisse der Simulation 
mit den theoretischen Ergebnissen aus den Kapiteln 9 bis 9.5 beschränken. 


Die Gewerkschaft legt mehr Wert auf die Interessen alter Arbeiter 

Wie ändern sich die zuvor dargestellten Ergebnisse, wenn in die Nutzen- 
funktion der Gewerkschaft der Nutzen der alten Arbeiter mit einem stärke- 
ren Gewicht eingeht als der Nutzen junger Arbeiter? Diese Art einer Senio- 
ritätsregel wird in der vorliegenden Analyse bekanntlich modelliert durch 
den Gewichtungsfaktor a < 1. Alle anderen exogenen Parameter verändern 
sich gegenüber der Ausgangssimulation nicht. Als Resultat ergibt sich ein 
höherer Lohn für alte Arbeiter gegenüber dem Lohn der Gruppe junger Ar- 
beiter (siehe Tabelle 10.1). Dieses Ergebnis steht in Übereinstimmung zu 
dem Resultat bei Pissarides (1989). Bei dem simulierten Right-to-Manage- 
Modell ist darüber hinaus die Arbeitslosenrate alter Arbeiter größer als die 
Arbeitslosenrate junger Arbeiter, was sich wie folgt erklärt: Die Unterneh- 
men wählen bei diesem Ansatz die gewinnmaximale Arbeitseinsatzmenge 
an alten und jungen Arbeitern gemäß der Grenzproduktivitätsentlohnung 
unter der Berücksichtigung des ausgehandelten Lohns. Folglich wählen sie 
einen Punkt auf der jeweiligen Arbeitsnachfragekurve einer jeden Gruppe. 
Bei gleichen Produktivitäten weisen die Arbeitsnachfragekurven junger und 
alter Arbeiter den gleichen Verlauf auf. Der fallende Verlauf der Arbeits- 
nachfragekurven impliziert bekanntlich eine negative Beziehung zwischen 
dem Lohn und der gewinnmaximalen Arbeitseinsatzmenge. Je höher der 
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0,75 


Tabelle 10.1: Reduktion von alpha 


Lohn, umso geringer ist die nachgefragte Menge an Arbeitern. Da der Lohn 
der alten Arbeiter größer ist als der Lohn junger Arbeiter impliziert dies ei- 
ne geringere Nachfrage der Unternehmen nach alten Arbeitern. Bei gleichen 
Gruppengrößen weist demnach die Gruppe der alten Arbeiter eine höhere 
Arbeitslosenrate auf als die Gruppe der jungen Arbeiter. 

Dieses Ergebnis des hier entwickelten Right-to-Manage- Ansatzes steht 
im krassen Gegensatz zu dem Resultat bei Pissarides (1989). Die Arbeitslo- 
senrate der alten Arbeiter ist bei Pissarides (1989) geringer als die Arbeits- 
losenrate junger Arbeiter, obwohl alte Arbeiter einen höheren Lohn aufwei- 
sen.’ Folglich kann dieser unorthodoxe Befund des Modells der effizienten 
Kontrakte nicht verallgemeinert werden. Ein Agieren der Gewerkschaften 
gemäß der dargestellten Senioritätsregel führt zwar in jedem Fall zu einem 
höheren Lohn für alte Arbeiter im Vergleich zu jungen Arbeitern. Ob je- 
doch die Beschäftigung der einen oder der anderen Gruppe höher ist, wird 
durch die Art der Verhandlung determiniert. In Kapitel 10 wurde bereits 
die empirische Relevanz der beiden unterschiedlichen Verhandlungsansätze 
diskutiert. Kurz zusammengefasst ist davon auszugehen, dass in der Reali- 
tät Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertreter in der Regel keine effizienten 
Kontrakte über konkrete Lohn- und Beschäftigungsvereinbarungen schlie- 
Ben. Die Wahl der Beschäftigung verbleibt weitestgehend im Entscheidungs- 
bereich der Unternehmen. Richten die Gewerkschaften ihre Verhandlungen 
zumindest tendenziell nach der besagten Senioritätsregel aus, so impliziert 
dies einen höheren Lohn für die alten Arbeiter, jedoch erkauft durch eine hö- 
here Arbeitslosenrate dieser Gruppe, jeweils im Vergleich zur Gruppe junger 
Arbeiter. Insgesamt zeigen die in Tabelle 10.1 dargestellten Ergebnisse, dass 
sowohl die Löhne als auch die Arbeitslosenraten beider Gruppen durch die 


°Zur ökonomischen Erklärung dieses nicht zu erwartenden Ergebnisses siehe Kapitel 
9.4. 
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Anwendung einer Senioritätsregel sinken. Legen die Gewerkschaften weniger 
Wert auf die Belange junger Arbeiter (a sinkt), so sinkt der Lohn für diese 
Gruppe. Durch die Reduktion von w sinkt die Arbeitslosenrate junger Ar- 
beiter. Das Sinken des Lohns wı impliziert darüber hinaus eine Reduktion 
des Alternativeinkommens alter Arbeiter: % = wı (1 — uz (1 - p2)). Folg- 
lich sinkt der ausgehandelte Lohn w2, wodurch auch die Arbeitslosenrate us 
sinkt. 


Der Einfluss des demografischen Wandels der Gesellschaft 

Der demografische Wandel äußert sich in vielen Ausprägungen. In dem 
vorliegenden Teil der Arbeit ist die Veränderung der Altersstruktur der Er- 
werbsbevölkerung von besonderem Interesse. Aufgrund der Alterung der 
Gesellschaft wird der Anteil älterer Arbeiter an der gesamten Erwerbsbe- 
völkerung in den meisten Industrieländern steigen. Welche Auswirkungen 
hat dies auf die Lohnverhandlungen und die Arbeitslosenraten junger und 
alter Arbeiter, wenn das Right-to-Manage-Modell unterstellt wird? 

In dem verwendeten Analyserahmen wird eine Veränderung der Struk- 
tur der Erwerbsbevölkerung modelliert über eine Veränderung der Relation 
der Parameter Lı und L32, also eine Veränderung der Relation der Zahl der 
Erwerbsfähigen beider Gruppen. Da aufgrund des demografischen Wandels 
der Gesellschaft die Zahl alter Arbeiter relativ zur Zahl junger Arbeiter 
steigen wird, steigt demnach die Relation La/L,. Hierbei bestehen mehrere 
Möglichkeiten der Variation von La und £,, um eine Steigung der besagten 
Relation zu modellieren. Zunächst soll die Variante betrachtet werden, die 
bei Pissarides (1989) ebenfalls analysiert wurde. Dies bedeutet, die Gesamt- 
zahl der potenziell Erwerbstätigen bleibt konstant, lediglich die Struktur 
ändert sich. Folglich steigt die Zahl der erwerbsfähigen alten Arbeiter Lə, 
während im gleichen Umfang die Zahl der jungen potenziell Erwerbstätigen 
L, sinkt. Welche Auswirkungen hat dies auf die Löhne und Arbeitslosenra- 
ten beider Gruppen, wenn ansonsten alle exogenen Parameter der Variante 
gelten, bei der die Gewerkschaften mehr Wert auf die Belange alter Arbeiter 
legen? 

Die Löhne beider Gruppen steigen, wobei jedoch die Lohnrelation wa /wı 
sinkt (siehe Tabelle 10.2). Der Lohn der jungen Arbeiter steigt stärker als 
der Lohn der alten Arbeiter. Für junge Arbeiter bleibt die Arbeitslosenrate 
konstant, während die Arbeitslosenrate alter Arbeiter steigt, wodurch folg- 
lich auch die Relation der Arbeitslosenraten u2/u; steigt. Die ökonomische 
Intuition dieser Veränderungen ist folgende: Wenn die Zahl der potenzi- 
ell erwerbstätigen jungen Arbeiter sinkt und die Zahl der alten Arbeiter 
steigt, so sinkt ceteris paribus zum einen die Arbeitslosenrate der jungen 
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Tabelle 10.2: Veränderung der Struktur der Erwerbsbevölkerung bei kon- 
stanter Gesamtzahl potenziell Erwerbstätiger 


und zum anderen steigt die Arbeitslosenrate der alten Arbeiter. Bei einer 
geringeren Arbeitslosenrate u, verbessert sich die Verhandlungsposition der 
Gewerkschaft bezüglich dieser Gruppe. Es wird für freigesetzte junge Arbei- 
ter leichter, eine Neuanstellung in einem anderen Unternehmen zu finden. 
Das Alternativeinkommen steigt durch die reduzierte Arbeitslosenrate u1. 
Folglich steigt der ausgehandelte Lohn für diese Gruppe. Mit steigendem 
Lohn sinkt wiederum die Beschäftigung. Im Endeffekt bleibt die Arbeitslo- 
senrate gegenüber dem Szenario vor dem demografischen Wandel konstant, 
die Reduktion der Arbeitslosenrate aufgrund des Rückgangs der Erwerbstä- 
tigen wird demnach vollständig kompensiert. Auf die ökonomische Intuition 
dieses Resultats wird noch näher eingegangen. 

Der Anstieg des Lohns junger Arbeiter impliziert eine Erhöhung des Al- 
ternativeinkommens alter Arbeiter, % = wı (1 — uz (1 — p.)). Die Erhöhung 
der Arbeitslosenrate alter Arbeiter aufgrund des Anstiegs der Anzahl alter 
Erwerbsfähiger Lə reduziert hingegen das Alternativeinkommen alter Ar- 
beiter, so dass zwei gegenläufige Effekte wirken. Der erste Effekt dominiert 
jedoch, da der Lohn alter Arbeiter steigt. Folglich muss das Alternativein- 
kommen V, gestiegen sein. Für diese Gruppe wird demnach ein höherer 
Lohn ausgehandelt, obwohl das Angebot an alten Arbeitern gestiegen ist. 
Der Lohnanstieg forciert darüber hinaus den Anstieg der Arbeitslosenrate 
U2. 

Warum reagiert der Lohn junger Arbeiter auf die Bevölkerungsverän- 
derungen exakt so, dass nach Abschluss aller Anpassungsreaktionen die 
Arbeitslosenrate junger Arbeiter konstant bleibt? Wie wir in Kapitel 10.1 
gesehen haben, ist die Lohnsetzungskurve für junge Arbeiter im Monopol- 
gewerkschaftsmodell im wı, us-Diagramm eine Vertikale, wobei u, durch 
die exogenen Variablen auf der rechten Seite von Gleichung (10.23) deter- 
miniert wird. Diese vertikale Lohnsetzungskurve wird insbesondere nicht 
determiniert durch den Lohn wı, den Lohn wy oder die Arbeitslosenrate 
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u. Variationen von Parametern, die zwar Veränderungen in wı, w oder 
u, implizieren, aber die nicht Gleichung (10.23) determinieren, erzeugen 
demnach keine Veränderung der Arbeitslosenrate u,. Da dies offensichtlich 
auch im Fall des hier simulierten Verhandlungsansatzes gilt, bedeutet dies, 
dass in diesem Ansatz die Lohnsetzungskurve junger Arbeiter ebenfalls eine 
Vertikale im w, vı-Diagramm mit den gleichen soeben dargestellten Eigen- 
schaften ist. Ökonomisch bedeutet dies im Fall einer Reduktion der Anzahl 
potenziell erwerbstätiger junger Arbeiter Lı Folgendes: Die dadurch ausge- 
löste Reduktion der Arbeitslosenrate u, bei zunächst konstanter Beschäftig- 
tenzahl junger Arbeiter erzeugt, wie oben bereits dargestellt, einen höheren 
Lohn, was einer Bewegung auf einer negativ geneigten Lohnsetzungskur- 
ve entspricht. Aufgrund der Annahme einer konstanten Lohnersatzquote 
wird die Lohnerhöhung durch die Politik beantwortet mit einer gleichstarken 
Erhöhung des Arbeitslosengeldes. Die negativ geneigte Lohnsetzungskurve 
wird dadurch nach oben verschoben, da das Arbeitslosengeld ein Lagepa- 
rameter der Lohnsetzungskurve ist. Daraus resultiert sodann eine vertikale 
Lohnsetzungskurve mit einer konstanten Arbeitslosenrate u. Wie wir se- 
hen werden, gilt dieser Anpassungsmechanismus ebenfalls für alle weiteren 
simulierten Variationen des demografischen Wandels. Darüber hinaus wird 
deutlich, dass simulierte Variationen in Parametern, die Gleichung (10.23) 
determinieren, Veränderungen der Arbeitslosenrate u, erzeugen. 

Dieses Resultat mit den dargestellten Veränderungen der einzelnen Va- 
riablen ist völlig konträr zu dem Ergebnis bei Pissarides (1989), was eine 
zentrale Erkenntnis dieser Untersuchung darstellt. In der Analyse mit dem 
Ansatz der effizienten Kontrakte sinken sowohl beide Lohnsätze als auch 
beide Arbeitslosenraten.!" Somit beruht das dort abgeleitete Ergebnis auf 
dem speziellen Ansatz der effizienten Kontrakte und kann nicht verallge- 
meinert werden. Wie wir gesehen haben, liefert die Analyse mit Hilfe des 
in der Realität als bedeutsamer einzustufenden Right-to-Manage-Modells 
gegensätzliche Resultate. Demnach ist nicht davon auszugehen, dass die 
Veränderung der Altersstruktur der Erwerbsbevölkerung die vorherrschen- 
de Altersarbeitslosigkeit reduzieren wird. Vielmehr ist eine Erhöhung der 
Arbeitslosenrate alter Arbeiter infolge der Alterung der Gesellschaft zu er- 
warten, zumindest unter ansonsten gleichen Bedingungen. 

Die Alterung der Gesellschaft führt zu einer Veränderung der Struktur 
der Erwerbsbevölkerung, die Relation älterer Arbeiter zu jüngeren Arbei- 
tern wird steigen. Und zusätzlich gilt: die Gesamtzahl der potenziell Er- 
werbstätigen wird sinken (siehe Börsch-Supan, 2003). Zuvor wurde jedoch 


10Siehe Kapitel 9.5. 
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die Veränderung der Altersstruktur der potenziell Erwerbstätigen model- 
liert, indem die Zahl der alten Arbeiter gestiegen ist, während im gleichen 
Ausmaß die Zahl der jungen Arbeiter sank. Die Gesamtzahl der Erwerbs- 
fähigen blieb hingegen konstant. Die Simulation einer Reduktion der Ge- 
samtzahl potenziell Erwerbstätiger, modelliert als eine Reduktion von Lı 
bei einem konstanten Lz, erzeugt in der Tendenz die gleichen Ergebnisse 
wie die zuvor dargestellte Simulation mit konstanter potenzieller Erwerbs- 
tätigenzahl (siehe Tabelle 10.3). Die Löhne wie auch die Arbeitslosenraten 


? I I 
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oa 
1,1419 [ 0, 3006 
Ty =0,7;In=1 
Ly =0,6;Ly=1 


Tabelle 10.3: Veränderung der Struktur der Erwerbsbevölkerung mit Re- 
duktion der Gesamtzahl potenziell Erwerbstätiger 


beider Gruppen reagieren in die gleiche Richtung wie zuvor und auch die 
Veränderung der jeweiligen Relationen ist gleich. Um die Stärke der Reak- 
tionen in beiden Varianten des modellierten demografischen Wandels ver- 
gleichen zu können, ist es notwendig, gleiche relative Veränderungen der 
Erwerbsbevölkerung zu analysieren. Es muss folglich eine Veränderung der 
Struktur der Erwerbsbevölkerung bei konstanter Gesamtzahl potenziell Er- 
werbstätiger verglichen werden mit einer identischen relativen Veränderung 
der Erwerbsbevölkerungsstruktur, jedoch bei einer Reduktion der Gesamt- 
zahl Erwerbsfähiger. Zur besseren Veranschaulichung sind die Resultate ei- 
nes solchen Vergleichs in Tabelle 10.4 zusammengefasst. Wie man sieht, 


Tabelle 10.4: Vergleich der Veränderung der Struktur der Erwerbsbevölke- 
rung ohne und mit Reduktion der Gesamtzahl potenziell Erwerbstätiger 


sind die Reaktionen in der Variante mit sinkender Gesamtzahl potenziell 
Erwerbstätiger (Lı = 0,6 und L = 1) jeweils stärker ausgeprägt als in 
der Variante mit konstanter Gesamtzahl (L; = 0,8 und ZI» = 1,2), was 
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wie folgt zu erklären ist: Im ersten Szenario muss die Zahl erwerbsfähiger 
junger Arbeiter stärker sinken als in der zweiten Variante (L sinkt auf 0,6 
gegenüber 0,8 im zweiten Szenario). Demnach sinkt im ersten Szenario die 
Arbeitslosenrate junger Arbeiter als Anstofeffekt stärker. Somit verbessert 
sich die Verhandlungsposition der Gewerkschaften in der ersten Variante 
stärker, das Alternativeinkommen steigt höher. Folglich können die Gewerk- 
schaften einen relativ höheren Lohn w, aushandeln. Aufgrund der Annahme 
konstanter Lohnersatzquoten steigt dadurch das Arbeitslosengeld, woraus 
wiederum eine vertikale Lohnsetzungskurve resultiert. Die Arbeitslosenra- 
te u, bleibt im Endeffekt konstant. Der Anstieg von wı impliziert hingegen 
eine relative Verbesserung der Gruppe junger Arbeiter gegenüber der Grup- 
pe alter Arbeiter. Deren Alternativeinkommen steigt mit w,. Somit werden 
die Gewerkschaften einen höheren Lohn für alte Arbeiter aushandeln. Dies 
lässt wiederum die Arbeitslosenrate uy ansteigen. Da die Steigerung von we 
in der Variante mit sinkender Gesamtzahl Erwerbsfähiger größer ist, steigt 
auch die Arbeitslosenrate u» in diesem Szenario stärker als in der Variante 
mit konstanter Gesamtzahl Erwerbsfähiger. In der Realität geht die Ver- 
änderung der Struktur der Erwerbsbevölkerung mit einer Reduktion der 
Gesamtzahl Erwerbsfähiger einher. Folglich ist eine stärkere Reaktion der 
Arbeitslosenrate alter Arbeiter zu erwarten, als bei der Modellierung einer 
konstanten Gesamtzahl prognostiziert werden kann. 


Unterschiedliche Produktionselastizitäten junger und alter Arbeiter 

In der bisherigen Analyse wurden für junge und alte Arbeiter gleiche 
Produktionselastizitäten unterstellt mit y = ö, woraus gleiche Produkti- 
vitäten resultieren, wie auch bei Pissarides (1989) beide Gruppen gleiche 
Produktivitäten aufweisen. Der Zusammenhang zwischen dem Alter einer 
Person und dessen Leistungsfähigkeit ist empirisch indes nicht eindeutig ge- 
klärt und ist Forschungsgegenstand unterschiedlichster Disziplinen. Studien 
aus der biomedizinischen Forschung, der Psychologie und der Gerontologie 
zeigen, dass mit steigendem Alter die physischen und kognitiven Fähigkei- 
ten nachlassen (siehe Arnds und Bonin, 2003). Jedoch steigt andererseits 
mit dem Alter auch die Erfahrung und damit wiederum die Produktivität 
(siehe Skirbekk, 2004). Die Interdependenzen von Alter und Produktivität 
sind äußerst komplex und nicht eindeutig. Darüber hinaus besteht die Pro- 
blematik der Messung der Produktivität. In den jeweiligen Studien wird die 
Messung der Produktivität unterschiedlich angegangen. Dabei können vier 
verschiedene Herangehensweisen identifiziert werden (siehe Börsch-Supan, 
Düzgün und Weiss, 2006): 
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1. Analyse des Zusammenhangs von Unternehmensproduktivität und 
dem Alter der Belegschaft. 


2. Darstellung der Produktivität durch die individuellen Löhne. 


3. Bewertung der Produktivität durch subjektive Einschätzungen der 
Vorgesetzten. 


4. Direkte Maße für die Produktivität durch individuell zurechenbaren 
Output. 


In Abhängigkeit der Art der Analyse werden unterschiedliche Ergebnisse 
erzeugt. Die generelle Frage, welchen Einfluss der demografische Wandel der 
Gesellschaft und der damit einhergehende Strukturwandel der Erwerbsbe- 
völkerung auf die aggregierte Produktivität einer Volkswirtschaft hat, kann 
bis dato nicht eindeutig beantwortet werden. Die einzigen allgemeingülti- 
gen Aussagen, die getroffen werden können, sind folgende: Junge Arbeiter 
sind körperlich belastbarer, weniger häufig krank und können sich schneller 
an neue Technologien bzw. generell an neue Rahmenbedingungen anpassen. 
Ältere Arbeiter haben hingegen bessere betriebsspezifische Kenntnisse, sind 
stresserprobt und weisen eine bessere Übereinstimmung ihrer Arbeitsplätze 
mit ihren individuellen Fähigkeiten auf (siehe Barth, McNaught und Rizzi, 
1993; Disney, 1998; Hutchens, 2001; Arnds und Bonin, 2003; Börsch-Supan, 
2003; Skirbekk, 2004 sowie Börsch-Supan, Düzgün und Weiss, 2006). 

In der vorliegenden Analyse soll lediglich durch parametrische Variation 
untersucht werden, wie sich die Ergebnisse ändern, wenn die Mitglieder ei- 
ner der beiden Gruppen eine höhere Produktionselastizität aufweisen. Inte- 
ressant hingegen ist in diesem Zusammenhang noch Folgendes anzumerken: 
Es kann davon ausgegangen werden, dass es so etwas wie eine optimale Al- 
tersstruktur der Belegschaft eines Unternehmens gibt (siehe Börsch-Supan, 
Düzgün und Weiss, 2006). Theoretisch gesprochen impliziert dies von null 
verschiedene Kreuzableitungen zwischen den Altersgruppen. Ältere und da- 
mit erfahrenere Arbeiter ergänzen sich möglicherweise gut mit jüngeren, 
körperlich belastbareren Arbeitern, wobei die optimale Struktur wiederum 
sektorspezifisch variieren kann. Der Erfahrungsaustausch allgemein und ins- 
besondere die Weitergabe der Erfahrung ist für die aggregierte Produktivität 
eines Unternehmens von besonderer Bedeutung. Jedoch ist der Zusammen- 
hang zwischen der Altersstruktur und der aggregierten Produktivität eines 
Unternehmens noch nicht hinreichend erforscht. Grund und Westergard- 
Nielsen (2005) untersuchen diesen Zusammenhang für dänische Unterneh- 
men. Die Autoren erhalten im Ergebnis einen umgekehrten U-förmigen Ver- 
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lauf. Dies bedeutet, die Produktivität wird zum einen durch eine zu starke 
Altershomogenität und zum anderen durch eine zu starke Altersspreizung 
der Belegschaft negativ beeinflusst. Jedoch wird in der genannten Studie 
nicht berücksichtigt, welche Alterszusammensetzung die einzelnen Gruppen 
eines Unternehmens aufweisen. Arbeiten alte und junge Arbeiter tatsäch- 
lich miteinander oder arbeiten innerhalb des Unternehmens weitgehend jun- 
ge Arbeiter innerhalb einer jeweiligen Gruppe zusammen, wohingegen die 
älteren Arbeiter eigene Gruppen bilden? In diesem Fall wäre ein komple- 
mentärer Austausch mitunter gar nicht gegeben, was jedoch aus der reinen 
Betrachtung der Altersstruktur des gesamten Unternehmens nicht zu erse- 
hen ist. 

Zurück zur eigentlichen Analyse: Angenommen, jüngere Arbeiter weisen 
eine höhere Produktionselastizität auf als ältere Arbeiter. Dies kann mo- 
delliert werden, indem die Parameter y und 6 nicht mehr identisch sind. 
Die beiden Parameter stellen die Produktionselastizität junger bzw. alter 
Arbeiter dar. Je höher y bzw. ô, umso höher ist ceteris paribus die Pro- 
duktivität eines jeweiligen Gruppenmitglieds. Junge Arbeiter weisen eine 
höhere Produktionselastizität auf als alte Arbeiter, sofern y > 6 gilt. Unter- 
stellt man dies in der Simulation bei ansonsten gleichen Parameterwerten 
wie in der Ausgangssimulation (mit œ < 1), so ergeben sich folgende Ergeb- 
nisse (siehe Tabelle 10.5): Die Arbeitslosenrate der Gruppe junger Arbeiter 


1 I 
1,0400 


Tabelle 10.5: Unterschiedliche Produktionselastizitäten für junge und alte 
Arbeiter 


sinkt, während der Lohn dieser Gruppe steigt. Eine steigende Produktivität 
einer Gruppe erzeugt sowohl eine höhere Nachfrage nach Arbeitern dieser 
Gruppe als auch einen höheren Lohn. Die Arbeitslosenrate und der Lohn 
alter Arbeiter reagieren in die gleiche Richtung wie bei jungen Arbeitern. 
Jedoch ist die Reaktion der Arbeitslosenrate und des Lohns junger Arbei- 
ter stärker. Warum sinkt hingegen die Arbeitslosenrate alter Arbeiter und 
warum steigt der Lohn dieser Gruppe, obwohl die Produktionselastizität 
alter Arbeiter konstant geblieben ist? Da die Inputfaktoren positive Kreuz- 
ableitungen aufweisen, erzeugt die höhere Nachfrage nach den produktiver 
gewordenen jungen Arbeitern eine gesteigerte Nachfrage nach alten Arbei- 
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tern. Die daraus resultierende Reduktion der Arbeitslosenrate alter Arbei- 
ter erhöht die Wiedereinstellungswahrscheinlichkeit dieser Gruppe, folglich 
wird die Gewerkschaft einen höheren Lohn fordern. Das Alternativeinkom- 
men alter Arbeiter steigt zum einen durch die reduzierte Arbeitslosenrate 
uz und zum anderen durch den gestiegenen Lohn w. Da der ausgehandelte 
Lohn ein mark-up auf das Alternativeinkommen darstellt, steigt der Lohn 
alter Arbeiter. 


Reduktion der Verhandlungsmacht der Gewerkschaft 

Bei Verhandlungen zweier Parteien über einen bestimmten Verhand- 
lungsgegenstand wird der Ausgang durch die Verhandlungsmacht der je- 
weiligen Partei beeinflusst. Bildlich gesprochen, wird die Aufteilung eines 
zu verteilenden Kuchens unter anderem durch die relative Durchsetzungs- 
fähigkeit der Parteien determiniert. Je höher die Verhandlungsmacht einer 
Partei, umso größer ist das Stück vom zu verteilenden Kuchen, das diese 
Partei für sich aushandeln kann. In der bisherigen Analyse wurde durchge- 
hend eine identische Verhandlungsmacht von Gewerkschaft und Unterneh- 
men modelliert. Eine asymmetrische Verhandlungsmacht würde zum einen 
eine Verzerrung der Verhandlung in Richtung einer der beiden Parteien 
bedeuten. Die empirische Frage nach der tatsächlichen Verhandlungsmacht 
von Gewerkschaften und Unternehmensvertretern beispielsweise in Deutsch- 
land und insbesondere deren Veränderung im Zeitablauf ist indes nicht Ge- 
genstand der vorliegenden Studie. Folglich erscheint es logisch, die Verhand- 
lungsmacht symmetrisch zu modellieren. Zum anderen können aus der hier 
durchgeführten Simulation lediglich qualitative Aussagen abgeleitet werden. 
Die Modellierung einer asymmetrischen Verhandlungsmacht sollte a priori 
auf diese qualitativen Aussagen keinen Einfluss haben. 

Die Gewerkschaften in Deutschland haben in den vergangenen Jahr- 
zehnten einen enormen Mitgliederschwund zu verzeichnen. Hatten nach der 
Wiedervereinigung die drei größten deutschen Gewerkschaftsorganisationen 
— Deutscher Gewerkschaftsbund, Deutscher Beamtenbund und Christlicher 
Gewerkschaftsbund Deutschlands - noch 13,7 Millionen Mitglieder zu ver- 
zeichnen, so sank die Mitgliederzahl bis zum Jahr 2005 auf 8,3 Millionen 
(siehe Schnabel und Wagner, 2006b). Aus diesem weiter voranschreitenden 
dramatischen Rückgang des gewerkschaftlichen Organisationsgrades wird 
eine Reduktion des generellen Einflusses der Gewerkschaften in der Gesell- 
schaft abgeleitet (siehe beispielsweise Fitzenberger, Kohn und Wang, 2006; 
Schnabel und Wagner, 2006b sowie Addison, Schnabel und Wagner, 2007). 
Auf die Lohnverhandlungen projiziert würde dies eine Reduktion der Ver- 
handlungsmacht der Gewerkschaften implizieren. Welchen Einfluss hat eine 
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mögliche Reduktion der Verhandlungsmacht der Gewerkschaften auf die 
verhandelten Löhne und die daraus resultierenden Arbeitslosenraten jun- 
ger und alter Arbeiter? In Tabelle 10.6 sind die Ergebnisse der Simulation 
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Tabelle 10.6: Reduktion der Verhandlungsmacht der Gewerkschaften 


aufgeführt. Die Löhne sowohl junger als auch alter Arbeiter sinken, da die 
Gewerkschaften aufgrund der Reduktion ihrer Verhandlungsmacht nicht in 
der Lage sind, höhere Löhne durchzusetzen. Die Reduktion der Löhne beider 
Gruppen impliziert ein Sinken der Arbeitslosenraten beider Gruppen, wobei 
sich die Relation zwischen den Gruppen deutlich verändert. Die Arbeitslo- 
senrate junger Arbeiter sinkt stärker als die Arbeitslosenrate alter Arbeiter, 
was einen Anstieg der Relation uz/u, zur Folge hat. Wichtig festzuhalten 
bleibt indes, dass die Reduktion beider Arbeitslosenraten einen Anstieg der 
Gesamtbeschäftigung impliziert, was wiederum in Übereinstimmung mit der 
Theorie steht. Je geringer die Verhandlungsmacht der Gewerkschaften, um- 
so niedriger sind die ausgehandelten Löhne und umso höher ist in einem 
Right-to-Manage-Ansatz die Beschäftigung. 


Veränderung der Lohnersatzquoten für junge und alte Arbeiter 

Die Lohnersatzquote determiniert, welchen Anteil ein Beschäftigungslo- 
ser vom möglichen zu erzielenden Marktlohn als Arbeitslosenunterstützung 
ausbezahlt bekommt. In der politischen Diskussion wird kontrovers über 
eine Erhöhung bzw. Reduktion der Lohnersatzquoten diskutiert. Diese poli- 
tische Diskussion soll hier nicht nachvollzogen werden. Darüber hinaus soll 
an dieser Stelle auch nicht auf das Für und Wider von Veränderungen der 
Höhe der Arbeitslosenunterstützung eingegangen werden. Es wird lediglich 
analysiert, welche Auswirkungen Variationen in der Lohnersatzquote auf 
die Löhne und Arbeitslosenraten junger und alter Arbeiter erzeugen. Die 
Resultate einer Veränderung der Lohnersatzquoten beider Gruppen sind in 
Tabelle 10.7 dargestellt. Zur besseren Verdeutlichung der Ergebnisse wurde 
hierbei unterstellt, dass die Gewerkschaften beide Gruppen gleich stark ge- 
wichten (a = 1). Folglich ergeben sich für die Löhne und Arbeitslosenraten 
beider Gruppen jeweils gleiche Werte. Eine Erhöhung der Lohnersatzquoten 
beider Gruppen impliziert eine Erhöhung des Alternativeinkommens beider 
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6 
Tabelle 10.7: Veränderung der Lohnersatzquoten 


Gruppen als Fallback-Positionen fiir die Gewerkschaften. Folglich steigen die 
ausgehandelten Löhne als mark-up auf das jeweilige Alternativeinkommen. 
Eine Erhöhung der Löhne impliziert wiederum einen Anstieg der Arbeits- 
losenraten, da aufgrund der negativ geneigten Arbeitsnachfragekurven die 
Beschäftigung beider Gruppen sinkt. 


Unterschiedliche Lohnersatzquoten für junge und alte Arbeiter 

In der bisherigen Analyse wurden jeweils für junge und alte Arbeiter glei- 
che Lohnersatzquoten unterstellt. In der sozialpolitischen Diskussion wird 
oftmals die Forderung formuliert, ältere Personen bezüglich der Arbeitslo- 
senunterstützung gegenüber jüngeren Personen besserzustellen. In der Em- 
pirie haben ältere Arbeitslose eine geringere Wiedereinstellungswahrschein- 
lichkeit als jüngere Arbeitslose. Aufgrund dieser geringen und teilweise de 
facto nicht mehr vorhandenen Wiedereinstellungswahrscheinlichkeit sollten 
ältere Arbeitslose, die über einen langen Zeitraum ihrer Erwerbstätigkeit 
Beiträge zur Arbeitslosenversicherung geleistet haben, eine besser ausge- 
stattete Arbeitslosenunterstützung gewährt bekommen als junge Arbeits- 
lose. Auch hierbei soll das Für und Wider einer solchen Forderung nicht 
eingehender diskutiert werden. Vielmehr wird analysiert, wie die Löhne 
und Arbeitslosenraten junger und alter Arbeiter reagieren, wenn alte Ar- 
beitslose eine höhere Lohnersatzquote als Arbeitslosenunterstützung erhal- 
ten als jüngere Arbeitslose. In dem vorliegenden Analyserahmen bedeutet 
dies: p, > pı. Die Resultate der Simulation sind in Tabelle 10.8 festgehalten. 


a= 

p= 0, 6p = 0,6 
p= 0,45 py = 0,6 
P= 0,35 py = 0,6 0, 3849 


Tabelle 10.8: Héhere Lohnersatzquoten fiir alte Arbeiter 
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Die simulierte Reduktion der Lohnersatzquote junger Arbeiter p, impli- 
ziert eine Reduktion des Alternativeinkommens dieser Gruppe als Fallback- 
Position der Gewerkschaften. Folglich sinkt der ausgehandelte Lohn als 
mark-up auf das Alternativeinkommen. Der gesunkene Lohn fiihrt wiederum 
zu einer niedrigeren Arbeitslosenrate junger Arbeiter. Das Alternativein- 
kommen alter Arbeiter sinkt, obwohl die Lohnersatzquote dieser Gruppe pə 
konstant geblieben ist. Grund hierfür ist der gesunkene Lohn wı, denn das 
Alternativeinkommen alter Arbeiter stellt sich im hier unterstellten Szena- 
rio junior jobs bekanntlich wie folgt dar: V = wı (1 — up (1 — p,)). Somit 
sinkt auch der Lohn alter Arbeiter aufgrund des gesunkenen Alternativein- 
kommens, was wiederum eine niedrigere Arbeitslosenrate dieser Gruppe im- 
pliziert. 


10.3.2 Das Szenario senior jobs 


Im vorhergehenden Kapitel wurde bereits ausführlich diskutiert, warum in 
Deutschland das Szenario der Entlohnung nach dem Prinzip junior jobs als 
das vorherrschende Entlohnungsprinzip einzuschätzen ist. Demgegenüber 
ist die Entlohnung gemäß dem Szenario senior jobs, bei dem das Alter der 
entscheidende Faktor ist, lediglich im öffentlichen Dienst anzutreffen. Es ist 
aus theoretischer Sicht hingegen interessant, zu analysieren, wie sich die 
im Szenario junior jobs abgeleiteten Ergebnisse der Simulation verändern, 
wenn das Entlohnungsprinzip senior jobs unterstellt wird. 

Im Szenario senior jobs erhalten arbeitslos gewordene alte Arbeiter nach 
einer Wiedereinstellung in einem anderen Unternehmen den gleichen Lohn 
wie zuvor, also den Lohn eines seniors. Es gilt folglich W = wz (gegenüber 
W = w im Szenario junior jobs). Demnach ergibt sich das Alternativein- 
kommen für einen älteren Arbeiter jetzt durch: 


Vo = Wp (1 — U2 (1 = Pa)) : (10.49) 


Alle weiteren Modellspezifikationen bleiben unverändert. Das im Szenario 
junior jobs abgeleitete System von vier Gleichungen mit vier Unbekannten, 
Gleichungen (10.45)-(10.48), modifiziert sich somit wie folgt: 


_ a[b (1-8) +70- B)) w U -u (1 — py) 
wı = ay + Sus (1 — D>) (10.50) 
spp B0- + 5( -Alw 0- ua (1 = o) en 


ô + ayu (1 — pı) 
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wy = y[(1 = u) Ly] - [0 — u2) Lo)? (10.52) 
we = Ô [(1 ~ ug) Le]? - [(1 — u) Li]. (10.53) 
Die Simulation wird anhand dieses Gleichungssystems durchgefiihrt. Die 
Ausgangswerte der exogenen Parameter sind die gleichen wie im Szenario 


junior jobs und werden der Ubersichtlichkeit halber hier nochmals aufge- 
fiihrt: 


Q = 
y=0,3 
6=0,3 
pı = 0,6 
Pa = 0,6 
l= 
L = 
B=0,5. 


Die Simulation des Gleichungssystems mit diesen Ausgangswerten liefert die 
gleichen Ergebnisse wie im Szenario junior jobs. Die ausgehandelten Löhne 
beider Gruppen sind identisch (w; = wa = 0,4269), was ebenso für die 
Arbeitslosenraten junger und alter Arbeiter gilt (u, = us = 0, 2778). 

Wie reagieren die Löhne und Arbeitslosenraten beider Gruppen, wenn 
im Szenario senior jobs die Gewerkschaften in ihrer Nutzenfunktion den 
Nutzen der alten Arbeiter stärker gewichten als den Nutzen junger Arbei- 
ter? Modelltheoretisch bedeutet dies eine Reduktion des Gewichtungsfak- 
tors a vom Wert eins aus. Die Resultate der Simulation sind in Tabelle 10.9 


0,3946 


0,4444 
0, 3090 0, 4889 


Tabelle 10.9: Reduktion von alpha im Szenario senior jobs 


dargestellt. Eine höhere Gewichtung der Interessen alter Arbeiter führt zu 
einem höheren Lohn dieser Gruppe im Vergleich zum Lohn junger Arbei- 
ter. Daraus resultiert im Right-to-Manage-Ansatz wiederum eine höhere 
Arbeitslosenrate alter Arbeiter verglichen mit der Gruppe junger Arbeiter. 
Diese Veränderungen der Relationen aufgrund einer asymmetrischen Be- 
rücksichtigung der Interessen junger und alter Arbeiter durch die Gewerk- 
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schaft stimmen mit den Veränderungen der Relationen im Szenario junior 
jobs überein (siehe Tabelle 10.1). Jedoch sinken im Fall junior jobs die Löh- 
ne beider Gruppen. Im Szenario senior jobs hingegen sinkt der Lohn junger 
Arbeiter, während der Lohn alter Arbeiter steigt. Diese Veränderungen im- 
plizieren eine Reduktion der Arbeitslosenrate junger Arbeiter sowie einen 
Anstieg der Arbeitslosenrate der Gruppe alter Arbeiter. Im Fall junior jobs 
sinken aufgrund der Reduktion beider Löhne auch die Arbeitslosenraten 
beider Gruppen. Die Reduktion des Lohns w reduziert im Szenario junior 
jobs das Alternativeinkommen alter Arbeiter, woraufhin deren Lohn sinkt. 
Im Szenario senior jobs ist das Alternativeinkommen alter Arbeiter jedoch 
unabhängig vom Lohn junger Arbeiter: Uz = wa (1 — up (1 — p,)). Die Hö- 
hergewichtung der Interessen alter Arbeiter durch die Gewerkschaften führt 
zu einem steigenden Lohn ws, wodurch die Arbeitslosenrate u, erhöht wird. 
Die Arbeitslosenraten sowohl junger als auch alter Arbeiter sind im Szena- 
rio senior jobs niedriger als die Arbeitslosenraten im Szenario junior jobs. 
Folglich ist insgesamt die Beschäftigung im Fall senior jobs höher als im Fall 
Junior jobs. 


Der Einfluss des demografischen Wandels der Gesellschaft im Szenario 
senior jobs 

Welche Auswirkungen hat die demografische Entwicklung der Gesell- 
schaft, wenn statt des Szenarios junior jobs der Fall senior jobs unterstellt 
wird? Dazu wird zunächst die Veränderung der Struktur der Erwerbsbevöl- 
kerung bei konstanter Zahl der potenziell Erwerbstätigen modelliert. Dies 
bedeutet, die Zahl junger Arbeiter sinkt, während im gleichen Ausmaß die 
Zahl alter Arbeiter steigt. In Tabelle 10.10 sind die Resultate der Simulation 
im Szenario senior jobs dargestellt. Dabei wird unterstellt, die Gewerkschaft 
bewerte die Interessen alter Arbeiter höher als die Interessen junger Arbei- 
ter. Modelltheoretisch bedeutet dies einen Gewichtungsfaktor von a < 1, 
wobei die Simulation mit a = 0,9 durchgeführt wird. Der demografische 


500 | o Ts Tom on I m [wa 
2.52 
2.50 


Tabelle 10.10: Veränderung der Struktur der Erwerbsbevölkerung bei kon- 
stanter Gesamtzahl potenziell Erwerbstätiger im Szenario senior jobs 
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Wandel fiihrt zu einer Steigerung des Lohns junger Arbeiter, wohingegen 
der Lohn alter Arbeiter sinkt. Eine Reduktion der Anzahl junger Erwerbs- 
fahiger lässt zunächst die Arbeitslosenrate junger Arbeiter bei konstanter 
Beschäftigung sinken. Die Reduktion von u, führt zu einer höheren Wieder- 
einstellungswahrscheinlichkeit junger Arbeiter und deren Alternativeinkom- 
men steigt. Dies lässt wiederum in der nächsten Lohnverhandlung den Lohn 
junger Arbeiter steigen, wodurch die Beschäftigung reduziert wird. Durch 
den gestiegenen Lohn steigt auch das Arbeitslosengeld aufgrund der kon- 
stanten Lohnersatzquote. Wie bereits im Szenario junior jobs ausführlich 
beschrieben, resultiert daraus eine vertikale Lohnsetzungskurve für junge 
Arbeiter im w, u;-Diagramm. Die Arbeitslosenrate bleibt im Endeffekt kon- 
stant. Der Anstieg der Anzahl alter potenziell Erwerbstätiger impliziert hin- 
gegen bei gleicher Beschäftigung eine höhere Arbeitslosenrate dieser Grup- 
pe. Dies führt zu einer Reduktion des Alternativeinkommens alter Arbeiter, 
wodurch bei der nächsten Lohnverhandlung der Lohn we sinkt. Dadurch 
sinkt auch das Arbeitslosengeld für alte Arbeiter. Folglich resultiert daraus 
eine vertikale Lohnsetzungskurve im wa, ua-Diagramm, die Arbeitslosenrate 
ua bleibt insgesamt konstant. Dies bedeutet, nicht nur die Arbeitslosenrate 
Junger Arbeiter ist von der Bevölkerungsentwicklung unabhängig, sondern 
ebenfalls die Arbeitslosenrate alter Arbeiter. Grund hierfür ist die Zusam- 
mensetzung des Alternativeinkommens alter Arbeiter. Im Fall junior jobs 
wurde dies unter anderem determiniert durch den Lohn junger Arbeiter: 
T = w (1 — uz (1 — p,)). Im Szenario senior jobs bildet sich das Alterna- 
tiveinkommen jedoch durch: vz = wa (1 — ue (1 — P,)). Die Interdependenz 
des Alternativeinkommens alter Arbeiter mit dem Lohn junger Arbeiter be- 
steht in diesem Fall nicht. Fiir das Alternativeinkommen junger Arbeiter, 
welches in beiden Szenarien gleich ist, besteht solch eine Interdependenz 
ohnehin nicht: 0, = wı (1 — u, (1 — p,)). Folglich ergibt sich für die Lohn- 
setzungskurve alter Arbeiter ebenso wie fiir die Lohnsetzungskurve junger 
Arbeiter eine Vertikale. 

Die Richtung der Reaktion der Löhne junger und alter Arbeiter stimmt 
mit der Richtung der Reaktion im Szenario junior jobs überein. Die Ergeb- 
nisse der Simulation im Fall junior jobs mit œ = 0,9 sind in Tabelle 10.11 
dargestellt. Die Löhne junger Arbeiter steigen, während die Löhne alter 
Arbeiter sinken. Aus den bereits dargelegten Gründen bleibt die Arbeits- 
losenrate junger Arbeiter konstant. Im Fall junior jobs steigt hingegen die 
Arbeitslosenrate alter Arbeiter. Dies bedeutet, die Lohnreduktion kompen- 
siert die anfänglich steigende Arbeitslosenrate aufgrund der höheren Anzahl 
potenziell alter Erwerbstätiger nicht vollkommen. 
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Tabelle 10.11: Veränderung der Struktur der Erwerbsbevölkerung bei kon- 
stanter Gesamtzahl Erwerbsfähiger im Szenario junior jobs 


Die Alterung der Gesellschaft verändert nicht nur die Struktur der Er- 
werbsbevölkerung, sondern führt darüber hinaus zu einer Reduktion der 
Gesamtzahl der Erwerbsfähigen. Modelltheoretisch bedeutet dies neben der 
Erhöhung der Relation L/L, eine Reduktion der Summe von Lı + Lə. 
Die Simulation im Szenario senior jobs liefert in der Tendenz die gleichen 
Ergebnisse wie die Modellierung einer veränderten Struktur der Erwerbs- 
bevölkerung bei einer konstanten Gesamtzahl Erwerbsfähiger (siehe Tabelle 
10.12). Der Lohn junger Arbeiter steigt, während der Lohn alter Arbeiter 


u Tau 


Li =L=1 2,52 


Tabelle 10.12: Veränderung der Struktur der Erwerbsbevölkerung mit Re- 
duktion der Gesamtzahl Erwerbsfähiger im Szenario senior jobs 


sinkt. Die Arbeitslosenraten beider Gruppen bleiben wiederum unverändert, 
wobei die zuvor dargestellte Intuition dieses Resultates weiterhin gilt. Der 
Lohn junger Arbeiter ist im Fall einer Reduktion der Summe von Lı + Lz hö- 
her im Vergleich zum Szenario mit konstanter Gesamtzahl Erwerbsfähiger. 
Zu vergleichen sind Veränderungen von Lı und Lz, bei denen der Abstand 
zwischen Lı und Lz in beiden Fällen gleich sind. Dies ist demnach der Ver- 
gleich der Simulation mit Lı = 0,8 und Ly = 1 mit der Simulation L, = 0,9 
und La = 1,1 sowie der Vergleich von Lı = 0,6 und Lz = 1 mit der Simu- 
lation Lı = 0,8 und La = 1,2 aus den Tabellen 10.12 und 10.10. Bei diesen 
zu vergleichenden Varianten sinkt im Fall einer Reduktion der Summe von 
Lı + La die Gesamtzahl junger Erwerbsfähiger Lı stärker als im Fall mit 
konstanter Gesamtzahl Erwerbsfähiger Lı + La. Folglich sinkt bei gleicher 
Beschäftigung zunächst die Arbeitslosenrate u, stärker, wodurch wiederum 
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das Alternativeinkommen dieser Gruppe relativ stärker steigt. Somit steigt 
in der nächsten Lohnverhandlung der Lohn w; stärker. Für die Reaktion 
des Lohns alter Arbeiter kann indes solch ein Zusammenhang nicht festge- 
stellt werden. Bei einer geringen Bevölkerungsveränderung (Vergleich der 
Simulation mit Lı = 0,8 und Ly = 1 mit der Simulation Lı = 0,9 und 
Lə = 1,1) ist der Lohn alter Arbeiter in der Variante mit einer Reduktion 
von Lı + Lə höher als in der Variante mit konstanter Summe Lı + Lə. Für 
den Fall einer stärkeren Bevölkerungsveränderung gilt dies hingegen nicht. 
Der Vergleich der Simulation Lı = 0,6 und L} = 1 mit der Simulation 
Lı = 0,8 und Ls = 1,2 liefert einen höheren Lohn we in der Variante mit 
konstanter Summe L + Lə. 


10.3.3 Konstantes Arbeitslosengeld statt konstanter 
Lohnersatzquote 


In der bisherigen Analyse wurden jeweils konstante Lohnersatzquoten p; 
mit 7 = 1,2 unterstellt. Dies bedeutet, eine arbeitslose Person bekommt 
einen konstanten Bruchteil eines bestimmten Marktlohns als Arbeitslosen- 
unterstützung ausbezahlt. Der anzusetzende Lohn bei alten Arbeitslosen 
wird dabei dadurch determiniert, ob das Szenario junior jobs oder senior 
jobs unterstellt wird. Die Modellierung einer konstanten Lohnersatzquote 
ist in der Empirie zu vergleichen mit der Gewährung des sogenannten Ar- 
beitslosengeldes I, geregelt im dritten Sozialgesetzbuch. Demnach hat eine 
arbeitslos gewordene Person in der Regel Anspruch auf 60 Prozent (ohne 
Kinder) bzw. 67 Prozent (mit Kindern) des im letzten Jahr des jeweiligen 
Beschäftigungsverhältnisses erzielten Nettoentgelts (siehe Paragraphen 129 
und 130, SGB III). Das Arbeitslosengeld I wird in der Regel für die Dauer 
von zwölf Monaten gewährt. Im Anschluss daran besteht hingegen lediglich 
Anspruch auf eine Grundsicherung, das sogenannte Arbeitslosengeld II, ge- 
regelt im zweiten Sozialgesetzbuch. Diese Grundsicherung beläuft sich auf 
einen festen Betrag, unabhängig vom zuvor erzielten Erwerbseinkommen. 
Laut Paragraph 20 des zweiten Sozialgesetzbuchs werden in der Regel pro 
Person 345 Euro pro Monat gewährt. Dies würde demnach nicht mit der 
Modellierung einer konstanten Lohnersatzquote übereinstimmen. Vielmehr 
müsste eine konstante Lohnersatzleistung, anders gesprochen ein konstan- 
tes Arbeitslosengeld, modelliert werden (siehe beispielsweise Layard, Nickell 
und Jackman, 1991 und Michaelis, 1998). 

In der vorliegenden Untersuchung impliziert dies einen konstanten Para- 
meter b; statt eines konstanten Parameters p;, was wiederum eine veränderte 
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Modellierung des Alternativeinkommens beider Gruppen zur Folge hat. Das 
Alternativeinkommen der Gruppe i wird dargestellt durch: 


U; = (1 = Uj) v (W;) + u;V (b;) ; (10.54) 


Für einen jungen Arbeiter ergibt sich bei weiterhin unterstellten linearen 
Nutzenfunktionen sodann: 


Vi = W1 — U (wy = bı) . (10.55) 


Unterstellt man das Szenario junior jobs mit W = wı, so modifiziert sich 
das Alternativeinkommen eines alten Arbeiters zu: 


Vo = W1 — U2 (wy = ba) ‘ (10.56) 


Das konstante Arbeitslosengeld junger bzw. alter Arbeiter wird hierbei 
durch bı bzw. ba beschrieben. In der anschließend dargestellten Simulation 
kann dadurch zwischen einem gleichen und einem unterschiedlichen Arbeits- 
losengeld für junge und alte Arbeiter unterschieden werden. 

Unter Berücksichtigung der Alternativeinkommen junger und alter Ar- 
beiter, Gleichungen (10.55) und (10.56), ergibt sich folgendes Gleichungs- 
system: 


TE alb (1—8) +y (1 — B)] w (w, - u (wi — b1)) 


ayw + 6 (wa — (wy — uz (w1 — b2))) (10.57) 

_ BU- +i — Bw (wi — uz (wı — be)) 
n= TET) O O 
w = y [(1 — u) Li] - [(1 — ue) Lo}? (10.59) 
w = ô |(1 — u2) Le]? - [(1 — w) Ll”. (10.60) 


Die Ausgangswerte der Simulation bleiben weitgehend bestehen: 
a=1 


y=0,3 
ô = 0,3 
bı = 0,2 
bo = 0,2 
bel 
I, =1 


B=0,5. 
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Es existiert keine konstante Lohnersatzquote p; mehr, dafür jedoch für jede 
Gruppe ein konstantes Arbeitslosengeld b, bzw. b}. Das Arbeitslosengeld 
wird zunächst für beide Gruppen gleich modelliert und mit 0,2 festgelegt. 
Wichtig bei der numerischen Bestimmung des Arbeitslosengeldes ist hin- 
gegen die Notwendigkeit, das Arbeitslosengeld niedriger anzusetzen als die 
durch die Simulation determinierten Löhne. Diese sind zwar a priori nicht 
bekannt. Zieht man jedoch Erfahrungswerte vorhergehender Simulationen 
heran, so wird ein Wert von 0,2 mit Sicherheit in der Ausgangssimulation 
unterhalb der endogen zu bestimmenden Löhne liegen, was im Folgenden 
auch deutlich wird. 

Die Simulation des Gleichungssystems (10.57) bis (10.60) liefert gleiche 
Löhne für junge und alte Arbeiter (wı = wa = 0,3970), woraus wiederum 
gleiche Arbeitslosenraten resultieren (ul = u = 0,5037). Dieses konsis- 
tente Ergebnis steht in Übereinstimmung mit den vorherigen Simulationen. 
Gleiche ökonomische Charakteristika der beiden Gruppen sowie eine Gleich- 
gewichtung beider Gruppen durch die Gewerkschaften ergeben gleiche Löh- 
ne und gleiche Arbeitslosenraten. Ein Vergleich der absoluten Werte kann 
hingegen nicht durchgeführt werden, da die hier modellierte absolute Hö- 
he des Arbeitslosengeldes ansonsten exakt mit einer Lohnersatzquote von 
0, 6 korrespondieren müsste, wie in den vorherigen Simulationen unterstellt. 
Folglich sind die absoluten Werte nicht miteinander zu vergleichen. 

Wie reagieren hingegen die Löhne und Arbeitslosenraten, wenn die Ge- 
werkschaft gemäß einer Senioritätsregel handelt und den Nutzen alter Ar- 
beiter in ihrer Nutzenfunktion höher bewertet? Die Ergebnisse einer Re- 
duktion des Gewichtungsfaktors a sind in Tabelle 10.13 festgehalten. Die 


a I wi | ws Torf m I m [w/a | 
-0,9 [0,3721 | 0, 4032 | 1,0836 | 0, 4504 |0,4928 | 1,0941 | 
0, 4160 
0,8 | 0, 3435 | 0, 4083 | 1, 1885 | 0, 3740 
0,75 1, 4257 
1, 3264 


Tabelle 10.13: Reduktion von alpha bei konstantem Arbeitslosengeld 


Anwendung einer Senioritätsregel der Gewerkschaft führt zu einem höhe- 
ren Lohn für alte Arbeiter im Vergleich zum Lohn junger Arbeiter. Daraus 
resultiert folglich eine höhere Arbeitslosenrate alter Arbeiter gegenüber der 
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Arbeitslosenrate junger Arbeiter. Diese Resultate stimmen mit den Ergeb- 
nissen im Fall einer konstanten Lohnersatzquote iiberein, siehe Tabelle 10.1. 
Die Richtung der Reaktion von wı, u, sowie ua ist identisch mit den Re- 
sultaten im Fall einer konstanten Lohnersatzquote. Der Lohn alter Arbeiter 
Wa steigt hingegen im Fall eines konstanten Arbeitslosengeldes, während 
bei einer konstanten Lohnersatzquote w sinkt, was wie folgt zu erklären 
ist: Die Reduktion des Gewichtungsfaktors a reduziert den ausgehandelten 
Lohn w, somit sinkt die Arbeitslosenrate u,;. Der geringere Lohn w re- 
duziert das Alternativeinkommen alter Arbeiter 02 = wı — w(wı — be). 
Jedoch steigt durch die höhere Beschäftigung junger Arbeiter aufgrund 
der positiven Kreuzableitungen der unterstellten Produktionstechnologie 
F (Ni, Na) = N}. N? der Grenzertrag der alten Arbeiter. Demnach steigt 
die Beschäftigung dieser Gruppe und die Arbeitslosenrate uz sinkt, was wie- 
derum das Alternativeinkommen alter Arbeiter steigen lässt. Im Endeffekt 
steigt der Lohn ws, folglich dominiert der zweite Effekt, das Alternativein- 
kommen alter Arbeiter steigt. 


Erhöhung des Arbeitslosengeldes 

In der politischen Szenerie wird die Diskussion geführt, ob das bereits er- 
wähnte Arbeitslosengeld II von in der Regel 345 Euro pro Monat zu niedrig 
angesetzt ist und erhöht werden müsste, um dem Charakter einer Grundsi- 
cherung gerecht zu werden. Diese sozialpolitische Diskussion soll hier nicht 
nachvollzogen werden und insbesondere soll hier nicht auf das Für und Wi- 
der einer Erhöhung der Grundsicherung eingegangen werden. Vielmehr wird 
analysiert, welche Auswirkungen eine Erhöhung des Arbeitslosengeldes auf 
die Löhne und Arbeitslosenraten junger und alter Arbeiter erzeugt. Dabei 
ist zu beachten, dass in der vorliegenden Analyse keine Unterscheidung zwi- 
schen einem einjährigen Bezug von Arbeitslosengeld I mit einer konstanten 
Lohnersatzquote und einer anschließenden Gewährung eines fixen Betrags 
an Arbeitslosengeld II getroffen wird. Alle Arbeitslosen beziehen eine Ar- 
beitslosenunterstützung, modelliert entweder als konstante Lohnersatzquote 
oder als ein konstantes Arbeitslosengeld, wie in der jetzt besprochenen Si- 
mulation. 

In dem verwendeten Analyserahmen wird eine Erhöhung des Arbeitslo- 
sengeldes modelliert durch einen Anstieg der Parameter bı und bz, sofern ein 
einheitliches Arbeitslosengeld für alle Arbeitslosen gezahlt wird. Die Resul- 
tate sind in Tabelle 10.14 dargestellt. Eine Erhöhung des Arbeitslosengeldes 
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Up fu 
1,0 


‘0 1,0 


Tabelle 10.14: Erhöhung des Arbeitslosengeldes für junge und alte Arbeiter 


führt zu einer Erhöhung der Löhne junger und alter Arbeiter, was in Über- 
einstimmung mit der Theorie der Lohnverhandlungen steht. Wie bereits 
mehrfach erwähnt wurde, ist der zwischen Gewerkschaft und Unternehmen 
ausgehandelte Lohn in der Theorie ein mark-up auf das Alternativeinkom- 
men (siehe beispielsweise Carlin und Soskice, 1990; Layard, Nickell und 
Jackman, 1991; Michaelis, 1998 sowie Jerger und Michaelis, 1999). Das Al- 
ternativeinkommen wiederum ist eine positive Funktion des Arbeitslosen- 
geldes. Gewichtet die Gewerkschaft den Nutzen beider Gruppen in ihrer 
Nutzenfunktion gleich mit a = 1, so steigen die Löhne beider Gruppen 
jeweils im gleichen Ausmaß. Dieses Resultat ist konsistent, da das Arbeits- 
losengeld für beide Gruppen gleich hoch ist. Alle weiteren ökonomischen 
Charakteristika der beiden Gruppen sind identisch. Folglich hat die Höhe 
des Arbeitslosengeldes lediglich einen Einfluss auf das Niveau der Löhne bei- 
der Gruppen. Eine Veränderung impliziert hingegen keine unterschiedliche 
Entwicklung. Die höheren Löhne aufgrund eines höheren Arbeitslosengeldes 
führen zu einem Anstieg der Arbeitslosenraten, wobei die Arbeitslosenraten 
beider Gruppen jeweils im gleichen Verhältnis steigen, als Reaktion auf die 
identisch gestiegenen Löhne. 


Erhöhung des Arbeitslosengeldes für alte Arbeiter 

Wie bereits erwähnt, wird sozialpolitisch oftmals gefordert, ältere Per- 
sonen bezüglich der Arbeitslosenunterstützung gegenüber jüngeren Perso- 
nen besserzustellen. Zum einen aufgrund der sehr geringen Wiedereinstel- 
lungswahrscheinlichkeit, zum anderen aufgrund der über einen langen Zeit- 
raum ihrer Erwerbstätigkeit geleisteten Beiträge zur Arbeitslosenversiche- 
rung. Auch hierbei soll das Für und Wider einer solchen Forderung nicht 
eingehender diskutiert werden. Vielmehr wird analysiert, wie die Löhne und 
Arbeitslosenraten junger und alter Arbeiter reagieren, wenn alte Arbeiter 
ein höheres Arbeitslosengeld im Vergleich zu jüngeren Arbeitslosen erhal- 
ten. In dem vorliegenden Analyserahmen bedeutet dies: b» > bı. Die Re- 
sultate der Simulation sind in Tabelle 10.15 festgehalten. Ein Anstieg des 
Arbeitslosengeldes alter Arbeiter b bei konstantem Arbeitslosengeld für 
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b,= 0, 08; 0, 3477 | 0, 3588 | 1,0317 | 0,3247 | 0,3454 | 1, 0639 
bo= 0,12 
b;= 0,05; 0, 3370 | 0,3634 | 1,0782 | 0,2935 | 0,3448 | 1,1746 
b= 0,15 


Tabelle 10.15: Erhöhung des Arbeitslosengeldes fiir alte Arbeitslose 


u u2 fu; 
I 9 9 
) ? ) 
9 } 
? 
I 
I I 


junge Arbeiter b, führt zu einem Anstieg des Lohns alter Arbeiter. Der 
ausgehandelte Lohn ist ein mark-up auf das Alternativeinkommen, welches 
eine positive Funktion des Arbeitslosengeldes ist. Ein höherer Lohn impli- 
ziert wiederum eine steigende Arbeitslosenrate alter Arbeiter. Der Lohn 
junger Arbeiter sinkt, obwohl das Arbeitslosengeld b, konstant geblieben 
ist, was wie folgt zu erklären ist: Die steigende Arbeitslosenrate alter Ar- 
beiter impliziert eine geringere Beschäftigung dieser Gruppe. Aufgrund der 
positiven Kreuzableitungen der Produktionstechnologie reduziert eine ge- 
ringere Beschäftigung alter Arbeiter den Grenzertrag der jungen Arbeiter. 
Deren Beschäftigung sinkt dadurch ebenfalls und somit steigt die Arbeitslo- 
senrate u1. Dies reduziert jedoch das Alternativeinkommen junger Arbeiter 
VD, = W — u (w — b1), wodurch der Lohn w; sinkt. 

Die Simulation einer Erhöhung von b bei gleichzeitiger Reduktion von 
bı erzeugt folgende Resultate: Der Lohn junger Arbeiter sinkt. Neben dem 
zuvor dargestellten Effekt sinkt das Alternativeinkommen zusätzlich durch 
die Reduktion von bı, wodurch wı abermals sinkt. Die Reduktion von w 
führt zu einer geringeren Arbeitslosenrate junger Arbeiter. Dies bedeutet, 
der zusätzliche Effekt der Reduktion von bı und die damit verbundene stär- 
kere Reaktion von w, überkompensiert den zuvor dargestellten ursprüngli- 
chen Anstieg von uı. Der Lohn alter Arbeiter steigt mit dem Arbeitslosen- 
geld bz, während die Arbeitslosenrate uz sinkt. Im Fall der Erhöhung von 
b> ohne gleichzeitige Reduktion von b, stieg hingegen die Arbeitslosenrate 
ua. Die geringere Arbeitslosenrate u, und die daraus resultierende höhere 
Beschäftigung junger Arbeiter erhöht den Grenzertrag alter Arbeiter, wor- 
aufhin deren Beschäftigung steigt. Die dadurch ausgelöste Reduktion von 


10.3. Simulation 209 


ug tiberkompensiert den Anstieg von uz aufgrund des gestiegenen Lohns 
wa. Interessant ist indes folgendes: Eine Erhöhung des Arbeitslosengeldes 
alter Arbeiter führt zu einer weniger starken Lohnerhöhung für alte Ar- 
beiter, wenn das Arbeitslosengeld junger Arbeiter reduziert wird, statt es 
konstant zu halten. Das Alternativeinkommen alter Arbeiter wird unter an- 
derem durch den Lohn junger Arbeiter determiniert. Dieser sinkt stärker, 
wenn das Arbeitslosengeld b, reduziert wird. Die Reduktion des Lohns w, 
reduziert das Alternativeinkommen alter Arbeiter, wodurch die Lohnerhö- 
hung aufgrund des gestiegenen Arbeitslosengeldes b teilweise kompensiert 
wird. 


Auswirkungen des demografischen Wandels bei konstantem Arbeitslosen- 
geld 

Wie reagieren die Löhne und Arbeitslosenraten junger und alter Arbei- 
ter auf den demografischen Wandel, wenn die Gewährung eines konstanten 
Arbeitslosengeldes unterstellt wird? Tabelle 10.16 zeigt die Resultate der Si- 
mulation, bei der die demografische Entwicklung modelliert wird durch eine 
Erhöhung der Relation alter zu junger Erwerbsfähiger L/L, bei gleichzei- 
tigem Rückgang der gesamten potenziellen Erwerbsbevölkerung. Darüber 
hinaus wird für beide Gruppen ein identisches Arbeitslosengeld unterstellt. 
Außerdem wird angenommen, die Gewerkschaft handle gemäß einer Senio- 
ritätsregel und gewichte die Interessen alter Arbeiter höher. Im Ergebnis 

Wy 


a = 0,9; w2 w/w u U2 U2 /Uy 
mi, 
1,3078 
Ly =0,7;Ly=1 1,4423 


Tabelle 10.16: Auswirkungen des demografischen Wandels bei konstantem 
Arbeitslosengeld 


steigen die Löhne beider Gruppen, wobei die Relation w/w, sinkt. Die 
Arbeitslosenrate junger Arbeiter sinkt, wohingegen die Arbeitslosenrate al- 
ter Arbeiter steigt, was folglich einen Anstieg der Relation u2/u; nach sich 
zieht. Die Reaktionen von wı, w2 und u, sowie der jeweiligen Relationen 
verlaufen in die gleiche Richtung wie dies im Szenario mit einer konstanten 
Lohnersatzquote der Fall war. Die Reduktion der Zahl junger Erwerbsfähi- 
ger lässt bei gleicher Beschäftigung ceteris paribus die Arbeitslosenrate u 
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sinken. Die Verhandlungsposition der Gewerkschaft verbessert sich, das Al- 
ternativeinkommen dieser Gruppe steigt. Folglich steigt in der nächsten Ver- 
handlung der Lohn w. Mit steigendem Lohn sinkt wiederum die Beschäf- 
tigung. Im Gegensatz zur Variante mit konstanter Lohnersatzquote sinkt 
hingegen im Endeffekt die Arbeitslosenrate u, und bleibt nicht konstant. 
Das Arbeitslosengeld wird nicht erhöht, da im jetzigen Fall ein konstantes 
Arbeitslosengeld statt einer konstanten Lohnersatzquote modelliert wird. 
Dies bedeutet, die Lohnsetzungskurve ist in diesem Fall keine Vertikale im 
w, Ui-Diagramm. Wie bereits angemerkt, liegt der Grund für eine vertikale 
Lohnsetzungskurve in der Modellierung einer konstanten Lohnersatzquote. 
Somit weist die Lohnsetzungskurve hier den typischen fallenden Verlauf auf. 
Die Arbeitslosenrate junger Arbeiter wird folglich durch die Bevölkerungs- 
entwicklung beeinflusst. Darüber hinaus steigt durch den Anstieg des Lohns 
w, das Alternativeinkommen alter Arbeiter. Somit steigt der ausgehandelte 
Lohn wz, was wiederum zu einem Anstieg der Arbeitslosenrate us, führt. 


Kapitel 11 


Zusammenfassung 


In diesem Teil der Arbeit wurden die Auswirkungen des demografischen 
Wandels der Gesellschaft auf Lohnverhandlungen und Arbeitslosigkeit mo- 
delltheoretisch analysiert. Die wissenschaftliche Literatur über den Einfluss 
der Kohortengröße auf die altersspezifische Arbeitslosigkeit zeigt tendenziell 
einen nachteiligen Einfluss der Kohortengröße auf Beschäftigung und Lohn 
einer Kohorte. Jedoch untersuchen die empirischen Studien den Einfluss des 
“Baby-Booms” mit einem Anstieg der Relation des Anteils junger zu alter 
Personen. Die zukünftige demografische Entwicklung verändert die Bevöl- 
kerungsstruktur hingegen in die entgegengesetzte Richtung. Der Anteil alter 
Personen steigt, während der Anteil junger Personen sinkt. Aufgrund von 
Rigiditäten insbesondere auf dem Arbeitsmarkt ist jedoch nicht von einer 
symmetrischen Wirkung auszugehen. Darüber hinaus bleibt der Lohnbil- 
dungsprozess in diesem Literaturstrang weitgehend unberücksichtigt. 

In dem hier dargestellten Modell von Pissarides (1989) wird der Lohn- 
bildungsprozess explizit modelliert. Gewerkschaften und Unternehmen ver- 
handeln simultan über Löhne und Beschäftigung. Der demografische Wan- 
del der Gesellschaft wird modelliert als Veränderung der Altersstruktur der 
Beschäftigten. Zudem agieren die Gewerkschaften gemäß einer Senioritäts- 
regel. Die Interessen alter Arbeiter werden von ihnen höher gewichtet als die 
Interessen junger Arbeiter. Der von Pissarides (1989) verwendete Ansatz der 
effizienten Kontrakte liefert teilweise unorthodoxe Resultate. Beispielsweise 
führt die Alterung der Gesellschaft zu einer Reduktion sowohl der Löhne 
als auch der Arbeitslosenraten junger und alter Arbeiter. 

In der Praxis der Tarifverhandlungen sind in der Regel keine effiziente 
Kontrakte im Sinne verbindlicher Vereinbarungen über Löhne und Beschäf- 
tigung zu beobachten. Selbst wenn die Beschäftigung Gegenstand von Ta- 
rifverhandlungen ist und auch in bestimmten Fällen der Verzicht betriebs- 
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bedingter Kiindigungen vereinbart wird, so behalten sich die Unternehmen 
doch weitgehend das wenn auch teilweise eingeschränkte Recht der Wahl 
der Beschäftigung vor. In der wissenschaftlichen Theorie werden Verhand- 
lungen von Gewerkschaften und Unternehmen über den Lohn in Right-to- 
Manage-Ansätzen modelliert. Den Unternehmen obliegt dabei das exklusive 
Recht der Wahl der gewinnmaximalen Beschäftigung gemäß des ausgehan- 
delten Lohns. In der vorliegenden Arbeit wurden die bei Pissarides (1989) 
analysierten Fragestellungen mit einem hier entwickelten Right-to-Manage- 
Modell untersucht. Als Resultat muss konstatiert werden, dass die Ergebnis- 
se bei Pissarides (1989) mit einem Right-to-Manage-Ansatz nicht bestätigt 
werden können. Infolge des demografischen Wandels der Gesellschaft steigen 
beispielsweise die Löhne beider Gruppen, wohingegen die Arbeitslosenrate 
junger Arbeiter aufgrund der Modellierung einer konstanten Lohnersatzquo- 
te konstant bleibt und die Arbeitslosenrate alter Arbeiter steigt. Folglich ist 
davon auszugehen, dass, anders als bei Pissarides (1989) prognostiziert, die 
Veränderung der Altersstruktur der Erwerbsbevölkerung die Altersarbeits- 
losigkeit verschärfen wird. 


Teil IV 


Schlussbemerkungen 
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In der vorliegenden Dissertation wurden die Arbeitsmarkteffekte des de- 
mografischen Wandels der Gesellschaft analysiert. Da im Rahmen einer 
Arbeit nicht alle Einflussbereiche erschöpfend untersucht werden können, 
lag der Fokus auf der Analyse einzelner interessanter Teilbereiche. Der de- 
mografische Wandel der Gesellschaft erzeugt vielfältige volkswirtschaftliche 
Kosten. Beispielsweise entsteht aufgrund der sinkenden Erwerbsbevölkerung 
eine Sozialproduktslücke. Die Arbeitsproduktivität wird in Zukunft erheb- 
lich steigen müssen, um die derzeitige Gütermenge pro Kopf auch der zu- 
künftigen Gesamtbevölkerung bereitstellen zu können (siehe Börsch-Supan, 
2003). In diesem Zusammenhang wurde in Teil II die Frage analysiert, wie 
die Individuen auf den demografischen Wandel und die zu erwartenden Po- 
litikmaßnahmen mit ihrer Entscheidung über die Investition in das eigene 
Humankapital reagieren. Dazu wurden die Determinanten der individuel- 
len Ausbildungsentscheidung in einem OLG-Modell herausgearbeitet, um 
zu untersuchen, wie die Individuen auf bestimmte Maßnahmen der Politik 
reagieren. 

Zur Reduktion der Kosten des demografischen Wandels ist indes nicht 
nur eine höhere Arbeitsproduktivität notwendig, darüber hinaus werden die 
Menschen auch später in den Ruhestand eintreten müssen. Dies erhöht zum 
einen das Arbeitsangebot und entlastet zum anderen die Sozialkassen. In 
der Literatur wird die in der Realität bestehende Interdependenz der Hu- 
mankapitalbildung und der Renteneintrittsentscheidung nicht ausreichend 
berücksichtigt. Die Modellerweiterung des Kapitels 7 sollte einen Beitrag 
leisten, diese Lücke zumindest teilweise zu schließen. Dazu wurde die Ren- 
teneintrittsentscheidung endogenisiert, so dass die Individuen simultan über 
ihre Ausbildungszeit und über den Zeitpunkt ihres Eintritts in den Ruhe- 
stand entscheiden. Als Resultat kann festgehalten werden, dass die Indivi- 
duen infolge des demografischen Wandels der Gesellschaft ihre Humanka- 
pitalbildung erhöhen und den Renteneintritt nach hinten verschieben wer- 
den. Für die Politik kann diese endogene Reaktion der Individuen als gute 
Nachricht bezeichnet werden, da die Finanzierungsprobleme der gesetzlichen 
Rentenversicherung durch die veränderten Entscheidungen der Individuen 
abgemildert werden. Ein späterer Renteneintritt reduziert beispielsweise die 
Zahlungen aus der gesetzlichen Rentenversicherung und erhöht gleichzeitig 
die Einnahmen der gesetzlichen Rentenversicherung durch eine längere Zeit 
der Beitragszahlung der Individuen. 

Die Resultate der Analyse mit simultaner Ausbildungs- und Rentenein- 
trittsentscheidung differieren zu den Ergebnissen der Analyse ohne Berück- 
sichtigung der Renteneintrittsentscheidung. In der Untersuchung in Kapitel 


216 Schlussbemerkungen 


6 reduzieren die Individuen ihre Humankapitalbildung, wenn infolge des 
demografischen Wandels der Gesellschaft die spätere Rentenzahlung sinkt. 
Besteht für die Individuen hingegen die Option, ihren Renteneintritt als Re- 
aktion auf den demografischen Wandel nach hinten zu verschieben, so wird 
ein weiterer Wirkungsmechanismus erzeugt. Durch eine längere Arbeitspha- 
se steigt der Ertrag aus dem eigenen Humankapital, wodurch ein positiver 
Effekt auf die Humankapitalbildung erzeugt wird. Somit zeigt die vorliegen- 
de Analyse, dass die Literatur sich weiterentwickeln muss und die bisherige 
Nichtberücksichtigung der Interdependenz von Humankapitalbildung und 
Renteneintrittsentscheidung nicht weitergeführt werden sollte. Dies gilt um- 
so mehr, wenn zudem die Möglichkeit der Weiterbildung für die Individuen 
intergriert wird, die in dem hier verwendeten Modellrahmen nicht besteht. 
In der Realität ist die Humankapitalbildung indes nicht mit der Ausbildung 
abgeschlossen. Durch die Variation ihrer Weiterbildungsaktivitäten ist es 
den Individuen möglich, zu jedem Zeitpunkt auf Veränderungen zu reagie- 
ren. Die Berücksichtigung der Weiterbildung verstärkt eindeutig die Interde- 
pendenzen von Humankapitalbildung und Renteneintrittsentscheidung, was 
die Notwendigkeit der Weiterentwicklung der Literatur noch offensichtlicher 
werden lässt. 

Der demografische Wandel der Gesellschaft führt neben der Redukti- 
on der Erwerbsbevölkerung auch zu einer Verschiebung der Altersstruk- 
tur der Erwerbstätigen. Der Anteil junger Arbeiter wird sinken, während 
der Anteil alter Arbeiter steigen wird (siehe Arnds und Bonin, 2003 und 
Börsch-Supan, 2003). Die Alterung der Erwerbsbevölkerung hat Auswir- 
kungen auf die Entwicklung der Entlohnung des Faktors Arbeit. Für die 
meisten Industrieländer und insbesondere für Deutschland gilt es jedoch zu 
berücksichtigen, dass die Löhne nicht auf einem kompetitiven. Arbeitsmarkt 
gebildet, sondern durch Tarifverhandlungen zwischen Arbeitnehmer- und 
Arbeitgebervertretern ausgehandelt werden. Die Analyse im Teil III ging 
der Frage nach, welche Auswirkungen der demografische Wandel der Ge- 
sellschaft auf die Lohnbildung und die Arbeitslosenraten junger und alter 
Arbeiter erzeugt. Dabei wurde berücksichtigt, dass die Gewerkschaften als 
Lobbyisten der alten Arbeiter auftreten und deren Interessen relativ höher 
gewichten als die Interessen junger Arbeiter (siehe Schnabel und Wagner, 
2006a). Die theoretische Literatur ist auf diesem Gebiet nicht sehr weit 
fortgeschritten. Als maßgebliche Arbeit wurde im Kapitel 9 das Modell von 
Pissarides (1989) dargestellt. Der Lohnbildungsprozess wird bei Pissarides 
(1989) durch einen Ansatz der effizienten Kontrakte modelliert, bei dem 
Gewerkschaften und Unternehmen über den Lohn und die Beschäftigung 


Schlussbemerkungen 217 


verhandeln. Dieser Ansatz erzeugt teilweise unorthodoxe Ergebnisse. Bei- 
spielsweise lässt die Veränderung der Altersstruktur sowohl die Löhne als 
auch die Arbeitslosenraten junger und alter Arbeiter sinken, was nicht zu 
erwarten war. 

Bei dem in Kapitel 10 entwickelten Right-to-Manage-Modell verhandeln 
Gewerkschaften und Unternehmen lediglich über die Löhne. Die Entschei- 
dung über die Höhe der Beschäftigung junger und alter Arbeiter wird allein 
von den Unternehmen getroffen. Dieser Modellansatz wurde verwendet, da 
er in der Literatur als der bedeutsamere im Vergleich zum Ansatz der ef- 
fizienten Kontrakte angesehen wird. Die bei Pissarides (1989) erzeugten 
unorthodoxen Resultate konnten indes mit dem in dieser Arbeit entwickel- 
ten Right-to-Manage-Modell nicht bestätigt werden. Die Veränderung der 
Altersstruktur führt in dem Right-to-Manage-Modell beispielsweise zu hö- 
heren Löhnen für junge und alte Arbeiter, während die Arbeitslosenrate jun- 
ger Arbeiter aufgrund der Modellierung einer konstanten Lohnersatzquote 
konstant bleibt und die Arbeitslosenrate alter Arbeiter steigt. Demnach ist 
davon auszugehen, dass der demografische Wandel der Gesellschaft das Pro- 
blem der Altersarbeitslosigkeit verschärfen wird, anders als bei Pissarides 
(1989) mit einem sehr spezifischen Ansatz prognostiziert. Jedoch muss dabei 
berücksichtigt werden, dass bis dato kein geschlossenes theoretisches Modell 
existiert, das die Empirie des Lohnbildungsprozesses vollständig darstellen 
kann (siehe Franz, 2006). Die Auswirkungen der äußerst weitreichenden 
institutionellen Regelungen auf die erzielten Resultate sind nur schwer ab- 
zuschätzen. Hier besteht indes noch Bedarf an weiteren Untersuchungen, 
sowohl theoretisch als auch empirisch. 

Der demografische Wandel der Gesellschaft erzeugt vielfältige Auswir- 
kungen auf nahezu alle Bereiche der Volkswirtschaft. Insbesondere die Im- 
plikationen auf die Finanzpolitik, speziell die Auswirkungen auf die Sozi- 
alversicherungssysteme, sind in den 90er Jahren des vergangenen Jahrhun- 
derts bis hinein in die erste Hälfte der ersten Dekade dieses Jahrhunderts 
ausführlich analysiert worden. Die Arbeitsmarkteffekte des demografischen 
Wandels sind indes noch nicht erschöpfend untersucht. Wie wir gesehen 
haben, werden viele Teilbereiche des Arbeitsmarktes durch die demogra- 
fischen Entwicklungen beeinflusst. Im Rahmen einer einzigen Dissertation 
können diese mannigfaltigen Wirkungszusammenhänge nicht in Gänze ana- 
lysiert werden. Ziel der vorliegenden Arbeit war es, einen Beitrag dazu zu 
leisten, die Implikationen des demografischen Wandels der Gesellschaft auf 
bestimmte Teilbereiche des Arbeitsmarktes modelltheoretisch zu untersu- 
chen, um so der Politik wertvolle Hinweise auf die Anpassungsreaktionen 
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bei verschiedenen Maßnahmen zu liefern. Es bedarf indes noch weiterer 
theoretischer und empirischer Studien, um die Arbeitsmarkteffekte des de- 
mografischen Wandels vollständig analysieren zu können. 
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